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Ueber internationale Eheschliessung mit besonderer 
Berücksichtigung der geltenden Godificationen. 


Von 


Dr. iur. Ludwig Donle 


in Nürnberg. 


Abschnitt I. Die persönliche Fähigkeit zur Eheschliessung. 
81. Locus regit actum oder Personalstatut? 


I. Da nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen zu dem Ab- 
schlusse eines Rechtsgeschäfts ein rechtsabändernder Wille gehört, 
so tritt uns auch hier diese Frage entgegen und wir haben zu- 
vörderst diesen Willen in seinem Subjekte zu untersuchen. 

Vorwiegend hat sich die internationale Jurisprudenz dahin 
erklärt, dass zum Abschlusse einer Ehe zwischen Angehörigen 
verschiedener Nationen die persönliche Fähigkeit der Nupturien- 
ten nach den Gesetzen ihrer Heimath beurtheilt werden müsse. 
Die Regel locus regit actum ist hiemit aufgegeben. Man hat 
mit Recht erkannt, dass, so stark auch das Selbstgefühl und die 
Kraft der Gesetze im Eheschliessungsstaat sein mögen, doch auch 
dem Ausländer sein Recht geachtet werden müsse. Allein auch 


ein Selbstinteresse zwingt den Staat zur Beobachtung der auswär- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. Il. 1. 1 
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tigen Rechtsnormen. Erkennt der Staat eine von Ausländern 
in seinem Rechtsgebiete abgeschlossene, nach auswärtigem Rechte 
ungiltige Ehe an, so erwachsen ihm auch damit die Pflichten der 
Erhaltung der Familie. Denn der auswärtige Staat wird die Ehe 
nicht anerkennen und so der Gattin den Erwerb der auswärtigen 
Nationalität absprechen, was einen eventuellen Anspruch auf 
Armenpflege im Auslandsstaate abschneiden müsste. 

Die englische und nordamerikanische Doktrin freilich steht 
grösstentheils auf dem Standpunkte einer unbedingten Anwendung 
von locus regit actum). 

Es lässt sich allerdings für letzteres en die übergrosse 
Einfachheit geltend machen, will man die Fähigkeit der Nup- 
turienten nach dem Orte der Eheschliessung beurtheilen. Allein 
man verwechselt hier dann die Einfachheit der Anwendung und 
der Wirkung. Es liegt nicht im Zwecke des Rechts allein, sich 
möglichst einfach anwenden zu lassen. Es sollen vielmehr die 
hiedurch geschaffenen Rechtsverhältnisse möglichst klar liegen. 
Diesen Zweck verfolgt und erreicht aber eine Anwendung von 
locus regit actum in Beziehung auf die persönliche Fähigkeit 
nicht. Im Gegentheil die verschiedenenen, gegenseitigen Rekla- 
imationen seitens der Staaten würden bald aus jeder im Auslande 
geschlossenen Ehe eine Unmenge von Beschlüssen, Entschei- 
dungen hervorrufen. Ganz abgesehen davon wird kein Staat 
solche seinen Gesetzen zuwider abgeschlossene Ehen seiner An- 
gehörigen anerkennen. Er müsste sonst zweierlei Recht schaffen 


1) Story, Commentaries on the conflict of laws. Boston 1857. 8 113: 
The general principle certainly is, that between persons sui iuris, is to be 
decided by the law of the place, where it is celebrated. If valid there, it 
is valid every where. It has a legal obiquity of obligation. If invalid there, 
it is invalid every where. It is only necessary here to state, that is has 
received the most deliberate sanction of the English and American courts. 

Dudley Field: Outliness of an international code 2. edition. New-York- 
London 1876. 8 547: A marriage, valid according to the law of the place, 
where it is contracted is valid every where, and the issue of such a marriage 
is every where legitimate (bei Bar, Das intern. Pr. R. Hannover 1889, S. 441). 


| 
| 
| 
| 


| 
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mit alternativem Wahlrecht für den einzelnen. Seine Rechtsein- 
heit wird aber und soll kein Staat aufgeben '). 

Wenn Wharton seine Theorie der Herrschaft der Regel locus 
regit actum damit zu begründen versucht, dass unsere mannig- 
fachen Ehehindernisse nur einer Uebervölkerung vorbeugen sollen, 
während Amerika recht wohl einen Bevölkerungszuwachs bedürfe, 
so beruht dies schon in erster Linie auf einem gänzlichen Irrthum 
über die Geschichte der Ehehindernisse (vgl. Bar, Intern. Privatr. 
1, 443). Ferner wird aber kein Staat seine Gesetze zu Gunsten 
eines amerikanischen Vermehrungsbedürfnisses umgehen und um- 
stossen lassen. Wie Bar, a. a. OÖ. Bd. I S. 444 richtig bemerkt, 
hat diese von Wharton betonte Populationspolitik ihre Berech- 
tigung auch nur dann, wenn Nordamerika die in Betracht kom- 
menden Personen dauernd als seine Angehörigen behalten will, 
sie naturahsirt. 

Schliesslich öffnet dieser Grundsatz der Untergrabung aller 
Gesetze Thür und Thore. Will man ein Gesetz umgehen, so 
hat man nur nöthig, sich in ein anderes Rechtsgebiet zu begeben. 
Ein nationales Recht wird damit ausgeschlossen. Die fremden 
Rechtsnormen werden im fremden Rechtsgebiete über fremde 
Staatsangehörige zu herrschen beginnen. Es könnte der kleinste 
Staat durch eine vereinzelte Gesetzgebung das Recht sämmtlicher 
Staaten beherrschen. Welche Motive (der Geldsucht) dazu füh- 


!) Mommsen’s Vorschlag im civilistischen Archiv, Bd. 61, S. 197—202 
zwecks Aufstellung internationaler Grundsätze für die deutschen Gerichte: 
$ 1: Die Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuchs gelten für das 
Gebiet und die Angehörigen des deutschen Reichs, soweit nicht aus Staats- 
verträgen oder aus den nachfolgenden Bestimmungen Ausnahmen sich er- 
geben. 
$ 2: Die Rechtsfähigkeit und die Handlungsfähigkeit einer Person sind 
ohne Rücksicht auf den Ort, wo sie ihren Wohnsitz hat, nach dem Rechte 
des Staats zu beurtheilen, dem sie angehört. 
A. de Domin Petrushevecz, Precis d’un code du droit international 
8 177: La loi civile de l’etat dont l’individu est le sujet regle tout ce qui 
concerne l’etat et la capacite de sa personne. 


1* 
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ren könnten, solche Gesetze aufzustellen, wollen wir hier nicht 
weiter erörtern. 

Allerdings lenkt hier die nordamerikanische Theorie ein. So 
bemerkt Dudley Field: A marriage though vahd according to the 
place where it is contracted, will not be recognized as valid in 
any country, in which the circumstances of such marriage render 
the personal relation between the parties a crime. Allein ist 
hier auch Polygamie, Incest ausgeschlossen, so ist doch ver- 
gessen, dass das Reclıt nicht lediglich Strafe, sondern in weit 
höherem Maasse Schutz gewähren soll. Das gesammte Privat- 
recht gewährt aber zum grösseren Theile Rechtsschutz und auf 
demselben Standpunkte befindet sich die Ehegesetzgebung. Tur- 
batio sanguinis beispielsweise ist sicherlich kein Verbrechen und 
wäre hienach ein solches Ehehinderniss im Auslande gegebenen 
Falls leicht zu umgehen. | 

Auch das schweizerische Recht!) hat einen Schritt zu der 
nordamerikanischen Theorie hin gethan. Denn dadurch, dass das 
(sesetz eine zu erhebende Nichtigkeitsklage unbedingt davon ab- 
hängig macht, dass auch das Gesetz des Eheschliessungsortes sie 
gestattet, kommt den schweizerischen Eheerfordernissen doch nur 
subsidiäre Bedeutung zu. Dem schweizerischen Rechte ist bei sol- 
chen Ehen lediglich eine confirmative Bedeutung zugewiesen. Es 
wäre besser das „sowohl als auch“ des vorliegenden Paragraphen 
durch ein „entweder oder“ zu ersetzen. 

Wir vermögen uns also der nordamerikanischen Theorie 
keineswegs 'anzuschliessen. Dass allerdings der Ort der Ehe- 
schliessung in manchen Beziehungen eine Einwirkung haben kann, 
werden wir unten sehen. Interessant hinsichtlich seiner Stellung- 
nahme zur amerikanisch-englischen Theorie ist übrigens der Ent- 


ln En nn 


I) Schweiz. Ges. v. 24. Dez. 1874, Art. 54: Eine im Auslande unter der 
dort geltenden Gesetzgebung abgeschlossene Ehe wird nur dann als ungültig 
erklärt, wenn die dagegen erhobene Nichtigkeitsklage sowohl nach der Ge- 
setzgebung, unter welcher die Ehe abgeschlossen wurde als nach dem gegen- 
wärtigen Gesetze begründet ist. 
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wurf zu einem Vertrage zwischen mehreren der südamerikanischen 
Republiken, wo direkt das Prinzip locus regit actum auch für die 
persönliche Fähigkeit zum Eheabschlusse anerkannt ist. Für 
andere Rechtsgeschäfte soll dagegen hinsichtlich der persön- 
lichen Fähigkeit das Personalstatut gelten. Wir verwerfen mit 
dieser Aufstellung auch jene Inconsequenz !). 

In dem Folgenden werden wir sehen, dass prinzipiell sämmt- 
liche übrigen Gesetzgebungen unseren Standpunkt theilen, dass 
sich also die persönliche Fähigkeit zum Eheabschlusse nach der 
Heimat der Nupturienten bemesse. 

II. Die deutsche Reichsgesetzgebung hat bis jetzt über die 
Frage nach der Bestimmung der persönhchen Fähigkeit im inter- 
nationalen Rechtsverkehre noch keine Bestimmung getroffen. 
Weder das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 noch der Entwurf 
eines bürgerlichen Gesetzbuchs enthalten diesbezügliche Normen. 
Allerdings spricht der Entwurf in seinen Motiven zu $ 1334 von 
den Grundsätzen des internationalen Rechts. Allein Rechts- 
doktrinen sind keine Rechtsquellen und es bliebe zu wünschen, 
dass baldigst und mit Herausgabe des Entwurfs als geltenden 
Gesetzbuchs eine Regelung dieser Frage getroffen würde ?). 

Wir sind demnach noch auf unser particuläres Recht an- 
gewiesen. Das römische Recht kannte in unserem Sinne kein 


1) Entwurf zu einem Vertrage über internationales Civilrecht zwischen 
Argentinien, Bolivia, Brasilien, Chile, Paraguay, Peru, Uruguay (12. Febr. 1889): 

art 1: La capacidad de las personas se rige por las leyes de su 
domicilio. 

art 2: EI cambio de domicilio no altera la capacidad adquirida por 
emancipaciön, mayor edad, ö habilitaciön, judicial. 

art 11: La capacidad de las personas para contraer matrimonio, la 
forma del acto y la existencia y validez del mismo, se rigen por la ley del 
lugar en que se celebra. 

2) Die Motive zum Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuches sprechen 
bei Erörterung des $ 1334 von Grundsätzen des internationalen Privatrechts 
ohne selbständige Grundsätze darüber selbst aufzustellen. Im genannten 
$ 1334 ist allerdings direkt nur vom ehelichen Güterrechte die Rede. Allein 
der prinzipielle Standpunkt des Entwurfs ist an dieser Stelle doch zum Aus- 
druck gebracht. 
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internationales Recht. Wir finden wohl ein ius gentium. Allein 
ein Recht der Statutencollision ist bei den Römern nicht aus- 
gebildet. Erst die Völkerwanderung liess die eingewanderten Ger- 
manen im Gegensatz zu den unterworfenen Römern nach ihren 
angeborenen ‚Stammesrechten leben‘). Für das kanonische Recht 
verweisen wir aber auf die unten angeführte berühmte Stelle *). 
In ihren ausschlaggebenden Wirkungen auf. Eheschliessungen 
finden wir dort die statuta personalia voll anerkannt. Es ist 
daselbst nämlich der Fall klargelegt, dass ein Franke, wenn er 
sich nach fränkischem Rechte verehelichte, sich nicht vermöge 
der Herrschaft seines Personalstatuts über die Grenzen seines 
Heimathstaats hinaus bei bestehender erster Ehe in einem ande- 
ren Rechtsgebiete nochmals verehelichen könne. 

Das preussische Landrecht bestimmt die persönliche Fähig- 
keit eines Menschen nach der lex domicili und lässt eine zeit- 
weilige Abwesenheit aus seinem Wohnsitze noch nicht als Unter- 
werfung unter ein neues Rechtsgebiet gelten?). Unter der da- 
selbst erwähnten Gerichtsbarkeit erkennen wir nicht etwa bloss 
einen Gerichtsprengel, sondern es ist hier die der Person inhä- 
rierende Unterworfenheit unter heimathliches Recht zu verstehen. 
Es ist die rechtsbildende und die rechtsunterworfene Eigenschaft 
eines Menschen zu seinem Rechte, die ihn an dasselbe enge ver- 
knüpft, so dass es einer rechtsgültigen Entäusserung (durch 
Naturalisation im fremden Staate bedarf), um ihn in neue Rechts- 
bezieliungen einzukleiden. 

Eine weitere Anerkennung unserer Behauptungen finden wir 
im bayr. L.-R. I. 2, 17. Es bemisst in mere personalibus die 
Statuta in loco domieili. Es unterliegt hier allerdings noch die 
Eintheilung des Herrschaftsgebiets der Rechtsnormen der Unter- 
scheidung von iura realia personalia und mixta. Wie für die 


!) Vgl. Dernburg, Pandekten, Berlin 1888. I. S. 99 und die dort citirten. 
2) Cap. 1. X. 4. 1. 
°®) Pr. L.-R. Einl. $ 23. 24. 


Donle, Ueber internationale Eheschliessung etc. 7 


mere personalia, commentirt Kreittmayr!) selbst auch für die 
mixta, dass er schliesslich dafür hält, dass man vielmehr auf den 
Ort zu sehen habe, wovon die Handlung selbst oder die handelnde 
Person abhängt. Es ist also auch hier die persönliche Fähig- 
keit von dem Rechtsgebiete der Heimath in ihrer Rechts- und 
Handlungsfähigkeit abhängig gemacht?). Das badische Land- 
recht, basirend zum grössten Theile auf dem französischen code 
civil, bestimmt dessgleichen in Satz 3: Die Gesetze, welche den 
Zustand und die Rechtsfähigkeit der Personen bestimmen, er- 
strecken sich auf den Inländer selbst dann, wenn sie im Aus- 
lande sich aufhalten). | 

Das sächsische bürgerliche Gesetzbuch hat dessgleichen die 
Theorie des Personalstatuts angenommen. Es beurtheilt die in- 
ländischen wie ausländischen Rechtsgeschäfte in erster Linie nach 
Maassgabe der Fähigkeit der Contrahenten und stellt dieselbe 
nach ihrer Staatsangehörigkeit fest‘). Für den code civil, der 
noch ein grosses Rechtsgebiet auch ın Deutschland beherrscht, 
verweisen wir für jetzt als auch im weiteren auf die den ein- 
heimischen Oodificationen stets nachfolgenden auswärtigen Gesetz- 
gebungen, wo der code civil in seinem eigentlichen Herrschafts- 
gebiet, also bei Frankreich zu finden ist. 


1) Kreittmayr, Anmerkungen über den codicem Maxim. München 1759. 
LS. 117 8 XVII. 

2) Der Begriff der statuta mixta ist zu verwerfen. Die statuta realia 
sind nur desshalb begründet, weil es ungerechtfertigt wäre, eine im fremden 
Rechtsgebiet belegene Sache, die untrennbar als Immobilie mit ihm ver- 
bunden ist, aus seiner Rechtsterritorialität herauszureissen. Prinzipiell gibt 
und kann es nur statuta personalia geben. Wahrhaft rechtsfähiger Faktor 
kann nur der Mensch sein. Vgl. hiezu Rogron, Code civil Commentar, Paris 
1873: L’etat est la position des citoyens dans la societe une qualite & laquelle 
la loi attache certains droits et d’oü resulte la capacite. La capacite est le 
pouvoir de faire certains actes. Ces lois s’appellent personnelles parce qu'elles 
sont inherentes & la personne et la suivent partout. Dans la langue du droit 
les lois personnelles s’appellent statut personnel et les lois reelles statut reel. 

8) Bad. Landrecht (1809/10) Satz 3. 

*) Sächs. b. G.-B. S 6. 7. 8. 
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III. Wenden wir uns zunächst nach Frankreich. Auch 
hier sehen wir die persönliche Fähigkeit des einzelnen französischen 
Staatsangehörigen bemessen nach dem code civil auch dem Aus- 
lande gegenüber. Ist zwar nicht durch direkte Bestimmung dem 
Fremden umgekehrt Wahrung und Achtung seines Personalstatuts 
verbürgt, so erhellt dies doch aus Art. 11 des code civil indirekt. 
Denn mit der Gewährung derselben Rechte für den Fremden wie 
für den Einheimischen sind auch folgegemäss gleiche Berücksich- 
tigung der Personalstatuten demselben garantirt ?). Ä 

Interessant sind für den code civil die bei Meili, Die Codi- 
fication des internationalen Civil- und Handelsrechts, Leipzig 1891, 
S. 17 angegebenen historischen Vermerke, die erst nach und nach 
dem Fremden sein Personalstatut zugestehen. Ursprünglich war 
strikte Territorialität mit der Regel locus regit actum beab- 
sichtigt. 

Auf gleichem Standpunkte steht das österreichische bürger- 
liche Gesetzbuch?). Seine bürgerlichen Gesetze verbinden alle 
Staatsbürger der Länder, für welche sie kund gemacht wurden. 
Die Staatsbürger bleiben auch in Handlungen und Geschäften, 
die sie ausserhalb des Staatsgebiets vornehmen, an diese Gesetze 
gebunden, insoweit als ihre persönliche Fälugkeit, sie zu unter- 
nehmen, eingeschränkt wird und als diese Handlungen und Ge- 
schäfte zugleich in den österreichischen Ländern Folgen hervor- 
bringen sollen. Es verlangt also erstens, dass das allgemeine bürger- 
liche Gesetzbuch die Handlungsfähigkeit einschränken müsse, um 
für den Oesterreicher im Auslande in Betracht zu kommen. Natür- 
lich, denn die weitere Rechtssphäre schliesst alle engeren in sich. 
Es kann also das ausländische Recht nur dann mit dem öster- 


!) Code civil Art. 3: Les lois concernant l’etat et la capacit& des per- 
sonnes regissent les Francais m&me residant en pays &tranger. 

art 11: L’etranger jouira en France des mömes droits civils, que 
ceux qui sont ou seront accordes aux Francais par les traites de la nation 
& laquelle cet etranger appartiendra, vgl. hiezu Rogron a. a. OÖ, zu Art. 11. 

2) A. b. G.-B. $ 4. 34. 
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reichischen collidiren, wenn es grössere Befugnisse als das letztere 
gewährt. Zweitens aber müssen die abgeschlossenen Rechts- 
geschäfte auch eine rechtliche Wirkung in Oesterreich äussern 
können, um nach dem neuen bürgerhehen Gesetzbuch beurtheilt 
zu werden. Dies liegt aber in unserem Falle einer Eheschliessung 
vor. Denn durch Abschluss der Ehe wird ja eine neue Staats- 
angehörigkeit einer österreichischen Unterthanin erworben, wo- 
durch sie die österreichische verliert, oder einer Ausländerin wird 
die österreichische Unterthaneneigenschaft erworben. In beiden 
Fällen also werden rechtliche Folgen erzeugt, abgesehen von den 
unzähligen rechtlichen Folgen, die sich an den Abschluss einer 
Ehe knüpfen, und die dem österreichischen Staate in ihrer Wir- 
kung zufallen können. 

In Italien finden wir die Rechts- und Handlungsfähigkeit: 
einer jeden Person begrenzt durch sein Personalstatut. Wir 
lesen diese Bestimmungen in den unten stehenden disposizioni 
sulla publicazione, interpretazione ed applicazione etc. Allein auch 
der Art. 102 des codice civile erkennt mit klaren Worten die Lehre 
vom Personalstatut an und zwar direkt für die Eheschliessung !). 

Zur gleichen Anschauung wandte sich die belgische Gesetz- 
gebung. Es galt in Belgien im Allgemeinen der code civil 
Napoleon. Laurent hat im Auftrage der Regierung eine Dero- 
gation hinsichtlich der Bestimmungen des internationalen Privat- 
rechts ausgearbeitet. Dieser Entwurf wurde im Allgemeinen von 
der Commission angenommen ?). 

!) Codice civile: Disposizioni sulla publicazione, interpretazione ed 
applicazione delle leggi in generale: 

art 6: Lo stato e la capacitä delle persone ed i rapporti di famiglia 
sono regolati dalla legge della nazione a cui esse appartengono. 

Codice civile art 102: La capacıtä dello straniero a contrarre matri- 
monio & determinata dalle leggi del paese a cui appartiene. 

?) Den Entwurf siehe bei Meili, Internat. Codificationen S. 18 ff., 
ebenso Abänderungen der belg. Gesetzgebungsrevision. Wir citiren 

art 4: L’etat et la capacit& des personnes ainsi que les rapports de 


famille sont regis par les lois de la nation ä laquelle les personnes appar- 
tiennent. 
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In gleicher Weise erklärt sich das niederländische Gesetz- 
buch‘). In den Bestimmungen des Gesetzes betreffend die all- 
gemeinen Vorschriften für die Gesetzgebung finden wir bei Art. 6, 
dass die Gesetze über status und Handlungsfähigkeit von Per- 
sonen für die Niederländer auch gelten, wenn sie sich im Aus- 
lande aufhalten. | 

Wenden wir uns zur Schweiz. Hier herrscht im Allgemeinen 
noch ausschliesslich Kantonsrecht. Wir verweisen auf Meili, Inter- 
nationale Codificationen. Fast ausschliesslich folgen diese Gesetz- 
gebungen der Theorie des Personalstatuts und verknüpfen sowohl 
den Inländer wie Ausländer enge mit seinem angestammten Rechts- 
gebiet. Die Cantone Genf, Neuchätel und Waadt reproduziren 
eine Uebersetzung des code civil Napoleon. Wallis allein macht 
eine merkwürdige Ausnahme; es erklärt die Anwendung des frem- 
den Rechtes für fakultativ, dem Ermessen des Richters anheim- 
gestellt, für den Fall, dass im Auslande ein Rechtsgeschäft ab- 
geschlossen wurde. 

Weit wichtiger ist uns die schweizerische Bundesgesetzgebung. 
Das Bundesgesetz vom 22. Brachmonat 1881, betreffend die per- 
sönliche Handlungsfähigkeit, bekennt sich offen zu dem Prinzip 
des inhärierenden Personalstatuts ?). 

Durch dieses Gesetz ist nun dieses Prinzip in der schwei- 
zerischen Legislatur vollkommen zum Durchbruch gekommen, 


Avant projet de Laurent art 18: Le statut personnel est determine 
par la nationalit& des personnes. 

) Nied. Ges.-B.: Wet hodilande: Algemeene Bepalingen van Wet- 
geving: De wetten, betreffende de rechten, den Staat en de bevoegdheid 
der personen, verbinden de Nederlanders, ook wanneer zij zich buiten’s 
lands bevinden. 

2) Es lautet Art. 10: Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten für 
alle Schweizer, seien sie im Inlande oder Auslande wohnhaft. Die persön- 
liche Handlungsfähigkeit der Ausländer richtet sich nach dem Rechte des 
Staats, dem sie angehören. Wenn jedoch ein nach dem Rechte seines 
Landes nicht handlungsfähiger Ausländer in der Schweiz Verbindlichkeiten 
eingeht, so wird er verpflichtet, insofern er nach schweizerischem Rechte 
handlungstähig wäre. 
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so dass wir die Schweiz als auf unserem Standpunkte stehend 
betrachten können (vgl. jedoch den oben citirten Art. 54 des 
Gesetzes vom 24. Dezember 1874, der eine merkwürdige, in- 
consequente Ausnahme macht). 

Spanien nahm in seinen codigo civil novisimo den Grund- 
satz auf, dass sowohl Spanier als Ausländer sich nach ihrem 
Heimathsrechte, wo immer sie sich befinden mögen, zu richten 
haben !). 

Portugal?) bemisst gleichfalls die statuta personalia nach 
dem Heimathsrechte der Personen (codigo civil portuguez von 
1867, Art. 24—27). 

Serbien erkennt in seinem code civil von 1844 das gleiche 
Prinzip an (siehe hierüber Meili, Internationale Codificationen, 
S. 41). 

Das Gleiche gilt für das Liv-, Est- und Curländische Privat- 
recht (1864), siehe Meili S. 45 a. a. O. 

Mit besonderer Schärfe und Ausführlichkeit behandeln auch 
die südamerikanischen Staaten die Frage des Personalstatuts und 
bekennen sich fast einstimmig zur herrschenden Theorie. Nur Argen- 
tinien macht hier eine beschränkte Ausnahme. Allein es sind hier 
nicht die Interessen des Rechts, sondern rein politische Interessen, 
die letzteren Staat zu einer Ausnahme bestimmten, die gleichen wie 
in Nordamerika. Man will einen indirekten Naturalisationszwang 
auf die Fremden ausüben. Die Verkennung des gerechten Prin- 
zips des Personalstatuts geht sogar so weit, dass der argentinische 


?) Cod. civ. espan. art 9: Las leyes relativas & los derechos y deberes 
de familia ö al estado, condiciön y capacidad legal de las personas obligan 
ä los espanoles aunque residan en pais extranjero. 

%) art 24: Dos cidadäos portuguezes em paiz estrangeiro: Os portu- 
guezes, que viajam ou residem em paiz estrangeiro, conservam se sujeitos 
as leis portuguezas concernentes & sua capacidade civil, ao seu estado e & 
sua propriedade immobiliaria situada no reino, em quanto aos actos que hou- 
verem de produzir nelle os seus effeitos. 

art 27: O estado e a capacidade civil dos estrangeiros säo regulados 
pela lei do seu paiz. 
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Richter fremdes Recht in den von dem Gesetze so sehr beschränk- 
ten Fällen selbst nur dann anwenden darf, wenn die Parteien ihn 
darum ersuchen'). 

Es verdient übrigens hervorgehoben zu werden, dass die süd- 
amerikanischen Staaten sich sogar schon auf dem Punkte be- 
finden, ein internationales Privatrecht zu codifiziren. Wir ver- 
weisen hier auf den Entwurf eines Vertrags zwischen Peru, Ar- 
gentinien, Chile, Bolivia, Ecuador, Venezuela, Costarica, Lima 
vom 9. November 1878. Danach werden Status und juristische 
Fähigkeit der Personen nach ihrem Nationalgesetze beurtheilt, 
auch wenn es sich um Akte handelt, welche in einem andern 
Lande zu Stande kamen, oder um Verträge, welche im Auslande 
geschlossen, auf jenes Nationalgesetz rückwirken. 

Wir haben schon oben hervorgehoben, dass in einem andern 
Vertragsentwurfe zwischen Argentinien, Bolivia, Brasilien, Chile etc. 
von 1889 auch dieser allgemeine Standpunkt gewahrt blieb, dass 


dagegen für Eheschliessungen gerade die lex loci contractus in 
Aussicht genommen ist. 


82. Domizil oder Staatsangehörigkeit? 


I. Mit dem Eingehen auf diese Frage, berühren wir eine 
der lebhaftesten Kontroversen auf internationalem Rechtsgebiete. 


1) Cödigo eivil für Chile Art. 15: A las leyes que veglan las obliga- 
ciones, y derechos civiles, permanecerän sujetos los chilenos, no obstante su 
residencia o domicilio en pais estranjero. 

1° En lo relativo al estado de las personas y a su capacidad para 
ejecutar ciertos actos que hayan de tener efecto en Chile 

2° En las obligaciones y derechos que nacen de las relaciones de fa- 
milia; pero solo respecto de sus conyujes y parientes chilenos. 

Dagegen das argentinische Civilgesetzbuch: art 6: La capacidad ö in- 
capacidad de las personas domiciliadas en el territorio de la Repüblica sean 
nacionales 6 estranjeras sera juzgada por las leyes de este Cödigo, aun 
cuando se trate de actos ejecutados 6 de bienes existentes en pais estranjero. 

art 7: La capacidad 6 incapacidad de las. personas domiciliadas fuera 
del territorio de la Repüblica, serä juzgada por las leyes de su respectivo 
domicilio, aun cuando se trate de actos ejecutados 6 de bienes existentes en 
la Repüblica. Vgl. noch Art. 13. 
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Für unser Thema gewinnt diese Frage an Wichtigkeit. Wir 
haben zu untersuchen, ob bei dem Eingehen einer Ehe nach 
internationalem Rechte das Personalstatut nach dem Rechte des 
Domizils oder des Staates zu beurtheilen sei. Allerdings er- 
klären sich in der neueren Zeit Theorie wie Praxis immer 
mehr für die Anwendung des Nationalitätsprinzips und zwar in 
Bezugnahme gerade auf die Eheschliessung. Laurent, der be- 
rühmte Rechtslehrer auf internationalem Rechtsgebiete, hat sich 
dahin ausgesprochen: On a dit dans la discussion du code 
italien, que le principe de nationalite fera le tour du monde. 
Telle est aussi ma convietion. Zu diesem berechtigten Grundsatze 
müssen auch wir uns bekennen). 

Untersuchen wir zunächst das Domizilsprinzip. Diese Theorie 
beruht auf dem an und für sich richtigen Gedanken, dass der 
einzelne an seinem Wohnsitze selbst mit zur Rechtsbildung bei- 
trage und dadurch mit seinem Rechtsgebiete geradezu verwachse. 
Das Recht entsteht ja ursprünglich durch die Gewohnheit der 
einzelnen, seien es Inländer oder Ausländer — denn auch der 
Ausländer kann in seinem Inlandswohnsitze zur Rechtsbildung 
mitwirken. Der Hauptbegründer dieser Theorie war Savigny. 
Ihm folgte in der Hauptsache die gemeinrechtliche Doktrin. Der 
Grundgedanke, fussend auf dem Gewohnheitsrechte, ist voll be- 
wiesen und anerkannt. Allein er ist nicht mehr anwendbar auf 
unsere Zeiten. Es ist eine Verkennung der heutigen Rechts- 
entwickelung, des heutigen Lebens überhaupt, wenn man den 
Menschen an seinen engsten Wirkungskreis und dessen Recht 
kettet. In erster Linie sind wir jetzt Staats-, nicht mehr Ge- 
meindebürger. ' 


ı) Für das Domizilsprinzip dagegen tritt ein der Entwurf eines Ver- 
trages über internationales Civilrecht zwischen Argentinien, Bolivia ete. 
mit der merkwürdigen Ausnahme in Art. 11 1. c. für die Eheschliessung, 
s. oben S. 5, Anm. 1. Ferner Windscheid, Pandekten I. S. 80; Dernburg, 
Pandekten, Berlin 1888, I. S. 101f. Roth, Bayr. Privatrecht, Tübingen 1875, 
I. S. 136; Stobbe, D. Privatrecht, Berlin 1878, 8 30. 
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Allein was die Hauptsache ist, in vielen der neueren Codi- 
ficationen, wie z. B. im deutschen Handelsgesetzbuch, wird dem 
Grewohnheitsrecht gegenüber den Gesetzesbestimmungen die dero- 
girende Kraft sogar abgesprochen. 

Ja unser Entwurf zu einem bürgerlichen Gesetzbuche für 
Deutschland will ein Gewohnheitsrecht überhaupt nicht mehr an- 
erkennen '). 

Aus diesen Beschränkungen des Gewohnheitsrechts entspringt 
nun die wichtige Folgerung, dass der Staat in der Neuzeit der 
rechtsbildende Faktor sei. Dem Einzelwillen kommt nicht mehr 
die frühere Bedeutung zu, da er durch Gewohnheitsrecht das 
(resetzesrecht nicht mehr derogirt. 

Mit dieser Rechtsentwickelung hört aber auch die anschei- 
nende Gerechtigkeit des Domizilsprinzips auf. Auch die leichtere 
Anwendbarkeit des Nationalitätsprinzips spricht für dasselbe, 
wenngleich sie nicht ausschlaggebend sein darf. Man ist eben 
gewohnt, im internationalen Verkehr mit grösseren Ziffern als 
einem Ortsstatut zu rechnen. 

Ein grosser Uebelstand in dem Domizilsprinzipe ist aber 
auch die Möglichkeit, mehrere Domizile gleichzeitig zu haben. 
Diese Möglichkeit ist im Nationalitätsprinzipe, wenn auch nicht 
ausgeschlossen, so doch (abgesehen von den speziell deutschen 
staatsrechtlichen Verhältnissen) relativ selten?2). Allerdings ist 


1) Entwurf z. b. G.-B. $2 — soweit es der Entwurf nicht ausdrücklich 
zulässt. 

2) Für deutsche Verhältnisse tritt auch eine baldige Lösung in Aus- 
sicht, indem doch Deutschland bald einheitliches Rechtsgebiet werden wird. 
Die Staatsangehörigkeit in verschiedenen Bundesstaaten wird dann keine 
Schwierigkeit hinsichtlich des Personalstatuts bieten, da dieselbe nicht eine 
Collision der Einzelstaatsgesetzgebungen mehr befürchten lässt. — Hierüber 
übrigens die trefflichen Vorschläge Laurent’s in seinem avant-projet zur 
Aenderung des code civil in Belgien: art 18: Celui qui a deux nationalites, 
dont l’une est reconnue par la loi belge, a pour statut la loi belge, tant qu’il 
na pas fait option. Le statut de celui qui n’a point de nationalite est 
determine par son domicile et s’il n’a pas de domicile certain par sa resi- 
dence. Le statut personnel se perd avec la perte de la nationalite, ä 
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dem Domizile nicht jegliche Wirkung so unbedingt abzu- 
sprechen. Allein diese Wirkung kann nur subsidiär sein. Sie 
trifft zu bei Statutencollissionen im selben Rechtsgebiete und 
ferner im Falle einer unnachweisbaren Staatsangehörigkeit. Im 
letzteren Falle steht dann das Domizil als Präsumption für eine 
Staatsangehörigkeit ein und ist vom gleichen Standpunkte zu be- 
trachten, wie der erst in dritter Linie zur Geltung kommende 
„letzte Wohnsitz“ oder Aufenthaltsort. 

Schliesslich ist es aber eine Consequenz der Lehre vom 
Personalstatut überhaupt, wenn man sich zum Nationalitäts- 
prinzipe wendet. Man will den einzelnen mit seinem angestamm- 
ten Rechte verbinden und es schwierig machen, dass der einzelne 
sein Recht willkürhkch umgehe. Es ist aber sehr leicht mög- 
lich, Wohnsitz und Nationalität in verschiedenen Ländern zu 
haben. Durch Domizilswechsel könnte dann jeder Eheverbote in 
seinem Staate ohne Mühe umgehen, indem er durch längeren 
oder kürzeren Wohnsitz im Auslande sich die mangelnde Fähig- 
keit zum Eheschlusse erwirbt. Alles dies entspricht, wie schon 
oben gesagt, unserem heutigen Rechte nicht mehr. Wir haben 
staatliche, und nicht Gesetzgebung durch den rechtsabändernden 
Willen des Individuums. Die Willkür ist im Rechtsstaate des 
19. Jahrhunderts auszuschliessen !) ?). 


laquelle il est attache. Le changement de nationalit€ ne modifie le statut que 
pour l’avenir, il n’a point d’eflet retroactif. 

1) Derselben Ansicht ist Sicherer, Personenstandsgesetz 1878, 8. 272, 
ebenso Böhm, Rechtsnormen, Erlangen 1890, $ 3 und die dort citirten; 
Bar a. a. O. 8. 271. 

2) Vgl. noch zu unserer Ansicht bei Sicherer a. a. O. Wheaton: Ele- 
ments of international law S. 172: The laws of the state, applicable to the 
eivil condition and personal capacity of the citizens, operate upon them 
even when resident in a foreign country und: The personal capacity to con- 
tract a marriage, as to age, consent of parents etc. is regulated by the law 
of the state, of which the party is a subject. Precis du droit international 
von Domin Petrushevecz $ 177: La loi civile de l’etat dont l’individu est 
le sujet regle tout ce qui concerne l’etat et la capacite de sa personne. — 
Mommsen, Civilistisches Archiv S. 197—202, Vorschlag für internationale 
Rechtsan wendung der deutschen Gerichte: $ 2: Die Rechtstähigkeit und die 
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Dr. OÖ. Bähr unterscheidet in seinem Artikel über Wohnsitz 
und Heimathsrecht in Ihering’s Jahrbüchern für Dogmatik Bd. XXI. 
S. 343ff. zwischen einem publizistischen und privatrechtlichen 
Domizil des Individuums, um aber dann gleichfalls für das 
Nationalitätsprinzip einzutreten. Es ist nun nicht zu verwerfen, 
dem heutigen Staatsbürger eine privatrechtliche und publizistische 
Doppelnatur geben zu wollen. Allein mit dieser Unterscheidung 
kann man nur zu einem subsidiären Gelten des Nationalitäts- 
prinzips gelangen. Denn in erster Linie bleibt der Mensch doch 
Privatrechtssubjekt. Daraus, dass der Mensch auch eine publi- 
zistische Natur hat, lässt sich nicht die Folge ableiten, dass 
auch seine Rechtsangehörigkeit sich nach jenem publizistischen 
Domizile, wie Bähr den Staat nennt, richte. Wir suchen die 
Gerechtigkeit des Nationalitätsprinzips nicht in einer Fiktion, 
sondern in der Thatsache, dass der Staat nunmehr, nicht mehr 
der Einzelwille durch Gewohnheitsrecht das Recht schafft. Da- 
her erkennen wir das Nationalitätsprinzip als primär geltend an. 

II. In Deutschland schwankt bis jetzt noch die Praxis und 
(sesetzgebung').,. Doch lässt sich ein allmähliches Neigen zum 
Nationalitätsprinzip konstatiren. Der Entwurf hat bedauerlicher- 
weise hier keine Stellung genommen. Es ist zu hoffen, dass er 
sich das Nationalitätsprinzip aneignen wird. 

Unter den Partikulargesetzgebungen finden wir im preussischen 
Jaandrecht das seiner Entstehungszeit gemässe Domizilsprinzip in 
Geltung. Es unterstellt die persönliche Handlungsfähigkeit des 


Handlungfähigkeit einer Person sind ohne Rücksicht auf den Ort, wo sie 
ihren Wohnsitz hat, nach dem Rechte des Staats zu beurtheilen, dem sie 
angehört. Reglement international des conflits des lois en matiere de ma- 
riage et de divorce beschlossen vom Institut für internationales Recht zu 
Lausanne art 5: Pour que le mariage puisse &tre celebre dans un pays autre 
que celui des epoux ou de l’un d’eux il faut que le futur et la future se 
trouvent dans les conditions prevues par leur loi nationale respective etc. 

1) Vgl. Rocholl’s Vorschlag bei Meili a. a. O. S. 34: Die Rechts- und 
Handlungsfähigkeit des Ausländers wird, soferne nicht eine im Auslande 
vorgenommene Rechtshandlung in Frage steht, nach den Gesetzen seines 
Heimathsstaats beurtheilt. 
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einzelnen der Gerichtsbarkeit, unter welcher derselbe seinen eigent- 
lichen Wohnsitz hat und lässt eine blosse Entfernung von dem- 
selben nicht als Ausscheiden aus dem bisherigen Rechtsgebiete 
genügen (siehe die oben citirten $$ 23 und 24 Einleitg. des preussi- 
schen Landrechts). Ebenfalls zum Domizilsprinzip bekennt sich das 
oben ceitirte bayerische Landrecht. Das badische Landrecht mit 
Hinneigung zum code civil Napoleon stellt für Inländer im Aus- 
lande das Nationalitätsprinzip auf. Hinsichtlich der Ausländer 
im Inlande lässt es die Frage offen. Doch ist hier das Ana- 
loge anzunehmen, so dass auch Ausländer in Baden nach ihrer 
Staatsangehörigkeit zu beurtheilen sind. 

Ganz auf dem Boden des Nationalitätsprinzips hat das säch- 
sische Recht Stellung genommen. In 8 7 des bürgerlichen Ge- 
setzbuchs bemisst es im allgemeinen die Rechts- und Handlungs- 
fähigkeit einer Person nach dem Gesetze des Staats, dessen 
Unterthan sie ist und wiederholt diese Bestimmung nochmals 
ausdrücklich für eine einzugeliende Ehe in & 13. 

Um von den Uodificationen der Bundesstaaten abzusehen, so 
lässt sich in den bisher ergangenen Reichsgesetzen entschieden eine 
Anlehnung an das Nationalitätsprinzip feststellen, wenngleich das 
Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 kein striktes Prinzip aufstellt. 
Abgesehen davon, dass auch andere Reichsgesetze in ihren Bestim- 
mungen diesem Prinzipe folgen '), hat insbesondere für unseren Fall 
der Eheschliessung das Reichsgesetz vom 4. Mai 1870 betr. die Ehe- 
schliessung und die Beurkundung des Personenstandes von Bun- 
desangehörigen im Auslande, dasselbe anerkannt. Es verlangt 
Nachweis des Vorhandenseins der nach den Gesetzen der Hei- 
math der Verlobten nothwendigen Eheerfordernisse ?). 


I) Siehe über die Anerkennung dieser Theorie in der Reichsgesetzgebung 
im allgemeinen: Böhm, Rechtsnormen $. 33, vgl auch O.-P.-O. 8 568, Abs. 2. 

?) Gesetz betr. die Eheschliessung und die Beurkundung des Personen- 
stands von Bundesangehörigen im Auslande vom 4. Mai 1870, $ 3: Vor Be- 
ginn des Aufgebots sind dem Beamten die zur Eingehung einer Ehe nach den 
Gesetzen der Heimath der Verlobten nothwendigen Erfordernisse als vor- 
handen nachzuweisen. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, II. 1. 9 
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Wie auch das Reichsgericht das Staatsangehörigkeitsprinzip : 
für das Eheschliessungsrecht anerkannt hat, beweist die seinerseits - 
am 9. Juni 1883 ergangene höchst wichtige Entscheidung, mit- 
getheilt in Band 9, Nr. 116 der Reichsgerichtsentscheidungen. Die- : 
selbe lautet: Prüft man mit Aufmerksamkeit die deutsche Gesetz- 
gebung und die legislatiren Vorarbeiten Deutschlands in der : 
neueren Zeit, so bemerkt man eine allmähliche Gravitation nach ı 
der höheren Schätzung der Bedeutung des in der Staatsangehörig- 
keit liegenden idealen Bandes. 

Es bleibt zu wünschen, dass sich unser künftiges bürgerliches 
Gesetzbuch voll zum Nationalitätsprinzipe bekenne, als der zeit- 
gemässen und unserem jetzigen Rechte entsprechenden Anschauung. 

III. In Frankreich stellt der code civil für alle Inländer, 
die im Auslande weilen, das Nationalitätsprinzip auf und beur- 
theilt sämmtliche Franzosen auf Grund der französischen Gesetze !). 
Dem Ausländer verbürgt Art. 11 des code civil den Genuss der 
gleichen Rechte, wie dem Inländer. Es liegt hierin wenigstens 
eine indirekte Anerkennung des Prinzips der Staatsangehörigkeit. 

Eine scharfe Controverse besteht betreffs des österreichischen 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs. Dasselbe stellt für Oester- 
reicher strikt das Nationalitätsprinzip auf?). Nicht klar ist da- 
gegen die Bestimmung des Art. 34 betreffend der Ausländer in 
Oesterreich. Der überwiegende Theil der Schriftsteller steht auf der 
Annahme des Nationalitätsprinzips. Allein wir müssen hier gleich- 
wohl die Ansicht vertreten, dass für Ausländer entschieden das Domi- 
zilsprinzip beibehalten wurde. Denn wenn $ 34 des allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuchs die persönliche Fähigkeit der Fremden 
nach den Gesetzen des Ortes, denen der Fremde vermöge seines 
Wohnsitzes oder, wenn er keinen eigentlichen Wohnsitz hat, ver- 
möge seiner Geburt als Unterthan angehört, beurtheilt, so ist 
doch als primo loco anzuwendendes Recht diesenfalls das 
Recht des Domizils, und damit das Domizilsprinzip anerkannt. | 


!) Vgl. Art. 3. 11 des Code Napoleon. 
2?) Siehe die oben citirten Art. 4 und 34 des a. b. G.-B. | 
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Ein consequentes Festhalten an Art. 4 des allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuchs ist dies freilich nicht, doch ist diese Bestim- 
mung vielleicht am besten noch aus der allgemeinen Rechts- 
zerfahrenheit zu erklären, die zur Zeit der Edition des österreichi- 
schen Civilgesetzbuches in Deutschland und überhaupt grossen- 
theils in Europa herrschte, und die einen Staat mit abgeschlossener 
Rechtsbildung, wie Oesterreich, zu einer solchen Bestimmung zwang. 
Die österreichische Praxis huldigt freilich dem Nationalitäts- 
prinzipe und ist demnach dieser Gesetzparagraph durch den Ge- 
richtsgebrauch in das Licht einer anderen Interpretation gesetzt 
worden, als sie dem ursprünglichen Willen des Gesetzgebers ent- 
sprochen haben mag). 

Auch Italien?) hat in den dem codice civile vorangehenden 
Dispozioni sulla pubblicazione, interpretazione ed applicazione delle 
leggi in generale in $ 3 sich voll zum Nationalitätsprinzipe ge- 
wandt. Der codice civile wiederholt diesen Grundsatz nochmals 
in Art. 102, indem er von der Eheschliessungsfähigkeit des Aus- 
länders sagt, sie sei determinata dalle leggi del paese, a cui 
appartiene. 

Art. 1 und 3 des codice civile?) gewähren dem Inländer und 
Ausländer gleiches Recht. Ist auch dem Italiener seine Rechtsfähig- 
keit gegenüber dem Auslande nicht ausdrücklich nach dem Natio- 
nalitätsprinzipe bemessen, so geht dies doch aus dem Zusammenhange 
und Gedankengange aller angeführten Paragraphen klar hervor. 

Im Anschluss an den Entwurf Laurent’s hat die belgische 
Gesetzgebungskommission sich dessgleichen zum Nationalitäts- 
prinzipe ausdrücklich bekannt, nachdem ja der in Belgien herr- 
schende code civil Napoleon schon eigentlich das Staatsangehörig- 
keitsprinzip zur Geltung gebracht hatte. | 


1) Siehe Unger, System des österreichischen Privatrechts, $ 23. 
2) Siehe die Wiedergabe der Artikel oben in $ 1. 
®) Codice civile italiano art 1: Ogni cittadino gode dei diritti civili, 
purch® non ne sia decaduto per condanna penale. 
art 3: Lo straniero & ammesso a godere dei diritti civili attribuiti ai 
eittadini. 
9% 


20 Abhandlungen. 


Ebenso haben die Niederlande den Nationalitätsgrundsatz in 
dem Wet betreffend die Algemeene Bepalingen van Wetgeving 
angenommen (Art. 6, siehe oben). 

Es folgen weiter dem Nationalitätsprinzipe die Codificationen 
der Schweizerkantone Aargau, Bern, Freiburg, Graubünden, Tessin, 
Unterwalden, Genf, Wallis, Luzern, Schaffhausen, Solothurn, Zürich, 
Zug, das schweizerische Bundesgesetz betreffend die persönliche 
Handlungsfähigkeit vom 22. Brachmonat 1881, das spanische und 
das portugiesische Gesetzbuch, der cödigo civile von Chile?). 


83. Ist es nothwendig, das Personalstatut beider 
Ehegatten zu berücksichtigen? 


I. Wir haben in den bisherigen Ausführungen klarzulegen 
versucht, dass es nothwendig sei, zum Abschlusse eines Rechts- 
geschäfts und insbesondere einer Ehe im internationalen Rechts- 
verkehre genau das Personalstatut der Contrahenten zu erforschen. 

Es fragt sich nun, ob es nothwendig sei, Beobachtung des 
Personalstatuts beider Nupturienten zum gültigen Eheschlusse zu 
fordern. Es ist eine in der Doktrin weit verbreitete Ansicht, dass 
es beim Eheschlusse nur auf das Personalstatut des Ehemannes an- 
komme, da mit ihm die Ehe domizilire. Der Begründer dieser irr- 
thümlichen Ansicht ist Savigny ?), indem er den Natz aufstellte, es 


!) Das argentinische Gesetzbuch Art. 7 bemisst dagegen die persön- 
liche Handlungsfähigkeit nach dem Domizile (beschränkt s. o.), siehe auch 
den Vertragsentwurf zwischen Peru, Argentinien etc. Art. 10. 

2?) Vgl. Savigny, System des röm. Rechts, Bd. 8, 8. 326; Gerber, 
Deutsches Privatrecht, $ 32; Böhlau, Mecklenburgisches Landrecht, S. 479 ff. 
Letzterer sagt: Die Ehe muss in allen ihren rechtlichen Beziehungen nach 
dem Rechte desjenigen Territoriums beurtheilt werden, innerhalb dessen der 
Ehemann .und mit ihm selbst die Ehe domizilirt. 

Ebenso Roth, Bayr. Privatrecht a. a. O. S. 137, welcher behauptet: 
„Die Rechtsverhältnisse der Ehe richten sich nach dem Gesetze des Wohnorts 
des Ehemannes; dieser entscheidet für die rechtlichen Voraussetzungen der 
gültigen Eheschliessung und die Wirkungen derselben“. — Anders steht es 
natürlich mit den Folgen einer Eheschliessung, insbesondere mit den wirth- 
schaftlichen Folgen. Für sie entscheidet das Personalstatut des Mannes. 
Denn in seiner Heimath ist das wirthschaftliche Zentrum des späteren Zu- 
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solle bei jedem Rechtsverhältniss dasjenige Rechtsgebiet auf- 
gesucht werden, welchem dieses Rechtsverhältniss seiner eigen- 
thümlichen Natur nach angehört oder unterworfen ist, seinen 
Sitz hat. 

Es ıst an und für sich richtig, wenn Dernburg (Pandekten I, 
Ss. 2) entgegnet, ein Rechtsverhältniss sei ein abstraktes Ver- 
hältniss und könne desshalb keinen Sitz haben. Allein Savigny 
meinte entschieden mit dem Sitz des Rechtsverhältnisses den Sitz 
der Wirkungen des Rechtsgeschäftes, wo also die Wirkung der 
Eheschliessung durch Aenderung der bisherigen Rechts- und 
Lebensordnung zu Tage tritt. Die Unbrauchbarkeit der Savigny- 
schen Ansicht beruht auf anderen Grundlagen. Es liegt in ihr 
eine petitio principi. 

Es ist ja möglich den Ort, wo die Träger des Rechtsverhält- 
nisses und die Wirkungen desselben sich äussern, als Sitz des 
Rechtsverhältnisses zu bezeichnen. Allein will man dann fragen, 
nach welchem Rechte dieser Sitz des Rechtsverhältnisses zu be- 
urtheilen sei, so ist doch in erster Linie der Wille zu untersuchen, 
der diesen Sitz wählte und der jene rechtsändernden Wirkungen 
beabsichtigte. Jener Wille kann aber nicht nach dem Sitze des 
Rechtsverhältnisses beurtheilt werden, denn erstens ist der Wille 
untheilbar, hat also seinen Sitz lediglich im Individuum selbst, 
kann also nicht an einen Ort gebunden sein, und zweitens ist 
das Rechtsverhältniss nur eben die Folge des Willens, d. h. Wille 
und Rechtsverhältniss verhalten sich wie Ursache und Wirkung, 
sind zwei verschiedene Begriffe. Will man also ein Rechtsver- 


sammenlebens. Das eheliche Güterrecht ist demnach nach der Staatsange- 
hörigkeit des Mannes zu beurtheilen. Auf wirthschaftlichem Leben verdient 
Ohnedies die Präponderanz des Mannes eingehende Berücksichtigung. Das 
Personalstatut des Mannes lässt ferner allein ausschlaggebend sein Mommsen, 
a. 4. O., $ 9: Eingehung und Auflösung der Ehe sind nach dem Recht des 
Staats zu beurtheilen, dem der Ehemann zur Zeit der Eingehung bezw. 
Auflösung der Ehe angehört hat. 

Dagegen Reglement international des conflits des lois en matiere de 
mariage et de divorce Art. 5, siehe oben. 
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hältniss beurtheilen, so hat man zuerst zu fragen, nach welchem 
Rechte tritt die rechtsabändernde Ursache ein, nicht die Folge. 
Der Wille aber repräsentirt im Rechtsverkehre geradezu den 
Menschen. Durch ihn kommt der Mensch dort erst zur Er- 
scheinung. Und wir haben oben dargelegt, dass die ganze Lehre 
vom Personalstatute auf dem durch angestammtes Recht geregel- 
ten Willen des Individuums beruhe, indem es gewohnt ist, seinen 
Willen eben nach diesen Regeln zu äussern. So werden wir also 
bei der Untersuchung der Frage, welches Recht anzuwenden sei, 
um ein Rechtsverhältniss richtig zu beurtheilen, stets das Per- 
sonalstatut sämmtlicher Contrahenten zu ergründen haben. 

Erst so ist es möglich, dass das Recht seiner Aufgabe ge- 
recht wird. | 

Für den: Fall der Eheschliessung gewinnt diese Lehre noch 
an Wichtigkeit wegen der besonders wichtigen Folgen eines Ehe- 
schlusses. Es ist die Ehe desshalb bei der Beurtheilung der Ehe- 
erfordernisse unabhängig von ihrem künftigen Sitze. Denn bevor 
die Ehe besteht, kann sie ja nach obigen Ausführungen keinen Sitz 
haben. Es besteht nun aber durchaus kein Grund, für den 
weiblichen Theil der Nupturienten nur das Recht des künftigen 
Domizils der Ehe, des Domizils des Ehemannes anwenden zu 
wollen. Im heutigen Rechte tritt uns die Frau gleichberechtigt 
mit dem Manne entgegen. Beim Eheabschlusse äussert aber die 
Frau ihren Willen frei und ohne Einfluss des künftigen Domizils- 
rechtes. Es wäre geradezu widersinnig, wollte man den Willen 
der Frau nun auf einmal an andere Rechte ketten als an die Rechte 
ihres Personalstatuts, die sie bis jetzt kannte und die ihr ver- 
traut waren. Im Uebrigen wird es noch nie vorgekommen sein, 
dass eine Frau mit juristischen Prämeditationen über ihr zukünf- 
tiges Domizilsrecht zum Ehebunde schritt und dabei ihren Willen 
sorgfältig nach einem ihr bislang unbekannten Rechte bemass. 
Ihre ganze Erziehung im Gegentheile lehrte ihr ein Rechtsbewusst- 
sein nach den Gesetzen ihrer Heimath. Wenn sie zukünftig nach 
anderem Rechte leben soll, so muss erst der neue Rechtsverkehr 
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ihr neues Recht lehren. Auch wir sind ja voll und ganz der An- 
sicht, dass nach vollzogenem Eheschluss die Frau vollständig 
in das Rechtsgebiet ihres Ehemannes eintrete und demselben voll 
angehöre '). Denn es ist eine eingewurzelte Anschauung unseres 
Lebens und dadurch unserer Rechtsordnung, dass Frau und 
Mann in jeglicher Beziehung ein Geist und ein Leib sein solle. 
Es ist ja daraus schon der verunglückte Versuch hervorgegangen, 
die Ehe geradezu als juristische Persönlichkeit aufzufassen. Diese 
Lebensgemeinschaft zwingt zu dem Schlusse, dass die beiden Ehe- 
gatten nach erfolgter Eheschliessung nach gemeinschaftlichem Rechte 
leben, welches der Mann als domizilbestimmender Theil bestimmt. 

Allein alle diese Erwägungen treffen erst zu wie gesagt 
nach erfolgtem Eheschlusse. Man thäte dem Rechte Gewalt an, 
wollte man zuvor das Personalstatut der Frau durch alleinige Be- 
rücksichtigung: ihres künftigen Domizilrechts unterdrücken. Wir 
haben daher die Ueberzeugung gewonnen, dass beim Eheschlusse 
in erster Linie das Personalstatut beider Ehegatten selbständig 
und frei entscheide. 

II. In Deutschland besteht bezüglich dieser Frage zwar keine 
ausreichende Gesetzesbestimmung. Das Reichsgesetz vom 6. Fe- 
bruar 1875 verlangt aber durchweg den Nachweis der Erforder- 
nisse zur Eheschliessung seitens beider Nupturienten. Es lässt 
sich so vom nationalen Rechte aus per analogon auf entsprechende 
Auslegung der internationalen Grundsätze schliessen. 

In ähnlicher Weise spricht sich das Reichsgesetz vom 4. Mai 
1870 betreffend die Eheschliessung von Bundesangehörigen im 
Auslande aus?). Die darin zu findenden Bestimmungen legen das 


!) Unserer Ansicht ist auch Sicherer, Personenstandsgesetz, $ 271. 
Rittner, Oesterr. Eherecht, S. 43; ferner Böhm, Rechtsnormen Seite 41. 

2) R.-Ges. v. 5. Febr. 1875, 8 45. R.-Ges. v. 4. Mai 1870, 8 3: Vor 
Beginn des Aufgebots sind den Beamten die zur Eingehung der Ehe nach 
den Gesetzen der Heimath der Verlobten nothwendigen Erfordernisse als 
vorhanden nachzuweisen. $ 10: Die vorstehenden Bestimmungen über die 
Eheschliessung ($ 3—9) finden auch Anwendung, wenn nicht beide Verlobte, 
sondern nur eines derselben ein Bundesangehöriger ist. 
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Erforderniss der Berücksichtigung des Personalstatuts beider 
Nupturienten weit klarer. Aus $ 9 dieses Gesetzes im Zusammen- 
hange mit 8 10 erhellt, dass jeder der Verlobten nach dem Personal- 
statut seiner Staatsangehörigkeit den erforderlichen Nachweis 
seiner Eheschliessungsfähigkeit beibringen muss. 

Diese Anschauung lässt sich auch mit den einschlägigen Be- 
stimmungen der Particularrechte vereinen. 

Eine Ausnahme macht dagegen das sächsische bürgerliche 
Gesetzbuch’). Es beurtheilt beiderseits die Fähigkeit zur Ein- 
gehung der Ehe nach den Gesetzen des Mannes, die durch 
dessen Staatsangehörigkeit bestimmt sind. 

III. In Frankreich bestimmt der code civil in Art. 170) mit 
Rücksicht auf den schon oben citirten Art. 3, dass im Auslande 
von Franzosen unter einander oder zwischen Franzosen und Aus- 
ländern geschlossene Ehen den im code civil aufgestellten Ehe- 
erfordernissen entsprechen müssen. Umgekehrt werden auch Aus- 
länder behufs ihrer Fähigkeit zum Eheschlusse beurtheilt und ist 
die Fähigkeit beider Nupturienten erheischt, die sich getrennt nach 
dem Personalstatute eines jeden Gatten abgrenzt. 

Derselbe Grundsatz kehrt in der österreichischen Gesetz- 
gebung wieder. Art. 4 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
erklärt die österreichischen Gesetze betreffend die Personalstatuten 
für Inländer auch im Auslande verbindlich. Dies gilt also auch für 
die Ehefähigkeit. Voller Beweis liefert hiefür das bei Böhm, Rechts- 
normen, mitgetheilte Urtheil des obersten Gerichtshofes in Wien 
vom 9. November 1886: Oesterreicher bleiben bei Eingehung 


1) Bürg. Gesetzb. v. Sachsen, $ 13: Eingehung und Auflösung der Ehe 
werden nach den Gesetzen des Staates beurtheilt, dessen Unterthan der Ehe- 
mann ist. | 

?) Code civil art 170: Le mariage contract en pays etranger entre 
Francais, et entre Francais et etrangers, sera valable..... que le Francais 
n’ait point contrevenu aux dispositions contenues au chapitre precedent. 

Hiezu bemerkt Rogron: Toutes ces dispositions sont autant de lois per- 
sonnelles qui suivent le Francais en pays etranger, mais quine concernent 
en rien la personne &Etrangere qui contracte mariage avec lui. 
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einer Ehe im Auslande an die österreichischen bürgerlichen Ge- 
setze, insoweit als ihre persönliche Fähigkeit eine Ehe zu schliessen 
durch sie eingeschränkt wird und als diese Eheschliessung im 
Inlande rechtliche Folgen hervorbringen soll, daher insbesondere 
an die im Österreichischen bürgerlichen Gesetzbuche aufgestellten 
Ehehindernisse, durch welche die persönliche Fähigkeit, die Ehe 
zu schliessen, eingeschränkt wird, gebunden. Ein solches Ehe- 
hinderniss macht die Ehe überhaupt für das Inland ungültig, 
da es zur Ungültigkeit des Vertrages hinreicht, wenn auch nur 
einem der vertragschliessenden Theile die persönliche Fähigkeit 
hiezu mangelt. 

Im Anschluss an den code civil Napoleon hat auch das 
italienische bürgerliche Gesetzbuch !) dieses Prinzip angenommen 
und verlangt selbständige Beurtheilung des Personalstatuts beider 
Nupturienten. Insbesondere bestimmt es dies für den italienischen 
Theil der einzugehenden Ehe. Doch es lässt sich auch hier 
analogieweise die Nutzanwendung für Fremde machen. Auch 
durch grammatische Interpretation lässt sich hier eine Erklärung 
geben. Es ist sowohl im code Napoleon, wie im codice civile für 
beide Nupturienten das generalisirende masculinum gebraucht, 
d.h. es ist offen gelassen, ob der Mann Ausländer sei oder die 
Frau. Für Ehen im Inlande seitens ausländischer Nupturienten 
gilt das gleiche nach dem oben schon eitirten Art. 102 des 
codice civile. 

In Belgien entnehmen wir dem dort geltenden code Napo- 
lton und den neuerdings geplanten Abänderungen zu demselben 
die gleichen Anschauungen. Das niederländische Gesetzbuch ?) 


I) Codice civile art 100: Il matrimonio seguito in paese estero tra 
cittadini o tra un cittadino ed uno straniero & valido purche® il cittadino non 
abbia contravvenuto alle dispozioni contenute nella sezione seconda del 
capo I di questo titolo (betreffend die Ehehindernisse). 

?) Niederländ. Gesetzbuch Art. 138: De huwelijhen, in een vreemd land 
aangegaan, het zij tusschen Nederlanders, het zij tusschen Nederlanders en 
vreemdelingen, zijn van waarde indien de nederlandsche echtgenooten niet hebben 
gehandeld tegen de bepalingen, in de eerste afdeeling van denzelfden titel vervat. 
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bringt ebenfalls diese Bestimmung wieder. Auf demselben Stand- 
punkte einer gesonderten Beurtheilung der beiderseitigen Personal- 
statuten der Eheschliessenden steht die schweizerische Kantons- 
gesetzgebung, wie Bundesgesetzgebung. 

In Spanien!) war durch das Ehegesetz vom 18. Juni 1870 
ebenfalls für alle Personen, Inländer oder Ausländer, unser Grund- 
satz zur Durchführung gebracht. Jetzt gilt seit 1875 dieses Ehe- 
gesetz nur noch für solche, die erklären, nicht zur katholischen 
Kirche zu gehören, im übrigen kanonisches Recht. Aber schon 
aus dem codigo civil allein lässt sich der gleiche Standpunkt 
der spanischen Legislatur ableiten, wonach also das Personalstatut 
beider Ehegatten gesondert zu behandeln ist. 

Das letztere gilt auch für Portugal, wo ebenfalls in der 
Hauptsache kanonisches Recht gilt und nur eine fakultative Zivil- 
ehe eingeführt ist. 

Ueber die südamerikanischen Staaten, welche gleichfalls ın 
betreff der Statusfragen beide Nupturienten gesondert beurtheilen, 
siehe Meili, Internationale Codification bei den einschlägigen 
Staaten die gesetzlichen Bestimmungen. 

Die nordamerikanische Praxis dagegen befolgt in allen diesen 
Fragen, wie schon oben erwähnt, den Satz locus regit actum, 
und stellt so für beide Nupturienten eben gleichmässig das Statut 
des Eheschliessungsortes auf. 

Wir finden also auch in dieser Frage ziemliche Ueberein- 
stimmung in den verschiedenen Codifikationen. Das Personal- 
statut der Frau ist also von anerkannter Wichtigkeit beim Ehe- 
schlusse hinsichtlich ihrer erforderten Fähigkeit und begrenzt sich 
nicht nach dem Personalstatute des Mannes, als des domizil- 
bestimmenden Theils. 


) Vgl. hiezu cödigo civil art 86: Los que con arreglo al articulo 42 
hubieren de contraer matrimonio en la forma determinada en este Cödigo, 
presentarän al juez municipal de su domicilio una declaraciön, firmada por 
ambos contrayentes, en que consten etc., vgl. auch art 9 und 91 des cödigo 
civil hiezu. 
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$S 4. Berücksichtigung des am Eheschliessungsorte 
geltenden Rechtes. 


I. Trotz der vorstehenden Ausführungen ist das Recht des Ehe- 
schliessungsortes nicht ganz ausser Betracht zu lassen. Die Berück- 
sichtigung des Personalstatuts soll ja doch nur den Zwecken der 
Gerechtigkeit dienen, respektive den Eheschliessungsstaat dagegen 
schützen, dass nicht ihm selbst ungerechte Lasten erwachsen), weil 
der fremde Staat die auswärts geschlossene Ehe seiner Angehörigen 
nicht anerkennt. Wo diese Gerechtigkeit aber aufhört, wo also die 
Anwendung fremder Gesetze sowohl schweres Unrecht für die In- 
länder, ja sogar Unsittlichkeit sein würde, da entspricht es der sitt- 
lichen Natur des Rechtes überhaupt, solche Gesetze zu ignoriren. 
Schon Savigny hat die Richtigkeit dieser Anschauung hervorgehoben, 
wenn er auswärtige Rechtssätze nicht anwenden will, wo irgendwie 
ein Gegensatz der sittlichen Anschauungen sich ergebe. Es ist klar, 
dass in den Fällen, wo ein Verbrechen im Eheschlusse liegen würde, 
der Standesbeamte zu demselben nicht gezwungen werden kann; er 
wäre ja als Theilnehmer geradezu strafbar). Als Beispiele nennen 


!) So dass z. B. die Frau nicht die Staatsangehörigkeit des Mannes 
erwirbt infolge der Ungültigkeit der Ehe, wodurch dann die eventuell ver- 
armte Familie an den Heimathsstaat der Frau zur Unterstützung zu über- 
weisen wäre. 

(Aus ähnlichen Motiven erklären sich die Bestimmungen des bayr. 
Gesetzes vom 16. April 1868 über Heimath, Verehelichung und Aufenthalt.) 

2) Der Entwurf eines Vertrages über internationales Civilrecht zwischen 
Argentinien, Bolivia (siehe Art 11 Schluss) sucht die Erfordernisse direkt 
aufzustellen, wonach Eheschliessungen im Gebiete der Signatarstaaten un- 
zulässig sind, wenn eines der vertragsmässig festgesetzten Erfordernisse ver- 
letzt werden.müsste. Sin embargo, los Estados signatarios no quedan obli- 
gados & reconocer el matrimonio que se hubiere celebrado en uno de ellos 
cuando se halle afectado de alguno de los siguientes impedimentos: 

a) Falta de edad de alguno de los contrayentes requiriendose como 
minimum catorce anos cumplidos en el varon y doce en la mujer. 

b) Parentesco en linea recta por consanquinidad 6 afınidad, sea legitimo 
ö ilegitimo. 

c) Parentesco entre hermanos legitimos ö ilegitimos. 

d) Haber dado muerte & uno de los cönyujes ya sea como autor prin- 
cipal ö como cömplice para casarse con el conyuje superstite. 
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wir Polygamie oder strafbaren Incest. Allein die Grenze der 
Strafbarkeit der Eheschliessungen im Inlande wäre zu eng: Es 
sind die Gesetze des Eheschliessungsortes auch noch in anderen 
Fällen in Betracht zu ziehen, um die persönliche Fähigkeit der 
beiden Eheschliessenden noch näher zu bestimmen. Bar I. S. 449 
lässt die am Eheschliessungsorte geltenden Ansichten über Sitte 
und Anstand als Grenzen gelten. Allein diese Definition ist 
wiederum zu weit und unbestimmt. Die Ansichten über Sitte 
und Anstand werden in den verschiedenen Staaten verschieden 
sein. Bar widerspricht sich selbst noch in demselben Absatze : 
Kennt das Gesetz des Ortes der Eheschliessung keine wirkliche 
Ehescheidung, so kann der Civilstandsbeamte die Vornahme der 
Trauung der richtigen Ansicht nach nicht weigern (für den Fall, 
dass ein nach auswärtigem Rechte geschiedener Ehegatte eine 
Ehe an genanntem Orte der Eheschliessung eingehen will). Wider- 
spricht eine solche Ehe nicht etwa den sittlichen Anschauungen 
des Eheschliessungsstaats? Merkwürdigerweise lässt Bar im glei- 
chen Absatze die turbatio sanguinis als Ehehinderniss auf sitt- 
licher Grundlage gelten und macht es aus diesen Gründen dem 
Eheschliessungsstaate zur Pflicht, dieselbe zu beachten, das Per- 
sonalstatut des weiblichen Theiles darnach zu beurtheilen. Die 
rechtsgeschichtliche Entwickelung dieser turbatio sanguinis zeigt 
dagegen auf eine Sicherungsmassregel der hinterbliebenen Kinder 
erster Ehe hin. Letzteres Ehehinderniss ist ja beispielsweise nach 
deutschem Rechte dispensabel. Sollte der Landesherr von der 
Sittlichkeit dispensiren ? | 

Wir sehen, wir müssen nach anderen Grundsätzen und Gren- 


e) El matrimonio anterior no disuelto legalmente. 

Mommsen’s Vorschlag a. a. O. $ 19: Ausländische Gesetze sind nicht 
anzuwenden, wenn deren Anwendung durch inländische Gesetze nach der 
Vorschrift oder nach dem Zwecke derselben ausgeschlossen ist. 

Domin Petrushevecz a. a. O. 8 200: Aucun acte n’est valable ni quant 
ä& sa forme, ni quant & sa substance, s’il est contraire aux bonnes moeurs, 
on au droit public. etc. Dessgleichen Röglement international etc. a. a. O. 
IH art5IL,1,2. 
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zen suchen, auf Grund deren sich das Personalstatut der beiden 
Nupturienten nach dem Gesetze des Eheschliessungsortes mit- 
bestimmt. 

Wir haben schon oben die Berechtigung des Standesbeamten 
anerkannt, seine Mitwirkung zu verweigern, falls ein Verbrechen 
in dem Eheschlusse liegen würde. Soweit aber die persönlichen 
Eheerfordernisse noch des weitern nach den am Eheschliessungsorte 
geltenden (sesetzen bestimmt werden sollen, wenden wir die Lehre 
von den essentialia, naturalia und accidentalia negotü an). 
Wenn wir nun diese Unterscheidung hier aufstellen, so nelımen 
wir die Ehe in ihrem ersten Entstehen als Grundlage. Dann 
zeigen uns also die essentialia die Grundform der Ehe, sie be- 
stehen also in allen denjenigen Erfordernissen, welche zum Be- 
griffe „Ehe“ selbst unbedingt und im engsten Sinne nothwendig 
sind. Solche essentialia sind vor allem Verschiedenheit des Ge- 
schlechts, dann aber auch physische Fähigkeit zur Ehe. Letzteres 
Erforderniss kann nun sowohl den Mangel der Pubertät, als auch 
der physischen Unfähigkeit im weiteren Sinne rügen. Ein weiteres 
essentiale theilt die Eheschliessung mit den übrigen Contrakten: 
das unbedingte Erforderniss der gehörigen Willensfähigkeit. Hieher 
würde also Unmündigkeit und Geistesgestörtheit ?) zu ziehen sein, 
insoferne solche Eigenschaften es nicht ermöglichen, dass der be- 
treffende Ausländer nach den Gesetzen des Inlandes einen rechts- 
kräftigen, vollen Eheschliessungswillen ausspreche. Auch das Er- 


!) Vgl.in diesem Sinne namentlich auch Dernburg, Pandecten I, S. 215, 
der ebenfalls zwei Klassen der Essentialien unterscheidet: diejenigen der 
Geschäftsart und diejenigen des besonderen Willens der Handelnden, wenn- 
gleich unsere Unterscheidung von anderem Gesichtspunkte ausgeht, indem 
wir historische Rechtsentwicklung statt Parteiwillen als Unterscheidungs- 
merkmal zu Grunde legen und so nicht zwei Arten der essentialia, sondern 
essentialia der Grundform und historische naturalia unterscheiden. 

?) Sollte beispielsweise ausländisches Recht Wahnsinnige vom Ehe- 
schlusse ausschliessen, Blödsinnige dagegen nicht, so könnte gleichwohl die 
Trauung im Inlande nicht vorgenommen werden, wenn inländische Gesetze 
Wahnsinnige und Blödsinnige gleichstellen, also beide gleich willensunfähig 
erachten. 
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forderniss der Sittlichkeit lässt sich hier subsumiren, insoferne 
die Sittlichkeit Grundbedingung jedes Rechtsgeschäftes ist. Doch 
hier lassen wir unabhängig vom Begriffe des essentiale nach unseren 
vorstehenden Ausführungen die Strafbarkeit der eingegangenen 
Geschlechtsverbindung entscheiden. 

Unauflösbarkeit und rechtliche Anerkennung der Ehe können 
daher nicht als essentialia im aufgestellten Sinne angesehen werden. 
Sie führen uns über zu der zweiten Klasse der bei einer Ehe geforder- 
ten Voraussetzungen, zu den naturalia. Diese zeigen uns die ge- 
schichtliche Entwickelung der mit einer Ehe verknüpften Prämissen. 
Erst die Rechts- und Sittengeschichte hat die Ehe zur modernen 
Ehe umgewandelt. Bei den naturalia aber ist die Befolgung eines 
festen Prinzips entschieden schwieriger. Den essentialia gegen- 
über dient die historische Ausbildung des Eheinstitutes, wie er- 
wähnt, als Kriterium. So wuchs die Pubertät als unbedingtes 
Erforderniss der Eheschliessung zur Ehemündigkeit aus, da letz- 
tere sich auch von dem essentiale der Willensfähigkeit wieder dahin 
unterscheidet, dass die volle Willensfähigkeit und Willensverant- 
wortlichkeit schon vorhanden sein kann, während die Ehemündig- 
keit noch nicht erreicht ist. So knüpfte sich im allgemeinen ein 
weiter Kreis rechtlicher Folgen und Verbindlichkeiten an einen 
Eheschluss. | 

Verstösst nun eines der beiden Personalstatute oder auch 
beide gegen die essentialia der Ehe, so ist der Standesbeamte 
ermächtigt, ja sogar verpflichtet, seine Mitwirkung an der Ehe- 
schliessung abzulehnen. Denn ihr Mangel hindert ohne alle Um- 
stände das Zustandekommen einer Ehe. 

Was die naturalia der Ehe dagegen anlangt, so können wir die- 
selben nicht schlechterdings für verbindlich erklären, insoferne sie am 
Eheschliessungsorte in Folge anderer geschichtlicher Entwickelung 
abweichend von den Personalstatuten der Nupturienten verfügen. 
Prinzipiell wäre ihre Wirkung sogar auszuschliessen. Bestimmt 
beispielsweise das Personalstatut der Nupturienten eine frühere 
Ehemündigkeit als das Recht des Eheschliessungsortes, so liegt 
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doch keineswegs ein Grund vor, die beiden Eheschliessenden nach 
der lex loci contractus zu beurtheilen, soferne uns die essentialia 
der Pubertät und der gehörigen Willensfähigkeit dabei gewahrt 
bleiben. Ebenso steht es mit dem naturale der Unauflösbarkeit 
der Ehe. Es ist ja nicht die Ehe als solche, die aus inneren 
Gründen unauflöslich wäre; erst die geschichtliche Entwickelung 
hat ihr in vielen Staaten den Stempel der Unauflösbarkeit gegeben. 
Moral und die der Ehe eigenthümliche sittliche Natur haben hiebei 
eingewirkt. Erst das Bild des Familienunglücks liess das Recht zur 
prinzipiellen Auflösbarkeit der Ehe zurückkehren‘). Ist die Un- 
auflösbarkeit demnach auch kein essentiale, so ist es doch offen- 
kundig, dass Ehescheidungen vermöge der Natur der Ehe nur ın 
Nothfällen Platz greifen sollen. 

Trotzdem in den Fällen der naturalia eine verschiedene Ent- 
wickelung derselben in den verschiedenen Staaten vorliegen kann, 
bleibt das Personalstatut folgegemäss unbeschränkt vom Rechte des 
Eheschliessungsstaates. Ein nach ausländischem Rechte geschiedener 
Ehegatte (ob Inländer oder Ausländer) kann daher, selbst wenn in- 
ländisches Recht keine Ehescheidung kennen sollte, eine zweite 
Ehe im Inlande eingehen. Als naturalia müssen wir aber gleich- 
falls gewisse rechtliche Folgen, wie Stand des Vaters u. s. w. an- 
sehen, welche die Ehe in Folge geschichtlicher Entwickelung 
begleiten. Und diese Fälle sind es, wo bezüglich der naturalia 
eine Ausnahme zu konstatiren ist. In privatrechtlicher Beziehung 
würde auch hier kein Unterschied stattfinden. Allein die Familie 
hat auch ihre öffentlich rechtliche Seite. 

In ganz anderem Lichte daher sehen wir diese naturalia 
staatsrechtlicher Natur sich äussern. Wenn ein Staatsinteresse 
bei einem Eheschlusse zu wahren ist, so handelt es sich aber 
auch nicht mehr um eine privatrechtliche, sondern staatsrecht- 


!) Auszunehmen ist natürlich der Fall, dass ein Inländer in fraudem 
legis sich in’s Ausland begibt, um sich dort scheiden zu lassen, während 
doch sein Personalstatut keine Ehescheidung kennt. Ueber diese Fälle 
siehe unten. 


39 Abhandlungen. 


liche Frage. Wir können dann eigentlich nicht mehr von einem 
naturale negotii sprechen. Es ist nicht mehr Collision der Per- 
sonalstatuten mit den Gesetzen des Eheschliessungsortes, sondern 
der Staat tritt uns hier entgegen. 

Hieher gehören die Fälle der turbatio sanguinis. Legt das 
Personalstatut der Nupturienten der turbatio sanguinis keinerlei 
Wirkungen bei im Gregensatze zum Rechte des Eheschliessungs- 
staates, so wird ersteres durch letzteres abgeändert, d. h. letzteres 
ist in Betracht zu ziehen. Denn im modernen Staate entstehen 
dem Staate aus Eheschliessungen oft die wichtigsten Verpflich- 
tungen. Das Heimathrecht kann nicht durch ein Personalstatut 
einer ausländischen verwittweten Nupturientin auf deren posthumus 
aus erster Ehe, geschlossen mit einem Ausländer im Auslande, 
übertragen werden, da er aus der ausländischen Ehe entsprossen 
nach der Abstammung Ausländer sein würde. Birgt daher ein sol- 
ches naturale der Eheschliessung ein Interesse des Eheschliessungs- 
staates in sich, so entscheidet ausschliesslich letzteres ohne Rück- 
sicht auf das hier abweichende Personalstatut. Mit dieser Ein- 
theilung werden sich sämmtliche Fälle erschöpfen lassen, welche 
eine Einwirkung der Regel locus regit actum auf das Personal- 
statut der Nupturienten zur Folge haben. Es darf am Ehe- 
schliessungsorte die Ehe kein crimen sein, kein essentiale 
der Ehe verletzt sein und kein staatsrechtliches Inter- 
esse dagegen sprechen, wenn der Standesbeamte er- 
mächtigt sein soll, die Eheschliessung vorzunehmen. 

II. Im allgemeinen werden wir in den Gesetzgebungen von 
einer Nichtanwendung ausländischer Gesetze dann hören, wenn 
letztere gegen die öffentliche Ordnung und die Sittlichkeit ver- 
stossen sollten. Für diese beiden Begriffe haben wir im Vor- 
hergehenden eine Interpretation gesucht. In den verschiedenen 
Gesetzgebungen werden wir aber nahezu allgemein bestätigt finden, 
dass die Gesetze des Eheschliessungsortes recht wohl bei der 
Beobachtung der statuta personalia in Betracht zu ziehen sind. 

Von den deutschen Partieularrechten finden wir nur im sächsi- 
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schen Rechte!) die Wiedergabe unserer Behauptung. Es lässt 
die Anwendung fremder Rechte nicht zu, wenn letztere ausdrück- 
lich für unanwendbar erklärt sind oder dem Zwecke inländischer 
Gesetze nicht entsprechen. Unter diesem Zwecke haben wir aber 
den Zweck der im vorhergehenden Paragraphen aufgestellten 
essentialia, der Sittlichkeit und des Staatsinteresses zu verstehen. 

Unter den ausländischen Gesetzgebungen bestimmt das italie- 
nische Gesetzbuch?) die Anwendbarkeit fremder Rechte durch das 
Erforderniss, dass letztere nicht mit den guten Sitten des Inlandes 
collidiren. Denselben Grundsatz stellt die belgische Gesetzgebungs- 
kommission®) zur Abänderung des in Belgien geltenden code civil 
Napoleon auf. Unter dem am Schlusse bemerkten interet social ist 
gerade jenes staatsrechtliche Interesse zur Geltung gebracht, wäh- 
rend jenes porter atteinte aux lois du royaume sich eben auch aut 
die essentialia negotii beschränken muss. 

Dieselbe Ansicht theilt das spanische Recht. Es erklärt, 
wie die anderen Rechte die Strafgesetze verbindlich für alle, 
welche das Königreich Spanien bewohnen und wendet aus-. 
ländische Gesetze gemäss Art. 11 des cödigo civil*) dann. nicht an, 

1) Sächs. bürgerl. Gesetzbuch $ 19: Ausländische Gesetze sind nicht an- 
zuwenden, wenn deren Anwendung durch inländische Gesetze nach der Vor-. 
schrift oder nach dem Zwecke derselben ausgeschlossen ist. 

?) Codice civile art 12: Non ostante le disposizioni degli articoli pre- 
cedenti in nessun caso le leggi, gli atti e le sentenze di un paese straniero 
ele private disposizioni e convenzioni potranno derogare alle leggi proibitive 
del regno che concernono le persone, i beni o gliaatti, ne alle leggi riguar- 
danti in qualsiasi modo l’ordine pubblico ed il buon costume. Ye auch 
Art. 11 bezüglich der leggi penali. 

®) art 14: Nonobstant les articles, qui precödent, il ne peut ötre pris 
egard aux lois etrangeres dans le cas oü leur application aurait pour re&sultat 
de porter atteinte aux lois du royaume, qui consacrent ou garantissent un 
droit ou un interät social. art 3: Les lois penales ..... . obligent tous ceux, 
qui se trouvent sur le territoire du royaume. 

*) Cödigo civil art 11: No obstante lo dispuesto en este articolo y en el 
anterior las leyes prohibitivas concernientes & las personas sus actos Ö sus 
bienes y las que tienen por objeto el orden püblico y las buenas costumbres 
no quedarän sin efecto por leyes 6 sentencias dictadas, ni por. disposiciones 


ö convenciones acordadas en pais extranjero. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 1. 3 
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wenn dieselben gegen die Prohibitivgesetze bezüglich der Personen 
oder gegen gute Sitte verstossen. 

Denselben Gedanken spricht das portugiesische Gesetzbuch 
in Art. 26 des codigo civil portuguez aus. Es bemisst die Fähig- 
keit der Fremden zu Rechtsgeschäften, ihr Personalstatut im all- 
gemeinen nach portugiesischem Rechte, ausgenommen die Fälle 
des Art. 27 desselben Gesetzbuches. 

Von den aussereuropäischen Gesetzgebungen heben wir ins- 
besondere die argentinische!) hervor, die schärfere Grundsätze hie- 
für aufgestellt hat, welche aber alle auf derselben Basis, wie die 
Bestimmungen der bisherigen angeführten Gesetzbücher beruhen ?). 


8 5. Einwirkung des Personalstatuts des Mannes auf 
das der Frau unter Ausschliessung des letzteren. 


In den bisherigen Ausführungen haben wir‘ den Standpunkt 
vertreten, dass das Personalstatut beider Nupturienten bei jedem 
Eheschlusse zu berücksichtigen sei. Auch im Folgenden werden 
wir an diesem Principe festhalten. Allein wir werden sehen, dass 
in manchen Fällen von Eheschliessungen eine Präponderanz des 
Personalstatuts des Mannes zugegeben werden muss mit theilweiser 
Ausschliessung des Personalstatuts der Frau. 

Im Personalstatut, allgemein betrachtet, handelt es sich um 
Rechtsfähigkeit und Handlungsfähigkeite. Durch diese beiden 
Grundeigenschaften wird ja der einzelne befähigt, im Rechtsleben 
thätig zu werden. Für die Handlungsfähigkeit lassen wir nach 


1) Cödigo civil de la Repüblica Argentina: art 14: Las leyes extranjeras 
no serän aplicables. 

1) Quando su aplicaciön se oponga al derecho püblico 6 criminal de la 
Repüblica & la Religion del Estado & la tolerancia de cultos 6 & la moral y 
huenas costumbres. 

2) Quando su aplicaciön fuere incompatible con el espiritu de la legis- 
laciön de este cödigo. 

3) Quando fueren de mero privilegio. 

%) Vgl. vorzüglich Art. 12 des Entwurfes eines Vertrags zwischen Peru 
ete., wo die impedimentos dirimentes des Eheschliessungsactes berücksichtigt 
werden sollen. | 


a 
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wie vor unter den obigen Beschränkungen das Personalstatut der 
beiden Nupturienten entscheiden. Hier handelt es sich um Ein- 
wirkung des Personalstatuts des Mannes auf das der Frau. 
Und diese tritt bei dem zweiten Faktor, der Rechtsfähigkeit 
ein. Zwar müssen wir im allgemeinen auch letztere nach den ein- 
zelnen statuta personalia beurtheilen, eine Modifikation der prin- 
cipiellen Gleichberechtigung derselben tritt nur hinsichtlich der 
die künftige Rechtsstellung der Frau betreffenden Eheerfor- 
dernisse ein. Die künftige Rechtsstellung der Frau wird aber haupt- 
sächlich durch Namen und Stand des Mannes bestimmt. Es ist 
sinnentsprechend, dass bezüglich einer solchen Frage das Personal- 
statut der Frau keinen Einfluss haben kann. Das Personalstatut 
des Mannes kann nun gegenüber dem der Frau beschränkend 
oder aber auch erweiternd wirken. 

Die Beschränkungen der Eheschliessungsfähigkeit ergeben 
sich zumeist aus Verschiedenheit der Rechtsstellung durch Race 
oder Confessionsangehörigkeit, aus den Unterschieden zwischen 
Hidalgo und Eingeborenen, zwischen Rechtgläubigen und Ketzern. 
Kennt nun das Personalstatut des Mannes im Gegensatz zu 
dem der Frau auf Grund solcher Umstände eine beschränkte 
Eheschliessungsfähigkeit, so ist das erstere Statut ausschlag- 
gebend, d. h. das Hinderniss auf Seite des Mannes lässt eine 
gültige Ehe nicht zu Stande kommen. Wenn dagegen das 
Personalstatut des Mannes erweiternd wirken soll, so müssen 
wir die Beschränkung zum Erwerbe der künftigen Rechtsstellung 
ihres Mannes auf der Seite der statuta personalia der Frau vor- 
finden. Allein in diesem Falle ist umgekehrt zu entscheiden. 
Hier wirkt wiederum das Personalstatut des Mannes für sich und 
zwar lässt es dann eine gültige Ehe entgegen dem Personalstatute 
der Frau zu Stande kommen. Ä 

In allen diesen Ausnahmefällen entscheidet einzig und allein 
das Staatsinteresse. Ist es dem Manne verboten in Folge seiner 
untergeordneten Rechtsstellung eine vollgültige Ehe mit einer 
Vollbürtigen einzugehen, so erwirbt er durch eine solche nichtige 
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Ehe für seine Frau keine Staatsangehörigkeit und die sonst damit 
verbundenen Rechte auf Heimath, Unterstützungswohnsitz u. s. w. 
Es liegt also im Interesse des Heimathsstaates der Frau eine 
solche Ehe nicht zu Stande kommen zu lassen. Widrigenfalls 
riskirt er, dass der Heimathsstaat des Mannes die Ehe für nichtig 
erklärt und Frau und Kinder ohne alle Unterstützung als ilegitim 
zur Armenversorgung überwiesen bekommt. Verbietet also das 
Personalstatut des Mannes beispielsweise eine Ehe zwischen Christen 
und Juden !), legt also dem Manne die Beschränkung auf, keine 
gültige Ehe mit einer Christin eingehen zu können, so kann er 
auch folgegemäss keine ausländische Christin heirathen. Denn 
er ist nicht fähig, seiner Frau seine Staatsangehörigkeit zu ver- 
schaffen in Folge des nach dem Rechte seines Heimathslandes 
stattfindenden Nichtigkeit der Ehe. 

Aus diesen Grundsätzen ergibt sich aber auch die Noth- 
wendigkeit eine Ehe zuzulassen, wenn das Personalstatut der Frau 
das eingeschränkte ist. Denn in solchen Fällen fällt dann jeg- 
liches Bedenken hinweg, indem der Mann ja fähig ist, auf seine 
Frau seine Staatsangehörigkeit zu übertragen. Es sind dann 
keine staatsrechtlichen Bedenken mehr vorzufinden, welche eine 
Beschränkung rechtfertigen könnten. So mag im Eheschliessungs- 
staate eine Ehe zwischen Farbigen und Weissen?) recht wohl 
gestattet sein, während das Personalstatut des Mannes im Gegen- 


!) Ein ähnlicher Fall, wo das Personalstatut des Mannes selbst ent- 
gegengesetzt zu dem der Frau wirkt, liegt beispielsweise dann vor, wenn der 
Mann ausländischer Mönch ist und ihm nach dem Rechte seines Heimaths- 
staates die Ehe verboten ist. Sollte der Eheschliessungsstaat auch vollkommen 
protestantisch sein, das Personalstatut der Frau ein solches Ehehinderniss 
selbst für nicht möglich annehmen, so dürfte gleichwohl eine Ehe unzulässig 
sein, da jener Mönch unfähig ist, seiner Frau die Staatsangehörigkeit zu 
erwerben. 

%) Die französische Jurisdiction z. B. erkennt eine Ehe eines Franzosen 
für vollgültig mit einer Farbigen geschlossen an, selbst wenn eine Ehe zwischen 
Farbigen und Weissen nach dem Personalstatute der Frau verboten sein 
sollte. Der Franzose erwirbt eben für seine Frau die Staatsangehörigkeit, 
da sein Personalstatut solche Klassenunterschiede verwirft. | 
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satz zu dem Personalstatute der künftigen Frau gleichfalls eine 
diesbezügliche Beschränkung nicht kennt. Die Frau erlangt dann 
durch die Eingehung der Ehe die Rechtstellung des Mannes; es 
wäre unrichtig das beschränkende Personalstatut der Frau in Be- 
tracht ziehen zu wollen. Ist auch nach dem weiblichen Personal- 
statute eine Eheschliessung zwischen Christen und Juden' oder 
zwischen Katholiken und Akatholiken verboten, es wird auch 
hier einzig und allein das Statut des Mannes entscheiden. 

In den letzten Fällen hat der Staat, aus dem die Frau aus- 
scheidet, absolut kein Interesse an dem weiteren Fortkommen 
seiner früheren Unterthanin, sofern nur die Staatsangehörigkeit 
des Mannes auf die Frau übergeht und solche untergeordnete 
Rechtsstellungen als Ehehindernisse nicht kennt. 

Das gleiche Bewenden hat es mit den Standesprivilegien ') 
des hohen Adels und der regierenden Häuser. Allerdings äussert 
sich hier das Personalstatut des Mannes für die Frau gleichfalls 
ungünstig. Auch hier kann der Mann einer nichtebenbürtigen 
Gemahlin seinen Namen und Stand nicht übertragen, sollte auch 
das Personalstatut der Frau ausdrücklich alle Privilegien für 
abgeschafft erklären. Selbst der radikalste Staat könnte durch 
seine Gesetzgebung diese Schwierigkeiten nicht umgehen. Es ist 


ja sein eigenstes Interesse, das ihm eine Verweigerung solcher 


Eheschliessungen diktirt?), will er sich nicht auch noch ausser 
mit eventuellen Armenlasten noch mit dem Vorwurfe herbei- 
geführten Familienunglücks belasten. 

Wir sehen also, dass in allen den Punkten, wo die 
Eheschliessung eine veränderte Rechtsstellung im 


!) Vgl. Stobbe, Deutsches P.-R. Berlin 1878. IS 30 sub II. 

2) Es ist de lege ferenda, wenn wir eine Aenderung in diesen Zuständen 
für die Zukunft wünschen. Allein das geltende Recht hat eben mit Standes-, 
Klassen- und Ragenunterschieden noch nicht vollständig aufgeräumt. So ist 
ein Staat, der vollkommene Gleichheit der Klassen zum Prinzipe hat, heutzu- 
tage durch sein Interesse noch gebunden und muss solche Unterschiede in 
fremden Staaten in ihrer Wirkung für Ausländer selbst auf seinem eigenen 
Territorium berücksichtigen. 
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künftigen Eheleben für die Frau herbeiführt, aus- 
schliesslich das statutum personale des Ehemannes- 
entscheiden muss, sofern letzteres Beschränkungen 
aufstellt. Es wäre widersinnig in solchen Fragen einen Einfluss 
ee des Personalstatuts der Frau anzunehmen, nachdem die frühere 
u Rechtsstellung der Frau durch den Erwerb der des Mannes voll- 
ui ständig untergeht. 

II. Vorschriften über die Nothwendigkeit des Personalstatuts. 
des Mannes gegenüber dem der Frau in den Fragen des Erwerbs der : 
Rechtsstellung des Mannes durch die Frau sind in der Gesetzgebung : 
eigentlich nicht vorhanden. Es lässt sich erst indirekt aus den Be- : 
stimmungen der Gesetze die Richtigkeit unserer Behauptungen nach- : 
weisen, indem die Gesetze den Erwerb der Staatsangehörigkeit durch 
Heirath seitens der Frau wohl allgemein anerkennen, allein selbst- 
verständlich stets eine gültige Ehe zur Voraussetzung machen. 

Das deutsche Reichsgesetz vom 1. Juni 1870 bestimmt in ı 
& 2, dass die Staatsangehörigkeit fortan unter anderem nur be- 
gründet werde durch Heirath. In gleicher Weise gewährleistete 
schon die bayerische Verfassung einer Ausländerin das bayerische 
Indigenat durch Verheirathung mit einem Bayern. 

Auch in den ausländischen Gesetzgebungen erwirbt die 
Frau durch Eingehung einer Ehe die Staatsangehörigkeit ihres 
Mannes. Wir erwähnen hier die österreichische'), französische?), 
italienische ®), niederländische *), spanische 5) und portugie- 
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1) A. b. G@.-B. $ 92: Die Gattin erhält den Namen des Mannes und 
geniesst die Rechte seines Standes. Vgl. a. b. G.-B. $ 64: Eheverträge zwischen 
Christen und Personen, welche sich nicht zur christlichen Religion bekennen, 
können nicht eingegangen werden, 

2) Code civil Napoleon art 19: Une femme francaise, qui &pousera un 
etranger suivra la condition de son mari. 
= ®) Codice civile italiano art 14: La donna cittadina che si marita a uno 

3 straniero, diviene straniera semprech& col fatto del matrimonio acquisti la 
m, eittadinanza del marito. | 
= *) Das niederländische Gesetzbuch $ 6: Eene vreemde vrouw, met 

e eenen Nederlander getrouwd zijnde, volgt den staat van haren man. 


®) Cödigo civil espanol art 22: La mujer casada sigue la condiciön y 
nacionalidad de su marido. 


| 


4 


/ 


Donle, Ueber internationale Eheschliessung etc. 39 


sische ') Codification. Wir sehen: alle diese Gresetzgebungen 
setzen natürlich eine gültige Ehe voraus und erkennen an, dass 
sie eine gültige Ehe davon abhängig machen, dass der Mann auch 
fähig sei, seine Rechtsstellung auf die Frau zu übertragen. 


Abschnitt Il. Die Willenserklärung. 
86. Zwang und Irrthum. 


I. Nach welchen Gesetzen regeln sich die Voraussetzungen, 
unter denen die Willenserklärung einer nach dem Vorstehenden 
berechtigten Person rechtliche Gültigkeit erlangt? (Die Form 
der Erklärung wird unten behandelt werden.) 

In diesem Paragraphen legen wir eine nach obigen Gesetzen 
fähige Person zu Grunde. Auch bei einer solchen ist es noch 
möglich, dass trotzdem die abgegebene Willenserklärung nicht als 
rechtsgültig zu betrachten ist: Irrthum, Betrug und Zwang können 
eine abgegebene Willenserklärung rechtlich irrelevant machen. 

Wir sehen von simulirten Ehen und Mentalreservation ab, da 
diese beiden Begriffe sich auch im internationalen Rechte nicht 
ändern. Es fragt sich nun bei der Untersuchung einer durch 
Irrthum, Betrug oder Zwang herbeigeführten Willenserklärung, 
welche Gesetze zur Anwendung kommen sollen, das Personal- 
statut oder die Gesetze des Eheschliessungsortes. Bar verlegt 
das Hauptgewicht auf das Personalstatut, Sicherer auf die Ge- 
setze des Eheschliessungsortes. Wie Bar richtig bemerkt, ist der 
Vertrag, welcher die Ehe begründen soll, nicht mit einem ge- 
wöhnlichen obhgatorischen Vertrag auf gleiche Linie zu stellen. 
Er bezieht sich vielmehr auf die dauernde rechtliche Stellung der 
Person selbst und kann also eine von dem persönlichen Rechte 
derselben getrennte Beurtheilung nicht wohl ertragen. Aber an- 
dererseits ist die Willenserklärung ein essentiale der Ehe und dem- 
gemäss kommt auch die Regel locus regit actum zur Anwendung. 


1) Codigo civil portuguez art 22, 4: Perde a qualidade de cidadäo 
portuguez a mulher portugueza que casa com estrangeiro salvo se näo for, 
por esse facto, naturalisada pela lei do paiz de seu marido. 
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Consequenter Weise müssten wir demgemäss der Ansicht Sicherers 
folgen. Das Richtige liegt in der Mitte. Die Ehe selbst ist kein 
Vertrag, sie kommt wohl durch Vertrag zu Stande. Dies zwingt zur 
besonderen Würdigung des den Ehevertrag einerseits begrün- 
denden, das Eheverhältniss andererseits fortsetzenden 
Willensfaktors. Die erhöhte Wichtigkeit dieses Verhältnisses 
zwingt gleichfalls zu besonders rechtsschützenden Ausnahmen !). 

Da nun der Vertrag den Grund zur Ehe schafft, so werden 
wir nach dem für Verträge des internationalen P.-R. allgemeinen 
Prinzipe Zwang, Irrthum und Betrug nach dem Eheschliessungsorte 
in erster Linie beurtheilen. Subsidiär, d. h. soweit das Recht des 
Eheschliessungsortes nicht ausreicht, werden wir aber stets zu den 
statuta personalia greifen, das Rechtsverhältniss der Ehe in seinen 
persönlichen Trägern nach seiner Rechtsbeständigkeit untersuchen. 

Ein weiterer Hauptgrund liegt aber in der Gerechtigkeit. 
Angesichts der erhöhten Wichtigkeit einer Eheschliessung muss 
man die beiden Paciscenten vor den schädlichen Folgen des Zwangs, 
Irrthums und Betrugs thunlichst schützen. Es wäre ungerecht, 
wollte man den ausländischen Staatsangehörigen, die im Inlande 
Ehen eingehen wollen, den ihnen nach ihrem Personalstatute zu- 
stehenden Rechtsschutz entziehen. Die Gerechtigkeit ist des inter- 
nationalen Rechtes Grundpfeiler. Die Beachtung des Personal- 
statuts überhaupt fusst ja auf dem Grundsatze der Gerechtigkeit. 
Um so mehr müssen wir aber dem Ausländer die Anwendung 
jener Rechtsregeln seines Personalstatuts garantiren, die ihn gegen 
Benachtheiligungen seitens Dritter schützen. Zudem wird freilich 
die Voraussetzung der Reciprozität viel beitragen. Der Inlandsstaat 
wird erst so seine Staatsangehörigen im Auslande unter demselben 
Rechtsschutze stehen wissen, wie er ihn andererseits den Aus- 
ländern gewährleistet. 


!) Eine Parallele liefert in diesem Falle die Strafbarkeit. Delinquirt 
der Entführende im Auslande, so wird er im Falle seiner Habhaftwerdung 
im Auslande nach ausländischen Gesetzen bestraft, bestraft ihn dagegen das 
Inland, so wird er nach inländischen Gesetzen zu bestrafen sein. 
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So gelangen wir dann zu dem Prinzipe, dass hinsichtlieh des 
Zwangs, Betrugs und Irrthums in erster Linie der Ort der Ehe- 
schliessung, in zweiter Linie, also subsidiär die statuta personalia 
der Nupturienten wirken. 

Es ist nun klar, dass Rechtsprinzipien widersprechende (resetze 
in diesen Fällen keine Wirkungen haben können. Diesbezügliche 
Gesetze müssen, wenn sie die Ehevoraussetzungen hinsichtlich 
Zwang u. s. w. beeinflussen sollen, den Grundlagen der allgemein 
festgestellten Prinzipien über Zwang, Irrthum und Betrug ent- 
sprechen. Insbesondere muss der Irrthum ein wesentlicher und 
hatsächlicher sein und darf nicht etwa in den Motiven!) beruhen. 

Bezüglich der Convalescenz einer solchen Ehe, die durch 
Zwang u. s. w. herbeigeführt wurde, hat stets das für den ge- 
schädigten Theil günstigere Recht Platz zu greifen. Kennt also 
das Recht des Eheschliessungsortes eine solche Convalescenz, 
während sie das Personalstatut des Geschädigten verneint, so 
greift demzufolge das Recht des Personalstatuts ein. Denn es 
entspricht den Forderungen der Gerechtigkeit, die den Be- 
nachtheiligten schützenden Rechtsvorschriften so weit als möglich 
anzuwenden. 

Das Gleiche gilt bezüglich der Convalescenzzeit. Bestimmt 
das Personalstatut eine längere Dauer derselben, so schliesst 
ersteres das Recht des Eheschliessungsortes aus. 

Il. Internationale Grundsätze enthält die Gesetzgebung der 
verschiedenen Staaten über die Gültigkeit bezw. Anfechtbarkeit 
einer unter Mitwirkung von Zwang, Betrug und Irrthum ge- 
schlossenen Ehe nicht. 

In Deutschland hat das Gesetz vom 6. Februar 1875 die 
Regelung der Frage, inwieweit eine solche Ehe abgesehen vom 
internationalen Rechte gültig sein könne, dem Landesrechte vor- 
behalten. Der Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuches enthält 
Bestimmungen hierüber in den 88 1259, 1263 und 1264. 


ı) Also z. B. error virginitatis, nicht dagegen Irrthum in einer gleich- 
giltigen Eigenschaft, wie Vermögen. 


ie 
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Wir müssen uns im Folgenden damit begnügen, die ein- 
schlägigen Paragraphen der einzelnen Codificationen zu zitiren : 
Preuss. Allgemeines Land-Recht II, 1, 41-44, DI, 1, 40, 
sächs. bürgerliches Gesetzbuch 88 1625, 1595, 1597, 1598, 
code civil art 180, 181, 
codice civile art 105, 
cödigo civil espafiol art 101, 102, 
codigo civil portuguez art 1086—1095, 
österr. allgemeines bürgerliches Gesetzbuch $ 57—59, 
schweiz. Gesetz vom 25. Dezember 1875, & 50, 
nied. Gesetzbuch art 140—154. 
Aehnliches verlangt die englische und nordamerikanische 
Gesetzgebung und das griechisch-katholische Eherecht (siehe hier- 
über Grünwald, Die Eheschliessung, Wien 1881, S. 44, S. 100). 


Die Anwendung richtet. sich nach dem sub I betonten 
Prinzipe. 


$ 7. Von der Ergänzung der Willenserklärung zum 
Eheschlusse. 


I. Mit erlangter Ehemündigkeit gestatten die Gesetzgebungen 
dem BEhemündigen gleichwohl nicht vollkommene Freiheit zum 
Eheschlusse, binden vielmehr seinen Eheconsens noch an väterliche, 
elterliche oder vormundschaftliche Zustimmung. Die Art und 
Weise, die Ausdehnung eines solchen Consensrechtes der Eltern, 
sowie die Frage der Rekursfähigkeit ist ausschliesslich mit dem 
Personalstatut zu verknüpfen. Es lassen sich auch hier keine 
wirklichen internationalen Prinzipien festsetzen. Es ist dem ein- 


!) Siehe Reglement international des conflits des lois en matiere de 
mariage et de divorce art. 8. 9. 

Pourra &tre annul& le mariage contracte en dehors des conditions 
exig6es par la loi nationale de l’un des Epoux en ce qui concerne: 

1) läge, etc. 

Pourra egalement ätre annul& le mariage contract€ en dehors des 
conditions prescrites par la loi nationale du futur en ce qui concerne le 
consentement des parents on tuteurs. 


me EEE | Un pn nn 
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zelnen Staate vorbehalten, dieses Consensrecht bis in das Detail 
hmein auszubilden. Doch ist hier die Regel locus regit 
actum vollkommen auszuschliessen, es sei denn, dass 
dieses Consensrecht in gewissen Verhältnissen und Gra- 
den zu einer leeren Formalität herabsinkt, wie z. B. die 
actes respectueux des französischen Rechtes. Wo also von einer 
wirklichen Ergänzung des Willens des ehemündigen Nupturienten die 
Rede ist, da entscheidet einzig und allein das Recht des Personal- 
statuts. Eine Umgehung dieser väterlichen oder elterlichen Zustim- 
mung ist unzulässig. Es muss demnach der Ausländer in den vor- 
gesehenen Fällen stets der Eheschliessungsbehörde den Nachweis 
liefern, dass ihm ein Hinderniss des mangelnden elterlichen Uonsenses 
nicht entgegenstehe. Bar schlägt in seinem internationalen Privat- 
recht vor, in den Fällen, in welchen es einer Tochter gelungen ist, 
mit dem von ihr erwählten Manne ausländisches Gebiet zu betreten, 
der Eheschliessung wegen mangelnden Consenses der Eltern und 
Vormünder keine weiteren Wirkungen beizulegen, als solche das 
Personalstatut des Ehemannes selbst anerkennt. Meistens wird 
vielmehr (wie Bar des Weiteren ausführt), wenn der Civilstands- 
beamte die Trauung verweigert, nur weil in der Heimath der Braut 
der elterliche oder vormundschaftliche Consens erforderlich ist, 
die Braut dadurch in Schaden gerathen, der Mann noch mehr in 
Versuchung, die Braut, welche ihren Eltern entflohen ist, später 
zu verlassen. Allein dem können wir nicht beipflichten. Es muss 
die Braut sich der Schwere ihres Schrittes bewusst sein, wenn 
sie sich auf die Flucht mit ihrem Bräutigam begibt. Richtiger ist 
es auch hier frei die statuta personalia einzeln zu würdigen. Bar 
tritt im weiteren Verlaufe für Dispensationen ein. Mit einer Modi- 
fikation schliessen wir uns hier Bar an. Wir lassen dann das 
Personalstatut der Frau in gleich starkem Masse in Wirkung 
treten, als das des Mannes. Das Recht des Eheschliessungsortes 
ist ausgeschlossen, da der elterliche Consens kein essentiale, sondern 
nur naturale sein kann. Ergibt nun das Personalstatut der Frau 
eine Fähigkeit zur richterlichen Ergänzung des elterlichen Consenses, 
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so ist natürlich in erster Linie das zuständige heimathliche Gericht 
um Ertheilung dieses richterlichen Consenses anzugehen. Allein 
unter schwierigen Verhältnissen muss dem ausländischen Gericht die- 
selbe Ermächtigung zugesprochen werden, nach sorgfältiger causae 
cognitio..den elterlichen Consens zu ergänzen. Der heimathlichen 
Gresetzesbestimmung der Möglichkeit einer richterlichen Supplirung 
liegt eben doch auch nur das Motiv zu Grunde, den elterlichen 
Uebergriffen entgegenzutreten. Das ausländische Gericht kann 
aber im Nothfalle das gleiche Interesse wahren. Der Nachweis 
einer nicht völligen Unbefangenheit der heimathlichen Gerichte 
genügt beispielsweise vollkommen zu einem solchen Schritte des 
ausländischen Gerichtes. | 

Es ist also hier weder das Personalstatut des Mannes das 
ausschlaggebende, noch das Recht des Eheschliessungsortes. Grund- 
bedingung ist auch hier, dass das Personalstatut der Frau für 
diese Fälle eine richterliche Ergänzung kennt und dass diese Er- 
gänzung nach sorgfältiger causae cognitio erst stattfindet. 

Es ist die Anwendung der Bestimmungen des weiblichen 
Personalstatuts im Auslande, die wir hier unter dieser Modifica- 
tion als nothwendig erklären, also durchaus kein Abweichen von 
unserem bisherigen Standpunkte. 

Im umgekehrten Fall gelten unsere Ausführungen und Aus- 
legungen per analogiam auch für den Mann. 

II. Es hat auch zu dieser Frage die Gesetzgebung noch 
keine Stellung genommen. Die Einzelheiten solchen Oonsensrechtes 
sind unbedingt der Gesetzgebung der einzelnen Staaten vorbehalten. 
Das internationale Recht könnte sich auch hier nur über die An- 
wendung der einschlägigen Gesetze einigen. Interessant und auf 
unserem Standpunkte stehend ist eine Bestimmung des öster- 
reichischen allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuclis & 51: Einem 
fremden Minderjährigen, der sich in diesen Staaten verehelichen 
will, und die erforderliche Einwilligung beizubringen nicht vermag, 
ist von dem hierländischen Gerichte, unter welches er nach seinem 
Stande und Aufenthalte gehören würde, ein Vertreter zu bestellen, 
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der seine Einwilligung zur Ehe oder seine Missbilligung diesem 
Gerichte zu erklären hat. 


88. Von den Dispensationen. 


I. Der elterliche Consens bezweckt eine Ergänzung des 
minderjährigen Willens ). Die richterliche Ergänzung dieses Con- 
senses tritt zu weiten Ausschreitungen und Behinderungen der 
elterlichen Gewalt entgegen. Im Gegensatze hiezu befasst sich 
die Dispensation nicht mit den Willenserklärungen direkt, sondern 
sie mildert nur einzelne gesetzliche Bestimmungen im Einzelfalle 
als Hindernisse einer rechtsgültigen Willenserklärung. Sie ist 
ein Ausfluss des Begnadigungsrechtes. Nicht Ergänzung, sondern 
Ermöglichung ist hier Ziel. 

Die Art und Weise, sowie die Fälle der Dispensation müssen 
wiederum dem Rechte der einzelnen Staaten anheimgegeben werden. 
Die Frage des internationalen Rechts ist auf die Com- 
petenz zur Dispensation gerichtet. Entsprechend der Lehre 
über das Personalstatut in unserem zweiten Theile wird die Dispen- 
sation demjenigen Staate, resp. der in ihm dazu bestellten Behörde 
zustehen, dem die Rechtsfrage unterworfen ist. Zu den Dispen- 
sationen ist also berechtigt erstens der Heimathsstaat in Fragen 
reinen Personalstatuts, zweitens der Eheschliessungsstaat in Fragen 
der reinen Form, es können aber auch beide Staaten dazu be- 
rufen sein?) in Fragen, wo die Interessen der verschiedenen Staaten 


1) Vgl. hiezu insbesondere Reglement international des conflits des lois 
en matiöre de mariage et de divorce art 6, wo das gleiche Prinzip ver- 
treten wird, wie im folgenden: Les autorites du pays oü le mariage est 
celebr& pourront accorder dispense des empechements resultant de la pa- 
rente ou de l’alliance entre les futurs epoux ou du defaut de consentement de 
leurs parents oü tuteurs, dans les cas et dans la mesure oü cette faculte 
appartiendrait en vertu de la loi nationale des futurs &poux, aux autorites 
de leurs patries respectives. 

3) So auch Sicherer, Personenstandsgesetz, S. 483: Die Frage, welcher 
Staat im einzelnen Falle von Ehehindernissen zu dispensiren befugt ist, 
fällt mit der Frage zusammen, nach welchem Rechte im einzelnen Falle die 
Erfordernisse der Eheschliessung zu beurtheilen seien. 


46 Abhandlungen. 


in Collision gerathen können, also beispielsweise im Falle der 
turbatio sanguinis. Schliesslich ist dem Eheschliessungsstaate 
ausschliesslicher Dispens einzuräumen, wenn die ausländische Staats- 
angehörigkeit des Nupturienten nicht zu ermitteln ist, oder wenn 
der ausländische Staat nachgewiesenermassen die Justiz ver- 
weigert. 


Dies ist unser prinzipieller Standpunkt. Allein es macht sich 
ein dringendes Bedürfniss nach Vereinfachung fühlbar. Allzu 
grosse Entfernung der Dispensationsbehörde wird in einer grossen 
Anzahl von Fällen die Einzelinteressen nur zu schwer schädigen. 
Ein Dispens in Ehesachen soll aber rasche Abhilfe schaffen. Die 
Grenzen des Raumes sollen nicht mehr im heutigen Leben hin- 
dernd im Wege stehen. Als Dispensationsbehörde des Auslands- 
staates lassen sich am besten die verschiedenen Berufsconsuln 
verwerthen, die allerorten im Auslande zum Schutze inländischer 
Staatsangehöriger angestellt sind. Einer grossen Zerrissenheit im 
internationalen Rechte wäre damit ein Ende gemacht, die Ein- 
heitlichkeit der Ehe auch in der Form des Abschlusses mehr zum 
Ausdrucke gebracht und praktisch geworden. Auch mit dem oben 
von uns angenommenen Prinzipe der Staatsangehörigkeit stünde 
diese Regelung im Einklang. Die Errichtung eventueller Beschwerde- 
instanzen müsste allerdings im Heimathsstaate erfolgen, allein diese 
Fälle werden doch praktisch nur sehr wenig in Frage stehen in 
Folge ihrer zu grossen Seltenheit. 

II. Die Gesetzgebung, die Dispensation anlangend, ist auch hier 
wieder in Deutschland Sache des Partikularstaats. Wir erwähnen 
nur 840 des Gesetzes vom 6. Februar 1875 für das deutsche Reich, 
welcher die Dispensationsberechtigung der Landesregierung ertheilt. 


Stölzel, Deutsches Eheschliessungsrecht, S. 99: Die Dispensation ist 
rechtlich nichts anderes als die Aufhebung des Gesetzes für einen einzelnen 
Fall und diese Aufhebung kann nur von der Staatsgewalt desjenigen Orts 
ausgehen, nach dessen Gesetzen die Frage des einzelnen Falles sich ent- 
scheidet. 
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Abschnitt III. Von der Form der Eheschliessung. 
89. Locus regit actum!?). 


I. In Uebereinstimmung mit der herrschenden Theorie müssen 
auch wir die Regel locus regit actum für die Form der Eheschliessung 
aufinternationalem Gebiet auf ein Gewohnheitsrecht zurückführen ?). 
Ist das Personalstatut etwas tragbares (d. h. mit der Person seines 
Trägers eng verbundenes und sich bewegendes), so lässt sich dies un- 
möglich für die Form der Rechtsgeschäfte behaupten. Jegliche Form- 
gebundenheit der Rechtsgeschäfte zielt auf seine Beweiskraft ab. 
Dieses Beweisbedürfniss liess den Fremden nach Formen suchen und 
da ihm seine heimathlichen Formen meistens unzugänglich waren, 
so bediente er sich einfacher Weise der ausländischen. Laurent 
spricht von einer lokalen Souveränität der Gesetze und will damit 
aprioristisch den Schluss ziehen, dass nicht durch Gewohnheit, son- 
dern durch die innere Kraft der Gesetze die Regel locus regit 
actum gelte. Es wäre unklar, wollte Laurent diese lokale Sou- 
veränität auf die Formen allein erstrecken. Und doch ist Laurent 
einer der heftigsten Verfechter des Personalstatuts. 

Es ist nun allgemein anerkannter Grundsatz, dass eine 
Ehe dann als rechtsgültig vollzogen ist, wenn sie eingegangen ist 
nach der am Eingehungsorte vorgeschriebenen Form. Allein wir 


!) Bar, a. a. O. 1, 340. 

2) Dementsprechend hat ein Urtheil des Obergerichts zu Wolfenbüttel 
vom 8. März 1858 (mitgetheilt bei Böhm, Rechtsnormen, S. 19) entschieden: 
Es gibt Rechtsgeschäfte, deren Vornahme an gewisse positive Formen 
gebunden ist, wie die Errichtung eines Testaments, der Abschluss der Ehe, 
das Verlöbniss und andere obligatorische Verträge. Dergleichen Rechts- 
geschäfte müssen den Vorschriften entweder des Orts entsprechen, dem sie 
nach dem Sitze des Rechtsverhältnisses angehören, oder doch des Ortes, wo 
sie zu Stande kommen. Da es nämlich am letzteren Orte häufig schwer 
oder gar unmöglich sein wird, die gesetzlichen Formen des ersteren anzu- 
wenden, so hat ein allgemeiner Gewohnheitssatz den mit dem obigen 
concurrirenden Rechtssatz geschaffen, dass die Form eines Rechtsgeschäfts 
als genügend anzusehen ist, wenn sie dem Gesetze des Orts entspricht, sollte 
auch am Ort des Sitzes des Rechtsverhältnisses eine andere Form herrschen: 
locus regit actum. 


- 
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verwerfen die Annahme einer zwingenden Form und schreiben 
folgegemäss der Regel locus regit actum nur fakultative Bedeutung 
zu!1)2). Jedoch die Möglichkeit, sich einer anderen Form als der 
Form des Eingehungsortes zu bedienen, kann wiederum nicht in 
der Autonomie des Einzelnen liegen. Eine solche Möglichkeit 
muss durch Staatsverträge garantirt sein. Wenn ein Staat Form- 
vorschriften aufstellt und von ihnen die Gültigkeit einer Ehe ab- 
hängig macht, so kann er auch wiederum nicht dulden, dass Aus- 
länder sich im Staate ein eigenes Rechtsleben einrichten. Es 
liegt im Interesse des Staates, dass andere Formen, als gesetzlich 
verbürgte Formen in seinem territorium nicht angewandt werden. 
Soweit also durch Staatsverträge nicht ausdrücklich Ausnahmen 
zugestanden sind, haben sich die Ausländer gleichfalls der Form 
des Eheschliessungsstaates zu bedienen). 

Strenge Gültigkeit hat dagegen die Regel locus regit actum, 
sobald nur ein Theil der Nupturienten Inländer ist. 


1) Vgl. dagegen Laurent Avantprojet, art 19: Les formes extrinsöques 
des actes authentiques et sous seing prive sont reglees par la loi du pays 
oü ils sont faits ou passes. 

art 20: Les formes sont obligatoires, quelle que soit la nationalite des 
parties. 

art 21: S’il s’agit d’un contrat ou d’un acte solennel, la solennite est 
determinde par la loi, qui regit le contrat ou l’acte. 

2) Vgl. ferner $ 4 und $ 9, 4 in dem Vorschlag Mommsen’s, der die 
Form der Eheschliessung ebenfalls nach der lex loci contractus beurtheilt, 
ebenso Domin-Petrushevecz, a. a. 0. $ 188. 189. 191 (vgl. auch $ 209 ibid.); 
Reglement international des conflits des lois en ınatiöre de mariage et de 
divorce art 1, art 2, 1. 

®) Den freieren Standpunkt vertritt allerdings ein bei Bar S. 461 mit- 
getheiltes Urtheil des O.-A.-G. zu Dresden vom 21. Juni 1845, worin eine 
unter zwei sächsischen Unterthanen in Belgien geschlossene Ehe, trotz der 
Nichtbeobachtung der belgischen Vorschriften über die Eingehung der 
Ehe vor dem Civilstandesbeamten und über die Eintragung in die Civil- 
standsregister, für rechtsbeständig erkannt wurde, weil, wenngleich die Regel 
locus regit actum auch durch den Gerichtsgebrauch des O.-A.-G. zur An- 
wendung gebracht werde, ein von zwei sächsischen Unterthanen vollzogenes 
Rechtsgeschäft, dessen Rechtsbeständigkeit die königlich sächsischen Gesetze 
anerkennen, und dessen rechtliche Wirkungen für das Leben der Betheiligten 
bestimmt werden sollen, nach sächsischen Gesetzen zu beurtheilen sei. 
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Es wird nun aber auch vor Allem der Begriff der Form 
festzustellen sein, da er sich scharf vom Personalstatut scheiden 
MUSS. | 

Form der Eheschliessung ist die gesetzmässige Ein- 
kleidung des zum Ausdrucke gelangenden, rechtmässi- 
ven. auf die Eheschliessung gerichteten Willens. 

Diese gesetzmässige Einkleidung kann nun ın Handlungen 
der Eheschliessenden. des Standesbeamten,. aber auch Dritter be- 
stehen. Zu den letzteren gehören die französischen actes respec- 
tueux, insofern sie nicht eine Ergänzung des Willens der Nuptu- 
vienten bezwecken. sondern ohne Einfluss auf die Willenserklärung 
lediglich den Werth eines guten Ratlıs haben. | 

Il. In Deutschland können gemäss dem $ 41 des Gesetzes 
vom 6. Februar 1875 rechtsgültige Ehen lediglich vor dem Standes- 
beamten abgeschlossen werden‘). Allein diese Bestimmung darf 
nur restriktiv dahin interpretirt werden ?), dass sie nur dann gilt, 
wenn beide Theile oder wenigstens ein Theil Deutsche sind. Ge- 
wissermassen eine authentische Interpretation erfuhr dieser 8 41 


1) 8 4l d. R.-Ges. v. 6. Febr. 1875: Innerhalb des Gebiets des deut- 
schen Reichs kann eine Ehe rechtsgiltig nur vor dem Standesbeamten ge- 
schlossen werden. 

®) Freundschafts-, Handels- und Schifffahrtsvertrag zwischen dem deut- 
schen Reich und dem Freistaat Costarica Art. IX: Die Ehe eines Costari- 
caners in Deutschland und eines Deutschen in Costarica ist gültig, wenn 
diese Ehe geschlossen ist gemäss den Gesetzen eines der beiden Länder, sei 
es, dass diese Ehe geschlossen ist in dem Heimathlande eines der Ehegatten 
in dort gültiger Form, sei es, dass sie geschlossen ist in dem anderen Lande 
in dort vorgeschriebener Form oder vor einem accreditirten diplomatischen 
oder consularischen Vertreter seiner Nation, welcher von seiner Regierung 
zur Vornahme dieser Handlungen ermächtigt ist, in diesem letzteren Falle 
in Uebereinstimmung mit den Gesetzen der beiden Länder. Hiezu eine 
Deklaration vom 29. Juli 1876: Die von einem Costaricaner in Deutschland 
und die von einem Deutschen in Costarica vor einem, von seiner Regierung 
zur Vornahme einer solchen Handlung gehörig ermächtigten, diplomatischen 
oder consularischen Vertreter abgeschlossene Ehe soll als gültig angesehen 
werden, wie es im Eingange des Art. IX des gegenwärtigen Vertrages be- 
stimmt ist, ohne dass das religiöse Bekenntniss der die Ehe schliessenden 
Personen irgend einen Unterschied begründet. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. I. 1. 4 
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(durch den Staatsvertrag mit Costa Rica. indem daselbst jetzt an- 
erkannt ist. dass gültige Ehen zwischen Costaricanern in Deutsch- 
land vor costarieanischen Consuln geschlossen werden können. 

Hinsichtlich der Ehen Deutscher im Auslande findet sich inı 
Reichsgesetze von 6. Februar 1875 keine direkte Bestimmung. 
wenngleich die Beschränkung „auf Deutschland“ doch auch andere 
Formen der Eheschliessung im Auslande in sich selbst gestattet. 
Soweit nun doch noch Partieularrechte gelten sollten, wollen wir 
wenigstens auf letztere zurückgreifen. 

Das preussische Landrecht ) Theil I, 5, S 111, beurtheilt die 
Form der Verträge in allen Fällen nach der lex locı contractus. 

In Baiern?) verfügte die Gerichtsordnung von 1753 eben- 
falls die Anwendung der Gesetze des Ortes der Contractsab- 
schliessung hinsichtlich der Form der letzteren und insbesondere 
(lie Einschränkung der Regel locus regit actum auf die Form 
hervor. | 

Einen etwas modificirten Standpunkt vertritt das sächsische 
Recht?) und entsprechend hat auch die sächsische Praxis ihre 
Urtheile ausgesprochen (siehe das oben citirte Urtheil des O.-A.-G. 
zu Dresden von 1845). Es lässt die Form der Rechtsgeschäfte 
nach der lex loci actus im allgemeinen sich richten, betrachtet 


') Pr. L.-R. I, 5, $ 111: Die Form eines Vertrags ist nach den Ge- 
setzen, wo er geschlossen worden, zu beurtheilen. 

?) Bair. Gerichtsordnung XIV, $ 7. 8: Nachdem sich oft zuträgt, dass 
die Localstatuten oder Gewohnheiten verschieden sind, und ein anderes in 
loco contractus, ein anderes in loco rei ritae, aut judicii statuirt und Her- 
kommens ist, so hat der Richter vorzüglich dahin zu sehen, ob das Statut 
nur die blosse Form und Solemnität einer gepflogenen Handlung oder die 
Personen und Güter selbst betreffe. Im ersteren Falle soll nach dem Statut 
oder der Gewohnheit des Orts, wo die Handlung gepflogen wird, gesprochen 
werden, im letzteren Falle aber erstreckt sich das Statut oder Herkommen 
weiter nicht als auf die in jenem Orte befindlichen Güter und wohnhaften 
Personen, nicht aber auf das, was sich ausserhalb desselben befindet. 

®) Sächs. bürgerl. Gesetzbuch $ 9: Die bei Rechtsgeschäften zu be- 
obachtende Form richtet sich nach den Gesetzen des Orts, wo dieselben 
vorgenommen werden. Es genügt jedoch die Beobachtung der Gesetze des 
Ortes, an welchem das Geschäft in Wirksamkeit treten soll. 
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aber auch dann die Rechtsgeschäfte als eültie. wenn sie den 
Formen entsprechen. welche am Orte des Eintrittes ihrer Wirk- 
samkeit gelten. 

III. Finden wir in den bisherigen C'odifieationen keine direkte 
Bezugnahme auf die Eheschliessung. so ist dies der Fall im fran- 
zösischen Rechte‘). In $ 47 bestimmt der code eivil im all- 
gemeinen hinsichtlich der Form die Regel loceus regit actum und 
wiederholt diesen Grundsatz ın Art. 170. 

Das österreichische allgemeine bürgerliche Gesetzbuch Kisst 
nach 8 4 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches ebenfalls für 
die Form der Rechtsgeschäfte den Grundsatz locus regit actum zu. 

Im codice civlle italiano ?) bestätigen zwei Artikel unser 
Prinzip und bemessen die Gültigkeit im Auslande abgeschlossener 
Rechtsgeschäfte nach der lex locı actus in Beschränkung auf ihre 
Forn. Allein der codice civile lässt auch dann ausländische 
Formen zu, wenn beide Contrahenten Ausländer sind. 

Auch das niederländische Recht?) bekennt sich zu derselben 
Anschauung und bringt eine dem code civil Napoleon Art. 170 
analoge Bestimmung in seinem Art. 138. 


1) Code eivil $ 47: Tout acte de l’etat civil des Francais et des 
etrangers, fait en pays etrangers, fera foi, s’il a ete redig@ dans les formes 
usitees dans le dit pays. Vgl. hiezu Rogron code eivil: Suivant la regle: 
locus regit actum, tout acte public est regarde comme aufhentique quand 
il est revetu des formes prescrites par les lois du pays oüı il a et& passe. 

S 170: Le mariage contracte en pays etranger entre Francais et entre 
Francais et etrangers sera valable s’il a et€ celebrd dans les formes usitdes 
dans le pays etc. 

2) Codice ceivile italiano $ 9: Le forme estrinseche degli atti tra vivi e 
di ultima volontä sono determinate dalla legge del luogo in cui sono fatti. 
E pero in facoltä dei disponenti o contraenti di seguire le forme della loro 
legee nazionale, purch& questa sia commune a tutte le parti. 

$ 100: Il matrimonio seguito in paese estero tra cittadini o tra 
un cittadino ed uno straniero & valido, purche sia celebrato secondo le forme 
stabilite in quel paese.... 

®) Niederländisches wetboek $ 138: De huwelijken in een vremd land 
aangegaan, het zij tusschen Nederlanders, het zij tusschen Nederlanders en 
vreemdelingen, zijn van waarde, indien dezelve voltrokken zijn naar den 
vorm, in’ dat land gebruikelijk. 
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Der Vorschlag der belgischen Gesetzgebungscommission !) 
lässt fakultativ die Anwendung der lex loci contractus zu und 
gestattet demgemäss auch den Gebrauch ausländischer Formen. 
falls Ausländer contrahiren. zu. Niehe hiezu den S 9 des belgi- 
schen Entwurtes zur Abänderung des code civil. 

Das spanische. Civilgesetzbuch ?) bemisst gleichfalls die Gültig- 
keit von Rechtsgeschäften betreffend ihre Form nach der lex 
locı contractus. 

Im portugiesischen 3) Gesetzbuche erklären zwei Artikel über- 
einstimmend für Portugal die Wirksamkeit der Regel: locus regit 
actum anlangend die Form der Rechtsgeschäfte, insbesondere der 
Eheschliessung. 


Eine erhöhte Wichtigkeit hat aber der Satz: locus regit 
actum, wie schon Eingangs erwähnt, in der englischen und nord- 
amerikanischen Praxis gefunden, indem dort alle Ehen schlechthin 
geltend sind, wenn sie nur der lex loci contractus auch hinsicht- 
lich der Eheerfordernisse entsprechen. 

In England hat diese Praxis das Unwesen der Gretna Green- 
Ehen) gezeitigt. Lord Brougham verdanken wir hierin Abhilfe, 


1) $ 9: Les formes authentiques et des actes sous seing prive sont 
reglees par la loi du pays, oü ıls sont fuits. Neanmoins l’acte sous seing 
prive peut ätre dresse dans les formes admises par les lois nationales. ... . 

?) Codigo civil espanol art 11: Las formas y solemnidades de los con- 
tratos, testamentos y demäs instrumentos püblicos, se rigen por las leyes 
del pais en que se otorguen. 

?) Cödigo civil portuguez art 24: Os portuguezes, que viajam ou resi- 
dem em paiz estrangeiro, conservamse sujeitos äs leis portuguezas concer- 
nentes a sua capacidade civil, a0 seu estado e a sua propriedade immobiliaria 
situada no reino, em quanto aos actos que houverem de produzir nelle os 
seus effeitos: a förma externa dos actos serä, todavia, regida pela lei do 
paiz, onde forem celebrados, salvo nos casos em que a lei expressamente 
ordenar o contrario. 

Art. 1065. O casamento contrahido em paiz estrangeiro entre portu- 
guezes, näo produz effeitos civis neste reino, näo sendi contrahido em 
conformidade da lei portugueza; salvo o que se acha estabelecido na segunda 
parte do artigo 24, quanto & förma externa do contracto. 

*) Vgl. hierüber Friedberg, Recht der Eheschliessung, S. 428: Da die 
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indem auf seinen Vorschlag der st. 19 und 20 Viet c. 26 die Gültigkeit 
einer schottischen Ehe von dem Umstande abhängig machen, dass 
die Brautleute schon 21 Tage in Schottland gelebt haben. 


$S10. Vonden sogenannten persönlichen Förmlichkeiten. 


I. Wir haben die Form der Eheschliessung nach (den 
(resetzen des Ortes ım allgemeinen beurtheilt, wo die Ehe zum 
Abschluss gelangen soll. Allem auch abgesehen von seiner fakul- 
tativen Bedeutung behält der Grundsatz locus regit actum nicht 
absolute Geltung. Laurent spricht in seinem Avantprojet von for- 
malıtes, concernant !’ etat et la capacite und bestimmt diese nach 
dem Nationalgesetz der Person. Wir haben vor allem den Begriff 
dieser formalites personnelles !) festzustellen. Diese persönlichen 
Förmlichkeiten sind solche, welche den Nachweis zur Ehe- 
schliessung und den Beweis der Eheschliessung für den 
Auslandsstaat erbringen. 

Es ist klar, dass Geburtsurkunden, obrigkeitliche, ausländische 
Erlaubnissscheine nicht nach dem Rechte des Eheschliessungs- 
staates formgerecht sein müssen. Für sie kann nur das Recht 
des Staates in Anwendung kommen, in welchem sie abgefasst 


Hardwick’s act nur für England und Wales Geltung hatte, um dort das 
Unwesen der heimlichen Ehen abzuschaffen, so verblieb in Schottland das 
Institut der heimlichen Ehen noch bestehen. 

Ueber Nordamerika siehe Friedberg, Recht der Eheschliessung, S. 478, 
Grünwald, Eheschliessung, S. 101: Die Gültigkeit einer Ehe in Nordamerika 
wird nach den Gesetzen des Ortes, wo sie geschlossen wurde, beurtheilt und 
zwar aus Gründen nicht des Rechts, sondern der Zweckmässigkeit, sogar 
dann, wenn sich die Parteien zur Umgehung der heimischen Gesetze ins Aus- 
land begeben haben, um sich dort trauen zu lassen und dann zurückzukehren. 

Dudley Field gibt hierzu folgende Modifikation: A marriage, though 
valid according to the place where it is contracted, will not be recognized 
as valid in any country, in which the circumstances of such marriage would 
render the personal relation between the parties a crime. 

1!) Laurent, Avantprojet, $ 23: Ties formalites concernant Vötat et la 
capacite sont regies par la loi nationale de.la personne. 

Vgl. Domin-Petrushevecz’s Vorschlag $ 208; Reglement international 
des conflits des lnis en matiere de mariage et de divorce art 4, art 5, 4. 
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wurden. Demgemäss wird sich auch ihre Gültigkeit nach ihrem 
Ursprungslande definiren. Es handelt sich also hier um Nach- 
weiserbrngung. Ob der Eheschliessungsstaat solchen Nachweis 
überhaupt erfordert, gehört wiederum zu den Formerfordernissen, 
die eben jener Eheschliessungsstaat feststellt. Persönlich nennen 
wir aber jene Formalitäten, weil sie Auskunft geben über die 
Person selbst hinsichtlich ihrer Stellung und Handlungstähigkeit. 
Die Form des Eheschliessungsrechtes, die Art und Weise wie 
er vor sich geht, müssen wir aber nach wie vor nach der lex loci con- 
tractus bemessen. Allein es gibt wiederum Fälle, wo die Unterschei- 
dungen zwischen sachlichen und persönlichen Formerfordernissen 
sehr schwer definirbar sind. Das Massgebende muss hier der Zweck 


jener Formerfordernisse sein und («dieser wird stets das Kriterium 


bilden). Darum werden polizeiliche Beschränkungen der Ehe im 
Eheschliessungsstaate auch dann zu beachten sein, von Ausländer 
ein Trauschein vorzulegen sein, selbst wenn der Eheschliessungs- 
staat alle polizeilichen Beschränkungen ausdrücklich aufgehoben 
und wirkungslos erklärt hat. 

Zweck solcher polizeilichen Beschränkungen kann ja nicht 
eine Erlaubniss im eigentlichen Sinne sein®), sondern es kann nur 
ın ihnen das Nachweisbedürfniss liegen, dass der Nupturient im 
Stande ist seine Familie zu ernähren, ihr die Staatsangehörigkeit 


1) So sind die Aufgebote bei auswärtigen Eheschliessungen auch im 
Heimathsstaate der Nupturienten zu vollziehen, selbst, wenn der Ehe- 
schliessungsstaat Aufgebote nicht kennt. Es kann also auch im Aufgebot 
eine formalit& personnelle liegen. Code civil art 170. 

?) Solche polizeiliche Beschränkungen können ja nicht die Ehefähigkeit 
an sich beschränken. Denn diese ist ja unabhängig von ihnen vorhanden. 
Wir sehen in ihnen nur das Erforderniss eines Beweises wirthschaftlicher 
Selbständigkeit. Aus diesem Gesichtspunkte erklärt auch das Reichsgesetz 
vom 6. Febr. das Fehlen solcher Formerfordernisse für wirkungslos. Wie weit 
diese formalitds personnelles Einfluss auf die Gültigkeit oder 
Anfechtbarkeit einer Ehe haben, das entscheidet lediglich ihr 
materieller Zweck, ist also eine materiell-rechtliche Frage. 

Ebenso sind die französischen actes respectueux zu betrachten, Net 
sie nicht eine Willensergänzung bedeuten. 
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zu verschaffen u. s. w. Daher werden solche Formerfordernisse 
auch im Auslande nicht unberücksichtigt bleiben dürfen. Im 
(runde genommen berühren sie auch nicht die Form der Ehe- 
schliessung, sondern sind mehr Formen zur Eheschliessung. 

Der Nachweis der Eheschliessung. der geschlossenen Ehe 
wird sich ın erster Tinie nach dem Rechte des Eheschliessungs- 
ortes beurtheilen 9. 

Allein auch hier kann der einzelne Staat noch persönliche 
Formerfordernisse zur besseren Sicherstellung «des Beweises einer 
seschlossenen Ehe anordnen, indem er beispielsweise eine nach- 
trägliche Eintragung in seine Standesamtsregister?) fordert. Auf 
die abgeschlossene Ehe hat solches Erforderniss keine weitere 
Emwirkung, der ausländische Staat fordert und bewirkt auf solche 
Weise nur einen weiteren Nachweis). 

II. Es ıst hier nur ein beschränkter Kreis von Gesetz- 
gebungen, der sich über unsere Frage ausspricht. 

In Deutschland selbst finden wir keine direkte Bestimmung. 
Ehenso schweigt die österreichische Coditication. Frankreich da- 
gegen *) verwirft die Gültigkeit auswärts geschlossener Ehen hin- 
sichtlich ihrer Form, falls nicht auch die Vorschriften des code 


!;, So auch Laurent avantprojet S 25: Les moyens de preuve sont 
regles par les lois du pays, oü le fait s’est passe. 

Vgl. auch codice civile italiano art 10: I mezzi dı prova delle obligazioni 
sono determinati dalle leggi del luogo in cui l’atto fu fatto. 

?) Bezüglich des letzten Punktes code civil 171. Dans les trois mois 
apres Je retour du Francais sur le territoire de la republique l’acte de celc- 
bration du mariage contract en pays etranger, sera transcrit sur le registre 
public des mariages du lieu de son domuicile. 

°) Codice civile italiano 367: Gli atti dello stato eivile seguiti in paese 
estero fanno fede quando siansı osservate le forme stabilite dalle leggi del 
lnogo. E dovere del cittadino che ha fatto procedere ad uno di tali atti di 
rimetterne entro tre mesi copia al regio agente diplomatico o consolare di 
piü viecina residenza, salvoch® preferisca di trasmetterla direttamente all’ 
ufhzio dello stato civile indicato nell’ articolo seguente. 

*) Code civil 170: Le mariage contract@ en pays etranger entre Fran- 
cais et entre Francais et dtrangers sera valable..... pourvu quwil ait te 
preeede des publications preserites par l'article 63 (Aufgebot). 


“ . 
ge ge 1 OR) 


“ 
up N Errge re De 


56 Abhandlungen. 


civil Art. 63 als persönliche Formerfordernisse beachtet worden 
sind. Für den .Fall der Eheschliessung wird im französischen 
Rechte also im Aufgebot eine solche persönliche Formalität gesehen. 
Es ist klar, dass die zur Eheschliessung erforderlichen Dokumente: 
gleichfalls in ihrer Form nach dem Nationalitätsgesetz des Nup- 
turienten sich bestimmen, natürlich soweit sie im Auslande zu 
errichten sind. 

Den gleichen Standpunkt theilt «ie ansehe Gesetzgebung !). 

Gleichfalls eine Reproduktion des code civil Napoleon liefert 
uns das niederländische Recht?), das in den Aufgeboten im 
Heimathsstaate der Nupturienten desgleichen ein solches persön- 
liches Formerforderniss sieht. 

Reichere Ausbeute liefern uns die schweizerischen Kantons- 
gesetzgebungen, wenngleich. die dort zutreffenden Bestimmungen 
nicht direkt auf die Eheschliessung Bezug nehmen. Zürich 3), 
Zug und der Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuchs für Bern *) 
kennen solche persönlichen Formvorschriften. 

Eine genaue Ausbildung hat dieser Punkt in der Gesetz- 
gebung der einzelnen Staaten noch nicht erfahren. Wir wieder- 


!) Codice civile italiano $ 100: Il matrimonio seguito in paese estero 
tra cittadini o tra un cittadino ed uno straniero, & valido, purche& sia celebrato 
secondo le forme stabilite in quel paese. ... . Le pubblicazioni devono anche 
farsi nel regno a norma degli articoli 70 e 71 (Aufgebot). 

2) Niederl. Gesetzbuch $ 138: De huwelijken, in een. vreemd land 
aangegaan het zij tusschen Nederlanders, het zi) tusschen Nederlanders en 
vreemdelingen, zijn van waarde, indien dezelve voltrokken zijn mits ‚de 
huwelijksafkondigingen. 

®) Bürgerl. Gesetzbuch für Zürich $ 6: Vorbehalten bleibt die Un- 
gültigkeit derjenigen Handlungen, welche zur Umgehung der hier noth- 
wendigen Rechtsformen ausserhalb des Kantons, wenn auch in einer auswärts 
genügenden Form vorgenommen worden oder für welche aus Öffentlichen 
Rücksichten, damit sie im Kanton wirksam werden, bindende Vorschriften 
erlassen worden sind. 

Eine Wiederholung dieses Bee gibt Zug's Gere 

*) Bern sagt in seinem Entwurfe:. Vorbehalten bleiben solche Form- 
vorschriften, die aus öffentlichen Rücksichten ihres bindenden Charakters 
wegen durch Abschluss des Geschäfts ausserhalb des Kantons nicht umgangen 
werden können. 
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holen unsere Ansicht, dass solche Formerfordernisse nur dann 
sültig und verbindlich sein können, wenn sie zum Nachweis zur 
Eheschliessung (z. B. Fähigkeit) oder zum Beweis nach der Ehe- 
schliessung aufgestellt sind. Die Form des Aktes selbst richtet 
sich wiederum nach der Regel locus regit actum: Man schliesst 
also beispielsweise eine Ehe nach deutschem Recht mit gleich- 
zeitiger Beachtung französicher Formerfordernisse. 


S 11. Vom Certifikate insbesondere!®). 


I. Personalstatut und lex loci contractus stehen sich ım 
internationalen Rechte geradezu feindlich gegenüber. Es ist das 
Certitikat im Eheschliessungsrechte, das sie verbinden soll. Wır 
haben schon oben gesehen, wie schwierig es ıst für den Standes- 
beanten in den verwickelten Fragen des internationalen Ehe- 
schliessungsrechtes Bescheid zu finden. Wir haben gesehen, dass 
die amerikanische Doktrin und Praxis desswegen schlechthin die 
Regel locus regit actum auch für die persönliche Fähigkeit gelten 
lassen will. Wir erblicken in dem Certifikat das geeignete Institut, 
diese Schwierigkeiten zu lösen. Will man die persönliche Fähig- 
keit der Nupturienten zum Eheschlusse in Betracht zielen, so 
muss man doch nothgedrungen auch den Nachweis solcher be- 
stehender Fähigkeit erlangen. Andererseits kann aber solcher 
Nachweis wiederum überflüssig erscheinen, wenn die persönliche 
Fähigkeit der Nupturienten und die Anerkennung der Ehe im 
Auslande auf platter Hand hegt. Für die Fälle eines Nachweis- 
bedürfnisses hingegen wird stets ein von der ausländischen Be- 
hörde ausgestelltes, beigebrachtes Certifikat genügen. Der Inhalt 
dieses Certifikates wird sich natürlich nach dem Gesetze der ein- 
zelnen Staaten zu richten haben. d.h. er muss die Negation eines 
essentiellen, relevanten Ehehindernisses zum Ausdrucke bringen. 
Daraus folgt, dass der Inhalt solcher Certifikate sowohl ein 


privatrechtlicher als auch ein publizistischer sein kann, je nachdem 


1) Vgl. hiezu im folgenden: Reglement international des conflits des 
lois en matiere de mariage et de divorce art 7. .. 
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er das Vorhandensein eines bürgerlichen Ehehindernisses ocer 
eines staatlichen Gegeninteresses leugnen soll. 

Damit solchen Certifikaten aber volle Glaubwürdigkeit bei- 
gemessen werden kann, ist es nothwendig. dass sie von den zZu- 
ständigen ausländischen Behörden ausgestellt werden. Welche 
Behörde hiezu ermächtigt sein soll, muss wohl durch Verordnung 
des einzelnen Staates bestimmt werden. Bei den verschiedenen 
Organisationen in den verschiedenen Staaten liesse sich eine inter- 
nationale Regelung nicht durchführen. 

Das erforderliche Beibringen solcher Certifikate wird nun für 
Eheschliessungen der Ausländer meistens vom Inlande, d. h. dem 
Eheschliessungsstaate bestimmt sein; allem auch der Heimaths- 
staat kann für seine Staatsangehörigen Eheschliessungen im Aus- 
lande von solchen Beschemigungen abhängig machen und sehen 
wir dann in letzterem Institut eine formalite personnelle. 

Diese beiden Arten der Certifikate haben also die persön- 
liche Fähigkeit der Nupturienten zum Gegenstande, schaffen also 
für den Eheschliessungsstaat Klarheit über deren Persönlichkeit 
und über die Anerkennung der Ehe Seitens des Auslandsstaates P). 
Diese beiden Arten nennen wir nun im eigentlichen Sinne Certi- 
fikate. Nicht zu verwechseln sind alle jene Bescheinigungen, 
welche die Eheschliessung selbst in ihrem Formgange betreffen. 
Dalun gehören also Beschemigungen des Standesbeamten des Ehe- 
schliessungsstaates über geschehenes Aufgebot, vollzogenen Ehe- 
schluss. Dahin gehören auch Bescheinigungen ausländischer Be- 

hörden über vollzogenes Aufgebot, oder im Falle, dass solches 
unzulässig oder überflüssig sein sollte, Bescheinigungen der Aus- 
landsbehörden. welche diese Unzulässigkeit bezeugen ?). 


1) Siehe auch Art. 11 des Entwurfes eines Vertrages zwischen Peru etc. 
?) Vgl. hiezu Art. 29 des schweizerischen Gesetzes vom 24. Dez. 1874 
betrefts Elieschliessung: Jeder im Gebiete der Eidgenossenschaft vorzunehmen- 
den Eheschliessung muss die Verkündung des Eheversprechens vorausgehen. 
Die Verkündung hat am Wohnorte, sowie anı Heimathorte jedes der Braut- 
leute zu erfolgen. Wird im Auslande mit Berufung auf bestehende Landes- 
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Eine internationale Regelung dieser Frage wäre nur möglich 
Imsichtlich der Form dieser Certifikate und damit würde zugleich 
mem dringenden Bedürfnisse abgeholfen. Die Schwierigkeiten, 
lie in der Sprachen- und Rechtsunkenntniss der meisten Standes- 
heamten liegen, würden so mit einem Schlage beseitigt. Anus 
solchen „internationalen“ Fornularien würde jeder Standesbeamte 
mit Klarheit die vor ihn gebrachten Rechtsverhältnisse entschei- 
den können. 

II. Das deutsche Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 hat 
diesen Punkt vollständig den Landesgesetzen anheimgegeben. 
Durch das allgemein begründete Indigenat für Bundesangehörige 
ist aber das Geltungsgebiet der Landesgesetze über Certifikat- 
erforderniss auf Ausserdeutsche beschränkt. Insoweit aber solche 
Certifikate identisch waren mit polizeilichen Erlaubnissen, sind auch 
sie durch $ 38 des Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875 für wirkungs- 
los erklärt, falls die Ehe schon abgeschlossen sem sollte. Das 
Certifikat hat dementsprechend in den verschiedenen Bundes- 
staaten seine Ausbildung erfahren. Es wird bald publizistisches 
und bürgerliches, bald nur bürgerliches Certifikat verlangt. 

Wir heben hier insbesondere die Verträge des deutschen 
Reichs mit Italien, Belgien, Schweden, Norwegen, den XNieder- 
landen, Frankreich hervor, welche das Beibringen eines Nach- 
weises des Erwerbs der Staatsangehörigkeit für die Familie ver- 
überflüssigen. Die einzelnen Bundesstaaten haben weitere ähn- 
liche Verträge geschlossen). Da in England und Nordamerika 
die Regel: locus regit actum gilt, so wird auch Seitens der Eng- 
länder und Nordamerikaner ein Certifikat überflüssig sein. 

Besondere Erwähnung wegen semer exenten Stellung im 
deutschen Reiche verdient Baiern?). Das bairische Gesetz vom 
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gesetze die Verkündung als überflüssig oder unzulässig abgelehnt, so wird 
dieselbe durch eine diesfällige Bescheinigung ersetzt. 

1) Vgl. im einzelnen über diese Certifikate: Sicherer, Personenstands- 
gesetz, S. 406. 

?) Bair. Gesetz v. 16. April 1868, $ 33 über Heimath, Verehelichung 
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16. April 1868 hat ungeachtet der Reichsgesetze seine Geltung 
beibehalten und macht Eheschliessungen bairischer Staatsange- 
höriger von dem Beibringen einer Bescheinigung seitens der 
Distriktsverwaltungsbehörde abhängig. Es liegt Inerin eine persön- 
liche Formalität. Denn eine solche Bescheinigung ist nicht so- 
wohl eine Erlaubniss als vielmehr der Nachweis der persönlichen 
Fähigkeit zur Eheschliessung, der den bairischen Unterthanen 
seitens ihres Heimathsstaates auferlegt ist. Uebrigens erscheint 
durch dieses Gesetz der Baier nicht als Ausländer im deutschen 
Reiche, ist auch das allgemeine Indigenat nicht durchbrochen, 
sondern die Beibehaltung dieser Bestimmung ist nur die Folge des ın 
Baiern noch gesondert geregelten Heimathsrechtes’). Da letzteres 
nicht durch das Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz 
von 1870 derogirt wurde, musste auch jene Bestimnnung betreffs 
der Eheschliessung in Geltung bleiben. 

Für das französische Recht ist ein Ausschreiben des franzö- 
sischen Justizministers vom 4. Mai 1831 hinsichtlich der Certifi- 
kate massgebend. | 

In Oesterreich?) hat ein Hofkzd. vom 22. Dezember 1814 
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und Aufenthalt: Die Verehelichung darf nur erfolgen auf Grund eines von 
der zuständigen Behörde ausgestellten Zeugnisses, dass gegen die beabsichtigte 
Eheschliessung kein im gegenwärtigen Gesetze begründetes Hinderniss be- 
stehe. Eine im Widerspruch mit dieser Bestimmung eingegangene Ehe ist 
solange, als die Ausstellung jenes Zeugnisses nicht nachträglich erwirkt 
wurde, bürgerlich ungültig, es sei denn, dass die Ehe von einem Maune, 
welcher ausserhalb Europas seinen Wohnsitz hat, am Orte dieses Wohnsitzes 
oder sonst ausserhalb Baierns abgeschlossen wurde und nach den Gesetzen 
des betreffenden Staates als gültig zu erachten ist. 

1) Zuständig zur Ausstellung dieses Zeugnisses ist die. Distriktsverwal- 
tungsbehörde jener (temeinde, in welcher der Mann seine Heimat hat. 

2) Hofkzd. v. 22. Dez. 1814: Da sich Fälle ergeben, dass Fremde, 
welche die österreichische Staatsbürgerschaft nicht erworben haben, in den. 
österreichischen Staaten einen Ehevertrag entweder mit inländischen Unter- 
thanen oder. auch mit Fremden abschliessen wollen, der S 34 a. b. G.-B. 
aber ausdrücklich bestimmt, dass die persönliche Fähigkeit der Fremden zu 
Rechtgeschäften insgemein nach den Gesetzen des Ortes, denen der Fremde 
vermöge seines Wohnsitzes unterliegt, zu beurtheilen sei, so haben Seine 


same 


a 
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das Erforderniss eines Certifikats bei Eheschliessungen von Aus- 
ländern in den österreichischen Staaten geregelt. 

Der italienische) codice civile hat das Erforderniss eines 
Certifikates für Ausländer ausdrücklich in seinem Art. 103 fest- 
gesetzt und verlangt also den Nachweis der bürgerlichen Gültig- 
keit der zu schliessenden Ehe. 

Denselben Grundsatz verfolgt die Schweiz in ıhrem Ehe- 
sesetze vom 24. Dezember 1874. 

Bemerkenswerth ist, dass die Schweiz das Erforderniss einer 
solchen Bescheinigung für dispensabel durch die Kantonsregie- 
rungen erklärt hat. Das Certifikat verfolgt ın der That nur den 
Zweck einer Klärung über die persönlichen Verhältnisse und den 
Stand der Nupturienten. 

Wo (diese Klarheit aber schon vorhanden ist, ist ein solches 
Certiikat überflüssig. So empfiehlt sich denn diese Gresetzes- 
bestimmung der Schweiz?) sehr für Einführung in das inter- 
nationale Rechtsgebiet. 

Interessant ist uns auch eine Note des spanischen Ministe- 
rıums des Aeussern, welche den spanischen Oonsuln im Auslande 


Majestät zu beschliessen geruht, dass jeder in Höchstdero Staaten sich ver- 
ehelichende Ausländer zu verhalten sei, sich bei der Trauung über seine 
persönliche Fähigkeit, einen gültigen Ehevertrag einzugehen, gehörig aus- 
zuweisen. 

1) Codice civile 103: Lo straniero che voglia contrarre matrimonio nel 
regno, deve presentare all’ uffiziale dello stato civile una dichiarazione dell’ 
autoritä competente del paese a cui appartiene, dalla quale consti che giusta 
le leggi da cui dipende, nulla osta al divisato matrimonio. 

*) Schweiz. Bundesgesetz v. 24. Dez. 1874 $ 31: Ist der Bräutigam ein 
Ausländer, so soll die Verkündigung nur auf Vorlage einer Erklärung der 
zuständigen auswärtigen Behörde erfolgen, worin die Anerkennung der Ehe 
mit allen ihren Folgen ausgesprochen: ist. 

Die Cantonsregierung ist ermächtigt, hievon zu dispensiren und die 
mangelnde Bescheinigung durch eine andere passende Anordnung zu ersetzen. 

$ 37: Ist der Bräutigam Ausländer, so kann die Trauung nur auf Vor- 
lage einer Erklärung der zuständigen auswärtigen Behörde erfolgen, worin 
die Anerkennung der Ehe mit allen ihren Folgen ausgesprochen ist, das- 
Dispensationsrecht der Cantonsregierungen nach Art. 31, Schlusslemma 
vorbehalten. 
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die Ermächtigung ertheilt. bei Minderjährigen ihre Einwilligung 
zur Ehe zu ertheilen. vorausgesetzt. dass die übrigen Consens- 
berechtigten verstorben sind. 

Hieran anknüpfend betrachten wir die Consuln, resp. anderen 
auswärtigen Vertreter als sehr geeignet, solche Certifikate aus- 
zustellen. eventuell den verweigerten Consens der Berechtigten zu 
ergänzen. Zumal bei grossen Entfernungen von der Heimath 
und von den zur Ausstellung der Certifikate befugten Behörden sind 
die Consuln besonders hiezu geschaffen). 

Schliesslich erwähnen wir noch, dass von Seite englischer 
und nordamerikanischer Unterthanen es natürlich keines Ehe- 
zeugnisses bedarf, da letzere Staaten nach der lex loci contractus 
alle im Auslande seitens ihrer Angehörigen geschlossenen Ehen 
beurtheilen und ihnen demnach Gültigkeit zuschreiben. 


S 12. Consulatsehen. 


T. Aus der fakultativen Bedeutung?) der Regel locus regit 
actum lässt sich einzig und allein eine Möglichkeit der Ehe- 
schliessung vor Consuln oder sonstigen auswärtigen Vertretern 
ableiten. Es ist dem Ausländer dadurch möglich gemacht, sich 
auch im Eheschliessungsstaate seiner heimathlichen Formen zu 
bedienen und juristisch lässt sich dagegen auch kein Einwand er- 


!) Italien und Frankreich behelfen sich noch mit dem sog. actes de 
notoriete, codice civile $ 80: Se uno degli sposi fosse nella impossibilitä di 
presentare l’atto della sua nascita poträ supplirvi con un atto di notorietä 
formato dinanzi al pretore del luogo della sua nascita o del suo domicilio. 
T’atto di notorietä conterrä la dichiarazione giurata di cinque testimoni dell’ 
uno o dell’ altro sesso, ancorch& parenti degli sposi, in cui con tutta esattezza 
e precisione essi indicheranno il nome e cognome, la professione e residenza 
dello sposo e de’ suoi genitori se conosciuti, il luogo e, per quanto sara 
possibile, il tempo di sua nascita, i motivi per cui non puö produrre l’atto 
corrispondente e le cause di scienza di ceiascun testimonio. Vgl. code 
civil 71, 72. 

2?) Vgl. bei Bar S. 465, Weiss (trait€ el&mentaire de droit international 
prive): Le droit d’agir des agents diplomatiques et des consuls etrangers 
repose sur la faculte de leurs nationaux & renoncer au benefice de la rögle: 
Locus regit actum, pour revenir & leur loi personnelle. 
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leben. Vorbedingungen solcher Eheschliessung sind aber vor allem. 
dass erstens dem Consul von seinem Staate die Befueniss zu 
Trauungen ertheilt worden ist und dass zweitens beide Nuptu- 
rienten Ausländer seien’). Inländer sollen vor einem auswärtigen 
(onsul nie zur Trauung zugelassen werden. Allein. wenn beide 
Ausländer wiederum verschiedene Staatsangehöriekeit besitzen und 
nur der eine Nupturient die Staatsungehörigkeit des Consuls 
theilt, dann macht sich wiederum die Frage nach der Gültigkeit 
solcher Eheschliessungen geltend. Einen merkwürdigen Vorsehlag 
macht Bar für solche Fälle. Er will der Frau das Recht geben, 
die solchergestalt vor dem «diplomatischen Agenten des Mannes 
weder nach den Formen des Ortes der Eheschliessung noch nach 
den Formen ihres nationalen Gesetzes eeschlossene Ehe durch 
einen einseitigen aber förmlichen Akt vor Notar oder Zeugen 
oder aber vor emem Gesandten oder Consul ihres Heimatlıstaates 
innerhalb gewisser Zeit für unverbindlich zu erklären, mit anderen 
Worten man lässt den Mangel der Form hinsichtlich der Form 
heilen durch stillschweigenden Consens dadurch, dass sie in be- 
stimmter Frist diesen Formmangel nicht geltend macht. Abge- 
sehen davon. dass Bar viel zu grosses Gewicht auf die Form 
lest, bedenke man nur die entsittlichenden Wirkungen solcher 
Ehen. Wir verwerfen diesen Vorschlag Bar’s. da er den Grund- 
prinzipien des internationalen Privatrechts widerstreitet. Eine 
bessere Lösung dieser Frage bietet für den Fall, dass die 
lex loci contractus aus religiösen oder kulturellen Gründen den 
Nupturienten verschlossen sein sollte, eine doppelte Schliessung 
vor den beiderseitigen Consuln. Allein auch hier lässt sich ein- 
wenden, dass beide Consuln weit von einander entfernt sein 
können und dass sich alsdann die Frage nach den Eintritte des 
Eheschlusses, d. h. nach dem Zeitpunkte jenes Eintrittes erhebt. 
Die einfachste Lösung bietet uns hier das Certifikat. Warum 
will man solche Ehen schwieriger ansehen, als die Ehe eines Aus- 


!) Vgl. insbesondere Reglement international des conflits des lois de 
mariage et de divorce art 2, 1, 2, 3. 
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länders mit einem Inländer im Inlande? Freilich stellen wir uns hie- 
mit auf den Boden einer Fiktion. nämlich der Exterritorialität eines 
Consuls. Allem. wenn wir die Eheschliessung eines Ausländers mit 
einen anderen Ausländer vor des letzteren Consul von idealenı; 
nicht realem Gesichtspunkte betrachten. so können wir recht wohl 
darin ein Begeben in ein anderes Rechtsgebiet erblicken. Damit 
würde sich auch die Schwierigkeit von selbst lösen, wenn beide 
Ausländer nicht Staatsangehörige des Staates sind. der dem Consul 
seine Autorisation ertheilte. 

Für den Fall. dass aber ein solches Gertifikat nicht beizu- 
bringen sei. empfiehlt sich sehr der in Frankreich. und Italien 
gebräuchliche acte de notoriete Y), d.h. eme Erklärung von sieben 
Zeugen am Eheschliessungsorte, wonach sie kein der Eheschlies- 
sung entgegenstehendes Hinderniss kennen. 

Ein dringendes Bedürfniss nach der Autorisation solcher 
Consuln zur Traubefugniss in fremden Ländern ist aber nicht 
unbedingt vorhanden. Die Gegenseitigkeit wird ın den einzelnen 
Staaten auch zur Anerkennung der gegenseitigen Rechtsformen 
führen. Die Consulatsehe wird aber nothwendig sein in Staaten, 
die nur religiöse und zwar nur einseitig religiöse Form kennen, 
dann aber in Staaten, die auf niederem Oulturniveau oder auf 
unruhiger politischer Gestaltung und mangelnder Rechtssicherheit 
stehen. 

II. In Deutschland ist nach dem Reichsgesetze vom 6. Februar 
1875 keine andere Eheschliessung möglich, als die Eheschliessung 
vor dem deutschen Standesbeamten. Haltbar ist diese Bestimmung 

!) Laurent spottet über. diese actes de notoriete allein mit Unrecht: 


En fait sept Parisiens viennent declarer devant le juge de paix, que le futur 
epoux est apte a contracter mariage d’apr&s les lois de son pays. Cela 


ressemble & une scene de vaudeville plus qu’ & une garantie legale. Ebenso 
müsste consequenterweise Laurent dann vom sog. Zeugentestamente sprechen. 
Wir sehen keinen Grund ein, warum man im Falle einer ausgeschlossenen 
anderen Möglichkeit nicht zu einem rechtshistorischen, wenn auch wenig an- 
gewendeten Institut zurückkehren solle. Die publica fides ruhte zuerst im 
Volke und ist erst allmählich an die Gerichte übergegangen. Vgl. Bar I 


a. a. OÖ. S. 447, der Laurent’s Ansicht zu theilen scheint. 
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nur, wenn sie von den anderen Staaten anerkannt ist, d. h. sie 
kann durch die Autorisation eines ausländischen Consuls durch- 
hrochen werden; sie ist nicht praktisch, nicht theoretisch haltbar. 
Im übrigen regelt das Reichsgesetz vom 4. Mai 1870 die Ehen 
Bundesangehöriger vor deutschen Oonsuln im Auslande und zwi- 
schen Bundesangehörigen und Ausländern vor denselben, betont 
aber ausdrücklich, dass jene Autorisation ertheilt werden kann. 
Rücksichtlich des Certifikats lässt sich noch die Bestimmung an- 
führen, dass die zur Eingehung einer Ehe nach den Gesetzen der 
Heimath der Verlobten nothwendigen Erfordernisse als vorhanden 
nachzuweisen sind (8 3 des angeführten Gesetzes) '). 

Der französische code civil?) enthält den gleichen Grundsatz 


!) R.-Ges. v. 6. Febr. 1875 $ 41, s. oben S.49 Anm. 2; ferner Vertrag 
zwischen Deutschland und Italien v. 4. Mai 1891 R.-G.-Bl. 91 S. 113. 

R.-Ges. v. 4. Mai 1870 betr. die Eheschliessung etc. $ 1: Der Bundes- 
kanzler kann einen diplomatischen Vertreter des Bundes für das ganze Ge- 
biet des Staates, bei dessen Hofe oder Regierung derselbe beglaubigt ist, und 
einen Bundeskonsulfürdessen Amtsbezirk die allgemeine Ermächtigung ertheilen, 
bürgerlich gültige Eheschliessungen von Bundesangehörigen vorzunehmen. 

$ 10: Die vorstehenden Bestimmungen über die Eheschliessung finden 
auch Anwendung, wenn nicht beide Verlobte, sondern nur einer derselben 
ein Bundesangehöriger ist. 

®) Code civil art 48: Tout acte de l’etat civil des Francais en pays 
etranger sera valable, s’il a etE recu, conformement aux lois francaises par 
les agents diplomatiques ou par les consuls. Vgl. hiezu art 170. 

In diesem Sinne auch Rogron, code civil S. 128: Le mariage entre 
Francais pourrat-il Etre valablement contracte en pays &tranger devant les 
agents diplomatiques francais, conforme&ment & l’article 48. Pour l’affırmative, 
on dit que cet article contient le principe general pour les actes de l’etat 
eivil; et que les agents diplomatiques remplissant en pays etrangers les 
fonctions d’officiers de l’etat civil, il est naturel, que le mariage celebre 
devant eux soit valable.e Pour la negative on repond que l’art. 170 fait 
exception au principe general consacre par l’art. 48, qu’il est special pour 
le mariage, qui est du droit des gens et que la publicite, dont le legislateur 
veut entourer le mariage serait su et observee dans le cabinet d’un agent 
diplomatique: mais ces considerations nous paraissent flechir devant la dis- 
position generale de l’art. 48. Demgemäss können die Nupturienten, wenn 
sie beide Franzosen sind, vor ihrem diplomatischen Agenten Ehe schliessen. 
Im übrigen hält Rogron die Regel: locus regit actum aufrecht: Au reste, 
ce qui fait la matiöre d’une question pour le mariage, qui devrait se celebrer 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 1. 5 
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der Möglichkeit solcher Eheschliessungen im Auslande vor den 
französischen Consuln. JIın Inlande kennt das französische Recht 
ebenfalls keine andere Eheschliessung als die Civilehe des code 
civil. Unbedingt richtig kann dies auch nur für Ehen zwischen 
Franzosen, und Franzosen und Ausländern sein. So spricht sich 
auch Rogron aus: Mais le mariage contract en France par une 
Francaise avec un etranger est nul si, au heu d’6tre celehre devant 
l’officier de l’etat civil, ıl l’etait devant le ministre d’un culte 
quelconque; encore bien que ce füt conformement A la loı etran- 
gere, parce que la loi frangaise meconnait dans la personne de 
ministre de culte reconnu en France toute espece de caractere 
d’officier de l’etat civil et que la femme francaise, ne devient 
etrangere lorsqu’elle Epouse un &tranger, qu’apres son mariage 
(Arret de la cour de Pari® du 18 XII. 1837). 

Dieselbe Möglichkeit der Eheschliessung vor einem diplo- 
matischen Agenten seitens italienischer Staatsangehöriger lässt das 
italienische Gesetzbuch zu. Da in dem codice für solche Con- 
sulatsehen dieselben Erfordernisse aufgestellt sind, wie für Ehen 
in Italien !) selbst, so wird auch seitens der Ausländer eventuell 
ein Uertifikat beizubringen sein (cf. art. 103 des codice civile 
italiano). 

In Belgien hat ein Gesetz vom 24. Mai 1883?) die Ehen 
vor den belgischen Oonsuln geregelt, welches den diplomatischen 
Agenten desjenigen Staates bei Consulatsehen für zuständig erklärt, 


entre Francais, n’en forme pas une pour le mariage d’un Francais et d’une 
etrangere. Le mariage ne peut E&tre cElEbre que dans les formes usitees dans 
le pays, comme le porte notre article (170); et non conformement & la loi 
frangaise devant les agents diplomatiques frangais; car dans ce cas l’etrangä&re 
serait soumise & des lois qui ne peuvent encore la regir, et mariee par un 
officier incomp6tent (Arret de la cour de cassation du 19 aoüt 1818). 

1) Codice civile italiano $ 368. E in facoltä dei cittadini che si tro- 
vano fuori del regno di far ricevere gli atti di nascita, matrimonio, 0 morte 
dai regi agenti diplomatici o consolari, purch& si osservino le forme stabilite 
da questo codice. 

2) Demgemäss beschränkt das belgische Gesetz die Möglichkeit der 
Consulatsehen auf Ehen zwischen Belgiern und Ausländerinnen. 
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dem der Mann angehört. In der Theorie können wir diese Zu- 
ständigkeit nicht für richtig erklären. da auch umgekehrt der 
Mann nach den Formen, die der Staat der Frau verfügt. hei- 
rathen kann. 

Den englischen Consuln '!) ist vorbehaltlich gehöriger Er- 
mächtigung gleichfalls das Recht verliehen, im Auslande Ehen 
britischer Staatsangehöriger zu trauen. Ist ein Nupturient Aus- 
länder, so haben die diplomatischen Vertreter Englands die Pflicht 
die Nupturienten zu belehren, dass solche Ehen nur in Gross- 
britannien selbst unbedingt gültig sind. Die einzelnen Förmlich- 
keiten finden sich angegeben bei Friedberg, Recht der Ehe- 
schliessung, S. 429. 

Der spanische cödigo civil verleiht ın Art. 100 seinen Consuln 
und Vizeconsuln ebenfalls die Befugnisse der spanischen Standes- 
beamten in Betreff der Civilehen. 

Schliesslich Nordamerika anlangend, so hat ein Circular des 
Attorney General vom 11. November 1854 bestimmt, dass den 
amerikanischen Consuln im Auslande die Traubefugniss nur dann 
zustehe, wenn sie ihnen nach den Gesetzen des Landes, bei 
welchem sie beglaubigt sind, gegeben ist. 

Als Endresultat, entspringend der fakultativen Bedeutung 
der Regel locus regit actum, ‚geht dann hervor, dass solche vor 
auswärtigen Consuln geschlossene Ehen auch für jenen Staat 
rechtsgültig sein müssen, bei dem jene Consuln als Vertreter ihrer 
Nation fungiren. Wünschenswerth müssen wir es aber nochmals 


») St. 12 und 13. Vict. ec. 68: An act for facilitating the Marriage of 
British Subjects resident in Foreign Countries, übersetzt bei Friedberg, Ehe- 
schliessung S. 429 $ 1. Da St. 4 Geo. IV c. 91, welches nur die vor eng- 
lischen Geistlichen geschlossenen Ehen behandelt, nicht ausreichend ist, so 
können alle Ehen vor einem gehörig dadu ermächtigten englischen Consul ein- 
gegangen werden. (St.4. Geo IV c.91: An act to relieve his Majesty’s Subjects 
from all doubt concerning the validity of certain Marriages solemnised abroad: 
Alle Ehen, geschlossen durch Gesandtschaftscapläne in einer Kapelle, die 
zu einer Faktorei gehört oder im Hause eines britischen, einer Faktorei an- 
gehörigen Unterthans, oder durch einen Kaplan oder Beamten, der unter dem 
Befehle des commandirenden Offiziers steht, sind gültig.) 
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erachten, dass im Interesse der Ordnung nur jene Consuln zu 
Eheschliessungen berechtigt sein sollen, welche einestheils eine 
Ermächtigung seitens ihres Bestellungsstaates erhalten haben, deren 
Bestellungsstaat aber auch anderntheils einen ausdrücklichen Ver- 
trag mit dem fraglichen Eheschliessungsstaate dahin geschlossen 
hat, dass seine diplomatischen Vertreter zu solchen Eheschliessun- 
gen berechtigt seien. 


$ 13. Eheschliessungen in fraudem legis. 


I. Es erübrigt uns noch, nachdem wir die Ehe in ihren 
Erfordernissen und Formen betrachtet haben, von der Gültigkeit 
jener Ehen zu sprechen, welche absichtlich zur Umgehung heimath- 
licher Gesetze geschlossen wurden. Besonders wichtig ist ja diese 
Frage, nachdem englische und nordamerikanische Praxisfürdasganze 
Eheschliessungsrecht die lex loci contractus als massgebend auf- 
stellen. Allein insofern es sich hier um eine dolose Umgehung 
heimathlicher Gesetze handelt, hat auch die nordamerikanische 
Jurisprudenz jetzt sich zur Verneinung der Gültigkeit solcher Ehen 
veranlasst gesehen. Nach unseren bisherigen Standpunkte, den 
wir festgehalten haben, werden sich solche Eheschliessungen von 
selbst beurtheilen. Sowie das Personalstatut der Nupturienten 
durch solche fraudulose Hintergehung der heimathlichen Gesetze 
nur im geringsten verletzt wird, müssen wir unbedingt eine solche 
Ehe für ungültig erklären, denn es ist unzulässig, dass ein In- 
länder durch eine kurze Reise ins Ausland seine sämmtlichen 
Ehegesetze ihm gegenüber einfach machtlos macht. Hier kann 
zumal der Eheschliessungsstaat nicht das geringste Interesse an 
einer solchen Ehe haben, da bei einer in fraudem legis geschlosse- 
nen Ehe die beiden Eheleute sein Rechtsgebiet sofort wieder ver- 
lassen, nachdem sie es nur als unlauteres Mittel zum Zwecke einer 
unerlaubten Ehe benützt haben. 

Hinsichtlich der Formen der Eheschliessung können wir frei- 
lich nicht mit derselben Präcision die gleiche Antwort geben. 
Allein auch hier bieten sich nicht zu grosse Schwierigkeiten. Die 
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Unterscheidung zwischen den reinen Eheschliessungsftormen und 
den persönlichen Formalitäten wird uns hier zu Hülfe kommen. 
Die persönlichen Formalitäten werden sich nach unserer obigen 
Stellungnahme nicht einfach in fraudem legis umgehen lassen, 
denn ihre Erfüllung liegt im Interesse des Heimathstaates, der 
durch diese Formalitäten die Rechtssicherheit oder auch Interessen 
Dritter in seinem Gebiete geschützt wissen will. Die eigentlichen 
Sollemnitätsformen einer Ehe werden aber nicht denselben Rechts- 
schutz geniessen, wie jene persönlichen Formalitäten. Hier stellen 
wir den Grundsatz locus regit actum auch selbst für solche Ehen 
in fraudem legis auf. Denn, wenn der Heimathsstaat alle seine 
sonstigen Interessen beim Eheschlusse, seine aufgestellten Er- 
fordernisse gewahrt sieht, so wird es ihm im übrigen gleichgültig 
sein, in welcher Art und Weise sich der feierliche Akt vollzieht. 
Grössere Billigkeit in den Kosten einer ausländischen Ehe (z. B. 
in der Nähe der Grenze) dürfte hier anzuführen sein. Ehe- 
schliessungen sollen ja dem Staate nicht als Erwerbsquellen dienen. 

II. Die Gesetzgebung ist in diesem Punkte nur spärlich. 
Wir berufen uns auf die oben bei den persönlichen Formalitäten 
angeführten Gesetzesbestimmungen der UCantone Zug, Zürich, 
Bern, welche klar und deutlich die gleiche Anschauung mit uns 
theilen und insbesondere eine Umgehung bindender Rechtsformen 
durch Eheschliessung im Auslande verbieten. 

Aber auch unter den Staaten der Union hat Massachusetts 
denselben Gesichtspunkt eingenommen und sollen Ehen daselbst 
domizilirter Personen nichtig sein, wenn letztere zur Umgehung 
statutarischer Bestimmungen sich im Auslande trauen lassen, um 
alsdann nach erfolgtem Eheschlusse nach Massachusetts zurück- 


zukehren. 


8 14. Civilehe und kirchliche Trauung. 


I. Einer kurzen Erwähnung bedarf noch der Gegensatz 
zwischen Civilehe und kirchlicher Trauung ım seiner Collision im 
internationalen Eheschliessungsrechte. Es bleibt zu erörtern, oh 
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ein Nupturient, dessen Heimathsstaat obligatorische kirchliche 
Trauung hat, im Auslande eine reine Civilehe ohne kirchliche 
Mitwirkung schliessen könne. Diese Frage müssen wir nach der 
Rechtsregel locus regit actum bejahen. Im umgekehrten Falle 
wird ein Nupturient, dem sein Heimatlsstaat obligatorische Civil- 
ehe vorschreibt, ım Auslande sich kirchlich trauen lassen müssen, 
und für seinen Heimathsstaat auch können, sobald ım Auslande 
obligatorische kirchliche Trauung herrscht). 

Schwierigkeiten ergeben sich nur für den ersteren Fall, dass 
also ein Staatsangehöriger, dem sein Staat kirchliche Trauung zur 
Pflicht maclıt, nun im Auslande, wo obligatorische Civilehe gilt, 
eine Ehe eingeht. Unserem obigen Principe entsprechend müssen 
wir eine solche Ehe voll anerkennen, sie sei denn absichtlich 
in fraudem legis eingegangen. 

II. Allein die Praxis dreier hervorragender Länder ?) steht mit 
dieser Anschauung direkt im Widerspruche. Russland, Griechen- 
land und auch Ungarn erkennen eine seitens ihrer Staatsan- 
gehörigen im Auslande geschlossene Civilehe dann nicht an, wenn 
letztere nicht von einer kirchlichen Nachtrauung durch den be- 
treffenden Confessionsgeistlichen gefolgt ist. 

Es wird sich nun um das Wesen einer solchen kirchlichen 
Nachtrauung handeln. Man kann nämlich nicht der voran- 
gegangenen Civilehe jedwede Wirkung absprechen. Allerdings 
müssen wir es in allen Fällen dem Heimathsstaate vorbehalten 
für seine im Auslande eheschliessenden Staatsangehörigen noch 
eine kirchliche Nachtrauung zu verlangen. Die Praxis jener drei 


!) Wir sehen hier von der eventuellen Möglichkeit einer Consulats- 
ehe ab. 

?) Für Ungarn insbesondere hat das kgl. ungarische Ministerium unter 
dem 24. März 1871 bekannt gegeben, dass in Ungarn nur jene Ehen als 
gültig betrachtet werden, welche unter Einhaltung der vorgeschriebenen 
Formalitäten geschlossen werden und dass somit auf Grund einer Civilehe — 
sie mag, wo immer geschlossen sein — weder das Heimatsrecht in Ungarn 
erworben werden kann, noch den aus diesem Verhältnisse etwa hervorgehenden 
Kindern die gesetzlichen Rechte legitimer Kindern zuerkannt werden können. 
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Staaten versagt nun der blossen Civilehe die Anerkennung. Doch 
wir können dieser Handhabung nicht beipflichten. Im Interesse 
der Rechtsordnung würden Ordnungsstrafen besser genügen als 
das radikale Mittel der Versagung der Anerkennung. 

Auf diesem Standpunkte stand übrigens auch das frühere 
spanische Civilgesetzbuch von 1862. Danach hatten die Ehe- 
gatten nach ihrer Rückkehr nach Spanien bei auswärts geschlosse- 
ner Ehe sich nachträglich einsegnen zu lassen. Aehnlich der 
Pflicht des italienischen oder französischen Bürgers zur Register- 
eintragung im Heimatlısstaate erblicken wir in der Pflicht der 
Nachtrauung eine formaliteE personnelle. Sollte die kirchliche 
Nachtrauung nun aus irgend welchem Grunde (Tod, Weigerung) 
unmöglich werden, so würden wir doch den Standpunkt der vollen 
Gültigkeit der Civilehe vertreten. Entgegen der Praxis Russ- 
lands, Griechenlands und Ungarns befürworten wir dann eine 
Gültigkeit ex tunc und nicht ex nunc. Abgesehen von sitt- 
lichen, streiten auch praktische Gründe für die Befolgung unserer 
Auffassung. 


Anhang. 
8 15. Das Verlöbniss. 

I. Die nahen Beziehungen, die zwischen Eheschliessung und 
Verlöbniss bestehen, veranlassen uns, das Verlöbniss hier mit 
einigen Worten hinsichtlich seiner internationalen Wirkungen zu 
berühren. Wir stellen als Grundsatz auf, dass die Erfordernisse 
zu einem rechtsgültigen Verlöbnisse sich analog den Eheerforder- 
nissen nach den statuta personalia der beiden Paciscenten richten 
und können rücksichtlich dieser Frage auf das oben für die Ehe- 
erfordernisse Gresagte kurzverweisen. 

Die Form des Verlöbnisses richtet sich ebenfalls nach den 
Gesetzen über die Form betreffs der Eheschliessung, d.h. es gilt 
die Regel locus regit actum. 

Die lex loci contractus wird auch hier prinzipiell ausge- 
schlossen sein, es sei denn ein essentiale in Frage. 
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Hier wird nur die Frage praktisch, welche Wirkungen ein 
eingegangenes Verlöbniss auf die beabsichtigte Ehe hat und in- 
wieweit also aus dem Verlöbnisse ein direkter Zwang auf die 
Eheschliessung geübt werde. 

Die Rechtsbildung hat sich in der Neuzeit im Allgemeinen 
dahin entschieden, dass dem Verlöbnisse ein solch direkter Zwang 
nicht mehr innewohne. 

Allein noch manche Gesetzgebungen stehen auf einem anderen 
Standpunkt. Allerdings wird die Ehe selbst nicht mehr erzwingbar 
sein, aber Geldentschädigungsansprüche verfolgen den Zweck eines 
wenigstens indirekten Zwanges. 

Im Falle der Collision der Statuten wird nun zu bestimmen 
sein, inwieweit bei verschieden verfügendem weiblichen und männ- 
lichen Personalstatut das Verlöbniss klagbar sein solle. 

In solchen Fällen werden wir aber stets zu Gunsten des 
Beklagten zu entscheiden haben). Seine Verpflichtung durch ein 
Verlöbniss richtet sich nach seinenı Personalstatut; er kann seiner- 
seits nur soweit in Anspruch genommen werden, als sein Personal- 
statut Verpflichtungen aufstellt und kennt. Da nun aber die 
beiderseitigen Personalstatute gleichmässig zu beachten sind, so 
wird im Falle der Klage ein solches Verlöbniss stets ungültig 
sein, da es nicht für den einen Theil gültig, für den anderen un- 
gültig sein kann. Richten sich diese Klagen auf Bestehen des 
Verlöbnisses oder bezwecken sie einen Zwang der Eheschliessung, 
so müssen wir andererseits auch Klagen aus dem Verlöbnisse 


!) So auch Bar a. a. O. S. 479: Daher im Falle eiüer wirklichen Col- 
lision der Statuten zu Gunsten des Beklagten entschieden werden muss, z. B. 
nach dem Personalstatut des Bräutigams, ist das Verlöbniss ungültig, nach 
dem Personalstatut_der Braut gültig. Klagt hier einer der Brautleute aus 
dem Verlöbniss, so ist er abzuweisen. 

Anders Böhm, Rechtsnormen $. 38. Was die Folgen des Verlöb- 
nisses betrifft, so richtet sich die Frage der Klagbarkeit an sich nach dem 
Prozessortsgesetze. Allein das auch solchen Prozessen unterliegende Rechts- 
schutzbedürfniss ist unabhängig von der lex fori. Die Berücksichtigung des 
Personalstatuts muss auch die demselben innewohnenden Rechte in Schutz 
nehmen, wenn sie gerecht und wirksam sein will, 
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zugeben, für die die gleichen Voraussetzungen zutreffen, indem 
sie gleichfalls in den statuta personalia begründet sein müssen: 
Sie werden zumeist Entschädigungsklagen sein. Unserer Ansicht 
nach ist damnum emergens zulässig, lucrum cessans unsittlich "). 
Die Anwendung der lex fori, falls solche Interessenklagen auf 
lucrum cessans von Ausländern angestellt werden sollten und die- 
selben nach lex fori zulässig wären, widerlegt sich hier von selbst, 
indem kein Rechtsschutzbedürfniss vorliegt. Sonst würden Aus- 
länder dadurch ein Vorrecht erlangen, dass sie in jenen Staaten 
klagen würden, wo solche Interessenforderungen möglich sind, 
während ihr Personalstatut solche nicht kennt. Verwirft dagegen 
die lex fori eine Interessenforderung auf lucrum cessans, so wäre 
unserer Ansicht nach eine derartige Forderung nicht klagbar, da 
sie unsittlich wäre nach der Anschauung des Prozessgerichts?). 

II. Auch hier hat die Gesetzgebung noch keine Sicherheit 
geschaffen und müssen wir eben nach den durch die Praxis an- 
erkannten Prinzipien über Statutencollision die einzelnen Fälle 
beurtheilen. Wichtig sind uns hier die einzelnen Codificationen 
und ihre Stellungsnahme zum Verlöbnisse überhaupt. 

Durch das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875?) sind die 
durch die Landesgesetze bisher gestatteten, auf Erzwingung des 
Eheschlusses gerichteten Klagen beseitigt, die Entschädigungs- 
klagen dagegen beibehalten. Der Entwurf hat auch letztere in 
S 1227 geregelt: Rücktritt ohne Grund verpflichtet zum Ersatz 
des Schadens, welcher dem anderen Verlobten oder dessen Eltern 


1) Conventionalstrafen sind dagegen an und für sich gültig, zulässig und 
klagbar. 

:?) Als pactum de contrahendo wird das Verlöbniss erfüllt durch den 
Eheschluss. Erfüllungsort ist aber’ der Ort der Eheschliessung, denn die 
Ehe wird geschlossen durch den Ehevertrag, nicht durch die Folge des ehe- 
lichen Zusammenlebens. Anders freilich das Reichsgericht (Bd. 20 S. 333), 
welches den Ort als Erfüllungsort gelten lässt, wo die Verlobten nach ihrer 
Verehelichung ihren Wohnsitz nehmen. Doch wir verwerfen diese Auffassung 
des Reichsgerichts. 

®) R.-Ges. v. 6. Febr. 1875 $ 39, 
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dadurch erwachsen ist, dass von ihnen in Erwartung der Ehe- 
schliessung Aufwendungen gemacht, Verbindlichkeiten übernommen 
oder sonstige vermögensrechtliche Verfügungen getroffen sind. 
Das preussische Landrecht erkennt entgegen unserem Rechts- 
gefühle sogar lucrum cessans als berechtigt an. 

Das französische Recht kennt das Verlöbniss überhaupt nicht 
als Rechtsinstitut. 

Das österreichische Recht‘) spricht dem Verlöbniss gleich- 
falls eine zwingende Wirkung zur Eheschliessung ab und kennt 
bloss Schadensersatzansprüche auf damnum emergens. 

Gleichen Standpunkt theilt das italienische?) Gesetzbuch und 
verwirft mit dem österreichischen die Conventionalstrafe. 

Das dänische, schwedische und früher auch das englische 
Recht ertheilen aber dem Verlöbnisse bindende Kraft zwecks der 


Erzwingung eines Eheschlusses. 


?®) A. b. G.-B. $ 45f.: Ein Eheverlöbniss oder ein vorläufiges Versprechen, 
sich zu ehelichen, unter was für Umständen oder Bedingungen es gegeben 
oder erhalten worden, zieht keine rechtliche Verbindlichkeit nach sich, weder 
zur Schliessung der Ehe selbst, noch zur Leistung desjenigen, was auf den 
Fall des Rücktritts bedungen worden ist. 

Nur bleibt dem Theile, von dessen Seite keine begründete Ursache zu 
dem Rücktritte entstanden ist, der Anspruch auf Ersatz des wirklichen 
Schadens vorbehalten, welchen er aus diesem Rücktritte zu leiden be- 
weisen kann. 

2?) Codice civile art 53: La promessa scambievole di futuro matri- 
monio non produce obbligazione legale di contrarlo n& di eseguire ciö che si 
fosse convenuto pel caso di non adempimento della medesima. 
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Kirchliche Sozialpolitik in der mittelalterlichen 
Friedensbewegung. 


Von 


Dr. jur. Ludwig Huberti. 


„Es gibt keine einheitliche soziale 
Frage, sondern viele nach Raum und 
Zeit verschiedene soziale Fragen, und 
jeder einzelne Rechtssatz ist die Lösung 
einer solchen Frage.“ 

Eine an die gegenwärtige soziale Bewegung erinnernde Er- 
scheinung tritt uns im Mittelalter entgegen, mit ausgeprägtem 
Charakter, bestimmte Zeit andauernd, ein festgesetztes Ziel ver- 
folgend: „die mittelalterlichen Friedenssatzungen.“ Sie bilden einen 

Nn ko) 
Theil der Rechts- und Kirchengeschichte des Mittelalters, der zu 
den wichtigsten gehört. Die ganze Friedensbewegung erscheint 
als ein „Kampf ums Recht.* Jene zahlreichen und in unendliche 
Schattierungen sich zersplitternden Friedensordnungen suchten 
jenes Gebiet, das bislang der persönlichen Macht zum Schutze 
überlassen war, kurz das ganze Gebiet der „Selbsthilfe mit all 
Ihren Begleiterscheinungen zu verdrängen und dafür einen all- 

oO oO oO 
gemeinen rechtlich geschützten Zustand zu schaften, in dem alle 
wichtigen menschlichen Beziehungen rechtlich geregelt sind und 
jede Eigenmacht und Selbsthilfe möglichst ausgeschlossen er- 
scheint. 

Wenn man von den Friedenssatzungen des Mittelalters spricht, 
so hat man vor allem zu unterscheiden zwischen «den sogenannten 


! 


76 Abhandlungen. 


Gottesfrieden und den sogenannten Landfrieden. Letztere eine 
mehr deutsche und mehr von rechtlichen Gesichtspunkten aus zu 
betrachtende Institution, erstere eine mehr spezifisch französische, 
mehr unter rein historischen Gesichtspunkten zu betrachtende 
Erscheinung. Beide Institute hängen in manchen Beziehungen 
ebenso sehr mit einander zusammen, als sie in vielen Beziehungen 
scharf von einander zu trennen sind. 

Der „Gottesfriede* war eine kirchliche Einrichtung franzö- 
sischen Ursprungs, bestimmt zur Bekämpfung des Fehdewesens, 
die Fehde bekämpfend nicht durch gänzliches Verbot, sondern 
durch indirekte Beschränkungen, lediglich vertraglicher, nicht ge- 
setzlicher Natur, bestimmte eigenartige Mittel anwendend, das 
kirchliche Moralgebot der Friedensliebe überführend in das öffent- 
liche Recht, weniger durch rechtliche Strafen als durch kirchliche 
Disziplinirung wirkend, charakterisirt durch die Befriedung ge- 
wisser Personen, Gegenstände und Zeiten. 

Der „Landfriede* war eine weltliche Einrichtung deutschen 
Ursprungs, dem Gottesfrieden zeitlich nachfolgend, sowohl gegen 
die Fehde gerichtet als besonders in seiner späteren Entwicklung 
zum Theil ein allgemeines Strafgesetz, theils die Fehde indirekt 
beschränkend durch Befriedung gewisser Personen und Gegen- 
stände, selten durch Einführung bestimmter Friedetage, theils sie 
gänzlich verbietend, vorwiegend gesetzlicher Natur. Dies sind 
andeutungsweise die Hauptunterschiede. 

Bezüglich der Einzelfragen muss ich auf meine, vor kurzem 
erschienene, umfassende Darstellung der „Rechtsgeschichte der 
Friedenssatzungen im Mittelalter“ ') verweisen. In dieser Abhand- 
lung handelt es sich zunächst darum, den kirchlichen Ursprung 
der Friedensbewegung in Frankreich, der in den Konzilien- 
beschlüssen von Charroux (989), N arborse (990) und Anse er 
hervortritt, des näheren zu erörtern. 


!) Studien zur Rechtsgeschichte der Gottesfrieden und Landfrieden. Von 
Dr. iur. Ludwig Huberti. Erstes Buch: Die Friedensordnungen in Frankreich. 
Mit Karte und Urkunden. Ansbach, C. Brügel & Sohn, 1892. XVI und 594 S. 
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Die Thronbesteigung Hugo Kapets im Jahre 987 bezeichnet 
den Anfangspunkt einer neuen Ordnung der Dinge. Mit ihr be- 
sinnt eine neue Periode in der Geschichte des französischen 
Staates und Rechtes. Ein Zersetzungs- und Umbildungsprozess 
mit all seinen begleitenden Erscheinungen charakterisirt diese 
Zeit. Es ist eine Zeit fortschreitender Umwandlung gallo-roma- 
nischer, christlich-kirchlicher und heidnisch-germanischer Rechts- 
ansichten und Einrichtungen. Es ist eine Zeit der vollendeten 
Auflösung des Reiches in eine Menge von einander getrennter, 
nur lose verbundener Feudalstaaten. Kurz es ist eine Zeit der 
Umbildung aller staatlichen, rechtlichen und gesellschaftlichen 
Verhältnisse, und es ist daher gewiss kein Zufall, dass die erste 
der Friedenssatzungen in Frankreich unmittelbar ın das zweit- 
nächste Jahr nach dem Regierungsantritt der Kapetinger fällt. 
Oertlich sowohl als zeitlich waren hier alle äusseren Bedingungen 
gegeben, um in diesem Lande und in dieser Zeit die ersten 
Friedensaufrichtungen erstehen zu lassen. 

Während endlich früher in kirchenpolitischer Beziehung das 
charakteristische Merknial der Zeit war, dass alles dalıiin drängte, 
einen Mittelpunkt von universalhistorischer Autorität für die abend- 
ländische Kirche zu bilden, während damals das Bisthum, von den 
Metropolitanen bedrängt, zur Unterwerfung unter Rom hinneigte 
und die Rechte der Provinzialkonzilien fallen liess, — ich erinnere 
nur an die pseudoisidorischen Dekretalen -—-, so schien jetzt das 
Umgekehrte einzutreten. Veranlasst durch den in der Basilika 
von Sankt Basol unfern von Reims neu ausgebrochenen Streit, 
der zugleich das kapetingische Königthum betraf, zugleich eine 
Fortsetzung der Streitigkeiten innerhalb der westfränkischen Kirche 
war, aus denen die pseudoisidorischen Dekretalen hervorgegangen 
waren, erhob sich die Idee der Provinzialkonzilien noch einmal. 
Dem römischen Stuhl sollte die oberste jurisdiktionelle Gewalt in 
bischöflichen Angelegenheiten wieder entzogen werden. Am 
schärfsten tritt dies zu Tage bei der neuen Zusammenkunft der 
oppositionellen Bischöfe auf der königlichen Pfalz zu Chelles, in 


aierir 
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der die Autorität der Provinzialkonzihen bestätigt wurde: was ein 
Papst dagegen thue, sei null und nichtig. So Richer: „Si quid 
a papa contra patrum decreta suggereretur, cassum et irrıtum 
fieri®. Dass schliesslich dennoch ın diesem innern Streit der 
Kirche der Papst die Oberhand gewann, ist ja bekannt. 

Ich fürchte nicht fehl zu gehen, wenn ich diese eigenthümliche 
Entwicklung mit als Grund zur Erklärung herbeiziehe für die auf- 
fallende Erscheinung, dass in Frankreich gegenüber den Fehden 
und Privatkriegen jener Zeit weder der König durch seine welt- 
liche Macht, noch viel weniger das Oberhaupt der Kirche durch 
seine geistliche Macht den ersten Versuch machte, die Selbsthilfe 
durch rechtliche Regelung einzuschränken beziehungsweise abzu- 
schaffen, während wir doch später beide in erfolgreicher Weise in 
diese Bewegung eingreifen sehen. 

Die ersten kirchlichen Friedensaufrichtungen in Frankreich gingen 
von Provinzialkonzilien aus. Es legt dies nun die weitere Frage nahe: 
Warum traten gerade diese an die Spitze der Friedensbewegung? 

Da hat man nun darauf hingewiesen, dass die Geistlichen 
einer Staatskirche niemals selbst die Initiative zu derartigen Be- 
wegungen ergreifen, obwohl diese sich wohl am ehesten dazu be- 
rufen fühlen müssten. Die Geistlichkeit würde vielmehr dagegen 
ankämpfen, um ihren vermeintlichen geistigen und moralischen 
Schatz zu wahren. Sie würde annehmen, dass dieser Schatz be- 
sonderer Gefahr ausgesetzt sei, wenn nicht alle Gesellschaftsver- 
hältnisse beim alten blieben. 

Hier aber sei es anders. Hier seien vor allem ihre zeitlichen 
Güter bedroht gewesen. Es sei daher in der Ausdehnung der 
Exkommunikation zur Bestrafung der Friedensbrüche ein Akt der 
Nothwehr des Klerus zu erblicken. Begründet wird dies dann 
mit der geringen Macht des Königs in jener Zeit, dessen Pflicht 
es zunächst gewesen wäre, hier einzugreifen. 

Allein für sich allein ist dieser Gesichtspunkt der Nothwehr 
nicht durchschlagend. Daneben kommen bedingend und bedingt 
folgende Punkte in Betracht: 
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Seit der Synode von Charroux, dem ersten Friedenskonzil, 
ist ein Fortschritt in der kirchlichen Gerichtsbarkeit erkennbar. 
Man straft nicht mehr wie früher durch Exkommunikation von 
Fall zu Fall die „depraedatores ecelesiarum® u. s. w., sondern 
verbietet kraft der Autorität der auf dem Konzil versammelten 
Bischöfe im Allgemeinen Einbruch in Kirchen, gewaltsame Weg- 
nahme von heiligen Sachen, Angriff, Gefangennahme und Ver- 
letzung von wehrlosen Geistlichen, und setzt als Strafe für die 
Uebertretung allgemein die Exkommunikation fest. Es ist der 
Weg zu einer Art kirchlicher Gesetzgebung eingeschlagen. Er- 
möglicht wurde diese Art der kirchlichen Gesetzgebung aber nur 
durch die vorangegangene extensive Entwicklung, welche die geist- 
liche Gerichtsbarkeit genommen hatte. 

Auch in anderer Beziehung war der Boden hiefür schon vor- 
bereitet. Es lassen sich die Spuren der hier auf eine neue Art 
zusammengestellten Grundbestimmungen schon vereinzelt in den 
Kapitularien und den Volksrechten nachweisen. Alle diese vor- 
bereitenden Stadien, so einflussreich sie im Einzelnen gewesen sein 
mögen, würden aber im Ganzen noch nicht erklären, warum im 
zehnten Jahrhundert gerade die Kirche sich an die Spitze der 
Friedensbewegung stellte. 

Von ihrem Standpunkt aus führt natürlich die „histoire 
literaire de la France“ die Friedensbewegung lediglich auf den 
Eifer der Geistlichkeit zurück und bezeichnet als Endziel dieser 
Synoden: „de remedier & la depravation des moeurs et d’etablir 
en sa place la pratique du bien.“ Andere haben wieder andere 
Ansichten. 

Der wahre Grund, abgesehen von den bereits genannten 
begleitenden Motiven, liegt aber jedenfalls darin, dass in jener 
Zeit der französische Staat, nicht, wie Kluckhohn, Semichon und 
andere annehmen, zerfallen war, sondern sich in jenem „Umbil- 
dungsprozesse“ befand, wie ihn am treffendsten Flach geschildert 
hat: „puisque les institutions anciennes ne sont plus et que les 
institutions nouvelles ne sont pas encore.“ 
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In diesem Umbildungsprozess gewann für eine längere Zeit 
die französische Kirche ihre relativ grösste Macht. Diese Macht 
äusserte sich gerade damals nicht nur in scharfer Abgrenzung der 
kirchlichen Herrschaftsphäre gegenüber den weltlichen Autoritäten, 
sondern auch gegenüber dem Oberhaupt der Kirche selbst. Ich 
erinnere nur an die oben besprochene Unabhängigkeitserklärung 
der Provinzialkonzilien vom Papste. 

In speziell umgrenzten Gebieten mochte ihr allerdings eine 
weltliche Macht gleichberechtigt oder überlegen gegenüberstehen, 
beispielsweise in Franzien selbst die königliche Gewalt, aber in 
Anbetracht der allgemeinen Ausdehnung der Macht über ganz 
Frankreich stand die Kirche als unumschränkte Herrscherin da. 

Daraus erklärt sich vor allem die Thatsache, dass bei jener 
Bewegung, die sich in kurzer Zeit über ganz Frankreich vom 
äussersten Süden bis zum äussersten Norden erstrecken sollte, die 
französische Geistlichkeit zunächst in den Vordergrund trat, und 
zwar auf Provinzialkonzilien. Späterhin sehen wir sowohl den 
König als den Papst, als einzelne Herzöge und. Grafen energisch 
in die Bewegung eingreifen. 

Daneben wäre freilich die Frage zu berühren, ob nicht die 
Stellung der Erzbischöfe als missi noch einwirkte? Die „missi@ 
sind es ja gerade, denen nach karolingischem Recht der Schutz 
der Wittwen und Waisen obliegt. Ob dann nicht die besonderen 
Verhältnisse in Aquitanien, dem Entstehungsort der Friedens- 
bewegung, das Hervortreten der Geistlichkeit in dieser Hinsicht 
begünstigten? Es wäre zu erinnern an die enge Verbindung der 
aquitanischen Herzöge, der Stifter von Cluny, mit der aquita- 
nischen Geistlichkeit. 

Ob nicht überhaupt die COluniazenser wenigstens als die 
intellektuellen Urheber dieser ganzen Bewegung zu betrachten 
sind? In dieser Hinsicht wäre zu verweisen auf Hugo von 
Flavigny, der im Bericht zum Jahre 1041 Abt Odilo von Cluny 
ausdrücklich als Verbreiter der „treuga dei“ nennt. Es liegt 
da sehr nahe, auch schon zu Beginn der Friedensbewegung ein 
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Eingreifen Odilos und des Cluniazenserthums überhaupt zu ver- 
muthen. 

Endlich wäre zu erwägen, ob nicht der ideale Beruf der 
Kirche wenigstens in manchen Beziehungen hereinspielt? Ob 
nicht die christlichen Anschauungen über Nächstenliebe sich auch 
damals als eine irgendwie zähmende Macht bewährten. Denn der 
Eindruck, welchen der christliche Glaube als Religionssystem be- 
reitete, beruhte wenigstens zum Theil auf der sittlichen Macht, 
welche demselben beiwohnte. Ob nicht gerade dadurch bedingt 
ist, dass vor allem die Kirche die überkommenen Verhältnisse aus 
barbarischen Zeiten als mit ihren höher entwickelten Anschau- 
ungen in grellem Widerspruch stehend fand und diesen Wider- 
spruch, zunächst selbständig vorgehend, auszugleichen suchte? 

Im Ganzen sehen wir also eine Masse von Faktoren thätıg. 
Aus der Masse aber hebt sich deutlich erkennbar ein Hauptfaktor 
hervor. 

Jede Umbildung alter Verhältnisse in neue Zustände bringt 
eine Reibung, einen Kampf mit sich. Schliesst man sich nun der 
Ansicht an, dass jene ganze Friedensbewegung nur ein Kampf 
ums Recht war, indem jene Friedensordnungen das Gebiet der 
Selbsthilfe zu verdrängen und dafür einen allgemeinen rechtlich 
geschützten Zustand zu schaffen suchten, so wird man sich dem 
Gedanken nicht verschliessen können, dass eine gewisse Analogie 
besteht zwischen den ersten Anfängen des Strafrechts überhaupt, 
die ja überall einen sakralen Charakter trugen, und diesen ersten 
rein kirchlichen Bestrebungen, gewisse rechtlich noch nicht ge 
regelte Verhältnisse unter rechtliche, und zwar zunächst kirchen- 
rechtliche Normen zu bringen. 

Schon dass einmal die Kirche — grundsätzlich wenigstens, 
denn thatsächlich liess die Kirche aus Rücksichten der Klugheiten 
mit sich handeln, es beweisen das schon die vielen „wenn® und 
„aber“ ın diesen und noch mehr in den folgenden Friedensord- 
nungen — die Herstellung des Friedens in die Hand genommen 


und so den ersten Schritt in dieser Bewegung gethan, wenn auch 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 1. 6 
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zunächst nur geistliche Mittel auwendend, sicherte Ihr ein gewisses 
Uebergewicht, das für die ganze folgende Entwicklung von nicht 
geringer Bedeutung wurde. Hierin ruht der Ursprung der Gewalt, 
die es ihr später erinöglichte, die Friedensordnungen immer straffer 
anzuspannen, in weiterem Fortschritt die Fehden nur auf gewisse 
Tage zu beschränken, und endlich die Selbsthilfe fast gänzlich 


auszuschliessen und den Friedenszustand in einen Rechtszustand 
zu verwandeln. 
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II. Miscellen. 


Lesefrüchte aus staatlichen Akten. 
Von 


Emil Friedberg. 
T. 


Die Wahl des Brüsseler Nuntius von Ledochowskı zum 
Erzbischof von Gnesen-Posen!). 


Die Wahl des jetzigen Erzbischofes von Gnesen-Posen hat in 
erheblichem Maasse die öffentliche Aufmerksamkeit erregt. Wie 
sie zu Stande gekommen ist, erhellt zur Zeit nicht. Ebenso we- 
nig wissen wir etwas über die Wahl des letzten Erzbischofes 
Dinder. Dagegen sind wir in der Lage, die Wahl des vorletzten 
Erzbischofes, des jetzigen Cardinals von Ledochowski akten- 
mässig zu beleuchten. Zum besseren Verständniss holen wir et- 
was weiter aus. 

Bekanntlich hatte die Bulle De Salute animarum den Ka- 
piteln das Recht der Bischofswahl eingeräumt mit der im geheimen 
Interpretativbreve Quod de fidelium — dieses bildete gleichfalls 
einen Bestandtheil des zwischen Regierung und Curie getroffenen 
Abkommens — angeordneten Beschränkung: vestrarum partium 
erit eos adciscere, quos, praeter qualitates veteras 


1!) Bei der Abfassung meines Buches Der Staat und die Bischofswahlen 
in Deutschland (Leipz. 1884) habe ich von den unter Kaiser Wilhelm I. vor- 
genommenen Bischofswahlen nur die Trierer v. J. 1864 und die Kölner von 
1864/5 dargestellt. 
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ecelesiastico iure praefinitas prudentiae laude insuper 
commendari, nec Serenissimo Regi minus gratos esse 
noveritis, de quibus antequam solemnem electionis actum 
ex Canonum regulis rite celebretis, ut Vobis constet eu- 
rabitis. 

Während der ganzen Regierungszeit des Königs Friedrich 
Wilhelm ILL. hatten sich dann die Bischofswahlen in der Weise 
vollzogen, dass der König einen Wahlkommissar an den erledigten 
Bischofssitz, sandte und dieser den Domherren den Namen des von 
Könige gewünschten Kandidaten mittheilte, worauf derselbe denı 
auch regelmässig gewählt wurde. In Rom ignorirte man diese 
durch das Brevre Quod de fidelium nicht gerechtfertigten Eir 
fluss des Königs und war ganz zufrieden, wenn er nur nicht ı 
den der Cwie unterbreiteten Aktenstücken offiziell erwäh 
wurde). 

Allein das preussische System litt Schiffbruch bei der 
Jahre 1837 erfolgten Wahl des Domherrn Arnoldi zum Biscl 
von Trier. Bei dieser Gelegenheit erging ein Schreiben « 
Cardinal-Staatssekretärs Lambruschini?), in welchem er die ] 
deutung des Breve Quod de fidelium wesentlich abzuschwäc| 
unternahm. Denn während jenes verlangte, dass der Wahlköı 
sich objektive Gewissheit über die etwa vorhandene Missbillig 
seines Kandidaten Seitens des Königs verschaffen müsse — 
vobis constet curabitis — stellte der Cardinal doch mit 
die subjektive Ueberzeugung des Kapitels ab, die es sich zu bi 
habe ex publicis notitiis ex privatis percunctation 
vel apud ipsum Regium Ministerium caute ac solle 
adhibitis et ex Gubernii praeterea factis arguendo. 

Der Trierer Bischofsstreit wurde erst unter der Regie 
Friedrich Wilhelms IV. durch klägliche Nachgiebigkeit de 
gierung erledigt. Dabei wurde durch Abkommen vom 23/24. 


) Vgl. Friedberg, Der Staat und die Bischofswahlen, 224. 
?) Ebendas. Beil. LVIII. 
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tember 1841!) festgestellt, dass die Bestimmungen von Bulle und 
Breve über Bischotswahlen für die ganze Preussische Monarchie 
massgebend sein sollten. Dies war ein neuer Sieg der päpstlichen 
Politik. Denn die Bulle De salute und das Breve bezogen sich 
nicht auf Gnesen-Posen, Culm und Ermeland, wo vielmehr 
der frühere Modus der Besetzung der bischöflichen Stühle aut- 
recht erhalten blieb, d. h. eine modifizirte landesherrliche Er- 
nennung. Freilich hatte der Papst das Breve Quod de fidelium 
seiner Zeit auch für die genannten Diözesen, die es gar nichts 
anging, ausfertigen lassen ?), und die Regierung war schwach ge- 
nug gewesen, es an die Adressen zu befördern®). Aber in Wahr- 
heit war ın den östlichen Episkopaten das Recht der Bischofs- 
wahl darum doch nicht in Kraft getreten. 

Aber die Regierung Friedrich Wilhelms IV. gab den 
Domkapiteln auch eine grössere, den Verträgen entsprechende 
Wahlfreiheit. Schon die Kab.-Ordre vom 24. Februar 1841) 
bestimmte, dass der Minister das Domkapitel auffordern sollte 
eine Kandidatenliste einzureichen, damit der König die personae 
minus gratae bezeichnen, und dann aus den übrig gelassenen 
Kandidaten die Wahl frei erfolgen könne. Allein nachdem dies 
Verfahren dreimal anstandslos beobachtet worden war, stiess es 
bei dem Tode des Erzbischofs von Gnesen-Posen, von Dunin 
auf Schwierigkeiten). Der Wahlkörper protestirte damals gegen 


1) Vgl. Friedberg, Die Grundlagen der preuss. Kirchenpolitik unter 
König Friedr. Wilhelm IV. Leipz. 1882. S. 90. 92. | 

?) Dabei fehlte der Passus quamquam vero — libentissime decla- 
ramus. 

®) Für die kirchenpolitische Einsicht des dabei betheiligten Niebuhr ist 
folgende Aeusserung desselben über die Jesuiten nicht ohne Interesse: „Wer 
etwas von ihnen fürchtet“, so schreibt er unter dem 25. Oktober 1817, „mag 
sich völlig beruhigen, wer Hoffnungen von ihnen hegt, wird sich ebenso ge- 
täuscht finden, obgleich es nicht unthunlich sein dürfte, sie in katholischen 
Ländern, so weit der Unterricht der katholischen Geistlichkeit anvertraut 
sein muss, vorzugsweise zu benutzen“. 

*) Friedberg, Staat und Bischofswahlen, S. 238. 

5) Vgl. ebendas. 8. 243 ff. 


‚.J 


ven 


ll... a 


.86 Miscellen. 


die Einreichung einer Liste und wollte die Entscheidung des 
Papstes einholen. Diese fiel aber noch weit entschiedener als die 
lem Trierer Kapitel ertheilte, zu Ungunsten der Regierung aus)). 
Zunächst wurden die Kapitel geradeswegs belobt, dass sie das 
Verlangen der Regierung nach Einreichung einer Kandidaten- 
liste nicht erfüllt hätten. Dann aber wurde als Verpflichtung 
dder Wähler lediglich bezeichnet, nur Personen zu wählen, von 
denen sie Regi Serenissimo minus gratos non esse cense- 
ant sive ea ipsa scilicet personarum indole et conditione, 
sive ex praecedentibus @ubernii factis, sive aliis adhibi- 
tis modis ad rem cognoscendam idonein. 

Hier war also die objektive Gewissheit, die sich nach den 
Breve das Kapitel zu verschaffen hatte, ganz und gar zur sul 
jektiven Ueberzeugung verflüchtigt, und von einer Erkundigun 
bei dem Ministerium, wie sie noch in dem an das Trierer Kapit. 
gerichteten Schreiben gestanden hatte, keine Rede mehr. L 
aber die Kapitel angewiesen wurden, für dieses Mal eine Liste ei 
zureichen, so thaten sie es jetzt, und darauf wurde am 21. O 
tober 1844 der Domherr von Przyluski zum Erzbischof « 
wählt. 

Die Wahl hatte aber noch ein Nachspiel, “welches für 
folgende Wahl nicht ohne Bedeutung blieb. 

Der Mimister Eichhorn eröffnete den Kapiteln gleichs 
als Antwort auf das päpstliche Breve, dass sie m Zukunft 
der Wahl sich entweder durch Vorlegung einer Wahlliste o 
im Wege der unmittelbaren Verständigung mit der’ Regierung 
Gewissheit zu verschaffen hätten, dass ihr Kandidat keine | 
sony minus grata sei. Nach mehrfachem Schriftwechsel 
klärten dann die Kapitel am 9. September 1845, dass sie 
künftige Erzbischofswahl nur in einem Akte ohne Vorwahl 
halten könnten und dürften, worauf die Regierung erwiderte, 
ihr an der Vorwahl selbst nichts läge, sondern nur daran, 
(ler Kandidat keine persona minus grata sei, 


!) Ebendas, Beil. LIX. 
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"Die Regierung war mit dem Erzbischofe von Przyluski 
nicht allzusehr zufrieden. Er war gegen seine Geistlichkeit überaus 
nachsichtig, und ob es Schwäche war oder Sympathie für die pol- 
nisch-nationalen Bestrebungen: die polnische Geistlichkeit wurde 
so von der nationalen Agitation erfasst, dass die Regierung im 
Jahre 1864 ein Einschreiten des Papstes anregte!). Der Cardi- 
nalstaatssekretär Antonelli meinte, dass den Schwierigkeiten am 
Besten begegnet werden könne, wenn Przyluski auf Kosten der 
Regierung zum Cardinal ernannt und ein Coadiutor cum Iure 
succedendi bestellt würde. Die Regierung ging auf diesen Ge- 
danken ein und nahm den damaligen Bischof von Culm, von der 
Marwitz für die Coadjutorstelle in Aussicht. Nachdem aber am 
8. September 1864 der Cölner Stuhl erledigt worden war, und 
das dortige Kapitel den Bischof von Mainz, Frhr. von Ketteler 
auf seine Liste gesetzt hatte, bot die Regierung diesem die Ooad- 
jutorstelle an, schon um ihn für Cöln zu eliminiren, erfuhr indessen 
eine Ablehnung. 

Inzwischen hatte Przyluski die Cardinalswürde angenom- 
men, starb aber vor seiner Uebersiedlung nach Rom, so dass 
nun doch eine Wahl nöthig wurde. 

Am 16. März 1865 richtete darauf der Preussische Gesandte 
in Rom eine Note an die Curie. Er. betonte den beklagens- 
werthen Zustand moralischer Verwilderung, welcher den Polnischen 
Clerus erfasst hätte, die bedauerliche Zusammensetzung der Ka- 
pitel, welche befürchten lasse, dass die Korporationen, ihrer Pflicht 
eegen Souverän und Kirche gleich vergessend, beiden Schwierig- 
keiten bereiten werden. Darum würde die Regierung, da sie die 
bisherigen Missbräuche abstellen wolle, ebenso wie die !’impunite 
des coupables manoeuvres d’un clerg& revoloutionnaire 
nur einen Vertrauensmann auf dem Gnesen-Posener Stuhl lassen. 


1) Es ist nicht uninteressant, dass um das Jahr 1860 auch die Englische 
Regierung den Sir H. Bulwer nach Rom schickte, um den Papst zu be- 
wegen, auf die Irische Geistlichkeit wegen der Wahlen einzuwirken. Dies 
Ansuchen wurde abgelehnt. 
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Die Antwort der Curie erfolgte am 31. März. Sie giebt zu. 
(lass mancher Geistliche an der Revolution Theil genommen habe; 
aber die allgemeine Anschuldigung des Clerus könne der Papst 
nicht schlechtweg zugestehen (assolutamente ammettere). 

Dabei spricht der Papst sein Vertrauen aus, dass die Regierung 
diejenige Mässigung zur Anwendung bringen werde, welche zu- 
sammen mit der Achtung vor der Freiheit der Wähler ein sicheres 
Mittel sei, jeder Zwietracht vorzubeugen. 

Auch wies der Papst die Kapitel an — diese hatten sich 
nach Rom gewendet, mit der Frage, ob die Anfertigung eine 
Wahllıste erlaubt sei, mit der Bitte, die Wahlfrist zu erstreckeı 
und mit der Klage über frühere Beschränkungen ihrer Wahlfrei 
heit durch die Regierung — keine politisch kompromittirte Per 
son zu wählen. 

Indessen zog es die Regierung vor, heber mit dem Papst 
direkt als mit den Kapiteln sich ins Einvernehmen zu setzen. Sı 
bezeichnete von der Marwitz oder von Krecki als ihre Kaı 
didaten, während der Papst den Brüsseler Nuntius von Led: 
chowski empfahl, von dem er erklärte, dass er ihn den Kapite 
aufoktroyiren werde (l’impongo al Capitolo). Freilich schlı 
er der Regierung, welche diesen Kandidaten persönlich kenn: 
zu lernen wünschte, in ziemlich schnöder Weise, mit Rücksic 
auf die damalige Erkrankung des Königs von Belgien, ab, da 
Ledochowski sich etwa nach Aachen oder Berlin begebe 
er fragte den Preussischen Gesandten, ob nicht eine Photogray] 
auch ausreichend sei —, aber er empfahl den Kapiteln dies 
seinen Kandidaten auf das Angelegentlichste. Nicht mit dem 
wünschten Erfolge. Denn auf der Liste, welche die Kapitel : 
4. Mai 1865 aufstellten, standen zwar sechs Namen, aber der ı 
Ledochowski fehlte. Auch die weiteren Versuche des Papst 
die Kapitel zu veranlassen, ihm die ganze Angelegenheit zur ] 
ledigung zu übergeben, scheiterten an der Hartnäckigkeit jen 


Da schickte der Papst einen persönlichen Abgesandten 


N: 
Deutschland. 


Monsignore Franchi begab sich nach Dres: 
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und berief den Kapitelsvikar dorthin. Aber statt dessen erschie- 
nen zwei Domherren, die sich bei der ersten Zusammenkunft mit 
Franchi dem päpstlichen Wunsche gegenüber vollkommen ab- 
lehnend verhielten und erst in der zweiten Conferenz für Ledo- 
chowski gewonnen wurden. 

Der König erklärte, nachdem der Preussische Gesandte ın 
Brüssel, Herr von Savigny, über Ledochowski nur Rühnliches 
berichtet hatte, sein Einverständniss, ernannte emen Wahlkonmmissar, 
verlangte aber, es müsse auf ganz unzweideutige Weise konsta- 
tirt werden, dass die Wahl Ledochowski’s nicht ohne seine vor- 
her ausgesprochene (senehmigung erfolgt sei. 

Den Kapiteln wurde unter dem 12. Oktober 1865 eröffnet, 
dass sie jetzt wählen könnten, da die Unterhandlungen der Regie- 
rung mit Rom zum Ergebnisse geführt hätten. Der Wahl- 
kommissarius werde ihnen über die Personenfrage die erforderliche 
Eröffnung machen. Darauf ist dann am 16. Dezember 1865 
Ledochowski durch Akklamation zum Erzbischof von Gnesen- 
Posen erwählt worden. 


II. 


Die Versuche auf Beseitigung der in der Circum- 
seriptionsbulleund dem Interpretativbreve enthalte- 
nen Rechte des Preussischen Staates. 


Schon Richter hatte m seiner Abhandlung: Die Entwick- 
lung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche in 
Preussen!) kurz berichtet, dass nach Emanation der Verf.-Urk. v. 
5. Dezember 1848 der Episkopat versucht habe die Normen der 
Bulle de salute animarum, soweit sie staatliche Befugnisse ent- 
hielten, für aufgehoben zu erklären, dass indessen der Römische 
Hof die Fortdauer der vertragsmässigen Einrichtungen anerkannt 
habe. Die darauf bezüglichen Hergänge sollen im Folgenden 
näher beleuchtet werden. 


!) Ztschr. f, KR.1, 113. \ 
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Schon am 14. Januar 1849 richtete der Erzbischof von 
Cöln an den Minister von Ladenberg ein Schreiben, in wel- 
chem er die Bulle De salute animarum, so weit sie staatliche 
Berechtigungen bei Stellenbesetzungen normire, als durch die Ver- 
fassungsurkunde beseitigt erklärte. Der Minister theilte diese 
Ansicht nicht, war aber der Meinung, dass die bisherige staat- 
liche Genehmigung für die in den bischöflichen Monaten ernannten 
Domherren, den Generalvikar, Kapitularvikar u. s. w. in Zukunft 
fortfallen müsse D; ja er wollte nicht bloss den Staatseid der Geist 
lichen, sondern auch der Bischöfe beseitigen und wurde von deı 
zuletzt genannten Massregel nur durch die Einsprache des Mini 
sters der auswärtigen Angelegenheiten abgehalten. 

Inzwischen erfuhr die Regierung, dass Erzbischof Geisse 
die Ernennung Münchens zum Dompropst unmittelbar bei 
Papste beantragt habe, ohne sich mit der Regierung vorher veı 
ständigt zu haben. Darauf wurde denn doch eine Verhandlun 
der Regierung mit der Römischen Curie für nothwendig erachte 

Unter dem 24. April 1849 richtete der damalige Römiscl 
Gesandte von Usedom eine Note an den Carldinalstaatssekreti 
in welcher auf die Vertragsnatur der Rechte des Preussisch: 
Staates hingewiesen wurde. Il (der preussische Staat) regarı 
donc la bulle et le bref qui l’accompagne.. comme o 
ligatoire pour les deux parties contractantes. En auc 
cas le Gouvernement du Roı ne saurait admettre u 
pretention de Mgr V’Archev&que de Cologne... d’abo 
arbitrairement des droit, bases sur une transaction 
Gonvernement avec le Saint-Siege. 

Die Meinung, (die bisher der Erzbischof Geisel individ 
geäussert hatte, war aber inzwischen von dem gesammten Preu 
schen Episkopate adoptirt worden. 


In der Denkschrift?) desselben, welche am 1. September 1 


1) So auch Cire.-Verfüg. an sämmtl. Ober-Präsidenten v. 6. Januar ! 
in Beitr. z. Preuss. KR. 1, 15 (Paderborn 1854). 


?) Abgedruckt bei Vogt, Preuss. K.- u. Eherecht Breslau 1856, 1, 
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der Regierung übersendet wurde, war es mit nackten Worten 
ausgesprochen, dass den durch die Bulle De salute festgestellten 
Berechtigungen des Staates durch die Verfassungsurkunde derogirt 
se. Aber was noch bedeutungsvoller war, der Cardinalstaats- 
sekretär Antonelli erklärte dem Preussischen Bevollmächtigten 
von Reumont gegenüber, er billige die Meinung der Bischöfe, und 
habe diesen auch eine entsprechende Mittheilung zugehen lassen. 
Darauf wahrte Reumont in einer Note vom 14. Juni noch einmal 
den Standpunkt der Regierung, und jetzt besann man sich in Rom 
darauf, dass doch die Zerlöcherung des Vertrages auch Seitens 
des Staates benützt werden könne, um sich seinen in jenem fest- 
gestellten Verbindlichkeiten gegenüber der Kirche zu entziehen. 

So drückte denn die Note Antonelli’s vom 3. Juli 1850 
die Freude aus, dass Preussen die Bulle De salute noch als 
seltend ansche, und verband damit die Versicherung, dass auch 
Ron von diesem Standpunkte nicht abgewichen sei. Dabei fügte 
freilich der Cardinalstaatssekretär Folgendes hinzu: 

„Indess kann der Unterzeichnete nicht umhin zu erklären, dass 
der Römische Papst die auch Seitens der Regierung gewährte grössere 
Freiheit in der Ausübung der Rechte der Kirche nur mit Freuden 
sehen kann, indem diese Regierungen durch weise Veränderungen in 
der bürgerlichen Gesetzgebung so bisweilen indirekt den Weg zur 
kirchlichen Freiheit ebnen. Das Haupt dieser Kirche, durch die 
Pflichten seines apostolischen Amtes angehalten, die Interessen der 
katholischen Religion zu fördern, könnte keinesfalls Verordnungen 
erlassen, welche die Gläubigen behindern würden, in der Ausübung 
ihrer Religion jene grössere Freiheit zu geniessen, die ihnen durch die 
Weisheit der bürgerlichen Gesetzgebung gewährt werden dürfte.“ 


III. 
Die Ausführung des Artikel 13 der Preussischen 
Lee) 
Verfassungsurkunde. 
Die Verfassungsurkunde vom 5. Dezember 1848 Art. 11 hatte 
ie) 
len Grundsatz der Religions- und Glaubensfreiheit offen verkündet. 
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Es war damit keine wesentlich neue Bahn der Gesetzgebung 
betreten worden. Denn schon das Allgemeine Landrecht!) und 
nach ihm das Patent vom 20. März 1847 waren aus denselben An- 
schauungen hervorgegangen. 

Allein jetzt fiel die Eintheilung der Religionsgesellschaften, 
wie sie Landrecht und Patent aufgestellt hatten, fort, und es 
wurde dem Staate die iım durch jene Gesetze gewährte Befug- 
niss entzogen, (die religiösen Grundsätze neuer Religionsgesell- 
schaften einer vorgängigen Prüfung zu unterwerfen und nacl 
deren Ausfall die Zulässigkeit jener zu bemessen. 

Ueber die Gewährung von Korporationsrechten enthielt die 
Verfassungsurkunde keine besondere Bestimmung. 

Der Art. 11 (jetzt Art. 13) verwies vielmehr lediglich au 
den Art. 29 (jetzt Art. 31), in welchem die Regulirung diesc 
Frage einem künftigen Gesetze vorbehalten wurde. 

Dennoch musste die Frage wegen Ertheilung der Korporation 
rechte sehr bald an die Staatsregierung herantreten. 

In Folge der deutsch-katholischen Bewegung des Jahres 18: 
waren zahlreiche Dissidentengemeinden entstanden, und das Ja 
1848, von gleich umgestaltender Wirkung auf Staat und Kircl 
brachte noch eine grössere Menge der von letzterer sich I« 
lösenden Glieder. 

Schon unter dem 29. September 1848, also sogar noch 
Erlass der Verfassungsurkunde, bat die „christkatholische ( 
meinde“ zu Liegnitz, die, im Jahre 1845 begründet, einen U 
fang von ungefähr 1500 Seelen erreicht hatte, um Gewähr: 
der Korporationsrechte, und erklärte sich derselben so dring 
benöthigt, dass sie den Erlass eines die Frage regelnden Gese 
nicht abwarten könne. 

Der Antrag wurde Seitens des geistlichen Mmisteriunms 
fürwortet, theils weil die Organisation der Gemeinde vollstän 
die Gemeinde ansehnlich und Vermögen vorhanden sei, t 


+ 


!) Vgl. Jacobson in Ztschr. f. KR. 1, 425, 
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weil die Versagung der Korporationsrechte mit dem gesetzlich 
sanktionirten Grundsatze der staatsbürgerlichen Gleichstellung der 
Religionsbekenntnisse nicht vereinbarlich sein würde. 

In der That wurde das Gesuch der Liegnitzer Gemeinde 
durch den König gewährt. Sie erhielt durch Kabinetsordre vom 
28. Oktober 1848 die erbetenen Korporationsrechte „behufs der 
Erwerbung von Grundstücken und Kapitalien“, wie es in der be- 
treffenden Ordre hiess. 

Nach der Gewährung des ersten Gesuches häuften sich die- 
selben sofort, und in unmittelbarer Folge baten die christkatholi- 
schen Gemeinden zu Gross-Glogau (8. Januar 1843), Hirsch- 
berg (10. Februar 1849) und Bunzlau (9. März 1849) um 
Verleihung der Korporationsrechte. Die Regierung zu Liegnitz, 
welche in Bezug auf das erste der erwähnten Gesuche zum gut- 
achtlichen Berichte aufgefordert worden war, glaubte zwar auf 
die Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts 11, 6, $25 zurück- 
gehen zu müssen und hielt eine vorgängige Einsicht der Gesell- 
schaftsstatuten für nöthig, der geistliche Minister billigte jedoch 
diesen Standpunkt nicht, sondern empfahl alle drei Gesuche dem 
Könige zur Gewährung der Korperationsrechte, soweit die Ge- 
meinden derselben zur Erwerbung von Grundstücken und Kapitalien 
bedürften. Das Motiv wurde wieder in der staatsbürgerlichen 
Gleichstellung aller Religionsbekenntnisse gefunden. 

Indessen lehnte der König nicht nur die Anträge des Mini- 
sters ab, sondern verlangte sogar einen Bericht des Justiz- 
ministers, ob eine obligatorische Verbindlichkeit bestehe, die 
Korporationsrechte in Fällen der gedachten Art zu ertheilen. 

Der Minister setzte unter dem 29. Juli 1849 den Justiz- 
minister von diesem Entschlusse des Königs in Kenntniss und 
erläuterte zugleich seinen Standpunkt dahin, dass nachdem der 
Staat sich in der Verfassungsurkunde jedes Urtheiles über den 
reinen religiösen Gehalt neuer Religionsgesellschaften begeben 
habe, nur noch die Frage als entscheidend angesehen werden 
könne, ob vom staatspolizeilichen Gesichtspunkte aus kem gesetz- 
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licher Grund gegen die Fortdauer der Vereinigung geltend ge- 
macht werden könne, und ob dieser Verein ein Bedürfniss für 
die Gewinnung der Korporationsrechte zu beweisen vermöge. 

Zugleich wies aber der Minister schon auf den Art. 29 der 
Verfassungsurkunde hin, welcher em eigenes Gesetz verheisse. 
Daraus könne die Staatsregierung immerhm, wo nöthig, emen Vor- 
wand entnehmen, die Ertheilung der Korporationsrechte zu ver- 
weigern. 

Zu derselben Ansicht bekannte sieh der Minister der geist- 
lichen Angelegenheiten auch der Liegnitzer Regierung gegen- 
über, indem er darauf hinwies, dass nach Erlass der Verfassungs- 
urkunde eine dogmatische Zergliederung der Bekenntnissgrundsätze 
nicht gerechtfertigt sei, vielmehr nur die äusserlichen Moment: 
in Gemässheit der 88 25. 26 bis 8 189 £. II, 11. des Allgemeine: 
Landrechts zu prüfen sein würden. 

So eröffneten denn die beiden Ressortminister unter deı 
18. Oktober 1849, dass Korporationsrechte zu ertheilen wäreı 
wenn das Bedürfniss vorhanden und die Erfüllung der nach de 
bisherigen Gesetzen und Verwaltungsgrundsätzen erforderliche 
Bedingungen nachgewiesen sei. | 

Dennoch wurden sämmtliche eingegangenen Gesuche abe 
lehnt; nicht freilich, wie der Minister in dem oben angeführt 
Schreiben angedeutet hatte, mit Berücksichtigung des Art. 
der Verfassungsurkunde und des darin verheissenen Gesetzes 
denn dass dieses in der nächsten Zeit noch nicht zu erwart 
stehe, war klar vorauszusehen und wurde auch den Petent 
gegenüber nicht verschwiegen — sondern mit Hinweis auf ( 
bevorstehende Revision der Verfassungsurkunde, durch welche e 
unstreitige Abhülfe der geltend gemachten Bedürfnisse zu erw 
ten seı. | 

Die revidirte Verfassungsurkunde vom 30. Januar 1: 
brachte neu hinzu den Art. 13, nach welchen Korporationsrec 
nur durch ein besonderes Gesetz ertheilt werden sollten, ı 
wiederholte den Art. 29 der früheren Verfassungsurkunde, —- j 
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Art. 31 — in welchem ein allgemeimes Gesetz über Ertheilung 
der Korporationsrechte von Neuem verheissen wurde. 

Gleich nach Erlass der Verfassungsurkunde erachtete es die 
Staatsregierung gegenüber den alten und den zahlreichen neuen 
Gesuchen dissidentischer Gemeinschaften um Korporationsrechte 
fir nöthig, sich über die dabei zu befolgenden Grundsätze zu 
einigen. 

Im Allgemeinen memte man zwei Gesichtspunkte berück- 
sichtigen zu müssen. Zunächst nämlich, wie die Denkschrift des 
Ministers von Ladenberg ausführte, dass man keiner neuen 
Religionsgesellschaft die Korporationsrechte ertheile, welche nicht 
alle materiellen Bedingungen für einen längeren Bestand besitze. 
Gemeinden, welche aus Mangel an Mitteln und Kräften voraus- 
sichtlich ihrer Auflösung entgegengingen, oder in ihrer gesell- 
schaftlichen Einrichtung den Keim des Verfalles an sich trügen, 
werde eine besonnene Regierung nicht mit Korporationsrechten 
begaben dürfen. Dieses Moment fände in dem $ 25. I, 6. des 
Allgemeinen Landrechts, welcher die Fähigkeit zur Fortdauer als 
Voraussetzung für eine Korporation bezeichne, seinen gesetzlichen 
Stützpunkt. 

Der zweite Gesichtspunkt war aber der, dass eine Religions- 
gesellschaft, welche in ihren öffentlichen Kundgebungen sich als 
eine politisch oder sittlich gefährliche Vereinigung erweise, 
nicht unter dem Deckmantel der Religion ihren verwerflichen 
Zwecken ungehindert nachgehen dürfe. Noch viel weniger aber 
könne eine solche den Anspruch erheben, vom Staate durch Er- 
theilung der Korporationsrechte gefördert zu werden, zumal nach 
& 2 der Verordnung über das Versammlungs- und Vereinigungs- 
recht vom 11. März 1850 Religionsgesellschaften mit Korpo- 
rationsrechten von polizeilicher Ueberwachung befreit seien!). Viel- 
mehr seien hier Seitens der Regierung die Mittel in Anwendung 


!) Darauf bezog sich die Circ.-Verf. v. 1. Aug. 1850, Minist.-Bl. S. 1850, 
auch in Beitr. z. preuss. Kirchenrecht (Paderborn 1854) 1, 46. 
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zu bringen, welche die gedachte Verordnung für erforderlich er- 
achte und für zulässig erkläre. 

Die Grundsätze und das thatsächliche Verhalten einer Reli- 
gionsgesellschaft seien demnach nicht in Beziehung auf ihren 
eigentlichen religiösen und dogmatischen Inhalt. wohl aber in ihrer 
Wirkung auf das politische und sittliche Verhalten ihrer Mitgliedei 
in jedem einzelnen Falle genau ins Auge zu fassen. 

Der Minister war daher weit davon entfernt. etwa alleı 
christkatholischen Gemeinden durch einen Akt der Gesetzgebun; 
korporative Rechte zu verleihen, vielmehr meinte er, es könn 
schon wegen der geringen Gleichartigkeit der verschiedenen Ge 
meinden in Grundsätzen und Satzungen, immer nur von eine 
Ertheilung an emzelne die Rede sein. 

Obgleich nun die petirenden Gemeinden theils mit Rücksicl 
auf die materiellen Gesichtspunkte, wie die zu Bunzlau, Hirse 
berg, Gross-Glogau, Berlin, theils wegen ihrer politisch: 
Stellung, wie die Breslauer, genügenden Anhalt bieten mochte 
um ihre Gesuche abschläglich zu bescheiden, so wurden ihnen do 
die Korporationsrechte nicht aus den Seitens des Ministerin 
als massgebend hingestellten Gründen versagt. Es wurde vielme 
den bittstellenden Gemeinden verkündet, dass das auf Grund « 
Art. 31 der Verfassungsurkunde zu erlassende Gesetz über K 
porationsrechte die Basis abgeben müsste für die betreffs je: 
(remeinschaft nach Art. 13 der Verfassungsurkunde durch 
besonderes Gesetz zu bewirkende Ertheilung von korporati 
Rechten. Die Regierung sähe sich daher völlig ausser Star 
vor dem Erlasse jenes Gesetzes irgend einer Gemeinde die KR 

porationsrechte zu erwirken!). — 

Mit der Uebernahme des geistlichen Ministeriums dı 


Herrn von Raumer trat indessen eine neue Phase der Entwi 
lung ein. 


t) Vgl. auch Drucks. d. II. K. 1854—55. Bd. II. No. 76. Stenogr. 
d. II. K. 1854—55, Bd. 3, S. 149, No. 44. 
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Die christkatholischen Gemeinden nämlich, veranlasst durch 
die Begründung der ihnen ertheilten abschläglichen Bescheide, 
änderten jetzt das Thema ihrer Gesuche, und baten nun beständig 
um Erlass des in Art. 31 der Verfassungsurkunde verheissenen 


Gesetzes. 

Dem trat jedoch der Minister von Raumer mit der Er- 
 wägung entgegen, die gleichzeitig einen Tadel über die frühere 
ı Behandlung der Frage aussprach, dass dies erbetene Gesetz wohl 

schwerlich andere Grundsätze aufstellen würde, als die jetzt in der 

Verwaltung massgebend seien. Und als Grund dieser voraus- 

sichtlich für die Gesetzgebung massgebenden Gesichtspunkte hob 

er hervor, dass es diesen Vereinen an dem Staatswohl förderlichen 
‚, Bestrebungen fehle. 

Damit hatte der Minister den Boden des Formalismus, auf 
welchen sich der Minister von Ladenberg zuletzt gestellt hatte, 
verlassen, und die von demselben für die Hervorhebung dieses 
Formalismus geltend gemachten Motive als genügende Abwehr 
auch des neuen Petitionssturmes benutzt. 

Er ging aber auch in dieser Beziehung über den Standpunkt 
seines Amtsvorgängers hinaus. Der materiellen Gesichtspunkte, 
die für diesen leitend gewesen waren, gedachte er bei der ab- 
schläglichen Bescheidung der Petitionen nicht so sehr, wie er 
vielmehr das Hauptgewicht auf die Prüfung der Lehrgrundsätze 
legte, und wenn schon Minister von Ladenberg die politische 
Ungefährlichkeit der Vereinigung festgestellt wissen wollte, so ver- 
langte Herr von Raumer in der von ihm in Gemeinschaft mit 
den Ministern des Innern und der Justiz an sämmtliche Regierungen 
unter dem 16. Juni 1851!) erlassenen Circularverfügung eine 
Prüfung der Vereinsgrundsätze nicht bloss in negativer Beziehung, 
d. h. dass sie dem Staatswohl nicht schädlich, sondern auch in 
positiver, dass sie geradezu förderlich sein sollten, „damit der 
Staat die Gewissheit erlange, dass die von ihm in solcher Weise 


1) Minist.-Bl. d. inn. Verw. 1851, S. 114. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 1. 7 
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mit besonderen Rechten auszustattende Gemeinschaft eine dem 
Staatswohl förderliche Tendenz und die Garantie eines dauernden 
gemeinnützigen Fortbestehens in sich trägt.“ 

„Da Letzteres,“ so schliesst der Erlass, „nach den bisher ge- 
machten Erfahrungen von den christlichen Gemeinden nicht zu 
erwarten steht, so können wir uns nicht veranlasst finden, au‘ 
die Ertheilung von Korporationsrechten an diese Gremeinden hin 
'zuwirken.® 

Nachdem die Staatsregierung in dieser Weise und auch ı 
häufigen Kammerverhandlungen den freireligiösen Gemeinden de 
religiösen Charakter abgesprochen und die Befürchtung zum Au 
druck gebracht hatte, dass jene die durch die Erlangung d. 
Korporationsrechte gewährten Vergünstigungen betrefis d 
Vereinsrechtes lediglich zu politischen Zwecken missbrauch 
wollten, so schlugen die Petenten in der Folgezeit einen neu 
Weg ein. Sie verlangten nur noch sogenannte beschränkte K« 
porationsrechte, d. h. die Rechte der privatrechtlichen juristisch 
Persönlichkeit ohne die an dieselben geknüpften öffentlichrec 
lichen Konsequenzen. 

Damit hofften sie die Bestimmungen des Art. 13 der V 
fassungsurkunde, welche allein für religiöse Gesellschaften 
Gesetz erfordere, umgehen zu können und eine Ertheilung 
Korporationsrechte auf dem Verwaltungswege ermöglicht zu sc} 
sofern nur den im Allgemeinen Landrecht für die Gewähr 
solcher Rechte aufgestellten materiellen Bedingungen ihrer: 
entsprochen würde. 

Die Staatsregierung ging auf die angeregte Unterscheid: 
die schon früher vom Justizministerium für Ressourcen, Schüt 
gesellschaften u. s. w. mit Erfolg benutzt worden war, ein, 
ein Immediatbericht des Staatsministerrums vom 24. Januar ! 
erklärte, dass es zur Erlangung der sogenannten Rechte 
juristischen Person nicht eines besonderen Gesetzes, sondern 
der landesherrlichen Verleihung bedürfe. Es wurde auch fü 
lässig erachtet, von dem religiösen Charakter der Gemeinde 
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abzusehen, dagegen aber auf die Vorschriften des Allgemeinen 
Landrechts DI, 6, 8 25 als unumgänglich nothwendig zu beob- 
achtende hingewiesen. Was aber die Erlangung der Korporations- 
rechte betreffe, so wurde ausgeführt, dass Art. 31 der Verfassungs- 
urkunde ein besonderes Gesetz nicht gebieterisch erheische, sondern 
nur die Regelung dieser Frage als in den Bereich der gewöhn- 
lichen Gesetzgebung fallend bezeichne, demnach auch den darüber 
bestehenden Gesetzen nicht derogire. 

Schliesslich aber führte der genannte Immediatbericht aus, 
würde auch durch den Erlass eines allgemeinen Gesetzes der 
Art. 13 der Verfassungsurkunde nicht aufgehoben und das dort 
erforderte spezielle Gesetz nicht unnöthig gemacht; auch ‚dabei 
müsste, ganz abgesehen von dem jedesmal nachzuweisenden Be- 
dürfnisse nach Korporationsrechten, eine Prüfung der religiösen 
Grundsätze und der äusseren Verhältnisse Platz greifen. 

Diese Anschauungen waren denn auch in dem am 3. April!) 
auf die Balla’sche Petition ertheilten Bescheid massgebend, wo 
freilich die Erfüllung des Gesuches nicht gewährt wurde wegen 
der mangelnden äusseren Bedingungen. 

Ein gleiches Geschick hatten zahlreiche andere Gesuche, 
denn der Bescheid auf die Balla’sche Petition wirkte geradezu 
auf die freireligiössen Gemeinden wie eine Provokation zu Peti- 
tionen um beschränkte Korporationsrechte, da sie sich wenigstens 
vor den Unfällen sichern wollten, denen sie bei jeder Untreue 
des verwaltenden Mitgliedes ausgesetzt waren. 

Noch am 17. Juni 1859 erkannte der Minister des Innern 
die Zulässigkeit der Trennung von Rechten der juristischen Per- 
son und korporativen an, wünschte aber, dass in den Beschei- 
den auf die Gesuche dies nicht mehr ausgesprochen werde, schon 
um nicht einen immer erneuten Petitionssturm dadurch anzu- 
lachen. | | 

Allein schon am 5. Dezember desselben Jahres erging ein 


1) Vgl. Jacobspn a. a. O, 442. 
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allgemeiner Bescheid !), welcher den erwähnten Unterschied für 
die Dissidenten dadurch zu einem illusorischen machte, dass er 
auch für Gewährung der beschränkten nn ein 
Gesetz als nothwendig hinstellte. 

Endhch aber im Jahre 1860?) drang die vom Minister der 
geistlichen Angelegenheiten schon in seinem Votum vom 3. Mai 
1859 geltend ‚gemachte Ansicht durch, dass eine Scheidung von 
beschränkten und unbeschränkten Korporationsrechten weder nach 
Verfassungsurkunde noch nach Landrecht zu rechtfertigen sei. 
Dieser Meinung ist auch die Landesvertretung beigetreten?), wie 
sie denn auch in der Folgezeit die Gesetzgebung beherrscht 
hat‘). — 

Einen starken und bemerkenswerthen Gegennels zu der obeı 
dargelegten Behandlung, welche die Dissidentengemeinden erfahre: 
haben, bietet die unter der Fürsorge der katholischen Abtheilun 
des Kultusministeriums den Ordensinstituten zu Theil geworden« 

Die geistlichen Gesellschaften, wie die technische Bezeicl 
nung des Allgemeinen Landrechts lautet, d. h. die Orden, solle 
nach dem Wortlaut des Art. 13 der Verfassungsurkunde mit de 
Religionsgesellschaften auf gleicher Linie stehen. Auch für s 
soll demnach zur Ertheilung der Korporationsrechte ein beso: 
deres Gesetz erforderlich sein. Dennoch sind die seit Emanatic 
der Verfassungsurkunde vielfach katholischen Ordensinstituten ve 
liehenen Korporationsrechte nicht auf diesem, durch die Verf: 
sung vorgeschriebenen Wege, sondern durch landesherrliche V« 
ordnung ertheilt worden ’°). 

Es geschah dies auf Grund einer Interpretation der e 


ı) Jacobson a. a. O. 442. 

*?) Centralbl. 1860 S. 247. 

®) Vgl. Rönne, Preuss. Staatsrecht 2, 162 (Leipz. 1882). 

*) Vgl. Ges. v. 12. Juni 1874 (G.-S. S. 238) für die Mennoniten. Ge: 
7. Juli 1875 (G.-S. S. 374) für die Baptistengemeinden. 

°) Hinschius, D. Orden u. Kongregationen (Berl. 1874) S. 110 £ 
5 Fälle auf, einen aus d. J. 1852, zwei aus d. J. 1853 und je einen aus 
1858 und 1859. 
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schlagenden Bestimmung der Verfassungsurkunde, welche in einer 
Denkschrift der katholischen Abtheilung des geistlichen Ministe- 
ums aufgestellt, und für welche dort auch der Versuch einer 
historischen Begründung aus der Entstehungsgeschichte des Art. 13 
der Verfassungsurkunde versucht wurde. 

Es sei unzweifelhaft, so hiess es hier, dass mit dem Aus- 
drucke „geistliche Gesellschaften“ der Art. 13 der Verfassungs- 
urkunde nicht die einzelne Niederlassung, das einzelne Kloster, 
sondern die zu derselben Ordensregel sich bekennenden Gesammt- 
heiten gemeint seien, ebenso wie auch neue Gemeinden der im 
Staate aufgenommenen Religionsgesellschaften nicht als neue 
Religionsgesellschaften im Sinne des Art. 13 angesehen werden 
könnten. 

Darum sei allerdings für geistliche Gesellschaften, welche 
sich neu bildeten oder in Preussen neu eingeführt würden, zur 
Erlangung der Korporationsrechte jedesmal ein Gesetz erforder- 
lich!). Dagegen genüge für neue Niederlassungen oder Klöster 
einer bereits in Preussen zur Zeit der Verfassungsurkunde vor- 
handenen Gliederung, oder einer solchen, deren Institute schon 
in Preussen Korporationsrechte besässen, die einfache landesherr- 
liche Verleihung. 

Dieser, wir können wohl einfach sagen Missdeutung der Ver- 
fassungsurkunde stimmten die übrigen Ressortminister zu, und 
namentlich der Justizminister in einem an den geistlichen Minister 
gerichteten Schreiben vom 31. März 18532). 


1) Freilich meinte die katholische Abtheilung des Kultusministeriums, 
dass Art. 13 der Verf.-Urk. sich überhaupt nur auf solche geistlichen Genossen- 
schaften beziehe, welche feierliche Gelübde haben. Hinschius a. a. O.S. 111. 

9) Ganz waren die Bischöfe mit dieser mehr als laxen Praxis der 
Preussischen Staatsbehörden doch noch nicht zufrieden. I. J. 1856 erörterte der 
Preussische Gesandte in Rom mit dem Kardinal Reisach die Zustände der 
katholischen Kirche in Preussen. Der Kardinal constatirte die Zufriedenheit 
der Bischöfe. Le seul d&esir veritable de vos &v&ques, fügte er hinzu, 
c'est d’avoirledroitdefonderlibrement, desr&unions religieuses 
bien entendu sous des attributions corporatives. Freilich fürch- 
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Bei der in Gemässheit dieser Auffassung mehrfach erfolgten 
Verleihung der Korporationsrechte an Ordensinstitute befolgte in- 
dessen die Staatsregierung noch besondere Prinzipien. Sie erachtete 
es zunächst für unthunlich, einer Genossenschaft Korporations- 
rechte zu gewähren — ein Grundsatz, der freilich zu Gunsten 
einzelner Zweige des Gustav-Adolph-Vereines durchbrochen wurde 
— betonte vielmehr wiederholt und hielt daran fest, dass nur 
einem einzelnen Institute Korporationsrechte verliehen werden 
dürften. Das leitende Motiv lag hier, wie in dem von den Mini- 
stern der geistlichen Angelegenheiten und des Innern gemeinsam 
an alle Oberpräsidenten erlassenen Circular ausgeführt wurde, in 
der Erwägung, dass die Anstalten eine längere und weniger ver- 
änderliche Dauer verbürgten als die Gesellschaften. 

Weiter verlangte die Regierung Einsicht in die Statuten ! 
und verknüpfte, falls deren Bestätigung in der königlichen Kabinets 
ordre miterfolgte, an die Ertheilung der Korporationsrechte de: 
Vorbehalt der Geltung der Landesgesetze, falls die Statuten diese: 
widersprächen. 

Sie erforderte endlich den Nachweis der Gemeinnützigke 
des Institutes und der Suffizienz der Mittel für einen dauernde 
Bestand. 

Auch die Eintheilung in kleine und grosse Korporation 
rechte fand Anwendung, obgleich ein äusserer Grund dafür, z 
mal da die Korporationsrechte nur Anstalten verliehen wurde 
kaum einzusehen war. 

Unter dem 27. Juli 1857 erklärte jedoch der Justizminist 
in einem ausführlichen Votum, dass er betreffs der von de 
Minister der geistlichen Angelegenheiten im vorliegenden Fa 
aufgestellten, von ihm selbst früher angenommenen Interpretati 


teten die Bischöfe, meinte Graf Reisach schon damals, dass Art. 15 
Verf.-Urk. bei einer Revision des Gesetzes geändert werden würde. 
!) Dieselben wurden dann freilich später Seitens der Genossenscl 


geändert, ohne .der Regierung davon Mittheilung zu machen. Hinsch 
a. a. 0. S. 111. 
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des Art. 13 der Verfassungsurkunde jetzt gewichtige Zweifel 
hege, die er durch die Entstehungsgeschichte und den Zweck der 
besagten Verfassungsbestimmung zu begründen versuchte. Er 
gelangte dabei zu folgendem Ergebnisse. Die Frage über die 
Form einer nach Vorschrift der Verfassungsurkunde zu bewirken- 
den Ertheilung der Korporationsrechte an geistliche Anstalten 
sei jedenfalls eine so zweifelhafte und sowohl im Allgemeinen als 
auch für jene Anstalten selbst, deren rechtsgültige Existenz von 
der Entscheidung dieser Frage abhänge, so wichtige, dass er Be- 
denken trage, die Bewilligung solcher Rechte an ein bestimmtes 
Kloster durch königliche Verordnung lediglich aus dem Grunde 
zu beantragen, weil andere Klöster desselben Ordens bereits Kor- 
porationsrechte in Preussen erhalten hätten. Dagegen glaubte 
der Justizminister sich im vorliegenden Falle doch nicht für ab- 
schlägige Bescheidung der Petenten aussprechen zu müssen, weil 
es sich in demselben um ein der Erziehung gewidmetes Kloster 
im Bezirke des Appellationsgerichtshofes Oöln handle. 

Die in dem gedachten Bezirke rechtlich geltende Ansicht 
des Gesetzgebers, dass Klöstern der gedachten Art Korporations- 
rechte grundsätzlich ertheilt werden dürften, könne als ein Rechts- 
zustand angesehen werden, der für dieselben eine Spezialvorschrift 
bilde, die zugleich für sie eine Ausnahme von dem Art. 13 der 
Verfassungsurkunde begründe und sie wieder der Regel des Art. 31 
unterwerfe. Daneben stellte der Justizminister die Bedingung als 
eine unerlässliche auf, dass Statuten nachgewiesen werden müss- 
ten, die den am Rheine in dieser Hinsicht geltenden Spezial- 
gesetzen entsprächen. 

Diese von dem Justizminister ausgeführten rechtlichen Er- 
örterungen fanden jedoch zunächst nicht die Zustimmung des 
geistlichen Ministers. Es blieben vielmehr bei den späteren von 
diesem und dem Minister des Innern an den König gestellten 
Anträgen auf Verleihung der Korporationsrechte die in diesem 
Ressort geltenden Grundsätze die alten. 

Erst im Jahre 1860 bei Gelegenheit des Gesuchs des in 
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Posen errichteten Klosters der Ursulinerinnen sprach sich auch 
der geistliche und der Minister des Innern, in Uebereinstimmung mit 
dem Justizminister dahin aus, dass wenngleich Klöster des ge- 
nannten Ordens schon Korporationsrechte in Preussen besässen, 
doch zur Verleihung dieser Rechte an das petirende Kloster ein 
Gesetz erforderlich sei. Wollte man aber nur der von diesem 
Kloster geleiteten Unterrichts- und Erziehungsanstalt jene Rechte 
gewähren, so genüge die landesherrliche Verleihung. Dabei machte 
aber der geistliche Minister in dem Immediatberichte vom 11. Jul 
1860 noch ganz besonders darauf aufmerksam, dass für die bis 
her in seinem Ressort befolgte Interpretation des Art. 13 der Ver 
fassungsurkunde Gründe sprächen, welche durch den Inhalt de 
Kammerverhandlungen bei Berathung des gedachten Art. 1 
einigermassen verstärkt würden. 

Dalıer nahm der Justizminister unter dem 22. März 186 
Veranlassung vorzuschlagen, „für die Zukunft allgemein a 
Grundsatz anzunehmen, dass in derartigen Fällen der Antr: 
immer auf Verleihung der Rechte einer juristischen Person g 
richtet werde.“ 
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Falsches: Aufgebot des eigenen Vaters durch einen 
sächsischen Geistlichen (1829). 


Mitgetheilt 
von 


Archivrath Dr. Theodor Distel-Dresden. 


Im K. S. Hauptstaatsarchive kam ich, bei amtlichen Arbeiten, 


.auf Akten!), welche folgenden, denkwürdigen Fall behandeln. 


Der Pfarrer Mg. M. Re. zu Sd. (aus Sg.) im Königreiche 
Sachsen liess sich bewegen, seinen, „wegen verhangener Kassen- 
defekte“, 1818ff. steckbrieflich verfolgten und verwittweten Vater 
J. Aug. W. Re. mit einer verwaisten, „schon sehr bejahrten“ 
Pastorstochter unter dem Namen J. Ant. Rmann?) am 16. und 
23. August 1829 behufs Eingehung einer zweiten Ehe aufzubieten, 
verreiste dann, um der weiteren unmittelbaren Mitwirkung bei dem 


1) III, 76 Fol. 186 No. 26°: zwei zusammengeschnürte Faszikel. 

7) Unter diesem Namen hatte der Sohn den ausgetretenen, aber dann 
über sieben Jahre von seinen Blutsverwandten am Orte der verübten Ver- 
untreuungen verborgen gehaltenen [!] Vater 1828 in seinem Hause gehabt 
und ihm, als einem „Verwandten“ eine Verwalterstelle verschafft, ihn auch 
bei Pachtung eines kleinen Anwesens auf dem Lande mit Geld unterstützt. Er 
selbst war damals verlobt. Ein Bruder des Pfarrers, L. Re., studirte bei 
der zweiten Eheschliessung seines Vaters in Leipzig Theologie und lebt noch 
als emer. Diakonus in demselben Dorfe Sd., seine Schwester folgte dem Vater 
in das neue Heim. Beide wussten von der Namensänderung von Anfang an, 
der Student schrieb sogar das obenzuerwähnende Zeugniss vor der Ausfertigung 
ins Reine. — Bei Trennung der Ehe Rmann’s fühlte sich dessen Frau — 
Mutter, die Schwester lebte bei ihm. 
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Betruge zu entgehen. Das dritte Aufgebot liess er durch einen 
Stellvertreter bewirken und das Integritätszeugniss durch den 
Kantor in seiner Gemeinde ausstellen. Der Substitut traute darauf 
das Paar, der neue Ehemann aber wurde bald als Re. erkannt, 
und wegen seiner Unterschleife zur Verantwortung gezogen. 

Die königlich sächsischen Sclöppen zu Leipzig erkannten 
von der Superintendur und dem Kreisamte ..... . um Abfassun; 
eines rechtlichen Erkenntnisses in der Sache angegangen, darau 
für Recht): 

ses dass [Pfarrer] Re. mit sechswöchentlichem, prieste! 
lichen Gehorsam zu belegen, derselbe auch die durch die gegeı 
wärtige Untersuchung erwachsenen Unkosten, nebst..... fi 
dieses Urtheil abzustatten verbunden.“ 

In den Entscheidungsgründen heisst es u. A. also: 

„Es fällt ihm demnach eben so die Verletzung seiner Unt« 
thanen- und Bürgerpflicht, als der besonderen Obliegenheit 
seines Amtes durch Beförderung eines betrügerischen Beginn« 
um so mehr zur Last, als dieses nur durch den geleisteten V 
schub den beabsichtigten Erfolg haben konnte. Zwar hat er e 
völlige Entschuldigung in dem Umfange der kindlichen Verpfli 
tungen, in den vorgeblich angestellten Versuchen jene Verbind 
zu hindern, in der anfänglichen Weigerung einer Mitwirk 
seiner Seits und den dringenden Zunöthigungen Seitens se 
Vaters zu finden geglaubt, und wenigstens das letztere 
Fol. 23f. durch die Angaben des Vaters bestätigt wor 
während die nunmehr geschiedene Rmann Fol. 27 behauj 
dass der Inculpat nie sie aufmerksam oder auf indirecte W 
zweifelhaft und bedenklich gemacht; allein wenn derglei 


Y) Orig. bei den angezogenen Akten. Derselbe ist im ersten L[ 
des Januar (die Sprüche tragen nie ein Datum; man vgl. meine It 
lichen Mittheilungen in der Zeitschrift der Savignystifung für R 
geschichte, germ. Abth., Bd. X. [1889], 97, in der Zeitschrift für die ges: 
Strafrechtswissenschaft Bd. X. [1890], 431ff. und im Neuen Archive für 
sische Geschichte Bd. X. [1889], 153) 1831 gefällt worden und kostete 6 " 
9 Groschen. 
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Verhältnisse nicht einmal geeignet erscheinen, die Verletzung 
allgemeiner Verpflichtungen zu rechtfertigen, so lässt sich dies 
noch viel weniger da annehmen, wo in den besonderen Obliegen- 
heiten eines geistlichen Amtes das stärkste Gegengewicht gegen 
die angesonnene Theilnahme sich fand. Indessen gestatten sie 
bei Beurtheilung der Strafbarkeit in so fern einen Einfluss, als 
sie jede Absicht eines eigenen Gewinns ausschliessen und die 
Grösse des rechtswidrigen Vorsatzes mindern.“ 

Unterm 23. März 1831 rescribirten König Anton und Herzog 
Friedrich August auf erstatteten Bericht vom 9. zuvor an das 
Konsistorium zu Leipzig. 

„dass [Pfarrer] Re. mit der ihm... .. auferlegten Strafe 
BI RTER verschont und dagegen die Summe von Funfzig Thalern 
von ihm zum Besten des Schulwesens zu Sd. entrichtet werde.“ 

Weiter heisst es ebenda: 

en Se ihr wollet dem Pfarrer... .. bei Eröffnung 
dieser Unserer Entschliessung die Strafbarkeit des sich von ihm 
zu Schulden gebrachten Vergehens vorhalten, auch denselben 
allen Ernstes und nachdrücklichst anermahnen, seinen Amts- 
pflichten mit grösserer Strenge, als geschehen, nachzukommen.“ 

Wie überaus mild ist die endliche Strafe ausgefallen! Wenig- 
stens Amtsentsetzung wird Mancher als selbstverständlich erachten. 
Ja, selbst die Ephoralgebühren in der Sache, die 59 Thaler be- 
trugen, wurden erlassen und nur 27 Thaler Konsistorialgebühren 
vereinnahmt. Re. begab sich übrigens bald von Sd. nach Br.'). 


1) Nach eingezogener Nachricht aus der Kirche zu $d. 
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III. Literaturübersicht'). 


Erstattet von Friedberg. 


I. Allgemeines. 


1. Ruffini*, La studio e il concetto odierno del diritto eccle 
siastico Roma 92. | 

Der Verf. beleuchtet die Ursachen, welche in Italien, Spanie 
und dann auch in Frankreich zum Verfall und umgekehrt in Deutscl 
land zum Emporblühen der kanonistischen Studien geführt habe: 
Er bezeigt eine so richtige Kritik, eine solche Herrschaft übe 
den Stoff, eine derartige Kenntniss der gesammten Literatur, da 
von ihm wohl erwartet werden darf, dass er die kirchenrechtlic 
Disciplin in Italien zu neuem Aufschwunge führen werde. 

E. Fr. 

2. Frizzati, La decadenza nell’ attuale diritto eccles., R 
di dir. eccl. 1, 561. 

3. Holtzmann u. Zöpffel”, Lexikon für Theologie u 
Kirchenwesen, Lehre, Geschichte und Kultus, Verfassung, Fes 
Sekten und Orden der christlichen Kirche; das Wichtigste bezi 
lich der übrigen Religionsgemeinschaften. Zweite, vermehrte ı 
verbesserte Auflage. Braunschweig. C. A. Schwetschke und Sc 
(F. Appelhans) 1888. 

Das vorliegende Werk kommt hier in zweifacher Hinsicht 
Betracht. Einmal wegen seiner kirchenrechtlichen Artikel, wel 
‘ dem zweiten, inzwischen verstorbenen Herausgeber angehö: 
Sie lassen weniger an Vollständigkeit als an Genauigkeit 
Schärfe zu wünschen übrig und legen den Wunsch nahe, 
möchten vor einer dritten Auflage von einem Fachmanne du 
gesehen werden. Wir heben folgendes hervor, das uns beim N 


1) Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprec 
zugegangen. 


I. Allgemeines. 109 


schlagen aufgefallen ist: die Clementinae werden S. 154 als 1312 
abgefasst bezeichnet, S. 83 findet sich die Behauptung, die Wahl 
des Bischofs soll nach dem Tridentinum vom Kapitel vollzogen 
werden; auf der gleichen Seite fehlt bei episcopus in partibus 
infidelium die neuere offizielle Bezeichnung episcopus titularis; 
dass die Ehe als ein weltlich Ding von der Reformation der welt- 
lichen Obrigkeit und ihrer Gesetzgebung unterworfen wurde (S. 204), 
kann nicht so im Allgemeinen und ohne jede nähere Ausführung 
gesagt werden. S. 342 heisst es: das Gewohnheitsrecht hatte zur 
Voraussetzung, dass die Gewohnheit die gesetzliche Verjährungszeit 
hindurch gedauert habe, was doch nur von der consuetudo contra 
legem gilt. S. 605 ist es doch eine ziemlich vage Beschreibung 
des Territorialsystems: es habe die Kirche als einen Teil des 
Staates erfasst. Ebenso ungenau ist die Definition der Ordination 
(S. 804): sie sei der feierliche Akt, welcher den Eintritt in den 
Kirchendienst vermittle, nach kathol. Auffassung sei sie ein Sakra- 
ment, welches einen unzerstörbaren Charakter verleihe und den 
Ordinirten für sein ganzes Leben von den Laien absondere. Bei 
»Tonsur« (S. 1018f.) fehlt die rechtliche Bedeutung, welche dieser 
Akt für den Tonsurierten hat. Ueber diese und andere hier nicht 
aufgeführte Punkte wäre das Richtigere und Genauere aus Fried- 
bergs Lehrbuch zu schöpfen gewesen. Anerkennenswerth ist die 
im Vergleich mit der ersten Auflage viel ausführlichere Behand- 
lung der Artikel. Ehe und Eherecht waren z. B. in jener in einem 
höchst dürftigen Artikel behandelt, jetzt sind mehrere ausführliche 
Artikel an seine Stelle getreten. Vermisst haben wir unter den 
sachlichen Artikeln recursus ab abusu, unter den biographischen 
die Kanonisten Kober und Sehling, sowie den um die Kirchen- 
rechtswissenschaft verdienten Theologen Köhler. — Das Lexikon 
kommt aber auch noch in anderer Hinsicht in Betracht: wer sich 
mit dem Kirchenrecht beschäftigt, braucht die Theologie gar 
manchmal als Hilfswissenschaft, und sucht sich über theologische 
Begriffe in Kürze zu orientiren. Zu diesem Zwecke ist dieses 
Lexikon ein ausgezeichnetes Hilfsmittel, insbesondere verdienen die 
kirchengeschichtlichen Artikel wegen ihrer Vollständigkeit und 
meisterhaften Kürze alles Lob: so sind z. B. sämmtliche Päpste 
aufgenommen und kurz charakterisirt. In dieser zweiten Hinsicht, 
als Orientirungsmittel auf dem Gebiet der Theologie, glauben wir 
daher dieses Lexikon hier besonders empfehlen zu können. 
Lic. Th. Dr. jur. Rieker. 
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4. Kattenbusch*, Lehrbuch d. vergleichenden Confessions- 
kunde. Bd. 1 (komplett). Freib. J. C. B. Mohr, 92. 

Der Verf. beabsichtigt, die griechische, römische und die ev. 
Kirche in ihrer Organisation, ihrem Dogma und ihrem Wesen 
zur Darstellung zu bringen. Soweit die Arbeit bis jetzt vorliegt, 
ist sie als eine sehr sorgsame und vortreffliche zu bezeichnen, die 
auch in kirchenrechtlichen Kreisen alle Aufmerksamkeit verdient. 
Denn nicht nur, dass verfassungsgeschichtliche Momente in selb- 
ständiger Forschung gewürdigt werden — für das Patriarchat von 
Antiochien ist neu hinzugekommen und desswegen vom Verf. noch 
nicht benutzt: Trepperer, für das von Alexandria Rohrbach, für 
das armenische Vernier, ebenso Bachmann, Corp. iur. Abessino- 
rum — so füllt auch namentlich der vorliegende Band eine 
klaffende Lücke in unserer Literatur aus, indem er uns die Ver- 
fassung der orthodoxen anatolischen Kirche darstellt. Freilicl 
giebt in dieser Beziehung das Buch noch nicht Alles, was wi: 
wünschen und brauchen. Der Verf. hat die slavische Literatu: 
nicht benutzt, und ehe das geschehen ist, werden wir uns docl 
nicht befriedigt finden können. Leider sind ihm auch einig 
deutsch geschriebene Werke entgangen. So Schaguna, den er iı 
meinem Lehrbuche hätte finden können, Verings Lehrbuch, da 
auch das oriental. K.R. behandelt, Frank, Russische Selbstzeugnisse 
Radic, D. orthodox oriental. Patriarchalkirchen, 1886, namentlic 
aber das Archiv f. kath. K.R. Durch die Benutzung des letztere 
würde er Bd. 64, S. 485, Material für Serbien, ebendas. 481 fü 


Bulgarien, weiter eine genaue Analyse des Lehrbuches von Milasc 


gefunden haben, und auf Bosnien und die Herzegowina hiı 
gewiesen worden sein, für welches die vom ökumenischen Patr 
archen erlassene Deklaration ebendaselbst Bd. 65, S. 437 abgedruc] 
ist. Wir Kanonisten benutzen für unsere Arbeiten die theologiscl 
Literatur eingehend. Von den Theologen kann man das Ur 
gekehrte leider nicht sagen. — Ein bemerkenswerthes Beispi 
bietet Achelis, Praktische Theologie, der von der neueren Literat: 
des ev. K.R. gar nichts weiss, und desshalb für die Fragen d 
K.Verfassung durchaus werthlos ist. — Aber wenn wir au: 
Kattenbusch bis jetzt keinen derartigen Vorwurf zu machen habe 
so wird doch wenigstens gerechtfertigt sein, den Wunsch au 
zusprechen, dass er bei der Fortsetzung seines Werkes <c 
kirchenrechtliche neuere Literatur nicht übersehen möge. E. Fr. 

5. Achelis, Prakt. Theol., 2. Bd. (Schluss) s. Bd. 1, I, 
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Freib. 91. (Liturgik. Gemeindegottesdienst. Freie Vereine. Kyber- 
netik.) 

6. Weizsäcker*, D. apostol. Zeitalter d. christl. Kirche. 
Freib. J. C. B. Mohr 92°. 

Eine zweite, neu bearbeitete Auflage des vortrefflichen Buches. 
Dasselbe hat freilich seine Eigenart in Nichts geändert und auch 
jetzt keinerlei Literaturnachweise aufgenommen, obgleich die Ver- 
arbeitung der gesammten einschlagenden Literatur durchaus ersicht- 
lich ist. Für kirchenrechtliche Kreise sind S. 584ff. von besonderem 
Gewichte. Der Verf. hat betreffs der Entwickelung der Kirchen- 
verfassung seine Ansichten nicht geändert, und wir halten dieselben 
im Wesentlichen für richtig. Aber wie schon früher (vgl. Lehrb. 
d. K.R.?, S. 15), so bemängeln wir auch jetzt, dass der Verf. unter 
rpeoßdrtspo: nur die Alten betreffs ihrer Zugehörigkeit zum Christen- 
thum versteht und nicht das Moment des Lebensalters als ein 
gleichmässig wirksames anerkennt. Ebenso können wir nicht zu- 
gestehen, dass die Episkopen stets aus den Presbytern genommen 
worden seien, halten vielmehr auch in dieser Beziehung unserer- 
seits an den (l. c.) geäusserten Ansichten fest. — In der neuen 
Auflage ist der Umfang des Buches um 26 Seiten vermindert 
worden, hat dagegen durch Hinzufügung eines Stellen-Registers 
einerseits und eines Namen- und Sach-Registers andererseits eine 
sehr nützliche Vermehrung gefunden. Ein Vorwort fehlt jetzt 
wie früher. E. Fr. 

7. Dobelli, J. Papi da S. Pietro a Pio IX. 1—3. Roma 91. 

8. Feis, Storia di Liberio papa e dello scisma dei semiariani 1. 
(Studi e documenti di storia e diritto XII, 345—378. 

9. The Council of Ephesus, in The Church Quarterly 
Review 1891. Oct. p. 91—115. 

10. Bassenge, D. Sendung Augustins z. Bekehrung d. Angel- 
sachsen (596—604 n. Chr.). Leipz. 90. In.-Diss. 

11. Hübner, Gerichtsurkk. d. Fränk. Zeit. I. Abth. Ztschr. 
d. Sav.-Stiftung f. R.Gesch. German. Abth. 12, H. Il. Anh. 
(auch separat). 

12. Gerdes, Gesch. d. deutsch. Volkes u. seiner Kultur z. 
Zeit der karoling. u. sächs. Könige. Leipzig 91. (S. 529ff.: die 
Kirche). | 

13. Urkundenbuch (Niederösterreichisches). Acta Au- 
striae inferioris Wien. 

1) Urkb. d. aufgehobenen Chorherrnstiftes St. Pölten (Codex 
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canonicorum S. Ypoliti) 1. Th. 976—1367 vorbereitet von Felzel, 
bearbeitet v. Lampel 91. 


II. Lehr- und Handbücher. 


1. Milasch*, Das K.R. d. morgenländischen Kirche, dargestellt 
nach .den allgemeinen kirchlichen Rechtsquellen u. nach den bes 
Vorschriften, welche in den einzelnen autokephalen Kirchen Geltung; 
haben. Zara 1890. v. Schönfeld. Mk. 10. 

Das Buch füllt eine Lücke in der bisherigen Literatur aus 
da die Werke, welche sonst das orientalische K.R. systematisch daı 
gestellt haben, entweder unvollendet geblieben sind, oder sich nı 
mit einer einzelnen Kirche beschäftigen. Um so mehr bedaueı 
wir, dass die abendländische Gelehrtenwelt aus dem stattlichen Ban« 
wenig Früchte ziehen wird, da die Kenntniss slavischer Sprach: 
in den Canonistenkreisen Westeuropas kaum vorhanden ist. Daru 
müssen wir uns auch auf diese Notiz beschränken und im Uebrig 
auf die kurze Inhaltsangabe verweisen, welche Scheinpflug im Arcl 
f. K. K.R,. 64, 480ff. gegeben hat. Dass dem Verf. aus der neueı 
deutschen Literatur Manches entgangen ist, können wir indess 
aus den Anmerkungen des Buches konstatiren, ebenso dass er, ı 
seine Citate aus den Corpora iuris beweisen — für das civile benu 
er die Ausgabe von Gothofred, für das kanonische wenigstens doch 
von Richter, aber er citirt nach Seitenzahlen — nicht so juristı 
vorgebildet ist, wie wir es von occidentalen Kirchenrechtsschı 


stellern beanspruchen. E. Fı 
2. De Angelis, Praelectiones iuris canonici ad method. 
cretal. Gregor IX. exactae .. . prosequi curavit Gentilini t. IV. 


unica Romae 91. (Strafrecht ohne jede Berücksichtigung der neu 
Forschung und Literatur nach Arch. f. K. K.R. 67, 204.) 

3. Frantz*, Lehrb. d. K.R. Göttingen 92°. 

Die prinzipielle Frage über den pädagogischen Nutzen ı« 


| grundrissartigen Lehrbuches soll hier um so weniger erörtert we: 


als ich meinen Standpunkt schon in der II. Aufl. meines Leehrbı 
zum Ausdrucke gebracht habe. Das Buch hat der I. Aufl. g: 
über gewonnen. Irrthümer sind berichtigt, eine reichere Lite 
ist gegeben, die Ergebnisse neuer Forschung und Gesetzge 
sind berücksichtigt worden. Geringfügige Irrthümer sind auch 
noch vorhanden — z. B. sind die Clementinen nicht bloss a 
Universität Orleans versendet worden, sind für Cardinäle nic 
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Allgemeinen die zum Bischofsamt erforderlichen Eigenschaften Be- 
dingung, da auch Laien ernannt werden können und selbst kraft 
päpstlicher Dispensation an der Papstwahl sich betheiligen dürfen, 
auch zum Papst gewählt werden können. Die ev. Bischofswürde 
in Preussen stammt nicht aus d. J. 1816 sondern 1701; dass Orden 
ihre Mitglieder durch feierliches Gelübde verpflichten, ist ebenso- 
wenig zutreffend. wie der Satz, dass bei Congregationen immer nur 


einfache Gelübde vorkommen (diese können ganz fehlen) — immer- 
hin steht das Buch an Correctheit weit über dem Zorn’schen Lehr- 
buche des K.R. E. Fr. 


Il. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. *Sammlung kirchlicher Erlasse, Verordnungen u. Bekannt- 
machungen f. d. Erzdiöcese Köln. Nach dem Inhalte geordnet und 
herausgegeb. v. Dumont 1891?. Köln, Bachem. 

Die für die Erzdiöcese Köln seit der Wiedererrichtung derselben 
i. J. 1825 geltenden speziellen Rechtsvorschriften wurden zu- 
nächst von Podesta i. J. 1852 gesammelt und herausgegeben. Das 
spätere Material befand sich in dem seit 1852 erscheinenden kirch- 
lichen Anzeiger f. d. Erzd. Köln, den Dekreten des Provinzialkonzils 
v. J. 1860 und an anderen Orten zerstreut. So war es denn ein 
glücklicher Gedanke von Dumont, zumal auch das Podesta’sche Werk 
buchhändlerisch vergriffen war, i. J. 1874 eine neue und vollstän- 
dige Sammlung herauszugeben. Dieselbe liegt jetzt in 2. stark er- 
gänzter und bis auf den heutigen Tag vermehrter Auflage vor. Die 
Anordnung des Stoffes ist praktischer Weise nach Materien er- 
folgt, doch würde wenigstens eine chronologische Uebersicht an- 
genehm gewesen sein. Auch die einschlagenden Staatsgesetze sind 
mitaufgenommen. Bei den einzelnen Materien ist eine Verweisung 
auf die in dem Kölner Pastoralblatt enthaltenen entsprechenden ° 
Abhandlungen gegeben und endlich in einem Nachtrage auch das 
frühere Gesetzesmaterial, soweit es durch die spätere Gesetzgebung 
noch in Geltung geblieben ist, mitgetheilt. Die Sammlung ist mit 
Umsicht angelegt, hat amtlichen Charakter, und wird nicht nur den 
Geistlichen der Diöcese praktischen Nutzen gewähren, sondern auch 
den Theoretikern eine Fülle von Stoff gewähren, der sonst schwer 
zugänglich, der Aufmerksamkeit der Forscher nur zu leicht ent- 
gehen kann. E. Fr. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 1. 8 - 
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2. Brandenburg, D. Sperrgesetz-Novelle v. 24./6. 91. Ihre 
Gesch. u. Ausleg. Köln 91. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Minasi, La dottrina del Signore pei dodici Apostoli ban. 
dita alle genti, detta la dottrina dei dodici Apostoli. Versione, not 
e commentario. Roma 91. 

2. Jacquier, La Didach& ou la doctrine des XII Apötres. Paı 
91. (vgl. Academy 1891, 25. Juli). 

3. Renesse, ‘H &töayn Tüv öwöexa arocstölwv. Progr. d. städ 
Gymnas. zu Lauban 1891. 

4. Funk* D. Apostolischen Konstitutionen. Eine |literaı 
histor. Untersuchung. Rotenburg a. N. Wilh. Bader 91.6 M 

Die Apostolischen Konstitutionen sind seit Drey, d. h. se 
ungefähr 60 Jahren nicht mehr Gegenstand eingehender Unte 
suchung geworden. Und doch ist seitdem neues und wichtig 
Material zu Tage getreten, wie ausser der Didache namentlich « 
Didaskalia. Letztere ist freilich nur in syrischer Sprache : 
gänglich gemacht und darum der theologischen Erörterung so g 
wie entzogen gewesen. Mit um so grösserer Freude ist die Sch: 
des Verf. zu begrüssen, in der wir hoffentlich nur eine Vorark 
zur Herausgabe sowohl der Didaskalia wie der AK. erblicl 
dürfen. Die Untersuchung ist mit Beherrschung des vollständii 
Materiales angestellt. Nirgends macht sich eine confession 
Voreingenommenheit geltend. Der Verf. urtheilt ruhig und 
jectiv. Seine wuchtigsten Argumente sind freilich theologisc 
Natur und können daher auch nur voll von Theologen gewür 
werden. Dennoch glauben wir unsern Lesern wenigstens kurz 
Ergebnisse mittheilen zu sollen, zu welchen der Verf. gelangt, 
welche von der bisherigen gemeinen Meinung durchgreifend 
‘ weichen. Nach der Ansicht des Verf. ist die Didaskalia in 
ersten Hälfte des III. Jahrh. in Syrien entstanden unter Benutzung 
Didache und der ächten Ignatiusbriefe, ohne Beziehung zu 
Clementinen. Sie ist nicht Auszug sondern Grundschrift 
6 ersten Bücher der AK. Die Interpolationen der Didaskalia, w: 
in den AK. vorliegen, sind Anfang des V. Jahrh. in Syrien 
standen. Der Autor war kein Arianer sondern wohl Appollin 
Buch VII, gleichfalls in Syrien enstanden, kann ebensoweni 
arianisch bezeichnet werden, und rührt von dem Verf. der ] 
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polationen zu B. I—VI vor, stammt also auch aus derselben Zeit. 
In Buch VIH liegt dem Abschnitt zept yapısparav wohl die gleich- 
namige Schrift des Hippolytus zu Grunde, während das Schrift- 
stück, welches in einigen Codd. als von diesem herrührend bezeichnet 
wird und aus 5 Theilen besteht nicht Quelle sondern Auszug der 
AK. ist. Buch VIH theilt die theologische Richtung von B. I—VIl 
und hat auch mit ihnen den gleichen Verfasser. Für die canones 
ap. sind Quellen das C. Antiochenum v. J. 341 und die AK. Sie 
sind demnach auch nicht vor Anfang des V. Jahrh., gleichfalls in 
Syrien entstanden, bilden ein einheitliches Werk und rühren vom 
Verf. der AK. her. 

Die äthiopische Didaskalia ist eine freie Bearbeitung der 
griechischen interpolirten, beruhend auf der arabischen, wahr- 
scheinlich mit dem Mittelgliede einer koptischen Version. Die Oa- 
nones Hippolyti sind ein nicht vor dem VI. Jahrh. entstandener 
Auszug aus den AK. Auch Pseudo-Ignatius ist Appollinarist und 
nicht Semiarianer. Er hat Anfangs des V. Jahrh. in Syrien ge- 
schrieben und ist mit Pseudo-Clemens und dem Autor der AK. 
identisch. Die AK. sind aus keiner bestimmten Tendenz heraus 
gefertigt worden und haben auf die kirchliche Entwickelung keinen 
massgebenden Einfluss geübt. — Wir werden über die sachverstän- 
digen Kritiken des Buches seiner Zeit berichten. E. Fr. 

5. Bäumer, Z. Literatur über d. Apostol. Constitutionen. 
Liter. Handweiser 1891. S. 625—34. 673—82; vgl. weiter J. S. 
P.: Kathol. Schweiz. Blätter 1891, 3. C. W.: Histor. Jahrb. XII, 4. 
Duchesne: Bullet. crit. 1892, 5. 

6. Ueber Achelis, D. ältesten Quellen etc. (Bd. 1. IV, 10). 
Recension: Lipsius in Berl. phil. Ztschr. 11,39. Batiffol: Revue 
histor. 1892 mars—avril. 

7. Ueber Lightfoot, The Apost. Fathers P. I. St. Clement 
(vgl. Bd. 1. £{V, 9.) Recens.: Funk, in Liter. Rundschau f. kath. 
Deutschl. 1891, 9. Warfield, in The Presbyter. and Reformed 
Review 1891. Oct. 

8. Wrede, Untersuchungen zum ersten Clemensbriefe. 
Gött. 91. | 

9. Taylor, St. Polycarp to the Philippians, in Journal of Philo- 
logy XX, 65. Ä | 

10. Rackham, The Text of the Canons- of Ancyra, in Studia 
biblica et ecclesiastica 3, 139. Oxford 1891. | 

Krit. Ausgabe des griechischen Concilientextes mit zahlreichen 
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Varianten, und ÖOrientirung über die Handschr. Beigegeben ist 
eine latein. Uebersetzung des syrischen und armenischen Textes 

11. Boudinhon, Note sur le concil de Laodicee, in Congre: 
scientif. internat. des cathol. tenu 4 Par. 1888. 2, 420. Par. 89 

Die canones Laodicenses seien nur Inhaltsangabe von Canone 
und hätten das Gepräge zweier Redaktionen. Der Verf. hab 
aus dem C. v. Nicaea geschöpft, aus einem sonst unbekannte 
C. v. Laodicea und aus sonstigen nicht nachweisbaren Quellen. Di 
Abfassungszeit falle zwar in das IV. Jahrh., brauche aber nicht vc 
381 angenommen zu werden. 

12. Anielli, S. Leone Magno e l’Oriente. Dissertaz. sopra uı 
collezione inedita di nuovi documenti relativial V eal VIsecolo estrat 
dagli scrigni apostolici per cura die Dionigi l’Esiguo, conservati in ı 
codice di Novara con append. del testo delle appellazioni di S. F} 
viano e di Eusebio di Dorilea a S. Leone Magno e di tre documeı 
inediti relativi allo scisma dioscoriano del 530. Montecassino 90. 

13. Malnory, La collection canonique des Statuta ececl. : 
tiquae, in Congres scientifique international des cath. tenu & Pa 
1888. 2, 428. Par. 89. 

Der Verf. sei Caesarius v. Arles. (502—42). 

14. Friedrich, Ueb. d. Unechtheit d. Pabst- u. Kais 
schreiben der Sammilg. d. Kirche v. Tessalonich, in Sitzgsber. 
Bayer. Akad. Phil. u. hist. Kl. H. 3. 

15. Hebrard, Encore un Evöque d’Agen, inconnu jusqu’& 
pours. Note critique sur le premier concile de Clichy (628). Agen 

16. Duchesne, Le concile de Turin, Acad. des inscı 
comptes rendus des seances de l’annee 91. 16. Oct. p. 369 —7: 

Gegen Mommsen; dass die Turiner Syn. sich mit gallis« 
Angelegenheiten beschäftigt habe, erklärt sich durch die dam: 
Stellung des EB. v. Mailand. | 

17. Mommsen, Die Papstbriefe bei Beda, Neues A 
17, 387. | 

18. Gregorii, I. P. Registrum epistolarum t. 1. p. II. 
vV.—VII Post Pauli Ewaldi obitum .edidit Ludovicus M. ] 
mann. Berol. 91. Mon. German. hist. Epistolarum t. 1. p. II 

19. Ebner, Z. regula canonicor. d. h. Chrodegang (vgl 
1. V, 55) Röm. Quartalschr. 1891, 82. 

20. Kraus, Die Acten d. Triburer Synode 895, N. . 
17, 51. 


Die Ergebnisse der zu Tribur abgehaltenen Synode si 
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zwei Canonesgruppen überliefert. Die eine Sammlung (Vulgata) 
liegt in 58 Kapiteln in den Konziliensammlungen gedruckt vor, 
die andere in Kompilationen, bei Regino und Burchard. Während 
nun Wasserschleben (Beitr. z. Gesch. d. vorgrat. Rechtsquellen 
S. 25. und Phillips (Sitzgsber. d. Wiener Akad. phil. hist. Kl. XLIX. 
(1865) S. 713ff. die letztere für die ächte erachten, weist Kraus 
nach, dass dies nicht der Fall sei, vielmehr die vulgata als solche 
angesehen werden müsste. 

21. Simson, Ueber d. Vaterland d. falschen Dekretalen, in 
hist. Ztschr. 68, 193 (Replik gegen Wasserschleben ebendas. 64, 
234 ff.). 

22. Conrat (Cohn) theilt in der Ztschr. d. Savigny-Stiftg. f. 
Rechtsgesch. Rom. Abth. 12, 155 mit, dass die in nahen Be- 
ziehungen stehenden vier Urkunden, die beiden Recensionen des 
Privilegs Leo VIH. für Otto I. v. J. 964 (die erste bei Floss, 
Papstwahl unter d. Ottonen 147, die zweite MG. L.L. 2, 2, 167), 
die Schenkungsurk. Leos VIII. an Otto I. (MG. L.L. II, 2, 168) 
und das Decret Hadrians I. (Kunstmann, Tüb. theol. Quart.Schr. 
1838, 337) unter Benutzung von Texten der röm. Rechtsquellen 
(Institutionen) verfasst und sämmtlich als Fälschungen des XI. Jahrh. 
anzusehen seien. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


1. De Smedt, Fortsetzg. (Bd. 1. V,3). Revue des Quest. hist. 
91, 397. 

2. Les derniers travaux sur l’hist. des persecutions de l’Eglise, 
Revue des Quest. histor. 91, 576. 

3. Brüll, D. Klemensromane ü. d. Primat d. röm. K., Tüb. Quart.- 
Schr. 73, 577. 

4. Blötzer, Die geheime Sünde in d. altchristl. Bussdisciplin. 
Zeitschr. f. kath. Theol. 11, 593. 

5. Seeck, D. sog. Edikt v. Mailand, Z. f. KGesch. 12, 381. 

6. Görres, Eine Bestreit. d. Edicts v. Mailand durch O. Seeck, 
Ztschr. f. wissensch. Theol. 35. H. 3. 

7. Flasch, Konstantin d. Grosse als erster christl. Kaiser. 
Würzb. 91. 

8. Stückelberg, D. konstantin. Patriciat, e. Beitr. z. G. d. 
spät. Kaiserzeit (Zür. Diss.) Basel 91. 


118 Literaturübersicht. 


9. Trepprer, D. Patriarchat v. Antiochien v. seinem Entstehen 
bis z. Ephesinum. Eine hist.-geogr. Studie. Mainz 91. 

10. Rohrbach, D. alexandrin. Patriarchat als Grossmacht in 
d. kirchenpolit. Entwickelg. d. Orients. Berl. 91. (Diss.) Auch er- 
weitert Preuss. Jahrb. 69, 50. 207. 

11. Vernier, Hist. du patriarcat armenien cathol. Par. ei 
Lyon 91. 

12. Pinton, Le donazioni barbariche ai papi, loro importanz; 
per l’ordine del potere temporale della chiesa e per le condizion 
politiche di Roma nel medio evo: studio storico Roma 90. 

13. Rivet, Le regime des biens de l’egl. avant Justinie 
specialement sous les empereurs chret. Lyon 91. These. 

14. Tissier, Etude sur les dons et legs aux &tablissement 
publics ou d’utilit€ publique dans le droit ancien. Nouv. Revu 
hist. 15, 529. 

15. D.G. M., Hierarchie et liturgie dans l’Eglise gallicane a 
V® siecle, d’apres un Ecrit restitu& & Fauste de Riez. (Revue ben 
dietine 1891, 97.) 

16. Duchesne, Mem. sur l’origine des dioceses &piscopaı 
(vgl. Bd. I, V, 47.) Recens: Hauck, Theol. Lit.-Bl. 1892, S. 55. 

17. Duchesne, Le Liber diurnus et les Elections pontifical 
au VIIe siecle, Bibl. de l’&c. de Chartes 52, 5. 

18. Döllinger*, Das Papstthum. Neubearbeitung von Jan 
«Der Papst und d. Concil» im Auftrag des inzwischen heimgegang 
nen Verfassers von J. Friedrich. München, Beck. 6 Mk. 

Seit den achtziger Jahren fehlt «Janus» im Buchhandel, u 
so betraute Döllinger selbst schon Friedrich mit der Bearbeitu 
einer neuen Auflage. Aus dieser ist was den Text betrifft nur 
Wiederabdruck geworden in Gemässheit der zutreffenden, in « 
Vorrede hervorgehobenen Rücksichten. Indessen hat Friedr 
doch eine chronologische Ordnung des Stoffes hergestellt, x 
um so richtiger ist, als es sich jetzt nicht mehr um eine du 
das Concil hervorgerufene Gelegenheitsschrift handelt. So w 
neue Forschungen die im Text behandelten Materien berühren 
davon in den Anmerkungen gehandelt worden, bei denen frei 
nicht mehr erkennbar gemacht ist, ob sie von Döllinger se! 
oder von Friedrich herrühren. Der Hauptgewinn der neuen A 
gabe aber liegt in dem vollständigen Abdrucke aller Belegste 
und in der Hinzufügung wichtiger neuer. Freilich hätten wir de: 
den Wunsch gehabt, dass der Herausgeber auch immer sich an 
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neuesten Ausgaben der citirten Autoren gehalten hätte. Zur Zeit 
als Janus erschien, gab es noch keine kritische Ausgabe des Decre- 
tum Gratiani, und Döllinger konnten so Ungenauigkeiten unterlaufen. 
Aber Friedrich giebt diese jetzt ohne jede Beanstandung wieder, 
obgleich er hätte corrigiren können. Bekanntlich beschuldigt 
Döllinger den Gratian der absichtlichen Fälschung von canones. 
So weit ich sehe, kann für den vom Original abweichenden Text 
Gratians nur in D. 22. c. 6. und C. 23. qu. 5. c. 7. ein Vorgänger 
nicht nachgewiesen werden. 

Die falsche Inscription aber von D. 19. c. 3. findet sich schon 
bei Ivo und in der Collectio trium Partium, die Fälschung in C. 
VD. qu. 1. c. 37. schon bei Anselm. In C. II. qu. 6. c. 35. hat 
Gratian aber gar keine Fälschung begangen, denn die Worte, die er 
nach Döllinger-Friedrich dem canon hinzugefügt haben soll, sind als 
Dictum von ihm bezeichnet und so auch in meiner Ausgabe an- 
gegeben. Ueberhaupt sollte die Anschuldigung Gratians vorsichtiger 
verfahren. Dass er Curialist war und Gregorianer steht fest, kann 
doch aber nicht als moralischer Fehler betrachtet werden. Dass 
er unkritisch die früheren Fälschungen aufnahm soll nicht bestritten 
werden, hängt aber mit dem ganzen Stande der damaligen Wissen- 
schaft zusammen. So weit wir sehen, hat er fast nirgends aus 
Originalien, fast ausnahmslos aus früheren Sammlungen geschöpft. 
Ob von diesen nicht noch manche existiren, die wir nicht kennen, 
wissen wir nicht, wie wir denn überhaupt bei dem Mangel einer 
Edition des Anselmus und Polycarp und guter Editionen von fast 
sämmtlichen systematischen Sammlungen nur recht mangelhaft in 
Gratians Werkstätte hineinsehen können. Erscheint es da nicht 
plausibel, auch bei den wenigen Stellen, für die wir eine Entlehnung 
nicht nachweisen können, eine solche doch anzunehmen und den 
Vorwurf der Fälschung von Gratian abzuwälzen? Man wird mich 
der Parteilichkeit für diesen Autor beschuldigen. Aber wer Jahre 
seines Lebens an die Ausgabe eines Autors wendet kommt in ge- 
wisse persönliche Beziehungen zu ihm und empfindet es peinlich, 
wenn Dritte diese Arbeit ganz ignoriren, wo sie die Resultate der- 
selben zu berücksichtigen sogar die Pflicht haben. Auch die von 
Friedrich aus dem Gratian abgedruckten Quellenstellen bedürfen 
durchweg der Üorrectur. Ebenso würde Friedrich auch in meinen 
Prolegomena zu den Clementinen ausgiebiges Material gefunden 
haben zur Bestätigung der S. 424 vorgetragenen Ansicht über die 
Beschlüsse des Concils v. Vienne. Im Uebrigen ist die neue Aus- 
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gabe dankbar aufzunehmen. Sie erschliesst zahlreiche zum Theil 
entlegene Quellen und fördert vermittelst der durchgehenden Po- 
lemik mit Hergenröthers Anti-Janus auch sonst die geschichtliche 
Erkenntniss. E. Fr. 

19. Zu Souchon, Papstwahl. Hist. Ztschr. 65, 2. Stud. u. 
Mitth. a. d. Bened.-Orden 12, 1 (vgl. Bd. I, V, 59.). 

20. Wahrmund-Sägemüller, Z. Gesch. d. staatl. Exklusive 
b. d. Papstwahlen, Hist. Jahrb. 12, 784. 

21. Fabre, La perception du cens apostol. 1291, Melang. 
d’archeol. et d’hist. 10, 369. 

22. Tangl, D. Taxwesen d. päpstl. Kanzlei v. 13. bis z. 
Mitte des 15. Jahrh., Mitth. d. Instit. f. österr. Geschichtsschreib. 
13, 1. 


VI. Staat und Kirche. 


1. Beaudouin, Le culte des empereurs dans la Gaule nar 
bonnaise 1., in Annales de l’Enseignement superieur de Grenoble 
T. HI no. 1. | 

2. Ueber Neumann (s. Bd. I, VI, 2): Heinrici in hist. Ztschı 
67, 81. 

3. Doenitz. Ueb. Ursprung u. Bedeutung d. Anspruches de 
Päpste auf Approbation der deutsch. Königswahlen. Halle (Diss.) 9 

4. Redlich, D. Absetzung deutscher Könige durch d. Paps 
Münster 92 (Diss.). 

5. Zisterer, Gregor X. u. Rud. v. Habsburg in ihren beide 
seit. Beziehungen. Mit bes. Berücksichtigung der Frage üb. 
grundsätzl. Stellung d. Sacerdotium u. Imperium in jener Zeit nek 
einig. Beitr. z. Verf.-Gesch. d. Reiches. Freib. 91. 

6. Sartorius*, Staatl. Verwaltungsgerichtsbark. auf d. Gebie 
des K.R. Mit bes. Berücksichtigung d. Preuss., Bayer., Württem 
Bad. u. Hess. Gesetzgebung. München 91. 

Dass im modernen Rechtsstaate die Regulirung des Verhi 
nisses von Staat und Kirche nur durch das Mittel der Verwaltun 
gerichtsbarkeit erfolgen könne, ist uns stets ausgemacht gewes 
Schon i. J. 1872 haben wir das, unabhängig von dem Seitens 
Verf. erwähnten Gneist ausgesprochen. (Gränzen zw. Staat u. Kir 
S. 817 ff.) Um so freudiger begrüssen wir die vorliegende Un- 
suchung, die uns nachweist, wie weit dieser Gedanke bis jetzt 
Deutschland verwirklicht worden ist. Es kommt dabei zunä« 
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nur die Preussische, Bayerische, Württembergische, Badische und 
Hessische Gesetzgebung in Betracht, und auf diese beschränkt der 
Verf. seine Untersuchung. Wir können das nicht ganz billigen. 
Würde eine die geschichtliche Entwickelung berücksichtigende Dar- 
stellung schon genöthigt gewesen sein, auch auf Frankreich, Spanien, 
England, den appel comme d’abus, die recursos de fuerza, die writs 
of prohibition Rücksicht zu nehmen, so liegt für die Heranziehung 
des französischen Rechts eine noch stärkere Nothwendigkeit schon 
in dem Umstande, dass dasselbe durch seine Geltung in Elsass- 
Lothringen auch für Deutschland in Betracht kommt. — Nachdem 
der Verf. im I. Abschn.: «Die Begründung staatlicher Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit auf kirchenrechtlichem Gebiete» den Leser historisch 
und dogmatisch zu orientiren unternommen hat, beleuchtet er im 
Abschn. II den Umfang .staatlicher Verwaltungsgerichtsbarkeit auf 
demselben Gebiete. Das dabei gewonnene Resultat geht dahin, dass 
die verwaltungsrechtliche Zuständigkeit meistentheils auf Streitsachen 
beschränkt ist, die ein vermögensrechtliches Interesse behandeln, 
und auf solche, an deren Austrag zwei Parteien im entgegen- 
gesetzten Interesse betheiligt sind. Dass dieser Zustand kein be- 
friedigender ist, leuchtet ein und rechtfertigt den III. Abschnitt 
des Buches, der de lege ferenda handelt. Ob der vom Verfasser 
erwünschte Zustand zur Zeit erreichbar ist, erscheint höchst zweifel- 
haft. Hat doch die moderne kirchenpolitische Reaktion gerade darin 
gegipfelt, dass verwaltungsgerichtliche Einrichtungen, wie die kirch- 
lichen Gerichtshöfe, wieder beseitigt worden sind. Die katholische 
Kirche namentlich ist eine Gegnerin der Institution; sie weiss ganz 
gut, dass ihre Einwirkung auf die Verwaltungsbehörden eine viel 
tiefer gehende ist als auf die Verwaltungsgerichte. E. Fr. 

7. Dumler, Kann das Reich Concordate schliessen? Erl. 91. 
(Dissert.) 

8. Bechtold*, Beschimpfung d. ev. oder d. kath. Kirche. 
Geschichte einer viermal vor Gericht erschienenen Predigt über d. 
heil. Sakrament der Ehe. Strassb. Le Roux. 

Eine in Thannweiler i/E. geschlossene gemischte Ehe zwischen 
einem Evangelischen und einer Katholikin hatten die Eheleute durch 
den ev. Pfarrer trauen lassen. Der Verf. als kath. Pfarrer bezeich- 
nete darauf in seiner Predigt diese Ehe als ein Konkubinat und ist 
dann in Gemässheit von St.G.B. 8 166 wegen Beschimpfung einer 
öffentlichen Einrichtung der ev. Kirche angeklagt worden. Das 
Landgericht Colmar sprach ihn zwar frei, aber auf die vom Staats- 
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anwalt eingelegte Revision verwies das Reichsgericht die Sache zu 
anderweiter Entscheidung an das Landgericht Mülhausen. Dieses ver- 
urtheilte den Angeklagten zu einer Gefängnissstrafe von 14 Tagen, 
und die dagegen eingelegte Revision wurde vom Reichsgericht 
zurückgewiesen. Die kleine Schrift giebt den Wortlaut der Predigt, 
den Abdruck katholischer Zeitungsartikel über dieselbe und eine 
Korrespondenz zwischen dem Angeklagten und der Strassburger Post, 
in welcher der erstere sein Verfahren für unanfechtbar hält, weil er 
sich in Uebereinstimmung mit den kirchlichen Autoritäten und der 
kanonistischen Literatur befinde. Dagegen führt das Erk. des R.G. 1. 
Strafsenat v. 2./11. 91 aus, dass ein Priester die Lehre seiner Kirche 
zwar ungehindert vortragen dürfe, aber innerhalb der durch das Straf- 
gesetzbuch gezogenen Grenzen, d. h. in einer Form, die Andersgläubige 
nicht verletzte. Wenn der Verf. darauf hinweist, dass er sich wörtlich 
nur derselben Aeusserungen bedient habe, welche er in einem namhaft 
gemachten Buche und bei den Päpsten selbst vorgefunden habe, so wird 
dadurch allerdings der rechtliche Standpunkt des Reichsgerichts als be- 
denklich charakterisirt. Wir werden über die ganze Frage demnächst 
eingehende Ausführungen von berufener Seite bringen. E. Fr. 


VII Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischeı 
Kirche. 


1. Leboucher, Tractatus de ecclesia Christi, specali cur 
exactus ad normam recentium declarationum S. Sedis et conc. Vat; 
cani. Par. 92°. 

2. Gore, The ministry of the christ. church. Lond. 89. 

3. Courtial, La Papaute est-elle d’institution divine (These 
Montauban 91. 

4. Kirejew, Zur Unfehlbark. d. Papstes. Aus d. Briefwechs 
eines kathol. Gelehrten mit einem russ. General. 
Petersb. 91. 


5. Berthelet, La elezione del papa. Storia e documen 
Roma 91. 


6. Schulte, D. Papstwahl nach d. Erlassen Pius IX. Preu: 
Jahrb. 68, 836. 


7. X, La nouvelle legislation du conclave, in ’Univers 
cathol. N. S. T. IX. 1892. 1 Janv. S. 5. 


8. Wahrmund,. Ueber die kirchenrechtl. Zulässigkeit eir 
Recusation d. übertragenen Cardinalswürde, Arch. f. K.K. R. 67, 


Leipzig u. S 
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9. Patrizi-Accursi, Le Chiese di titolo cardinalizio e l’art. 
11. della legge 20 luglio 1890. no. 6980, Riv. di dir. eccl. 1, 769. 

10. Grimaldi, Les Congregat. Romaines, guide hist. et pra- 
tique. Sienne 90. s. Bd. I, VII, 10, auf den Index gesetzt durch 
Decr. v. 14./5. 90. Acta 8. Sed. 23, 704. 

11. Missiones catholicae cura S. Congreg. de Propag. fide 
descriptae in ann. 1891. Rom. 1891. 

12. Rinaldi-Bucci, De insignibus episcopor. comment. Ra- 
tisb. 91. 

13. Nilles, Ueber die ungar. Titularbischöfe. Z. f. kath. Theol. 
1891, 159. 

14. Lehmann, Das Nominationsrecht d. Landesherrn. Götting. 
91. Diss. 

15. Nilles, Die päpstl. Quinquennalfacultäten pro foro externo 
und der Index librorum exceptorum in denselben. Z. f. kath. Theol. 
1891, 550. 

16. Sanguineti, Nuove ricerche sulla vera natura e nozione 
della guirisdizione ececl. ordinaria e delegata cont. (s. Bd. 1, VII, 5). 
Studi e documenti di storia e diritto XII, 3, 109. 

17. Lampertico, L’Arcidiacono secondo le leggi della chiesa, 
Nuovo Archivio Veneto II. fasc. 1. 

18. Giustiniani, La ineleggibilit& dei ministri del culto a 
consiglieri comunali e provinciali. Riv. di dir. ecel. 1, 110. 

19. Zur Ergänzung des österr. Congruagesetzes u. d. Ss. g. 
Religionsfondssteuer in Oesterr. A. f. K. K.R. 66, 268. 

20. Beschlüsse des Budgetausschusses d. österr. Abgeordneten- 
Hauses vom 31.j10. 91 betr. Congrua systematisirter Hülfspriester 
und Religionsfondssteuer. Arch. f. K.K. R. 67, 158. 

21. La quota curata, Riv. di dir. eccl. 1, 625. 

22. Caselli, Il patrimonio dei chierici, Riv. di dir. eccl. 
1, 13. 

23. Porsch, D. Glöckner u. d. Alters- u. Invaliditäts-Versiche- 
rung in Preussen. Arch. f. K.K.R. 67, 311. 


VIII. Ordenswesen. 


1. D. U. B., Les origines du monachisme et la critique mo- 
derne. I. Les Therapeutes. II. Les Esseniens. III. Les pretendues 
origines du monachisme. IV. Les sources historiques du monachisme 
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primitif. V. Le developpement du monachisme chretien, in Revue 
benedictine 1891, 1ff. 49ff. 

2. Der heil. Theodosios. Schriften d. Theodosios u. Kyrillos, 
herausg. v. Usener. Leipz. 90. (Zur Gesch. d. Mönchthums in 
Palästina.) 

3. J. C. Smith, Christian monasticism from the fourth to the 
ninth centuries of the Christian Era. Lond. 92. 

4. Schmieder, Aphorismen z. Gesch. d. Mönchth. nach d. 
Regel d. h. Benedict (480— 1713), Stud. u. Mitth. a. d. Bened.- u. 
Cist.-Orden. XI, 373. 560. XII, 54. 256. 396. 537. 

5. Bucelin jun. Uebersicht d. Mönchsabteien d. Benedik- 
tinerordens in Deutschl., Oesterr. u. d. Schweiz b. z. Anfang dieses 
Jahrh., Archival. Ztschr. N. F. 2, 188. 

6. Heigl, Päpstl. Approbat. d. Statut. f. d. weltl. Oblaten d. 
h. Bened., Stud. u. Mitth. a. d. Bened.- u. Cist.-Ord. 1891, 326. 

7. Sackur, D. COluniacenser in ihrer kirchl. u. allgemein- 
geschichtl. Wirksamkeit bis z. Mitte des XI. Jahrh. I. Halle 92. 

8. Bruel, Visites des monasteres de l’ordre de Cluny de 1a 
province d’Auvergne au XIII® et XIV® siecles. Nouv. Serie., Bibl 
de l’e&c. de Chartes 52, 64 (die I® Serie ib. 38, 114). 

9. Duckett, Visitations of English Cluniac foundations in 1262 
1275—6. Translated from the original records in the National ]i 
brary of France. Lond. 90. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht, 


1. Wiegand, De ecclesiae notione quid Wiclif docueri: 
Leipz. 91. 

2. Kohlschmidt, Ad constituendam eccl. cath. notione: 
quid Cyprianus, ad emendandam atque instaurandam quid valuer 
Lutherus, brevi comparatione exponitur. Jena 91. 

3. Mejer*, Zum Kirchenrechte des Reformationsjahrhundert 
Drei Abhandlungen. Hannover, Carl Meyer (Gustav Prior). 189 
210 S. 

In dem vorliegenden Werke bietet Verf. drei Abhandlung: 
dar, von denen zwei bereits früher veröffentlicht worden sin 
Die erste «Anfänge des Wittenberger Konsistoriums», zuerst 
der Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. 13 (nicht 3, wie es S. 
Anm. 4 heisst), S. 28ff., hier ergänzt mit Rücksicht auf seitde 
erfolgte Publikationen, weist hauptsächlich nach, dass die v 
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Georg Buchholtzer 1563 herausgegebene Wittenberger Konsisto- 
rialordnung von 1542 keine definitive Konsistorialordnung gewesen 
ist, sondern nur ein auf dem Bedenken von 1538 ruhender Ent- 
wurf, der aber allerdings als Vorbild grossen Einfluss ausgeübt 
hat, und dass das Wittenberger Konsistorium überhaupt in den 
acht Jahren seines Bestehens eine legislativ-publizirte Ordnung 
nicht gehabt hat. 8. 6, Z. 10 v. u. muss es statt 1575 heissen 
1525. — Die zweite Abhandlung «Die Errichtung des Konsisto- 
riums zu Rostock», bisher nicht veröffentlicht, ist interessant durch 
den Nachweis, dass die Schwierigkeiten, welche sich der Errich- 
tung jenes Konsistoriums in den Weg stellten, nicht, wie man 
vermuten könnte, in einer Gegenwirkung der vorreformatorischen 
Institutionen lagen, sondern theils in fürstbrüderlichen Differenzen, 
bei denen es sich in letzter Linie um Geldleistungen handelte, 
theils bes. in dem Widerstand der Städte Wismar und Rostock, 
sowie der Universität und Ritterschaft, welche auf Grund ihrer 
Sonderstellung gegen die Unterordnung unter das landesherrliche 
Regiment sich wehrten, freilich ohne Erfolg. Wenn Verf. S. 87 
die Vermuthung ausspricht, das Rostocker Konsistorium dürfte 
das älteste des evang. Deutschlands sein, denn es arbeite bis auf 
den heutigen Tag nach der im März 1571 ihm ertheilten Ordnung 
und lasse trotz der Modifikationen, die im Laufe der Zeit ein- 
getreten seien, noch jetzt in Gestalt und Einrichtungen die ur- 
sprünglichen Züge erkennen, so ist darauf aufmerksam zu machen, 
dass das Stuttgarter Konsistorium älter ist als das Rostocker und 
dass es in der Hauptsache heute noch nach der Visitationsordnung 
von 1553 bezw. nach der grossen Kirchenordnung von 1559 ar- 
beitet (wie es denn z. B. heute noch dieselben Sitzungstage hat, 
welche die Ev. Kirchenordnung festsetzt), wenn freilich auch der 
Geschäftskreis und die Einrichtungen von der Zeit nicht unberührt 
geblieben sind. — Die dritte Abhandlung «Zur Geschichte des 
ältesten protestantischen Eherechts, insbes. des Ehescheidungs- 
rechts», zuerst in der Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. 16, S. 35ff. 
erschienen, hier mit Rücksicht auf die Veröffentlichungen von 
Schleusner (nicht Leuschner, wie es S. 197 heisst) in der Zeit- 
schrift für Kirchengeschichte, Bd. 6 ergänzt, liefert den gründ- 
lichen und überzeugenden Nachweis, dass die kirchliche Richtung, 
welche nur Ehebruch und bösliche Verlassung als schriftgemässe 
Scheidungsgründe anerkennt, sich zur Begründung ihrer Ansicht 
auf die reformatorischen Landeskirchenordnungen, welche im All- 
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gemeinen auch nur Ehebruch und Desertion als Ehescheidungs- 
gründe nennen, insofern mit Unrecht berufen, als jene Kategorieen 
in reformatorischer Zeit Voraussetzungen hatten, die heutzutage 
nicht mehr vorhanden sind und dass sie in der Hand kirchlicher 
Eherichter eine Tragweite und Dehnbarkeit besassen, die sie in 
der Hand der heutigen, an die Norm der Gesetzesworte ge- 
bundenen Richter nicht mehr besitzen. — Vorliegendes Werk theilt 
alle die den Lesern dieser Zeitschrift wohlbekannten Vorzüge der 
Mejer’schen Arbeiten und bedarf keiner weiteren Empfehlung. 
Lic. th. Dr. jur. Rieker. 

4. Lorenz, Luthers Einfluss auf die Entwickelung des ev. 
KRegimentes in Deutschl. Gumbinnen 91 (Gymnas.-Progr.). 

5. Cornelius, D. Gründung d. Calvin. Kirchenverf. in Genf 
1541. Münch. 92 (Abh. d. Bayer. Ak. III. Cl. Bd. 20, Abth. 2) 

6. Brasse, D. Gesch. d. Speierer Nationalconcils v. J. 1524 
Halle 90. (Diss.). 

7. Ficker, Aktenstücke z. d. Religionsverhandlungen d. Reichs 
tages zu Regensburg 1532, Z. f. K.Gesch. 12, 583. 

8. Grein, D. Entwickelung d. Zustände in Kirche u. Schule z 
Friedberg i. d. W. während d. Reformationszeit. Giessen 90. Dis: 

9. Ehr, Beitr. z. K.- u. Schulverf. d. Herz. Gotha bis : 
Tode Ernst d. Frommen i. J. 1675. Erl. 91. Diss. 

10. Saran, Der Kirchenordnungsversuch d. Rates zu Hal 


a. 8. in d. J. 1671—79, Neue Mitth. aus d. Geb. histor. antiq 
Forschungen. 18, 81. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


1. Nikel, Die religiöse Duldung bei den heidn. Kulturvölke 
des Alterthums. Leobsch. 91 (Gymn.-Progr.). 

2. Thudichum, D. heil. Femgericht, Hist. Ztschr. 68, 1. 

3. Fredericg, Inquisitio haeretica Neerlandica. Geschiede 
der Inquisitie in de Nederlanden tot aan hare herinrichting on« 
Keizer Karel V. (1025—1520). Th. 1 de nederlandsche Inquis: 
tijdens de elfde, twaalfde en dertiende eeuwen. Gent. SGravenh:; 
92. Kurze Uebersicht über die Ketzerverfolgung in Westeura 
Bischöfliche Ing. im XI u. XI. Jahrh. (erstes Beispiel ei 
Ketzerverfolgung 1025. Bemerkenswerth der ablehnende Sta 
punkt Bisch. Wazos v. Lüttich). Die bischöfl. Inquis. u. die Päp 
Der Ursprung der päpstl. Inquisit. im XII. saec. Der Beginn 
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die Vollendung derselben in den Niederl. im XII. Jahrh. Die 
bischöfl. Inquisition dort im XII. Jahrh. Ansprüche der Kirche an 
die weltl. Macht. Einfluss der Kirche auf die weltliche Ketzer- 
strafe. Staatliche Gesetzgebung gegen die Niederländ. Ketzer. 

4. Henner, Beiträge z. Organisat. d. Ketzergerichte (vgl. 
Bd. I, X, 11, 49). Recens.: Michael, Ztschr. f. kath. Theol. . 
1891, 2. Sachsse, Deutsche Lit.-Zeit. 1891, 20. Lit. Centralbl. 
1891, 22. Schmitz, Mitth. a. d. hist. Lit. 1891, 2. 

5. Breyer, Die Arnoldisten, Zschr. f. KGesch. 12, 387. 


XI. Eherecht. 


1. Scheicher, Dr. Mathäus Joseph Binders Prakt. Handbuch 
d. kath. Eherechts. Für Seelsorger im Kaisert. Oesterreich. Freib. 
1891. 

2.Esmein, Le mariage etc. (vgl. Bd. I, S. 400). Recens.: 
Freisen, Arch. f. kath. K.R. 67, 261. 

3. Gasparri, Tractat. canon. de matrimonio. Par. 91. 1. 2. 

4. Kratz, Repertor. der im Grossh. Hessen über d. Beur- 
kundung d. Personenstandes u. d. Eheschliessung geltend. gesetzl. 
Vorschriften. Darmst. 91. 

5. Mersier, Traite theor. et pratique des actes de l’etat civil. 
Par. 92°, 

6. Seidl, Die Matrikenführung in d. Erzdiöc. Wien. Wien 91. 

7. Eherechtliches aus Dänemark. Ztschr. f. Internat. Priv. u. 
Strafr. 1, 539. 

8. Winroth, Offentlig rätt. Familjerätt. Aktenskapshindern. 
Lund (s. a.). | 
9. Scherer, Das Eherecht d. neuen span. Civilgesetzbuches, 
A.f. K. K.R. 66, 98. 

10. Ferrero, Del matrimonio, libro 1. tit. V. del cod. civ. 
Torino 1890. (Bibl. del cittadino ital. no. 10.) 

11. Bishop* (s. Bd. 1. XI, 61). 

Der Verf. hatte schon i. J. 1851 ein Werk unter dem fast 
gleichen Titel herausgegeben, welches in Amerika grosses Ansehen 
geniesst und 1881 in 6. Aufl. erschienen ist. Jetzt hat er den ge- 
sammten Stoff noch einmal neu durchgearbeitet. Es fällt dem 
deutschen Leser schwer, an einem amerikanischen juristischen Buche 
Geschmack zu gewinnen. Die grosse Breite der Darstellung, der 
Mangel jeder geschichtlichen Verknüpfung des geltenden Rechtes 
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mit dem der Vergangenheit, die Verbindung von rechtspolitischen 
mit juristischen Deduktionen: Alles das berührt uns fremdartig. 
Der Verf. ignorirt so das kanonische Recht fast völlig, und die wenigen 
Bemerkungen, mit denen er es streift, sind nicht genau genug und 
desshalb nicht immer zutreffend. So ist es z. B. doch unrichtig, das: 
der Papst jede katholische Ehe zu lösen nach. dem kath. Kirchen. 
recht befugt sei, da er dies doch bekanntlich nur bei einem matri 
monium non consummatum thun darf. Ebenso wenig zieht derVerf.da 
Eherecht der alten Welt auch nur vergleichungsweise heran, mi 
Ausnahme des Englischen, welches ja die Grundlage des Amerik: 
nischen ausmacht. Das Buch ist eben wesentlich für die Zwech 
der Praxis geschrieben, und wir zweifeln nicht daran, dass es fi 
diese sehr nutzbar sein wird. Bei uns in Deutschland wird es der 
jenigen Dienste zu leisten im Stande sein, welcher einen amerik 
nischen Eheprozess zu führen. hat; es wird aber auch demjenig 
reiches Material bieten, welcher sich zu theoretischen Zwecken n 
den Verhältnissen des Amerikanischen Eherechts vertraut mach 
will. E. Fr. 

12. Westermarck, The history of human marriage. Lond. ‘ 

13. Friedrichs, Einzeluntersuchungen z. vergleich. Recl 
wissensch., Ztschr. f. vergl. Rechtswissensch. 10, 189. (Eherecl 

14. Bernhöft, Ehe und Concubinat im röm. R., Ztschr 
vergl. Rechtswissensch. 10, 296. 

15. Scherer, Zur Gesch. des kanon. Eherechts (über Freis 
Arch. f. K. K.R. 65, 353 — weiter über Freisen: Heiner, 
Rundschau f. d. kath. Deutschl. 1889, 12. Gietl: Liter H: 
weiser 1890, 3 u. 4. Lehmkuhl, Stimmen a, Maria Laach 4 
(vgl. Bd. I, XI, 10). 

16. Schleusner, Zu d. Anfängen d. protest. Eherechts 
XVI. Jahrh. Mittheilungen aus gleichzeitigen Akten. Z. f. K.G« 
12, 576; 13, 130. 


XII. Schule. 


1. Denifle et Chatelain, Cartular. univ. Paris. I 
1286—1350 (vgl. Bd. I, XII, 2). 

2. Statuten u. Reformationen d. Universität Heidelberg 
— 18. Jahrh. Herausgegeben v. d. Bad. Histor. Kommission. 
beitet von Aug. Thorbecke. Leipz. 91. 

3. Schulrecht, Preuss., oder Erlasse d. k. preuss. N 
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d. geistl. Unterrichts- u. Med.-Angelegenheiten, Verfüggn. königl. 
Regiergn., kön. Prov.-Schul-Kollegien, königl. Konsistorien, ger. Ent- 
scheidgn. u. Erkenntnissen, Polizei- u. sonst. das Volksschul-, Prä- 
paranden- u. Seminarwesen d. preuss. Staates betr. Verordn. Mit zahl- 
- reichen Anmerkgn. u. ausführl. Erläutergn. 7. Bd. Leipz. 91. 

4. Müller, Das Volksschulwesen im Grossh. Hessen, bearbeitet 
unter Mitwirkung v. Gleim. Giess. 91. 

5. Schulz, Gesetze, Verordnungen u. Verfügungen betr. d. nie- 
dere Unterrichtswesen in Elsass-Lothr. Strassb. 91 (neue Ausg.). 

6. Rivet, La legislat. de l’enseignement primaire libre. 
Lyon 91. | 

7. Retsregler, de gaeldende for det hojere Skolevaesen i. 
Danmark. En systematisk og kronologisk Haandbog udgivet med 
Understottelse af Ministeriet for Kirke — og Underwisungsvaesenet 
red A. P. Weis og H. Hage. I. System. Afdeling II. Kronol. Af- 
del. Kjobenhavn 91. 
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mit besonderen Rechten auszustattende Gemeinschaft eine dem 
Staatswohl förderliche Tendenz und die Garantie eines dauernden 
gemeinnützigen Fortbestehens in sich trägt.“ 

„Da Letzteres,“ so schliesst der Erlass, „nach den bisher ge- - 
machten Erfahrungen von den christlichen Gemeinden nicht zu 
erwarten steht, so können wir uns nicht veranlasst finden, auf 
die Ertheilung von Korporationsrechten an diese Gemeinden hin- 
'zuwirken.* 

Nachdem die Staatsregierung in dieser Weise und auch in 
häufigen Kammerverhandlungen den freireligiösen Gemeinden den 
religiösen Charakter abgesprochen und die Befürchtung zum Aus- 
druck gebracht hatte, dass jene die durch die Erlangung der 
Korporationsrechte gewährten Vergünstigungen betrefis des 
Vereinsrechtes lediglich zu politischen Zwecken missbrauchen 
wollten, so schlugen die Petenten in der Folgezeit einen neuen 
Weg ein. Sie verlangten nur noch sogenannte beschränkte Kor- 
porationsrechte, d. h. die Rechte der privatrechtlichen juristischen 
Persönlichkeit ohne die an dieselben geknüpften öffentlichrecht- 
lichen Konsequenzen. 

Damit hofften sie die Bestimmungen des Art. 13 der Ver- 
fassungsurkunde, welche allein für religiöse Gesellschaften ein 
Gesetz erfordere, umgehen zu können und eine Ertheilung der 
Korporationsrechte auf dem Verwaltungswege ermöglicht zu sehen, 
sofern nur den im Allgemeinen Landrecht für die Gewährung 
solcher Rechte aufgestellten materiellen Bedingungen ihrerseits 
entsprochen würde. | 

Die Staatsregierung ging auf die angeregte Unterscheidung, 
die schon früher vom Justizministerium für Ressourcen, Schützen- 
gesellschaften u. s. w. mit Erfolg benutzt worden war, ein, und 
ein Immediatbericht des Staatsministeriums vom 24. Januar 1856 
erklärte, dass es zur Erlangung der sogenannten Rechte der 
juristischen Person nicht eines besonderen Gesetzes, sondern nur 
der landesherrlichen Verleihung bedürfe. Es wurde auch für zu- 
lässig erachtet, von dem religiösen Charakter der Gemeinde ganz 
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abzusehen, dagegen aber auf die Vorschriften des Allgemeinen 
Landrechts DI, 6, 8 25 als unumgänglich nothwendig zu beob- 
achtende hingewiesen. Was aber die Erlangung der Korporations- 
rechte betreffe, so wurde ausgeführt, dass Art. 31 der Verfassungs- 
urkunde ein besonderes Gresetz nicht gebieterisch erheische, sondern 
nur die Regelung dieser Frage als in den Bereich der gewöhn- 
lichen Gesetzgebung fallend bezeichne, demnach auch den darüber 
bestehenden Gesetzen nicht derogire. 

Schliesslich aber führte der genannte Immediatbericht aus, 
würde auch durch den Erlass eines allgemeinen Gesetzes der 
Art. 13 der Verfassungsurkunde nicht aufgehoben und das dort 
erforderte spezielle Gesetz nicht unnöthig gemacht; auch dabei 
müsste, ganz abgesehen von dem jedesmal nachzuweisenden Be- 
dürfnisse nach Korporationsrechten, eine Prüfung der religiösen 
Grundsätze und der äusseren Verhältnisse Platz greifen. 

Diese Anschauungen waren denn auch in dem am 3. April!) 
auf die Balla’sche Petition ertheilten Bescheid massgebend, wo 
freilich die Erfüllung des Gesuches nicht gewährt wurde wegen 
der mangelnden äusseren Bedingungen. 

Ein gleiches Geschick hatten zahlreiche andere Gesuche, 
denn der Bescheid auf die Balla’sche Petition wirkte geradezu 
auf die freireligiösen Gemeinden wie eine Provokation zu Peti- 
tionen um beschränkte Korporationsrechte, da sie sich wenigstens 
vor den Unfällen sichern wollten, denen sie bei jeder Untreue 
des verwaltenden Mitgliedes ausgesetzt waren. 

Noch am 17. Juni 1859 erkannte der Minister des Innern 
die Zulässigkeit der Trennung von Rechten der juristischen Per- 
son und korporativen an, wünschte aber, dass in den Beschei- 
den auf die Gesuche dies nicht mehr ausgesprochen werde, schon 
um nicht einen immer erneuten Petitionssturm dadurch anzu- 
fachen. | 

Allen schon am 5. Dezember desselben Jahres erging ein 
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allgemeiner Bescheid !), welcher den erwähnten Unterschied für 
die Dissidenten dadurch zu einem illusorischen machte, dass er 
auch für Gewährung der beschränkten IR ein 
Gesetz als nothwendig hinstellte. 

Endlich aber im Jahre 1860?) drang die vom Minister der 
geistlichen Angelegenheiten schon in seinem Votum vom 3. Mai 
1859 geltend ‚gemachte Ansicht durch, dass eine Scheidung von 
beschränkten und unbeschränkten Korporationsrechten weder nach 
Verfassungsurkunde noch nach Landrecht zu rechtfertigen sei. 
Dieser Meinung ist auch die Landesvertretung beigetreten°?), wie 
sie denn auch in der Folgezeit die Gesetzgebung beherrscht 
hat). — 

Einen starken und bemerkenswerthen Gerne zu der oben 
dargelegten Behandlung, welche die Dissidentengemeinden erfahren 
haben, bietet die unter der Fürsorge der katholischen Abtheilung 
des Kultusministeriums den Ordensinstituten zu Theil gewordene. 

Die geistlichen Gesellschaften, wie die technische Bezeich- 
nung des Allgemeinen Landrechts lautet, d. h. die Orden, sollen 
nach dem Wortlaut des Art. 13 der Verfassungsurkunde mit den 
Religionsgesellschaften auf gleicher Linie stehen. Auch für sie 
soll demnach zur Ertheilung der Korporationsrechte ein beson- 
deres Gesetz erforderlich sein. Dennoch sind die seit Emanation 
der Verfassungsurkunde vielfach katholischen Ordensinstituten ver- 
liehenen Korporationsrechte nicht auf diesem, durch die Verfas- 
sung vorgeschriebenen Wege, sondern durch landesherrliche Ver- 
ordnung ertheilt worden °). 

Es geschah dies auf Grund einer Interpretation der ein- 


I!) Jacobson a. a. O. 442. 

%) Centralbl. 1860 S. 247. 

®) Vgl. Rönne, Preuss. Staatsrecht 2, 162 (Leipz. 1882). 

*) Vgl. Ges. v. 12. Juni 1874 (G.-S. S. 238) für die Mennoniten. Ges. v. 
7. Juli 1875 (G.-S. S. 374) für die Baptistengemeinden. 

6) Hinschius, D. Orden u. Kongregationen (Berl. 1874) S. 110 führt 
5 Fälle auf, einen aus d. J. 1852, zwei aus d. J. 1853 und je einen aus d. J. 
1858 und 1859. 
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schlagenden Bestimmung der Verfassungsurkunde, welche in einer 
Denkschrift der katholischen Abtheilung des geistlichen Ministe- 
rıums aufgestellt, und für welche dort auch der Versuch einer 
historischen Begründung aus der Entsteliungsgeschichte des Art. 13 
der Verfassungsurkunde versucht wurde. 

Es sei unzweifelhaft, so hiess es hier, dass mit dem Aus- 
drucke „geistliche Gesellschaften“ der Art. 13 der Verfassungs- 
urkunde nicht die einzelne Niederlassung, das einzelne Kloster, 
sondern die zu derselben Ordensregel sich bekennenden Gesammt- 
heiten gemeint seien, ebenso wie auch neue Gemeinden der im 
Staate aufgenommenen Religionsgesellschaften nicht als neue 
Religionsgesellschaften im Sinne des Art. 13 angesehen werden 
könnten. 

Darum sei allerdings für geistliche Gesellschaften, welche 
sich neu bildeten oder in Preussen neu eingeführt würden, zur 
Erlangung der Korporationsrechte jedesmal ein Gesetz erforder- 
lieh"). Dagegen genüge für neue Niederlassungen oder Klöster 
einer bereits in Preussen zur Zeit der Verfassungsurkunde vor- 
handenen Gliederung, oder einer solchen, deren Institute schon 
in Preussen Korporationsrechte besässen, die einfache landesherr- 
liche Verleihung. 

Dieser, wir können wohl einfach sagen Missdeutung der Ver- 
fassungsurkunde stimmten die übrigen Ressortminister zu, und 
namentlich der Justizminister in einem an den geistlichen Minister 
gerichteten Schreiben vom 31. März 1853?). 


1) Freilich meinte die katholische Abtheilung des Kultusministeriunms, 
dass Art. 13 der Verf.-Urk. sich überhaupt nur auf solche geistlichen Genossen- 
schaften beziehe, welche feierliche Gelübde haben. Hinschius a. a. 0.8. 111. 

3) Ganz waren die Bischöfe mit dieser mehr als laxen Praxis der 
Preussischen Staatsbehörden doch noch nicht zufrieden. I. J. 1856 erörterte der 
Preussische Gesandte in Rom mit dem Kardinal Reisach die Zustände der 
katholischen Kirche in Preussen. Der Kardinal constatirte die Zufriedenheit 
der Bischöfe. Le seul d&sir veritable de vos Ev&ques, fügte er hinzu, 
c’est d’avoirledroitdefonderlibrement, des r&unions religieuses 
bien entendu sous des attributions corporatives. Freilich fürch- 
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Bei der in Gemässheit dieser Auffassung mehrfach erfolgten 
Verleihung der Korporationsrechte an Ordensinstitute befolgte in- 
dessen die Staatsregierung noch besondere Prinzipien. Sie erachtete 
es zunächst für unthunlich, einer Genossenschaft Korporations- 
rechte zu gewähren — ein Grundsatz, der freilich zu Gunsten 
einzelner Zweige des Gustav-Adolph-Vereines durchbrochen wurde 
— betonte vielmehr wiederholt und hielt daran fest, dass nur 
einem einzelnen Institute Korporationsrechte verliehen werden 
dürften. Das leitende Motiv lag hier, wie in dem von den Mini- 
stern der geistlichen Angelegenheiten und des Innern gemeinsam 
an alle Oberpräsidenten erlassenen Circular ausgeführt wurde, in 
der Erwägung, dass die Anstalten eine längere und weniger ver- 
änderliche Dauer verbürgten als die Gesellschaften. 

Weiter verlangte die Regierung Einsicht in die Statuten !) 
und verknüpfte, falls deren Bestätigung in der königlichen Kabinets- 
ordre miterfolgte, an die Ertheilung der Korporationsrechte den 
Vorbehalt der Geltung der Landesgesetze, falls die Statuten diesen 
widersprächen. 

Sie erforderte endlich den Nachweis der Gemeinnützigkeit 
des Institutes und der Suffizienz der Mittel für einen dauernden 
Bestand. 

Auch die Eintheilung in kleine und grosse Korporations- 
rechte fand Anwendung, obgleich ein äusserer Grund dafür, zu- 
mal da die Korporationsrechte nur Anstalten verliehen wurden, 
kaum einzusehen war. 

Unter dem 27. Juli 1857 erklärte jedoch der Justizminister 
in einem ausführlichen Votum, dass er betreffs der von dem 
Minister der geistlichen Angelegenheiten im vorliegenden Falle 
aufgestellten, von ihm selbst früher angenommenen Interpretation 


teten die Bischöfe, meinte Graf Reisach schon damals, dass Art. 15 der 
Verf.-Urk. bei einer Revision des Gesetzes geändert werden würde. 

') Dieselben wurden dann freilich später Seitens der Genossenschaft 
geändert, ohne .der Regierung davon Mittheilung zu machen. Hinschius 
a. a. 0. S.1ll. 
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des Art. 13 der Verfassungsurkunde jetzt gewichtige Zweifel 
hege, die er durch die Entstehungsgeschichte und den Zweck der 
besagten Verfassungsbestimmung zu begründen versuchte. Er 
gelangte dabei zu folgendem Ergebnisse. Die Frage über die 
Form einer nach Vorschrift der Verfassungsurkunde zu bewirken- 
den Ertheilung der Korporationsrechte an geistliche Anstalten 
sei jedenfalls eine so zweifelhafte und sowohl im Allgemeinen als 
auch für jene Anstalten selbst, deren rechtsgültige Existenz von 
der Entscheidung dieser Frage abhänge, so wichtige, dass er Be- 
denken trage, die Bewilligung solcher Rechte an ein bestimmtes 
Kloster durch königliche Verordnung lediglich aus dem Grunde 
zu beantragen, weil andere Klöster desselben Ordens bereits Kor- 
porationsrechte in Preussen erhalten hätten. Dagegen glaubte 
der Justizminister sich im vorliegenden Falle doch nicht für ab- 
schlägige Bescheidung der Petenten aussprechen zu müssen, weil 
es sich in demselben um ein der Erziehung gewidmetes Kloster 
im Bezirke des Appellationsgerichtshofes Cöln handle. 

Die in dem gedachten Bezirke rechtlich geltende Ansicht 
des Gesetzgebers, dass Klöstern der gedachten Art Korporations- 
rechte grundsätzlich ertheilt werden dürften, könne als ein Rechts- 
zustand angesehen werden, der für dieselben eine Spezialvorschrift 
bilde, die zugleich für sie eine Ausnahme von dem Art. 13 der 
Verfassungsurkunde begründe und sie wieder der Regel des Art. 31 
unterwerfe. Daneben stellte der Justizminister die Bedingung als 
eine unerlässliche auf, dass Statuten nachgewiesen werden müss- 
ten, die den am Rheine in dieser Hinsicht geltenden Spezial- 
gesetzen entsprächen. 

Diese von dem Justizminister ausgeführten rechtlichen Er- 
örterungen fanden jedoch zunächst nicht die Zustimmung des 
geistlichen Ministers. Es blieben vielmehr bei den späteren von 
diesem und dem Minister des Innern an den König gestellten 
Anträgen auf Verleihung der Korporationsrechte die in diesem 
Ressort geltenden Grundsätze die alten. 

Erst im Jahre 1860 bei Gelegenheit des Gesuchs des in 
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Posen errichteten Klosters der Ursulinerinnen sprach sich auch 
der geistliche und der Minister des Innern, in Uebereinstimmung mit 
dem Justizminister dahin aus, dass wenngleich Klöster des ge- 
nannten Ordens schon Korporationsrechte in Preussen besässen, 
doch zur Verleihung dieser Rechte an das petirende Kloster ein 
Gesetz erforderlich sei. Wollte man aber nur der von diesem 
Kloster geleiteten Unterrichts- und Erziehungsanstalt jene Rechte 
gewähren, so genüge die landesherrliche Verleihung. Dabei machte 
aber der geistliche Minister in dem Immediatberichte vom 11. Juli 
1860 noch ganz besonders darauf aufmerksam, dass für die bis- 
her in seinem Ressort befolgte Interpretation des Art. 13 der Ver- 
fassungsurkunde Gründe sprächen, welche durch den Inhalt der 
Kammerverhandlungen bei Berathung des gedachten Art. 13 
einigermassen verstärkt würden. 

Daher nahm der Justizminister unter dem 22. März 1862 
Veranlassung vorzuschlagen, „für die Zukunft allgemein als 
(srundsatz anzunehmen, dass in derartigen Fällen der Antrag 
immer auf Verleihung der Rechte einer juristischen Person ge- 
richtet werde.“ 
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Falsches- Aufgebot des eigenen Vaters durch einen 
sächsischen Geistlichen (1829). 


Mitgetheilt 
von 


Archivrath Dr. Theodor Distel-Dresden. 


Im K. S. Hauptstaatsarchive kam ich, bei amtlichen Arbeiten, 
.auf Akten!), welche folgenden, denkwürdigen Fall behandeln. 
Der Pfarrer Mg. M. Re. zu Sd. (aus Sg.) im Königreiche 
Sachsen liess sich bewegen, seinen, „wegen verhangener Kassen- 
defekte“, 1818ff. steckbrieflich verfolgten und verwittweten Vater 
J. Aug. W. Re. mit einer verwaisten, „schon sehr bejahrten“ 
Pastorstochter unter dem Namen J. Ant. Rmann?) am 16. und 
23. August 1829 behufs Eingehung einer zweiten Ehe aufzubieten, 
verreiste dann, um der weiteren unmittelbaren Mitwirkung bei dem 


1) III, 76 Fol. 186 No. 26°: zwei zusammengeschnürte Faszikel. 

?%), Unter diesem Namen hatte der Sohn den ausgetretenen, aber dann 
über sieben Jahre von seinen Blutsverwandten am Orte der verübten Ver- 
untreuungen verborgen gehaltenen [!] Vater 1828 in seinem Hause gehabt 
und ihm, als einem „Verwandten“ eine Verwalterstelle verschafft, ihn auch 
bei Pachtung eines kleinen Anwesens auf dem Lande mit Geld unterstützt. Er 
selbst war damals verlobt. Ein Bruder des Pfarrers, L. Re., studirte bei 
der zweiten Eheschliessung seines Vaters in Leipzig Theologie und lebt noch 
als emer. Diakonus in demselben Dorfe Sd., seine Schwester folgte dem Vater 
in das neue Heim. Beide wussten von der Namensänderung von Anfang an, 
der Student schrieb sogar das obenzuerwähnende Zeugniss vor der Ausfertigung 
ins Reine. — Bei Trennung der Ehe Rmann’s fühlte sich dessen Frau — 
Mutter, die Schwester lebte bei ihm. 
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Betruge zu entgehen. Das dritte Aufgebot liess er durch einen 
Stellvertreter bewirken und das Integritätszeugniss durch den 
Kantor in seiner Gemeinde ausstellen. Der Substitut traute darauf 
das Paar, der neue Ehemann aber wurde bald als Re. erkannt, 
und wegen seiner Unterschleife zur Verantwortung gezogen. 

Die königlich sächsischen Schöppen zu Leipzig erkannten, 
von der Superintendur und dem Kreisamte .... . um Abfassung 
eines rechtlichen Erkenntnisses in der Sache angegangen, darauf 
für Recht’): 
dass [Pfarrer] Re. mit sechswöchentlichem, priester- 
lichen Gehorsam zu belegen, derselbe auch die durch die gegen- 
wärtige Untersuchung erwachsenen Unkosten, nebst..... für 
dieses Urtheil abzustatten verbunden.“ 

In den Entscheidungsgründen heisst es u. A. also: 

„Eis fällt ihm demnach eben so die Verletzung seiner Unter- 
thanen- und Bürgerpflicht, als der besonderen Obliegenheiten 
seines Amtes durch Beförderung eines betrügerischen Beginnens 
um so mehr zur Last, als dieses nur durch den geleisteten Vor- 
schub den beabsichtigten Erfolg haben konnte. Zwar hat er eine 
völlige Entschuldigung in dem Umfange der kindlichen Verpflich- 
tungen, in den vorgeblich angestellten Versuchen jene Verbindung 
zu hindern, in der anfänglichen Weigerung einer Mitwirkung 
seiner Seits und den dringenden Zunöthigungen Seitens seines 
Vaters zu finden geglaubt, und wenigstens das letztere ist 
Fol. 23f. durch die Angaben des Vaters bestätigt worden, 
während die nunmehr geschiedene Rmann Fol. 27 behauptet, 
dass der Inculpat nie sie aufmerksam oder auf indirecte Weise 
zweifelllaft und bedenklich gemacht; allein wenn dergleichen 


Y) Orig. bei den angezogenen Akten. Derselbe ist im ersten Drittel 
des Januar (die Sprüche tragen nie ein Datum; man vgl. meine bezüg- 
lichen Mittheilungen in der Zeitschrift der Savignystiftung für Rechts- 
geschichte, germ. Abth., Bd. X. [1889], 97, in der Zeitschrift für die gesammte 
Strafrechtswissenschaft Bd. X. [1890], 431ff. und im Neuen Archive für Säch- 
sische Geschichte Bd. X. [1889], 153) 1831 gefällt worden und kostete 6 Thaler 
9 Groschen. 
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Verhältnisse nicht einmal geeignet erscheinen, die Verletzung 
allgemeiner Verpflichtungen zu rechtfertigen, so lässt sich dies 
noch viel weniger da annehmen, wo in den besonderen Obliegen- 
heiten eines geistlichen Amtes das stärkste Gegengewicht gegen 
die angesonnene Theilnahnme sich fand. Indessen gestatten sie 
bei Beurtheilung der Strafbarkeit in so fern einen Einfluss, als 
sie jede Absicht eines eigenen Gewinns ausschliessen und die 
Grösse des rechtswidrigen Vorsatzes mindern.“ 

Unterm 23. März 1831 rescribirten König Anton und Herzog 
Friedrich August auf erstatteten Bericht vom 9. zuvor an das 
Konsistorium zu Leipzig. 

„dass [Pfarrer] Re. mit der ihm... .. auferlegten Strafe 
N: verschont und dagegen die Summe von Funfzig Thalern 
von ihm zum Besten des Schulwesens zu Sd. entrichtet werde.“ 

Weiter heisst es ebenda: 

er ihr wollet dem Pfarrer... .. bei Eröffnung 
dieser Unserer Entschliessung die Strafbarkeit des sich von ilım 
zu Schulden gebrachten Vergehens vorhalten, auch denselben 
allen Ernstes und nachdrücklichst anermahnen, seinen Amts- 
pflichten mit grösserer Strenge, als geschehen, nachzukommen.“ 

Wie überaus mild ıst die endliche Strafe ausgefallen! Wenig- 
stens Amtsentsetzung wird Mancher als selbstverständlich erachten. 
Ja, selbst die Ephoralgebühren in der Sache, die 59 Thaler be- 
trugen, wurden erlassen und nur 27 Thaler Konsistorialgebühren 
vereinnahmt. Re. begab sich übrigens bald von Sd. nach Br.'). 


!) Nach eingezogener Nachricht aus der Kirche zu $d. 
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III. Literaturübersicht'). 


Erstattet von Friedberg. 


I. Allgemeines, 


1. Ruffini*, La studio e il concetto odierno del diritto eccle- 
siastico Roma 92. 

Der Verf. beleuchtet die Ursachen, welche in Italien, Spanien 
und dann auch in Frankreich zum Verfall und umgekehrt in Deutsch- 
land zum Emporblühen der kanonistischen Studien geführt haben. 
Er bezeigt eine so richtige Kritik, eine solche Herrschaft über 
den Stoff, eine derartige Kenntniss der gesammten Literatur, dass 
von ihm wohl erwartet werden darf, dass er die kirchenrechtliche 
Diseiplin in Italien zu neuem Aufschwunge führen werde. 

E. Fr. 

2. Frizzati, La decadenza nell’ attuale diritto eccles., Riv. 
di dir. eccl. 1, 561. 

3. Holtzmann u. Zöpffel*, Lexikon für Theologie und 
Kirchenwesen, Lehre, Geschichte und Kultus, Verfassung, Feste, 
Sekten und Orden der christlichen Kirche; das Wichtigste bezüg- 
lich der übrigen Religionsgemeinschaften. Zweite, vermehrte und 
verbesserte Auflage. Braunschweig. C. A. Schwetschke und Sohn 
(F. Appelhans) 1888. 

Das vorliegende Werk kommt hier in zweifacher Hinsicht in 
Betracht. Einmal wegen seiner kirchenrechtlichen Artikel, welche 
‘ dem zweiten, inzwischen verstorbenen Herausgeber angehören. 
Sie lassen weniger an Vollständigkeit als an Genauigkeit und 
Schärfe zu wünschen übrig und legen den Wunsch nahe, sie 
möchten vor einer dritten Auflage von einem Fachmanne durch- 
gesehen werden. Wir heben folgendes hervor, das uns beim Nach- 


1) Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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schlagen aufgefallen ist: die Clementinae werden S. 154 als 1312 
abgefasst bezeichnet, S. 83 findet sich die Behauptung, die Wahl 
des Bischofs soll nach dem Tridentinum vom Kapitel vollzogen 
werden; auf der gleichen Seite fehlt bei episcopus in partibus 
infidelium die neuere offizielle Bezeichnung episcopus titularis; 
dass die Ehe als ein weltlich Ding von der Reformation der welt- 
lichen Obrigkeit und ihrer Gesetzgebung unterworfen wurde (S. 204), 
kann nicht so im Allgemeinen und ohne jede nähere Ausführung 
gesagt werden. S. 342 heisst es: das Gewohnheitsrecht hatte zur 
Voraussetzung, dass die Gewohnheit die gesetzliche Verjährungszeit 
hindurch gedauert habe, was doch nur von der consuetudo contra 
legem gilt. S. 605 ist es doch eine ziemlich vage Beschreibung 
des Territorialsystems: es habe die Kirche als einen Teil des 
Staates erfasst. Ebenso ungenau ist die Definition der Ordination 
(S. 804): sie sei der feierliche Akt, welcher den Eintritt in den 
Kirchendienst vermittle, nach kathol. Auffassung sei sie ein Sakra- 
ment, welches einen unzerstörbaren Charakter verleihe und den 
Ördinirten für sein ganzes Leben von den Laien absondere. Bei 
»Tonsur« (S. 1018f.) fehlt die rechtliche Bedeutung, welche dieser 
Akt für den Tonsurierten hat. Ueber diese und andere hier nicht 
aufgeführte Punkte wäre das Richtigere und Genauere aus Fried- 
bergs Lehrbuch zu schöpfen gewesen. Anerkennenswerth ist die 
im Vergleich mit der ersten Auflage viel ausführlichere Behand- 
lung der Artikel. Ehe und Eherecht waren z. B. in jener in einem 
höchst dürftigen Artikel behandelt, jetzt sind mehrere ausführliche 
Artikel an seine Stelle getreten. Vermisst haben wir unter den 
sachlichen Artikeln recursus ab abusu, unter den biographischen 
die Kanonisten Kober und Sehling, sowie den um die Kirchen- 
rechtswissenschaft verdienten Theologen Köhler. — Das Lexikon 
kommt aber auch noch in anderer Hinsicht in Betracht: wer sich 
mit dem Kirchenrecht beschäftigt, braucht die Theologie gar 
manchmal als Hilfswissenschaft, und sucht sich über theologische 
Begriffe in Kürze zu orientiren. Zu diesem Zwecke ist dieses 
Lexikon ein ausgezeichnetes Hilfsmittel, insbesondere verdienen die 
kirchengeschichtlichen Artikel wegen ihrer Vollständigkeit und 
meisterhaften Kürze alles Lob: so sind z. B. sämmtliche Päpste 
aufgenommen und kurz charakterisirt. In dieser zweiten Hinsicht, 
als Orientirungsmittel auf dem Gebiet der Theologie, glauben wir 
daher dieses Lexikon hier besonders empfehlen zu können. 
Lie. Th. Dr. jur. Rieker. 
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4. Kattenbusch*, Lehrbuch d. vergleichenden Confessions- 
kunde. Bd. 1 (komplett). Freib. J. C. B. Mohr, 92. 

Der Verf. beabsichtigt, die griechische, römische und die ev. 
Kirche in ihrer Organisation, ihrem Dogma und ihrem Wesen 
zur Darstellung zu bringen. Soweit die Arbeit bis jetzt vorliegt, 
ist sie als eine sehr sorgsame und vortreffliche zu bezeichnen, die 
auch in kirchenrechtlichen Kreisen alle Aufmerksamkeit verdient. 
Denn nicht nur, dass verfassungsgeschichtliche Momente in selb- 
ständiger Forschung gewürdigt werden — für das Patriarchat von 
Antiochien ist neu hinzugekommen und desswegen vom Verf. noch 
nicht benutzt: Trepperer, für das von Alexandria Rohrbach, für 
das armenische Vernier, ebenso Bachmann, Corp. iur. Abessino- 
rum — so füllt auch namentlich der vorliegende Band eine 
klaffende Lücke in unserer Literatur aus, indem er uns die Ver- 
fassung der orthodoxen anatolischen Kirche darstellt. Freilich 
giebt in dieser Beziehung das Buch noch nicht Alles, was wir 
wünschen und brauchen. Der Verf. hat die slavische Literatur 
nicht benutzt, und ehe das geschehen ist, werden wir uns doch 
nicht befriedigt finden können. Leider sind ihm auch einige 
deutsch geschriebene Werke entgangen. So Schaguna, den er in 
meinem Lehrbuche hätte finden können, Verings Lehrbuch, das 
auch das oriental. K.R. behandelt, Frank, Russische Selbstzeugnisse, 
Radic, D. orthodox oriental. Patriarchalkirchen, 1886, namentlich 
aber das Archiv f. kath. K.R. Durch die Benutzung des letzteren 
würde er Bd. 64, S. 485, Material für Serbien, ebendas. 481 für 
Bulgarien, weiter eine genaue Analyse des Lehrbuches von Milasch 
gefunden haben, und auf Bosnien und die Herzegowina hin- 
gewiesen worden sein, für welches die vom ökumenischen Patri- 
archen erlassene Deklaration ebendaselbst Bd. 65, S. 437 abgedruckt 
ist. Wir Kanonisten benutzen für unsere Arbeiten die theologische 
Literatur eingehend. Von den Theologen kann man das Um- 
gekehrte leider nicht sagen. — Ein bemerkenswerthes Beispiel 
bietet Achelis, Praktische Theologie, der von der neueren Literatur 
des ev. K.R. gar nichts weiss, und desshalb für die Fragen der 
K.Verfassung durchaus werthlos ist. — Aber wenn wir auch 
Kattenbusch bis jetzt keinen derartigen Vorwurf zu machen haben, 
so wird doch wenigstens gerechtfertigt sein, den Wunsch aus- 
zusprechen, dass er bei der Fortsetzung seines Werkes die 
kirchenrechtliche neuere Literatur nicht übersehen möge. E. Fr. 

5. Achelis, Prakt. Theol., 2. Bd. (Schluss) s. Bd. 1, L 1 
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Freib. 91. (Liturgik. Gemeindegottesdienst. Freie Vereine. Kyber- 
netik.) 

6. Weizsäcker*, D. apostol. Zeitalter d. christl. Kirche. 
Freib. J. C. B. Mohr 92°. 

Eine zweite, neu bearbeitete Auflage des vortrefflichen Buches. 
Dasselbe hat freilich seine Eigenart in Nichts geändert und auch 
jetzt keinerlei Literaturnachweise aufgenommen, obgleich die Ver- 
arbeitung der gesammten einschlagenden Literatur durchaus ersicht- 
lich ist. Für kirchenrechtliche Kreise sind S. 584ff. von besonderem 
Gewichte. Der Verf. hat betreffs der Entwickelung der Kirchen- 
verfassung seine Ansichten nicht geändert, und wir halten dieselben 
im Wesentlichen für richtig. Aber wie schon früher (vgl. Lehrb. 
d. K.R.?, S. 15), so bemängeln wir auch jetzt, dass der Verf. unter 
rpeoßdrepo: nur die Alten betreffs ihrer Zugehörigkeit zum Christen- 
thum versteht und nicht das Moment des Lebensalters’ als ein 
gleichmässig wirksames anerkennt. Ebenso können wir nicht zu- 
gestehen, dass die Episkopen stets aus den Presbytern genommen 
worden seien, halten vielmehr auch in dieser Beziehung unserer- 
seits an den (l. c.) geäusserten Ansichten fest. — In der neuen 
Auflage ist der Umfang des Buches um 26 Seiten vermindert 
worden, hat dagegen durch Hinzufügung eines Stellen-Registers 
einerseits und eines Namen- und Sach-Registers andererseits eine 
sehr nützliche Vermehrung gefunden. Ein Vorwort fehlt jetzt 
wie früher. E. Fr. 

7. Dobelli, J. Papi da S. Pietro a Pio IX. 1—3. Roma 91. 

8. Feis, Storia di Liberio papa e dello scisma dei semiariani 1. 
(Studi e documenti di storia e diritto XII, 345—378. 

9. The Council of Ephesus, in The Church Quarterly 
Review 1891. Oct. p. 91—115. 

10. Bassenge, D. Sendung Augustins z. Bekehrung d. Angel- 
sachsen (596—604 n. Chr.). Leipz. 90. In.-Diss. 

11. Hübner, Gerichtsurkk. d. Fränk. Zeit. I. Abth. Ztschr. 
d. Sav.-Stiftung f. R.Gesch. German. Abth. 12, H. II. Anh. 
(auch separat). 

12. Gerdes, Gesch. d. deutsch. Volkes u. seiner Kultur z. 
Zeit der karoling. u. sächs. Könige. Leipzig 91. (S. 529ff.: die 
Kirche). 

13. Urkundenbuch (Niederösterreichisches). Acta Au- 
striae inferioris Wien. 

1) Urkb. d. aufgehobenen Chorherrnstiftes St. Pölten (Codex 
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canonicorum S. Ypoliti) 1. Th. 976—1367 vorbereitet von Felzel, 
bearbeitet v. Lampel 91. 


II. Lehr- und Handbücher. 


1. Milasch*, Das K.R. d. morgenländischen Kirche, dargestellt 
nach .den allgemeinen kirchlichen Rechtsquellen u. nach den bes. 
Vorschriften, welche in den einzelnen autokephalen Kirchen Geltung 
haben. Zara 1890. v. Schönfeld. Mk. 10. 

Das Buch füllt eine Lücke in der bisherigen Literatur aus, 
da die Werke, welche sonst das orientalische K.R. systematisch dar- 
gestellt haben, entweder unvollendet geblieben sind, oder sich nur 
mit einer einzelnen Kirche beschäftigen. Um so mehr bedauern 
wir, dass die abendländische Gelehrtenwelt aus dem stattlichen Bande 
wenig Früchte ziehen wird, da die Kenntniss slavischer Sprachen 
in den Canonistenkreisen Westeuropas kaum vorhanden ist. Darum 
müssen wir uns auch auf diese Notiz beschränken und im Uebrigen 
auf die kurze Inhaltsangabe verweisen, welche Scheinpflug im Archiv 
f. K. K.R. 64, 480 ff. gegeben hat. Dass dem Verf. aus der neueren 
deutschen Literatur Manches entgangen ist, können wir indessen 
aus den Anmerkungen des Buches konstatiren, ebenso dass er, wie 
seine Citate aus den Corpora iuris beweisen — für das civile benutzt 
er die Ausgabe von Gothofred, für das kanonische wenigstens doch die 
von Richter, aber er citirt nach Seitenzahlen — nicht so juristisch 
vorgebildet ist, wie wir es von occidentalen Kirchenrechtsschrift- 
stellern beanspruchen. E. Fr. 

2. De Angelis, Praelectiones iuris canonici ad method. de- 
cretal. Gregor IX. exactae .... prosequi curavit Gentilini t. IV. pars 
unica Romae 91. (Strafrecht ohne jede Berücksichtigung der neueren 
Forschung und Literatur nach Arch. f. K. K.R. 67, 204.) 

3. Frantz*, Lehrb. d. K.R. Göttingen 92°, 

Die prinzipielle Frage über den pädagogischen Nutzen eines 
grundrissartigen Lehrbuches soll hier um so weniger erörtert werden, 
als ich meinen Standpunkt schon in der II. Aufl. meines Lehrbuches 
zum Ausdrucke gebracht habe. Das Buch hat der I. Aufl. gegen- 
über gewonnen. Irrthümer sind berichtigt, eine reichere Literatur 
ist gegeben, die Ergebnisse neuer Forschung und Gesetzgebung 
sind berücksichtigt worden. Geringfügige Irrthümer sind auch jetzt 
noch vorhanden — z. B. sind die Clementinen nicht bloss an die 
Universität Orleans versendet worden, sind für Cardinäle nicht im 
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Allgemeinen die zum Bischofsamt erforderlichen Eigenschaften Be- 
dingung, da auch Laien ernannt werden können und selbst kraft 
päpstlicher Dispensation an der Papstwahl sich betheiligen dürfen, 
auch zum Papst gewählt werden können. Die ev. Bischofswürde 
in Preussen stammt nicht aus d. J. 1816 sondern 1701; dass Orden 
ihre Mitglieder durch feierliches Gelübde verpflichten, ist ebenso- 
wenig zutreffend wie der Satz, dass bei Congregationen immer nur 


einfache Gelübde vorkomnıen (diese können ganz fehlen) — immer- 
hin steht das Buch an Correctheit weit über dem Zorn’schen Lehr- 
buche des K.R. E. Fr. 


Il. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. *Sammlung kirchlicher Erlasse, Verordnungen u. Bekannt- 
machungen f. d. Erzdiöcese Köln. Nach dem Inhalte geordnet und 
herausgegeb. v. Dumont 1891?. Köln, Bachem. 

Die für die Erzdiöcese Köln seit der Wiedererrichtung derselben 
i. J. 1825 geltenden speziellen Rechtsvorschriften wurden zu- 
nächst von Podesta i. J. 1852 gesammelt und herausgegeben. Das 
spätere Material befand sich in dem seit 1852 erscheinenden kirch- 
lichen Anzeiger f. d. Erzd. Köln, den Dekreten des Provinzialkonzils 
v. J. 1860 und an anderen Orten zerstreut. So war es denn ein 
glücklicher Gedanke von Dumont, zumal auch das Podesta’sche Werk 
buchhändlerisch vergriffen war, i. J. 1874 eine neue und vollstän- 
dige Sammlung herauszugeben. Dieselbe liegt jetzt in 2. stark er- 
gänzter und bis auf den heutigen Tag vermehrter Auflage vor. Die 
Anordnung des Stoffes ist praktischer Weise nach Materien er- 
folgt, doch würde wenigstens eine chronologische Uebersicht an- 
genehm gewesen sein. Auch die einschlagenden Staatsgesetze sind 
mitaufgenommen. Bei den einzelnen Materien ist eine Verweisung 
auf die in dem Kölner Pastoralblatt enthaltenen entsprechenden ° 
Abhandlungen gegeben und endlich in einem Nachtrage auch das 
frühere Gesetzesmaterial, soweit es durch die spätere Gesetzgebung 
noch in Geltung geblieben ist, mitgetheilt. Die Sammlung ist mit 
Umsicht angelegt, hat amtlichen Charakter, und wird nicht nur den 
Geistlichen der Diöcese praktischen Nutzen gewähren, sondern auch 
den Theoretikern eine Fülle von Stoff gewähren, der sonst schwer 
zugänglich, der Aufmerksamkeit der Forscher nur zu leicht ent- 
gehen kann. E. Fr. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 1. 8. 
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2. Brandenburg, D. Sperrgesetz-Novelle v. 24./6. 91. Ihre 
Gesch. u. Ausleg. Köln 91. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Minasi, La dottrina del Signore pei dodici Apostoli ban- 
dita alle genti, detta la dottrina dei dodici Apostoli. Versione, note 
e commentario. Roma 91. 

2. Jacquier, La Didach& ou la doctrine des XII Apötres. Par. 
91. (vgl. Academy 1891, 25. Juli). 

3. Renesse, ‘H &ödayn av öwöcexa anostöiwv. Progr. d. städt. 
Gymnas. zu Lauban 1891. 

4. Funk* D. Apostolischen Konstitutionen. Eine literar.- 
histor. Untersuchung. Rotenburg a. N. Wilh. Bader 91. 6 Mk. 

Die Apostolischen Konstitutionen sind seit Drey, d. h. seit 
ungefähr 60 Jahren nicht mehr Gegenstand eingehender Unter- 
suchung geworden. Und doch ist seitdem neues und wichtiges 
Material zu Tage getreten, wie ausser der Didache namentlich die 
Didaskalia. Letztere ist freilich nur in syrischer Sprache zu- 
gänglich gemacht und darum der theologischen Erörterung so gut 
wie entzogen gewesen. Mit um so grösserer Freude ist die Schrift 
des Verf. zu begrüssen, in der wir hoffentlich nur eine Vorarbeit 
zur Herausgabe sowohl der Didaskalia wie der AK. erblicken 
dürfen. Die Untersuchung ist mit Beherrschung des vollständigen 
Materiales angestellt. Nirgends macht sich eine confessionelle 
Voreingenommenheit geltend. Der Verf. urtheilt ruhig und ob- 
jectiv. Seine wuchtigsten Argumente sind freilich theologischer 
Natur und können daher auch nur voll von Theologen gewürdigt 
werden. Dennoch glauben wir unsern Lesern wenigstens kurz die 
Ergebnisse mittheilen zu sollen, zu welchen der Verf. gelangt, und 
welche von der bisherigen gemeinen Meinung durchgreifend ab- 
‘ weichen. Nach der Ansicht des Verf. ist die Didaskalia in der 
ersten Hälfte des III. Jahrh. in Syrien entstanden unter Benutzung der 
Didache und der ächten Ignatiusbriefe, ohne Beziehung zu den 
Clementinen. Sie ist nicht Auszug sondern Grundschrift der 
6 ersten Bücher der AK. Die Interpolationen der Didaskalia, welche 
in den AK. vorliegen, sind Anfang des V. Jahrh. in Syrien ent- 
standen. Der Autor war kein Arianer sondern wohl Appollinarist. 
Buch VII, gleichfalls in Syrien enstanden, kann ebensowenig als 
arianisch bezeichnet werden, und rührt von dem Verf. der Inter- 
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polationen zu B. I—VI vor, stammt also auch aus derselben Zeit. 
In Buch VII liegt dem Abschnitt zept yapısnarwv wohl die gleich- 
namige Schrift des Hippolytus zu Grunde, während das Schrift- 
stück, welches in einigen Codd. als von diesem herrührend bezeichnet 
wird und aus 5 Theilen besteht nicht Quelle sondern Auszug der 
AK. ist. Buch VIII theilt die theologische Richtung von B. I—VII 
und hat auch mit ihnen den gleichen Verfasser. Für die canones 
ap. sind Quellen das C. Antiochenum v. J. 341 und die AK. Sie 
sind demnach auch nicht vor Anfang des V. Jahrh., gleichfalls in 
Syrien entstanden, bilden ein einheitliches Werk und rühren vom 
Verf. der AK. her. 

Die äthiopische Didaskalia ist eine freie Bearbeitung der 
griechischen interpolirten, beruhend auf der arabischen, wahr- 
scheinlich mit dem Mittelgliede einer koptischen Version. Die Ca- 
nones Hippolyti sind ein nicht vor dem VI. Jahrh. entstandener 
Auszug aus den AK. Auch Pseudo-Ignatius ist Appollinarist und 
nicht Semiarianer. Er hat Anfangs des V. Jahrh. in Syrien ge- 
schrieben und ist mit Pseudo-Clemens und dem Autor der AK. 
identisch. Die AK. sind aus keiner bestimmten Tendenz heraus 
gefertigt worden und haben auf die kirchliche Entwickelung keinen 
massgebenden Einfluss geübt. — Wir werden über die sachverstän- 
digen Kritiken des Buches seiner Zeit berichten. E. Fr. 

5. Bäumer, Z. Literatur über d. Apostol. Constitutionen. 
Liter. Handweiser 1891. S. 625—34. 673—82; vgl. weiter J. S. 
P.: Kathol. Schweiz. Blätter 1891, 3. C. W.: Histor. Jahrb. XII, 4. 
Duchesne: Bullet. crit. 1892, 5. 

6. Ueber Achelis, D. ältesten Quellen etc. (Bd. 1. IV, 10). 
Recension: Lipsius in Berl. phil. Ztschr. 11, 39. Batiffol: Revue 
histor. 1892 mars—avril. 

7. Ueber Lightfoot, The Apost. Fathers P. I. St. Clement 
(vgl. Bd. 1. [V, 9.) Recens.: Funk, in Liter. Rundschau f. kath. 
Deutschl. 1891, 9. Warfield, in The Presbyter. and Reformed 
Review 1891. Oct. 

8. Wrede, Untersuchungen zum ersten Ülemensbriefe. 
Gött. 91. 

9. Taylor, St. Polycarp to the Philippians, in Journal of Philo- 
logy XX, 69. 

10. Rackham, The Text of the Canons- of Ancyra, in Studia 
biblica et ecclesiastica 3, 139. Oxford 1891. | 

Krit. Ausgabe des griechischen Concilientextes mit zahlreichen 
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Varianten, und ÖOrientirung über die Handschr. Beigegeben ist 
eine latein. Uebersetzung des syrischen und armenischen Textes. 

11. Boudinhon, Note sur le concil de Laodicee, in Congres 
scientif. internat. des cathol. tenu & Par. 1888. 2, 420. Par. 89. 

Die canones Laodicenses seien nur Inhaltsangabe von Canones 
und hätten das Gepräge zweier Redaktionen. Der Verf. habe 
aus dem C. v. Nicaea geschöpft, aus einem sonst unbekannten 
C. v. Laodicea und aus sonstigen nicht nachweisbaren Quellen. Die 
Abfassungszeit falle zwar in das IV. Jahrh., brauche aber nicht vor 
381 angenommen zu werden. 

12. Anielli, S. Leone Magno e l’Oriente. Dissertaz. sopra una 
collezione inedita di nuovi documenti relativi al V eal Vlsecolo estratti 
dagli scrigni apostolici per cura die Dionigi l’Esiguo, conservatiin un 
codice di Novara con append. del testo delle appellazioni di S. Fla- 
viano e di Eusebio di Dorilea a S. Leone Magno e di tre documenti 
inediti relativi allo scisma dioscoriano del 530. Montecassino 90. 

13. Malnory, La collection canonique des Statuta eccl. an- 
tiquae, in Congres scientifigue international des cath. tenu & Paris 
1888. 2, 428. Par. 89. 

Der Verf. sei Caesarius v. Arles. (502—42). 

14. Friedrich, Ueb. d. Unechtheit d. Pabst- u. Kaiser- 
schreiben der Sammlg. d. Kirche v. Tessalonich, in Sitzgsber. d. 
Bayer. Akad. Phil. u. hist. Kl.H. 3. 

15. Hebrard, Encore un Evöque d’Agen, inconnu jusqu’& nos 
pours. Note critique sur le premier concile de Clichy (628). Agen 91. 

16. Duchesne, Le concile de Turin, Acad. des inscript. 
comptes rendus des seances de l’annee 91. 16. Oct. p. 369—73. 

Gegen Mommsen; dass die Turiner Syn. sich mit gallischen 
Angelegenheiten beschäftigt habe, erklärt sich durch die damalige 
Stellung des EB. v. Mailand. | 

17. Mommsen, Die Papstbriefe bei Beda, Neues Arch. 
17, 387. | | 

18. Gregorii, I. P. Registrum epistolarum t. 1. p. II. lib. 
V.—VI. Post Pauli Ewaldi obitum .edidit Ludovicus M. Hart- 
mann. Berol. 91. Mon. German. hist. Epistolarum t. 1. p. LI. 
| 19. Ebner, Z. regula canonicor. d. h. Chrodegang (vgl. Bd. 

1. V, 55) Röm. Quartalschr. 1891, 82. 

20. Kraus, Die Acten d. Triburer Synode 895, N. Arch. 
17, 51. 

Die Ergebnisse der zu Tribur abgehaltenen Synode sind in 
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zwei Canonesgruppen überliefert. Die eine Sammlung (Vulgata) 
liegt in 58 Kapiteln in den Konziliensammlungen gedruckt vor, 
die andere in Kompilationen, bei Regino und Burchard. Während 
nun Wasserschleben (Beitr. z. Gesch. d. vorgrat. Rechtsquellen 
S. 25. und Phillips (Sitzgsber. d. Wiener Akad. phil. hist. Kl. XLIX. 
(1865) S. 713ff. die letztere für die ächte erachten, weist Kraus 
nach, dass dies nicht der Fall sei, vielmehr die vulgata als solche 
angesehen werden müsste. 

21. Simson, Ueber d. Vaterland d. falschen Dekretalen, in 
hist. Ztschr. 68, 193 (Replik gegen Wasserschleben ebendas. 64, 
234 ff.). 

22. Conrat (Cohn) theilt in der Ztschr. d. Savigny-Stiftg. f. 
Rechtsgesch. Rom. Abth. 12, 155 mit, dass die in nahen Be- 
ziehungen stehenden vier Urkunden, die beiden Recensionen des 
Privilegs Leo VII. für Otto I v. J. 964 (die erste bei Floss, 
Papstwahl unter d. Ottonen 147, die zweite MG. L.L. 2, 2, 167), 
die Schenkungsurk. Leos VII. an Otto I. (MG. L.L. DO, 2, 168) 
und das Decret Hadrians I. (Kunstmann, Tüb. theol. Quart.Schr. 
1838, 337) unter Benutzung von Texten der röm. Rechtsquellen 
(Institutionen) verfasst und sämmtlich als Fälschungen des XI. Jahrh. 
anzusehen seien. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


1. De Smedt, Fortsetzg. (Bd. 1. V, 3). Revue des Quest. hist. 
91, 397. 

2. Les derniers travaux sur l’hist. des persecutions de l’eglise, 
Revue des Quest. histor. 91, 576. 

3. Brüll, D. Klemensromane ü.d. Primat d. röm. K., Tüb. Quart.- 
Schr. 73, 577. 

4. Blötzer, Die geheime Sünde in d. altchristl. Bussdisciplin. 
Zeitschr. f. kath. Theol. 11, 593. 

5. Seeck, D. sog. Edikt v. Mailand, Z. f. KGesch. 12, 381. 

6. Görres, Eine Bestreit. d. Ediets v. Mailand durch O. Seeck, 
Ztschr. f. wissensch. Theol. 35. H. 3. 

7. Flasch, Konstantin d. Grosse als erster christl. Kaiser. 
Würzb. 91. 

8. Stückelberg, D. konstantin. Patriciat, e. Beitr. z. G. d. 
spät. Kaiserzeit (Zür. Diss.) Basel 91. 
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9. Trepprer, D. Patriarchat v. Antiochien v. seinem Entstehen 
bis z. Ephesinum. Eine hist.-geogr. Studie. Mainz 91. 

10. Rohrbach, D. alexandrin. Patriarchat als Grossmacht in 
d. kirchenpolit. Entwickelg. d. Orients. Berl. 91. (Diss.) Auch er- 
weitert Preuss. Jahrb. 69, 50. 207. 

11. Vernier, Hist. du patriarcat armenien cathol. Par. et 
Lyon 91. | 

12. Pinton, Le donazioni barbariche ai papi, loro importanza 
per Y’ordine del potere temporale della chiesa e per le condizioni 
politiche di Roma nel medio evo: studio storico Roma 90. 

13. Rivet, Le regime des biens de l’egl. avant Justinien 
specialement sous les empereurs chret. Lyon 91. These. 

14. Tissier, Etude sur les dons et legs aux £tablissements 
publics ou d’utilite publique dans le droit ancien. Nouv. Revue 
hist. 15, 529. 

15. D. G. M., Hierarchie et liturgie dans l’Eglise gallicane au 
V® siecle, d’apres un €crit restitu& a Fauste de Riez. (Revue bene- 
dictine 1891, 97.) 

16. Duchesne, Mem. sur l’origine des dioceses Episcopaux 
(vgl. Bd. I, V, 47.) Recens: Hauck, Theol. Lit.-Bl. 1892, S. 55. 

17. Duchesne, Le Liber diurnus et les elections pontificales 
au VII° siecle, Bibl. de l’ec. de Chartes 52, 5. 

18. Döllinger*, Das Papstthum. Neubearbeitung von Janus 
«Der Papst und d. Concil» im Auftrag des inzwischen heimgegange- 
nen Verfassers von J. Friedrich. München, Beck. 6 Mk. 

Seit den achtziger Jahren fehlt «Janus» im Buchhandel, und 
so betraute Döllinger selbst schon Friedrich mit der Bearbeitung 
einer neuen Auflage. Aus dieser ist was den Text betrifft nur ein 
Wiederabdruck geworden in Gemässheit der zutreffenden, in der 
Vorrede hervorgehobenen Rücksichten. Indessen hat Friedrich 
doch eine chronologische Ordnung des Stoffes hergestellt, was 
um so richtiger ist, als es sich jetzt nicht mehr um eine durch 
das Concil hervorgerufene Gelegenheitsschrift handelt. So weit 
neue Forschungen die im Text behandelten Materien berühren ist 
davon in den Anmerkungen gehandelt worden, bei denen freilich 
nicht mehr erkennbar gemacht ist, ob sie von Döllinger selbst 
oder von Friedrich herrühren. Der Hauptgewinn der neuen Aus- 
gabe aber liegt in dem vollständigen Abdrucke aller Belegstellen 
und in der Hinzufügung wichtiger neuer. Freilich hätten wir dabei 
den Wunsch gehabt, dass der Herausgeber auch immer sich an die 
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neuesten Ausgaben der citirten Autoren gehalten hätte. Zur Zeit 
als Janus erschien, gab es noch keine kritische Ausgabe des Decre- 
tum Gratiani, und Döllinger konnten so Ungenauigkeiten unterlaufen. 
Aber Friedrich giebt diese jetzt ohne jede Beanstandung wieder, 
obgleich er hätte corrigiren können. Bekanntlich beschuldigt 
Döllinger den Gratian der absichtlichen Fälschung von canones. 
So weit ich sehe, kann für den vom Original abweichenden Text 
Gratians nur in D. 22. c. 6. und C. 23. qu. 5. c. 7. ein Vorgänger 
nicht nachgewiesen werden. 

Die falsche Inscription aber von D. 19. c. 3. findet sich schon 
bei Ivo und in der Collectio trium Partium, die Fälschung in C. 
Vo. qu. 1. c. 37. schon bei Anselm. In C. II. qu. 6. c. 35. hat 
Gratian aber gar keine Fälschung begangen, denn die Worte, die er 
nach Döllinger-Friedrich dem canon hinzugefügt haben soll, sind als 
Diettum von ihm bezeichnet und so auch in meiner Ausgabe an- 
gegeben. Ueberhaupt sollte die Anschuldigung Gratians vorsichtiger 
verfahren. Dass er Curialist war und Gregorianer steht fest, kann 
doch aber nicht als moralischer Fehler betrachtet werden. Dass 
er unkritisch die früheren Fälschungen aufnahm soll nicht bestritten 
werden, hängt aber mit dem ganzen Stande der damaligen Wissen- 
schaft zusammen. So weit wir sehen, hat er fast nirgends aus 
Originalien, fast ausnahmslos aus früheren Sammlungen geschöpft. 
Ob von diesen nicht noch manche existiren, die wir nicht kennen, 
wissen wir nicht, wie wir denn überhaupt bei dem Mangel einer 
Edition des Anselmus und Polycarp und guter Editionen von fast 
sämmtlichen systematischen Sammlungen nur recht mangelhaft in 
Gratians Werkstätte hineinsehen können. Erscheint es da nicht 
plausibel, auch bei den wenigen Stellen, für die wir eine Entlehnung 
nicht nachweisen können, eine solche doch anzunehmen und den 
Vorwurf der Fälschung von Gratian abzuwälzen? Man wird mich 
der Parteilichkeit für diesen Autor beschuldigen. Aber wer Jahre 
seines Lebens an die Ausgabe eines Autors wendet kommt in ge- 
wisse persönliche Beziehungen zu ihm und empfindet es peinlich, 
wenn Dritte diese Arbeit ganz ignoriren, wo sie die Resultate der- 
selben zu berücksichtigen sogar die Pflicht haben. Auch die von 
Friedrich aus dem Gratian abgedruckten Quellenstellen bedürfen 
durchweg der Correctur. Ebenso würde Friedrich auch in meinen 
Prolegomena zu den Clementinen ausgiebiges Material gefunden 
haben zur Bestätigung der S. 424 vorgetragenen Ansicht über die 
Beschlüsse des Concils v. Vienne. Im Uebrigen ist die neue Aus- 
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gabe dankbar aufzunehmen. Sie erschliesst zahlreiche zum Theil 
entlegene Quellen und fördert vermittelst der durchgehenden Po- 
lemik mit Hergenröthers Anti-Janus auch sonst die geschichtliche 
Erkenntniss. E. Fr. 

19. Zu Souchon, Papstwahl. Hist. Ztschr. 65, 2. Stud. u. 
Mitth. a. d. Bened.-Orden 12, 1 (vgl. Bd. I, V, 59.). 

20. Wahrmund-Sägemüller, Z. Gesch. d. staatl. Exklusive 
b. d. Papstwahlen, Hist. Jahrb. 12, 784. 

21. Fabre, La perception du cens apostol. 1291, Melang. 
d’archeol. et d’hist. 10, 369. 

22. Tangl, D. Taxwesen d. päpstl. Kanzlei v. 13. bis z. 
Mitte des 15. Jahrh., Mitth. d. Instit. f. österr. Geschichtsschreib. 
13, 1. 


VI. Staat und Kirche. 


1. Beaudouin, Le culte des empereurs dans la Gaule nar- 
bonnaise 1., in Annales de l’Enseignement superieur de Grenoble. 
T. HI no. 1. | 

2. Ueber Neumann (s. Bd. I, VI, 2): Heinrici in hist. Ztschr. 
67, 81. 

3. Doenitz. Ueb. Ursprung u. Bedeutung d. Anspruches der 
Päpste auf Approbation der deutsch. Königswahlen. Halle (Diss.) 91. 

4. Redlich, D. Absetzung deutscher Könige durch d. Papst. 
Münster 92 (Diss.). 

5. Zisterer, Gregor X. u. Rud. v. Habsburg in ihren beider- 
seit. Beziehungen. Mit bes. Berücksichtigung der Frage üb. d. 
grundsätzl. Stellung d. Sacerdotium u. Imperium in jener Zeit nebst 
einig. Beitr. z. Verf.-Gesch. d. Reiches. Freib. 91. 

6. Sartorius*, Staatl. Verwaltungsgerichtsbark. auf d. Gebiete 
des K.R. Mit bes. Berücksichtigung d. Preuss., Bayer., Württemb., 
Bad. u. Hess. Gesetzgebung. München 91. 

Dass im modernen Rechtsstaate die Regulirung des Verhält- 
nisses von Staat und Kirche nur durch das Mittel der Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit erfolgen könne, ist uns stets ausgemacht gewesen. 
Schon i. J. 1872 haben wir das, unabhängig von dem Seitens des 
Verf. erwähnten Gneist ausgesprochen. (Gränzen zw. Staat u. Kirche 
S. 817 ff.) Um so freudiger begrüssen wir die vorliegende Unter- 
suchung, die uns nachweist, wie weit dieser Gedanke bis jetzt in 
Deutschland verwirklicht worden ist. Es kommt dabei zunächst 
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nur die Preussische, Bayerische, Württembergische, Badische und 
Hessische Gesetzgebung in Betracht, und auf diese beschränkt der 
Verf. seine Untersuchung. Wir können das nicht ganz billigen. 
Würde eine die geschichtliche Entwickelung berücksichtigende Dar- 
stellung schon genöthigt gewesen sein, auch auf Frankreich, Spanien, 
England, den appel comme d’abus, die recursos de fuerza, die writs 
of prohibition Rücksicht zu nehmen, so liegt für die Heranziehung 
des französischen Rechts eine noch stärkere Nothwendigkeit schon 
in dem Umstande, dass dasselbe durch seine Geltung in Elsass- 
Lothringen auch für Deutschland in Betracht kommt. — Nachdem 
der Verf. im I. Abschn.: «Die Begründung staatlicher Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit auf kirchenrechtlichem Gebiete» den Leser historisch 
und dogmatisch zu orientiren unternommen hat, beleuchtet er im 
Abschn. II den Umfang. staatlicher Verwaltungsgerichtsbarkeit auf 
demselben Gebiete. Das dabei gewonnene Resultat geht dahin, dass 
die verwaltungsrechtliche Zuständigkeit meistentheils auf Streitsachen 
beschränkt ist, die ein vermögensrechtliches Interesse behandeln, 
und auf solche, an deren Austrag zwei Parteien im entgegen- 
gesetzten Interesse betheiligt sind. Dass dieser Zustand kein be- 
friedigender ist, leuchtet ein und rechtfertigt den III. Abschnitt 
des Buches, der de lege ferenda handelt. Ob der vom Verfasser 
erwünschte Zustand zur Zeit erreichbar ist, erscheint höchst zweifel- 
haft. Hat doch die moderne kirchenpolitische Reaktion gerade darin 
gegipfelt, dass verwaltungsgerichtliche Einrichtungen, wie die kirch- 
lichen Gerichtshöfe, wieder beseitigt worden sind. Die katholische 
Kirche namentlich ist eine Gegnerin der Institution; sie weiss ganz 
gut, dass ihre Einwirkung auf die Verwaltungsbehörden eine viel 
tiefer gehende ist als auf die Verwaltungsgerichte. E. Fr. 

7. Dumler, Kann das Reich Concordate schliessen? Erl. 91. 
(Dissert.) 

8. Bechtold*, Beschimpfung d. ev. oder d. kath. Kirche. 
Geschichte einer viermal vor Gericht erschienenen Predigt über d. 
heil. Sakrament der Ehe. Strassb. Le Roux. 

Eine in Thannweiler i/E. geschlossene gemischte Ehe zwischen 
einem Evangelischen und einer Katholikin hatten die Eheleute durch 
den ev. Pfarrer trauen lassen. Der Verf. als kath. Pfarrer bezeich- 
nete darauf in seiner Predigt diese Ehe als ein Konkubinat und ist 
dann in Gemässheit von St.G.B. $ 166 wegen Beschimpfung einer 
öffentlichen Einrichtung der ev. Kirche angeklagt worden. Das 
Landgericht Colmar sprach ihn zwar frei, aber auf die vom Staats- 
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anwalt eingelegte Revision verwies das Reichsgericht die Sache zu 
anderweiter Entscheidung an das Landgericht Mülhausen. Dieses ver- 
urtheilte den Angeklagten zu einer Gefängnissstrafe von 14 Tagen, 
und die dagegen eingelegte Revision wurde vom Reichsgericht 
zurückgewiesen. Die kleine Schrift giebt den Wortlaut der Predigt, 
den Abdruck katholischer Zeitungsartikel über dieselbe und eine 
Korrespondenz zwischen dem Angeklagten und der Strassburger Post, 
in welcher der erstere sein Verfahren für unanfechtbar hält, weil er 
sich in Uebereinstimmung mit den kirchlichen Autoritäten und der 
kanonistischen Literatur befinde. Dagegen führt das Erk. des R.G. I. 
Strafsenat v. 2./11. 91 aus, dass ein Priester die Lehre seiner Kirche 
zwar ungehindert vortragen dürfe, aber innerhalb der durch das Straf- 
gesetzbuch gezogenen Grenzen, d. h. in einer Form, die Andersgläubige 
nicht verletzte. Wenn der Verf. darauf hinweist, dass er sich wörtlich 
nur derselben Aeusserungen bedient habe, welche er in einem namhaft 
gemachten Buche und bei den Päpsten selbst vorgefunden habe, so wird 
dadurch allerdings der rechtliche Standpunkt des Reichsgerichts als be- 
denklich charakterisirt. Wir werden über die ganze Frage demnächst 
eingehende Ausführungen von berufener Seite bringen. E. Fr. 


VIL Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche. 


l. Leboucher, Tractatus de ecclesia Christi, specali cura 
exactus ad normam recentium declarationum S. Sedis et conc. Vati- 
cani. Par. 92°. 

2. Gore, The ministry of the christ. church. Lond. 89. 

3. Courtial, La Papaute est-elle d’institution divine (These) 
Montauban 91. 

4. Kirejew, Zur Unfehlbark. d. Papstes. Aus d. Briefwechsel 
eines kathol. Gelehrten mit einem russ. General. Leipzig u. St. 
Petersb. 91. 

5. Berthelet, La elezione del papa. Storia e documenti, 
Roma 91. 

6. Schulte, D. Papstwahl nach d. Erlassen Pius IX. Preuss. 
Jahrb. 68, 836. 

7. X, La nouvelle legislation du conclave, in l’Universite 
cathol. N. S.T. IX. 1892. 1 Janv. S.5. 

8. Wahrmund,. Ueber die kirchenrechtl. Zulässigkeit einer 
Recusation d. übertragenen Cardinalswürde, Arch. f. K.K. R. 67, 3. 
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9. Patrizi-Accursi, Le Chiese di titolo cardinalizio e l’art. 
11. della legge 20 luglio 1890. no. 6980, Riv. di dir. eccl. 1, 769. 

10. Grimaldi, Les Congregat. Romaines, guide hist. et pra- 
tique. Sienne 90. s. Bd. I, VII, 10, auf den Index gesetzt durch 
Decr. v. 14./5. 90. Acta S. Sed. 23, 704. 

11. Missiones catholicae cura S. Congreg. de Propag. fide 
descriptae in ann. 1891. Rom. 1891. 

12. Rinaldi-Bucci, De insignibus episcopor. comment. Ra- 
tisb. 91. 

13. Nilles, Ueber die ungar. Titularbischöfe. Z. f. kath. Theol. 
1891, 159. 

14. Lehmann, Das Nominationsrecht d. Landesherrn. Götting. 
91. Diss. 

15. Nilles, Die päpstl. Quinquennalfacultäten pro foro externo 
und der Index librorum exceptorum in denselben. Z. f. kath. Theol. 
1891, 550. 

16. Sanguineti, Nuove ricerche sulla vera natura e nozione 
della guirisdizione eccl. ordinaria e delegata cont. (s. Bd. 1, VII, 5). 
Studi e documenti di storia e diritto XII, 3, 109. 

17. Lampertico, L’Arcidiacono secondo le leggi della chiesa, 
Nuovo Archivio Veneto II. fasc. 1. 

18. Giustiniani, La ineleggibilitä dei ministri del culto a 
consiglieri comunali e provinciali. Riv. di dir. ecel. 1, 110. 

19. Zur Ergänzung des österr. Congruagesetzes u. d. S. g. 
Religionsfondssteuer in Oesterr. A. f. K. K.R. 66, 268. 

20. Beschlüsse des Budgetausschusses d. österr. Abgeordneten- 
Hauses vom 31./10. 91 betr. Congrua systematisirter Hülfspriester 
und Religionsfondssteuer. Arch. f. K.K. R. 67, 158. 

21. La quota curata, Riv. di dir. eccl. 1, 625. 

22. Caselli, Il patrimonio dei chierici, Riv. di dir. eccl. 
1, 13. 

23. Porsch, D. Glöckner u. d. Alters- u. Invaliditäts-Versiche- 
rung in Preussen. Arch. f. K.K.R. 67, 311. 


VIII. Ordenswesen. 


1. D. U. B., Les origines du monachisme et la critique mo- 
derne. I. Les Therapeutes. II. Les Esseniens. III. Les pretendues 
origines du monachisme. IV. Les sources historiques du monachisme 
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primitif. V. Le developpement du monachisme chretien, in Revue 
benedictine 1891, 1ff. 49 ff. 

2. Der heil. Theodosios. Schriften d. Theodosios u. Kyrillos, 
herausg. v. Usener. Leipz. 90. (Zur Gesch. d. Mönchthums in 
Palästina.) 

3. J. C. Smith, Christian monasticism from the fourth to the 
ninth centuries of the Christian Era. Lond. 92. 

4. Schmieder, Aphorismen z. Gesch. d. Mönchth. nach d. 
Regel d. h. Benedict (480—1713), Stud. u. Mitth. a. d. Bened.- u. 
Cist.-Orden. XI, 373. 560. XII, 54. 256. 396. 537. 

5. Bucelin jun. Uebersicht d. Mönchsabteien d. Benedik- 
tinerordens in Deutschl., Oesterr. u. d. Schweiz b. z. Anfang dieses 
Jahrh., Archival. Ztschr. N. F. 2, 188. 

6. Heigl, Päpstl. Approbat. d. Statut. f. d. weltl. Oblaten d. 
h. Bened., Stud. u. Mitth. a. d. Bened.- u. Cist.-Ord. 1891, 326. 

7. Sackur, D. Cluniacenser in ihrer kirchl. u. allgemein- 
geschichtl. Wirksamkeit bis z. Mitte des XI. Jahrh. I. Halle 92. 

8. Bruel, Visites des monasteres de l’ordre de Cluny de la 
province d’Auvergne au XIII® et XIV° siecles. Nouv. Serie., Bibl. 
de l’&c. de Chartes 52, 64 (die I® Serie ib. 38, 114). 

9. Duckett, Visitations of English Cluniac foundations in 1262, 
1275—6. Translated from the original records in the National li- 
brary of France. Lond. 90. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


1. Wiegand, De ecclesiae notione quid Wiclif docuerit. 
Leipz. 91. 

2. Kohlschmidt, Ad constituendam eccl. cath. notionem 
quid Cyprianus, ad emendandam atque instaurandam quid valuerit 
Lutherus, brevi comparatione exponitur. Jena 91. 

3. Mejer*, Zum Kirchenrechte des Reformationsjahrhunderts. 
Drei Abhandlungen. Hannover, Carl Meyer (Gustav Prior). 1891. 
210 S. 

In dem vorliegenden Werke bietet Verf. drei Abhandlungen 
dar, von denen zwei bereits früher veröffentlicht worden sind. 
Die erste «Anfänge des Wittenberger Konsistoriums», zuerst in 
der Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. 13 (nicht 3, wie es S. 4, 
Anm. 4 heisst), S. 28ff., hier ergänzt mit Rücksicht auf seitdem 
erfolgte Publikationen, weist hauptsächlich nach, dass die von 
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Georg Buchholtzer 1563 herausgegebene Wittenberger Konsisto- 
rialordnung von 1542 keine definitive Konsistorialordnung gewesen 
ist, sondern nur ein auf dem Bedenken von 1538 ruhender Ent- 
wurf, der aber allerdings als Vorbild grossen Einfluss ausgeübt 
hat, und dass das Wittenberger Konsistorium überhaupt in den 
acht Jahren seines Bestehens eine legislativ-publizirte Ordnung 
nicht gehabt hat. S. 6, Z. 10 v. u. muss es statt 1575 heissen 
1525. — Die zweite Abhandlung «Die Errichtung des Konsisto- 
riums zu Rostock», bisher nicht veröffentlicht, ist interessant durch 
den Nachweis, dass die Schwierigkeiten, welche sich der Errich- 
tung jenes Konsistoriums in den Weg stellten, nicht, wie man 
vermuten könnte, in einer Gegenwirkung der vorreformatorischen 
Institutionen lagen, sondern theils in fürstbrüderlichen Differenzen, 
bei denen es sich in letzter Linie um Geldleistungen handelte, 
theils bes. in dem Widerstand der Städte Wismar und Rostock, 
sowie der Universität und Ritterschaft, welche auf Grund ihrer 
Sonderstellung gegen die Unterordnung unter das landesherrliche 
Regiment sich wehrten, freilich ohne Erfolg. Wenn Verf. S. 87 
die Vermuthung ausspricht, das Rostocker Konsistorium dürfte 
das älteste des evang. Deutschlands sein, denn es arbeite bis auf 
den heutigen Tag nach der im März 1571 ihm ertheilten Ordnung 
und lasse trotz der Modifikationen, die im Laufe der Zeit ein- 
getreten seien, noch jetzt in Gestalt und Einrichtungen die ur- 
sprünglichen Züge erkennen, so ist darauf aufmerksam zu machen, 
dass das Stuttgarter Konsistorium älter ist als das Rostocker und 
dass es in der Hauptsache heute noch nach der Visitationsordnung 
von 1553 bezw. nach der grossen Kirchenordnung von 1559 ar- 
beitet (wie es denn z. B. heute noch dieselben Sitzungstage hat, 
welche die Ev. Kirchenordnung festsetzt), wenn freilich auch der 
Geschäftskreis und die Einrichtungen von der Zeit nicht unberührt 
geblieben sind. — Die dritte Abhandlung «Zur Geschichte des 
ältesten protestantischen Eherechts, insbes. des Ehescheidungs- 
rechts», zuerst in der Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. 16, S. 35ff. 
erschienen, hier mit Rücksicht auf die Veröffentlichungen von 
Schleusner (nicht Leuschner, wie es S. 197 heisst) in der Zeit- 
schrift für Kirchengeschichte, Bd. 6 ergänzt, liefert den gründ- 
lichen und überzeugenden Nachweis, dass die kirchliche Richtung, 
welche nur Ehebruch und bösliche Verlassung als schriftgemässe 
Scheidungsgründe anerkennt, sich zur Begründung ihrer Ansicht 
auf die reformatorischen Landeskirchenordnungen, welche im All- 
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gemeinen auch nur Ehebruch und Desertion als Ehescheidungs- 
gründe nennen, insofern mit Unrecht berufen, als jene Kategorieen 
in reformatorischer Zeit Voraussetzungen hatten, die heutzutage 
nicht mehr vorhanden sind und dass sie in der Hand kirchlicher 
Eherichter eine Tragweite und Dehnbarkeit besassen, die sie in 
der Hand der heutigen, an die Norm der Gesetzesworte ge- 
bundenen Richter nicht mehr besitzen. — Vorliegendes Werk theilt 
alle die den Lesern dieser Zeitschrift wohlbekannten Vorzüge der 
Mejer’schen Arbeiten und bedarf keiner weiteren Empfehlung. 
Lic. th. Dr. jur. Rieker. 

4. Lorenz, Luthers Einfluss auf die Entwickelung des ev. 
KRegimentes in Deutschl. Gumbinnen 91 (Gymnas.-Progr.). 

5. Cornelius, D. Gründung d. Calvin. Kirchenverf. in Genf 
1541. Münch. 92 (Abh. d. Bayer. Ak. III. Cl. Bd. 20, Abth. 2). 

6. Brasse, D. Gesch. d. Speierer Nationalconcils v. J. 1524. 
Halle 90. (Diss.). | 

7. Ficker, Aktenstücke z. d. Religionsverhandlungen d. Reichs- 
tages zu Regensburg 1532, Z. f. K.Gesch. 12, 583. 

8. Grein, D. Entwickelung d. Zustände in Kirche u. Schule zu 
Friedberg i. d. W. während d. Reformationszeit. Giessen 90. Diss. 

9. Ehr, Beitr. z. K.- u. Schulverf. d. Herz. Gotha bis z. 
Tode Ernst d. Frommen i. J. 1675. Erl. 91. Diss. 

10. Saran, Der Kirchenordnungsversuch d. Rates zu Halle 
a. S. in. d. J. 1671—79, Neue Mitth. aus d. Geb. histor. antiqu. 
Forschungen. 18, 81. 


X. Sektenwesen. Beligionsfreiheit. 


1. Nikel, Die religiöse Duldung bei den heidn. Kulturvölkern 
des Alterthums. Leobsch. 91 (Gymn.-Progr.). 

2. Thudichum, D. heil. Femgericht, Hist. Ztschr. 68, 1. 

3. Fredericg, Inquisitio haeretica Neerlandica. Geschiedenis 
der Inquisitie in de Nederlanden tot aan hare herinrichting onder 
Keizer Karel V. (1025—1520). Th. 1 de nederlandsche Inquisitie 
tijdens de elfde, twaalfde en dertiende eeuwen. Gent. SGravenhage 
92. Kurze Uebersicht über die Ketzerverfolgung in Westeuropa. 
Bischöfliche Ing. im XI. u. XII. Jahrh. (erstes Beispiel einer 
Ketzerverfolgung 1025. Bemerkenswerth der ablehnende Stand- 
punkt Bisch. Wazos v. Lüttich). Die bischöfl. Inquis. u. die Päpste. 
Der Ursprung der päpstl. Inquisit. im XIII. saec. Der Beginn und 
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die Vollendung derselben in den Niederl. im XIII. Jahrh. Die 
bischöfl. Inquisition dort im XIII. Jahrh. Ansprüche der Kirche an 
die weltl. Macht. Einfluss der Kirche auf die weltliche Ketzer- 
strafe. Staatliche Gesetzgebung gegen die Niederländ. Ketzer. 

4. Henner, Beiträge z. Organisat. d. Ketzergerichte (vgl. 
Bd. I, X, 11, 49). Recens.: Michael, Ztschr. f. kath. Theol. 
1891, 2. Sachsse, Deutsche Lit.-Zeit. 1891, 20. Lit. Centralbl. 
1891, 22. Schmitz, Mitth. a. d. hist. Lit. 1891, 2. 

5. Breyer, Die Arnoldisten, Zschr. f. KGesch. 12, 387. 


XI. Eherecht. 


1. Scheicher, Dr. Mathäus Joseph Binders Prakt. Handbuch 
d. kath. Eherechts. Für Seelsorger im Kaisert. Oesterreich. Freib. 
1891 *. 

2.Esmein, Le mariage etc. (vgl. Bd. I, S. 400). Recens.: 
Freisen, Arch. f. kath. K.R. 67, 261. 

3. Gasparri, Tractat. canon. de matrimonio. Par. 91. 1. 2. 

4. Kratz, Repertor. der im Grossh. Hessen über d. Beur- 
kundung d. Personenstandes u. d. Eheschliessung geltend. gesetzl. 
Vorschriften. Darmst. 91. 

5. Mersier, Traite theor. et pratique des actes de l’Etat civil. 
Par. 92°. 

6. Seidl, Die Matrikenführung in d. Erzdiöc. Wien. Wien 91. 

7. Eherechtliches aus Dänemark. Ztschr. f. Internat. Priv. u. 
Strafr. 1, 539. 

8. Winroth, Offentlig rätt. Familjerätt. Aktenskapshindern. 
Lund (s. a.). | 

9. Scherer, Das Eherecht d. neuen span. Civilgesetzbuches, 
A. f. K. K.R. 66, 98. 

10. Ferrero, Del matrimonio, libro I. tit. V. del cod. civ. 
Torino 1890. (Bibl. del cittadino ital. no. 10.) 

11. Bishop* (s. Bd. I. XI, 61). 

Der Verf. hatte schon i. J. 1851 ein Werk unter dem fast 
gleichen Titel herausgegeben, welches in Amerika grosses Ansehen 
geniesst und 1881 in 6. Aufl. erschienen ist. Jetzt hat er den ge- 
sammten Stoff noch einmal neu durchgearbeitet. Es fällt dem 
deutschen Leser schwer, an einem amerikanischen juristischen Buche 
Geschmack zu gewinnen. Die grosse Breite der Darstellung, der 
Mangel jeder geschichtlichen Verknüpfung des geltenden Rechtes 
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mit dem der Vergangenheit, die Verbindung von rechtspolitischen 
mit juristischen Deduktionen: Alles das berührt uns fremdartig. 
Der Verf. ignorirt so das kanonische Recht fast völlig, und die wenigen 
Bemerkungen, mit denen er es streift, sind nicht genau genug und 
desshalb nicht immer zutreffend. So ist es z. B. doch unrichtig, dass - 
der Papst jede katholische Ehe zu lösen nach. dem’ kath. Kirchen- 
recht befugt sei, da er dies doch bekanntlich nur bei einem matri- 
monium non consummatum thun darf. Ebenso wenig zieht derVerf. das 
Eherecht der alten Welt auch nur vergleichungsweise heran, mit 
Ausnahme des Englischen, welches ja die Grundlage des Amerika- 
nischen ausmacht. Das Buch ist eben wesentlich für die Zwecke 
der Praxis geschrieben, und wir zweifeln nicht daran, dass es für 
diese sehr nutzbar sein wird. Bei uns in Deutschland wird es dem- 
jenigen Dienste zu leisten im Stande sein, welcher einen amerika- 
nischen Eheprozess zu führen. hat; es wird aber auch demjenigen 
reiches Material bieten, welcher sich zu theoretischen Zwecken mit 
den Verhältnissen des Amerikanischen Eherechts vertraut machen 
will. E. Fr. 

12. Westermarck, The history of human marriage. Lond. 91. 

13. Friedrichs, Einzeluntersuchungen z. vergleich. Rechts- 
wissensch., Ztschr. f. vergl. Rechtswissensch. 10, 189. (Eherecht.) 

14. Bernhöft, Ehe und Concubinat im röm. R., Ztschr. f. 
vergl. Rechtswissensch. 10, 296. 

15. Scherer, Zur Gesch. des kanon. Eherechts (über Freisen). 
Arch. f. K. K.R. 65, 353 — weiter über Freisen: Heiner, Lit. 
Rundschau f. d. kath. Deutschl. 1889, 12. Gietl: Liter. Hand- 
weiser 1890, 3 u. 4. Lehmkuhl, Stimmen a. Maria Laach 41, 5 
(vgl. Bd. I, XI, 10). 

16. Schleusner, Zu d. Anfängen d. protest. Eherechts im 
XVII. Jahrh. Mittheilungen aus gleichzeitigen Akten. Z. f. K.Gesch. 
12, 576; 13, 130. 


XII. Schule. 


1. Denifle et Chatelain, Cartular. univ. Paris. II, 1. 
1286—1350 (vgl. Bd. I, XI, 2). 

2. Statuten u. Reformationen d. Universität Heidelberg v. 16. 
—18. Jahrh. Herausgegeben v. d. Bad. Histor. Kommission. Bear- 
beitet von Aug. Thorbecke. Leipz. 91. 

3. Schulrecht, Preuss., oder Erlasse d. k. preuss. Minist. 
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d. geistl. Unterrichts- u. Med.-Angelegenheiten, Verfüggn. königl. 
Regiergn., kön. Prov.-Schul-Kollegien, königl. Konsistorien, ger. Ent- 
scheidgn. u. Erkenntnissen, Polizei- u. sonst. das Volksschul-, Prä- 
paranden- u. Seminarwesen d. preuss. Staates betr. Verordn. Mit zahl- 


reichen Anmerkgn. u. ausführl. Erläutergn. 7. Bd. Leipz. 91. 


4. Müller, Das Volksschulwesen im Grossh. Hessen, bearbeitet 
unter Mitwirkung v. Gleim. Giess. 91. 

5. Schulz, Gesetze, Verordnungen u. Verfügungen betr. d. nie- 
dere Unterrichtswesen in Elsass-Lothr. Strassb. 91 (neue Ausg.). 

6. Rivet, La legislat. de l’enseignement primaire libre. 
Lyon 91. 

7. Retsregler, de gaeldende for det hojere Skolevaesen i. 
Danmark. En systematisk og kronologisk Haandbog udgivet med 
Understottelse af Ministeriet for Kirke — og Underwisungsvaesenet 
red A. P. Weis og H. Hage. I. System. Afdeling II. Kronol. Af- 
del. Kjobenhavn 91. 
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IV. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Literae Leonis XIII. 12./11. 1890. Deregimine et disciplina 
Congregationis Anglo-Benedictinae novanda, Acta S. Sed. 23, 427. 

2. Leo XIII, lit. encyel. contra servitutis institutionem 20./11. 
1890. Arch. f.K. K.R. 66, 456. 

3. Breve Leos XIII. 15./12. 1890. Das 1854 begründete, 1870 
auseinandergefallene Seminarium SS. Ambrosii et Caroli wird wieder- 
hergestellt. Acta S. Sed. 24, 3. 

4. Leonis XIII. Litterae encyclycae de conditione opificum 
15./5. 91. A. f.K. K.R. 66, 219. 

5. Leonis XIII. Lit. 15. Juni 1891. Für Japan werden ein 
erzbischöflicher Sitz in Tokio und drei bischöfliche in Nagasaki, 
Osaka und Hakodate errichtet. Acta S. Sed. 24, 257. 

6. Leo XIII. v. 1./9. 91. Facultates de regularium bonis in 
imperio Austriaco positis alienandis et onerandis. Arch. f.K. K.R. 
67, 173. 

7. Ep. Leonis XIII. ad AEpös et Epös Imperii Germanici 
et Austro Hungarici de prava duellorum consuetudine v. 22./9. 1891. 
Acta S. Sed. 24, 203. 

8. Lit. Leonis XII. v. 30. Nov. 1891. Wiedererrichtung 
eines Collegium in Rom für Maronitische Cleriker. Acta S. Sed. 
24, 264. 

9. Briefe des Card. Staatssecret. Rampolla an den E.B. v. Gran 
v. 7./7. 90 u. 26./9. 90 über die gemischten Ehen in Ungarn. Acta 
S. Sed. 23, 569. 
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10. Die Congr. S. Officii hat verordnet 16./9. 91 probante 
Sanctissimo, dass die Amerikanische Eheinstruktion v. J. 1883 (Arch. 
f.K. K.R. 54, 48) in Preussen zur Anwendung komme. Ebenso hat 
das erzbischöfliche Ordinariat Freiburg für seine Diözese bestimmt 
(Anzeigebl. f. d. Erzd. Freib. 1891. No. 19.) Arch. f. K.K.R. 
67, 197. 

11. 1. J. 1803 stellte Karl III. von Spanien fest, dass Klagen 
aus Verlöbnissen weder im weltlichen noch geistlichen Forum an- 
genommen werden dürften, wenn das Eheversprechen nicht in 
öffentlicher Urkunde abgegeben sei. Die Kirche protestirte dagegen, 
erkannte aber schliesslich den Satz an. Das neue bürgerl. Gesetz- 
buch Art. 43 schliesst eine Klage auf Eheeingehung aus den Spon- 
salien aus und gewährt Art. 44 nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen Schadensersatzanspruch. Die Congreg. Concilii entschied, 
dass die kathol. Kirche das aus den Sponsalien herrührende Ehe- 
hinderniss beibehalte, so wie die ersteren in der gewohnheitsrecht- 
lich üblichen Form abgeschlossen worden seien. 11./4. 91. Acta 
S. Sed. 24, 34. 


Gerichtssprüche. 


1. Preuss. Kammerger. Strafsen. E. v. 9./6.90: Eine Polizei- 
verordnung, welche die Abhaltung öffentlicher Versammlungen während 
des gewöhnlichen Gottesdienstes bei Strafe verbietet, findet keine 
Anwendung auf öffentliche religiöse Versammlungen. Jahrb. d. 
Entsch. 10, 250. 

2. Preuss. Kammerger. Entsch. d. Strafsen. v. 24./2. 90. 
Kirchliche Prozessionen bedürfen der ortspolizeilichen Genehmigung 
nur dann nicht, wenn sie in hergebrachter Art stattfinden. Jahrb. 
d. Entsch. 10, 252. 

3. Ungültigkeit der von einem österr. ehemaligen Piaristen- 
Ordenspriester nach dem Ritus d. ev. K. A.C. abgeschlossenen Ehe. 
Arch. f. K. K.R. 67, 165. 

4. Erk. d. Preuss. O.-Verwaltungs-Ger. I. Sen. v. 
27. Sept. 90. (Entscheidungen Bd. 20, S. 451.) 

Das kirchenregimentliche Amt des Superintendenten 

9% 
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macht diesen weder zu einem unmittelbaren, noch zu 
einem mittelbaren Staatsbeamten (Provinz Westfalen). 

A. L.R. Th. II Tit. 10, 8 69, Tit 11 88 145, 150 bis 152. 

Verfassungsurkunde für den Preussischen Staat vom 31. Januar 
1850 Art. 15, 62 (G.S. S. 17). 

Allerhöchster Erlass vom 29. Juni 1850, betreffend die Grund- 
züge einer Gemeindeordnung für die evangelischen Kirchen- 
gemeinden der östlichen Provinzen etc., (G.S. S. 343). 

Gesetz, betreffend die Konflikte bei gerichtlichen Verfolgungen 
wegen Amts- und Diensthandlungen, vom 13. Februar 1854 8 5 
(G.S. S. 86). 

Allerhöchster Erlass vom 20. Januar 1876, betreffend die Ein- 
führung einer General-Synodalordnung für die evangelische Landes- 
kirche der acht älteren Provinzen, und 

General-Synodalordnung von demselben Tage $ 7 (G.S. S. 7, 
134). 

Gesetz, betreffend die evangelische Kirchenverfassung in den 
acht älteren Provinzen, vom 3. Juni 1876, Art. 13, 19, 21 ff. 
(G.S. S. 125). 

Verordnung über die Ausübung der Rechte des Staats gegen- 
über der evangelischen Landeskirche der acht älteren Provinzen 
vom 9. September 1876 (G.S. S. 395). 

Verordnung, betreffend den Uebergang der Verwaltung der 
Angelegenheiten der evangelischen Landeskirche auf den Evange- 
lischen Oberkirchenrath und die Konsistorien der acht älteren 
Provinzen vom 5. September 1877 (G.S. S. 215). 

Endurtheil des I. Senats vom 27. September 1890. Rep. I. A. 5. 90. 

In der evangelischen Kirche zu G. (Provinz Westfalen) fand 

am 24. März 1889 die Neuwahl des Presbyteriums statt. Mit ihrer 
Leitung war wegen zeitiger Erledigung des dortigen Pfarramts von 
dem Superintendenten D. der Pfarrer Y. aus Z, betraut. Derselbe 
äusserte, nachdem der Presbyter Philipp Sp. einstimmig wieder- 
gewählt war, zu diesem: | 
Ich habe von dem Superintendenten D. gehört, dass Sie 

unter Polizeiaufsicht stehen. 

Sp., der in der That niemals unter Polizeiaufsicht gestanden 

hatte, fand sich durch diese Aeusserung veranlasst, gegen den 
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Superintendenten D. wegen Beleidigung zu klagen. Es wurde auch 
das Hauptverfahren vor dem Schöffengericht eröffnet, alsbald darauf 
jedoch von dem Konsistorium auf Grund des Gesetzes vom 13. Februar 
1854 der Konflikt erhoben und bei dessen Begründung insbesondere 
die Eigenschaft des Superintendenten als eines Beamten ($ 5 das.) 
daraus gefolgert, dass derselbe als Inhaber eines kirchenregiment- 
lichen Amtes Organ der dem Kirchenwesen vorgesetzten Königlichen 
Behörden sei. Dem schloss sich auch der Minister der geistlichen etc. 
Angelegenheiten, nachdem das Rechtsverfahren einstweilen eingestellt 
war, lediglich an, während das Oberlandesgericht in Uebereinstim- 
mung mit dem Oberstaatsanwalt dem Superintendenten die Eigen- 
schaft selbst eines mittelbaren Staatsbeamten abgesprochen und dar- 
nach den Konflikt für unstatthaft erachtet hatte. 

Das Oberverwaltungsgericht erkannte dieser letzteren Auffas- 
sung entsprechend. 


Gründe. 


Das Gesetz vom 13. Februar 1854 lässt die Erhebung des 
Konflikts nur bei der gerichtlichen Verfolgung der unmittelbaren 
und mittelbaren Staatsbeamten wegen Amts- und Diensthandlungen 
zu, nicht aber auch schon dann, wenn es sich um die gerichtliche Ver- 
folgung solcher Beamten handelt, welche, ohne zu den unmittel- 
baren oder mittelbaren Staatsbeamten zu gehören, doch gewisse 
Rechte dieser Beamten geniessen. Hier lassen die Entstehungs- 
geschichte und der Wortlaut des Gesetzes keinen Zweifel, wie 
dies bereits in dem diesseitigen Endurtheil vom 4. Oktober 1881 
(Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. VIII S. 390 ff.) 
des Näheren dargelegt ist. 

Aus der Bezugnahme auf $ 5 des Gesetzes vom 13. Februar 
1854, welcher zu den Beamten im Sinne dieses Gesetzes auch 
diejenigen zählt, welche im mittelbaren Staatsdienst stehen, muss 
gefolgert werden, dass das Konsistorium das kirchenregimentliche 
Amt des Superintendenten als ein mittelbares Staatsamt beurtheilt. 
Es darf vorausgesetzt werden, dass dies auch der Auffassung des 
Evangelischen Oberkirchenrathes, welcher bei dem Minister der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten die Aufrechterhaltung des Konflikts be- 
antragt hat, entspricht, und dies um so mehr, als derselbe schon 
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vordem in einer anderen, durch Zurücknahme der Klage erledigten 
Konfliktssache für den Superintendenten und die kirchenregiment- 
lichen Beamten überhaupt die Eigenschaft als mittelbare Staats- 
beamten daraus abgeleitet hat, dass sie Beamte der mit den Rechten 
einer öffentlichen Korporation ausgestatteten Kirche sind. Der 
Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten, welcher sich damals 
dieser Beurtheilung angeschlossen hatte, ist demnächst allerdings 
für den von demselben Konsistorium in Ansehung eines Geistlichen 
erhobenen, durch das diesseitige Urtheil vom 7. Dezember 1889 
(Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts, Bd. XIX S. 422) als 
unzulässig abgewiesenen Konflikt — gestützt auf die Schrift von 
Mejer «Das Rechtsleben der deutschen evangelischen Landeskirchen, 
Umrisse zur Orientirung» — unter der Begründung eingetreten, 
dass nach neueren rechtsgeschichtlichen Forschungen für die kirchen- 
regimentlichen Beamten und desshalb auch für die Geistlichen als 
deren Organe die Eigenschaft sogar unmittelbarer Staatsbeamten in 
Anspruch zu nehmen sei, weil sie im Dienst des Landesherrn als 
des Trägers des Kirchenregiments ständen; indess scheint der 
Minister, da er nunmehr lediglich den Ausführungen des Kon- 
sistoriums beigetreten ist, diese Auffassung nicht mehr aufrecht 
erhalten zu wollen. Als mittelbare Staatsbeamte können jedoch die 
Superintendenten betreffs des kirchenregimentlichen Amtes nicht an- 
gesehen werden. 

Das Allgemeine Landrecht zählt die Superintendenten, Inspek- 
toren und Erzpriester zu den unter der Direktion der Bischöfe oder 
der Konsistorien stehenden, von diesen unter der Genehmigung des 
Staates gewählten und bestellten Aufsehern, deren Amt eigentlich 
nur in der Aufsicht über die zu ihrem Kreise geschlagenen Kirchen 
und Geistlichen besteht (88 150 bis 152 Tit. 11 Th. I). Dass 
sie oder die Bischöfe bezw. die Mitglieder der unter die Oberdirektion 
des dazu verordneten Departements gestellten Konsistorien ($ 145) 
Staatsbeamte sind, ist nirgends ausgesprochen. Als mittelbare Staats- 
beamte können sie keinenfalls um desshalb, weil die Kirche Kor- 
porationsrechte besitzt, angesehen worden sein, da das Landrecht 
unter der mit den Rechten einer Korporation ausgestatteten Kirchen- 
gesellschaft nicht die Kirche an sich oder als Gesammtverband in 
ihrer Beschränkung auf den Staat, sondern die einzelne Kirchen- 
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gemeinde begreift, in deren Dienst aber die kirchenregimentlichen 
Beamten nicht stehen (siehe die Materialien in von Kamptz Jahr- 
bücher Bd. 58 S. 73, auch Entscheidungen des Reichsgerichts in 
Civilsachen Bd. 17 S. 192). Wenn nunmehr die evangelische Landes- 
kirche auf Grund des ihre Vertretung in vermögensrechtlichen An- 
gelegenheiten regelnden Artikel 19 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 
nicht nur als Rechtssubjekt, sondern damit zugleich als eine Korpo- 
ration des Öffentlichen Rechts anerkannt ist (s. Drucksachen des Ab- 
geordnetenhauses 3. Session 1876, Anlagen zu den Stenographischen 
Berichten Bd. 1 S. 338 und Stenographische Berichte S. 1888, auch 
Koch, Allgemeines Landrecht 8. Auflage Bd. 4 S. 392 Anmerkung 35), 
so würde doch aus der Amtsstellung der kirchenregimentlichen Be- 
amten zur Landeskirche deren Eigenschaft als mittelbare Staats- 
beamte nur abzuleiten sein, falls die Landeskirche zu den gewissen 
dem Staat untergeordneten Korporationen im Sinne des $ 69 Tit. 10 
Th. II A. L.R. gehört. Hierfür ist aber Voraussetzung, dass die 
Korporation nach ihrer dem Endzweck des Staates entsprechenden 
Bestimmung in den Staatsorganismus als dessen Glied eingefügt ist, 
und dies wäre nur dann anzuerkennen, wenn der Zweck der Landes- 
kirchen zugleich Staatszweck ist oder diese Religionsgesellschaften 
als Staatskirchen zu beurtheilen sind. Weder das Eine noch das 
Andere trifft jedenfalls zur Zeit mehr zu, nachdem den Landes- 
kirchen, sowie jeder anderen Religionsgesellschaft in Artikel15 der 
Verfassungsurkunde die selbständige Ordnung und Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten zugewiesen ist und die neuere Gesetzgebung in 
Ausführung dieses Grundsatzes die Beziehungen zwischen den 
Landeskirchen und dem Staate nach Rücksichten auf die Staats- 
und Kirchenhoheit geregelt hat. Dem steht auch nicht entgegen, 
dass die Beziehungen zwischen der evangelischen Kirche und 
dem Staate wegen des landesherrlichen Kirchenregiments enger 
als diejenigen der katholischen Kirche zu dem Staate gestaltet sein 
mögen, und der evangelischen Landeskirche insbesondere — wie 
dies von den Vertretern des von Hammerstein’schen Antrages be- 
hauptet wird — in dem Gesetze vom 3. Juni 1876 für die Rege- 
lung ihrer innerkirchlichen Angelegenheiten und ihrer Verfassung 
nicht das gleiche Mass von Selbständigkeit, wie der katholischen 
Kirche und den anderen Religionsgesellschaften, zugestanden ist, 
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vielmehr ihr gegenüber für den Staat weitergehende Rechte in An- 
spruch genommen sind, als dies auf Grund der Staats- und Kirchen- 
hoheit gegenüber den anderen Religionsgesellschaften geschehen ist. 
Denn dieser vom Staate für angemessen befundenen Regelung kann 
doch nicht die Absicht unterstellt werden, dass abweichend von 
den Grundsätzen der Verfassungsurkunde der Zweck der evangeli- 
schen Landeskirche als Staatszweck, diese Kirche im Gegensatz zu 
den anderen Religionsgesellschaften als Staatskirche hat bezeichnet 
werden sollen. Dieselben Gründe, aus welchen in dem _letzt- 
gedachten diesseitigen Urtheil für die Geistlichen als Beamte der 
mit Korporationsrechten ausgestatteten Kirchengemeinden die Eigen- 
schaft als mittelbare Staatsbeamten verneint ist, treffen desshalb 
in Ansehung der kirchenregimentlichen Beamten zu, wenn hierfür 
lediglich die Korporationsrechte der Landeskirche in Betracht zu 
nehmen sind. — Ebensowenig ist die mittelbare Staatsbeamten- 
eigenschaft für die kirchenregimentlichen Beamten aus der kolle- 
gialen Verfassung des Oberkirchenrathes und der Konsistorien zu 
folgern; denn unter den gewissen dem Staate untergeordneten 
Kollegien sind in $ 69 a. a. OÖ. solche gemeint, welche als Be- 
hörden des Staates in dessen Organismus eingefügt sind, und dies 
ist für die kirchenregimentlichen Kollegien nach der vorstehend dar- 
gelegten Stellung der Landeskirchen zum Staate zu verneinen, es 
sei denn, dass dies für diejenigen der evangelischen Landeskirche 
trotzdem aus besonderen Gründen anerkannt werden müsste. 

Dass in letzterer Hinsicht irgend ein anderer Gesichtspunkt 
als die Stellung der kirchenregimentlichen Behörden zu dem Landes- 
herrn als dem Träger des Kirchenregiments massgebend sein könnte, 
ist nicht erkennbar. Des Eingehens hierauf würde es für den vor- 
liegenden Fall nicht bedürfen, wenn der Unterschied berechtigt 
wäre, zu dem Mejer in der erwähnten Schrift hinsichtlich der 
Superintendenten im Bereiche der Kirchenordnung für Rheinland 
und Westfalen gelangt. Während S. 97 für die kirchenregiment- 
lichen Beamten die Eigenschaft als unmittelbare Staatsbeamten in 
Anspruch genommen wird, ist S. 56 bemerkt, dass die rheinisch- 
westfälischen Superintendenten, weil sie von den Synoden gewählt 
würden, nicht landesherrliche, sondern genossenschaftliche Beamte 
und nur in zweiter Linie mit landesherrlichen Amtsaufträgen aus- 
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gestattet seien. Zu solcher Unterscheidung sind jedoch, soviel er- 
sichtlich, andere Kirchenrechtslehrer (s. z. B. Richter 8. Auflage 
$. 521 ff.) nicht gelangt, und es ist denn auch daran festzuhalten, 
dass es für die Frage, ob die rheinisch-westfälischen Superintendenten 
genossenschaftliche oder landesherrliche Beamte sind, nicht wesent- 
lich ist, ob der Landesherr die Superintendenten unmittelbar ernennt 
oder die Uebung dieses Rechts durch Kirchengesetz auf die wahlberech- 
tigte Synode vorbehaltlich der Bestätigung des Oberkirchenrathes 
und des Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten (s. Bluhme, 
rheinisch-westfälische Kirchenordnung S. 24) übertragen bezw. erneut 
anerkannt hat. Dadurch hat sich zwar die Art ihrer Bestellung 
geändert, nicht aber der Charakter des Amtes, ihre Eigenschaft als 
kirchenregimentliche Beamten, sofern ihnen diese nach den in dem 
Amte enthaltenen Rechten und Pflichten beiwohnt. Ob aber in 
der That das Amt der rheinisch-westfälischen Superintendenten 
grundsätzlich sich von demjenigen der unmittelbar von dem Landes- 
herrn ernannten Superintendenten in dem übrigen Bezirk der 
evangelischen Landeskirche unterscheidet, kann hier dahingestellt 
bleiben, da selbst bei der gegentheiligen Annahme dem Super- 
intendenten als kirchenregimentlichem Beamten die Eigenschaft 
eines Staatsbeamten nicht zuzusprechen sein würde. 

Wäre die Ansicht begründet, von der Mejer S. 52, 97 aus- 
geht, dass das Kirchenregiment des Landesherrn Staatsgewalt ist, 
wenn auch durch besondere Aufgaben qualifizirt, dann müsste 
schlüssiger Weise den zur Ausübung dieser Staatsgewalt berufenen 
Beamten die Eigenschaft von Staatsbeamten, und zwar mit Rück- 
sicht auf ihre Dienststellung zu dem Landesherrn als Inhaber dieser 
Staatsgewalt die von unmittelbaren Staatsbeamten zuerkannt werden. 
Es erübrigt jedoch gegenüber dem nicht unangefochten gebliebenen 
(s. Richter a. a. O. S. 497 ff.) Standpunkt von Mejer ein näheres 
Eingehen auf die Frage, welches der zur Erklärung des geschicht- 
lich gegebenen Uebergangs des evangelischen Kirchenregiments auf 
den Landesherrn aufgestellten Systeme für sich die grössere Be- 
rechtigung hat — ob das Territorialsystem, wonach das Kirchen- 
regiment ein Theil der Staatsgewalt, oder das Episkopalsystem, 
wonach es bischöfliche, von der Staatsgewalt verschiedene Gewalt 
ex jure devoluto, oder das Kollegialsystem, wonach es bischöfliche 
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Gewalt ex jure delegato ist, oder endlich, ob der Landesherr das 
Kirchenregiment nur als membrum praecipuum hat. Entscheidend 
würde doch immer sein, welches dieser Systeme für Preussen An- 
erkennung gefunden hat. Nun kann weiter dahingestellt bleiben, 
ob das Kirchenregiment als ein neben der Landeshoheit und von 
dieser geschieden bestehendes Episkopalrecht des Landesherrn so- 
wohl in der vorlandrechtlichen Zeit, als auch zur Zeit der Ver- 
kündung des Landrechts qualifizirt war (s. für diese Annahme den 
Aufsatz in von Kamptz Jahrbüchern Bd. 31 S. 25 ff., insbesondere 
S. 77 und 107) und ob, nachdem die Kontroverse im Allgemeinen 
Landrecht mit Absicht unentschieden gelassen worden (s. a. a. O. 
S. 112 ff., Richter Beiträge zum Kirchenrecht S. 50), bei Auf- 
hebung der Konsistorien im Jahre 1808 die territorialistische, bei 
deren Wiedereinführung im Jahre 1815/17, bei der Erweiterung 
ihrer Zuständigkeit als Kirchenbehörden im Jahre 1845 die ent- 
gegengesetzte Anschauung die massgebende gewesen ist. Denn be- 
ruht schon der Allerhöchste Erlass vom 29. Juni 1850 (G.S. S. 343) 
auf der Annahme, dass das Kirchenregiment dem Landesherrn als 
vornehmstem Gliede der Kirche zusteht, so ist dasselbe, wie Mejer 
S. 52 anerkennt, bei der Feststellung des Gesetzes vom 3. Juni 
1876 von sämmtlichen Faktoren der staatlichen Gesetzgebung als 
von der Staatsgewalt abgesonderte Kirchengewalt und nicht als 
Staatsgewalt beurtheilt. Zwar ist das geschichtlich gegebene Kirchen- 
regiment als ein Annexum der landesherrlichen Souveränetät be- 
zeichnet, jedoch als von dieser derart gesondert, dass im Landes- 
herrn der Staatsregent als Inhaber der höchsten Staatsgewalt und 
der Kirchenregent als Inhaber der durchaus verschiedenen Kirchen- 
gewalt zu unterscheiden seien. Desshalb ist der Zweck des ge- 
nannten Gesetzes dahin gerichtet, "nunmehr eine Sonderung der 
bisher im Gemenge liegenden Befugnisse der Staats- und der Kirchen- 
gewalt grundsätzlich durchzuführen, die Selbständigkeit der kirch- 
lichen Organisation unter Aenderung der bisherigen, zwischen kirchen- 
regimentlichen und staatlichen Behörden vertheilten Zuständigkeiten 
einerseits und der Staatsaufsicht über die Kirche nach Rücksichten 
auf die Staats- und Kirchenhoheit anderseits zu normiren (s. Druck- 
sachen des Abgeordnetenhauses Anlagen zu den Stenographischen 
Berichten Bd. 1 S. 388 ff., Bd. 2 S. 1065/66, 1071/78, Steno- 
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graphische Berichte Bd. 1 S. 287 ff., Bd. 2 S. 1186 ff., Stenogra- 
phische Berichte des Herrenhauses Bd. 1 S. 182 ff., 218). Die 
grundsätzliche Unterscheidung zwischen der in dem Landesherrn 
vereinigten höchsten Staatsgewalt und der hiervon verschiedenen 
Kirchengewalt ist augenscheinlich die Voraussetzung für das vom 
Landesherrn gegenüber dem Artikel 62 der Verfassungsurkunde in 
Anspruch genommene selbständige landeskirchliche Gesetzgebungs- 
recht (s. Allerhöchsten Erlass vom 20. Januar 1876, 8 7 der 
Generalsynodalordnung); sie ist auch für den Artikel 13 des Ge- 
setzes vom 3. Juni 1876 bestimmend gewesen, indem die Vorlage 
von Kirchengesetzen in der Absicht, den König in seiner Person 
als Staatsoberhaupt und als Kirchenregent nicht in Konflikt zu 
bringen, von der Anerkennung des Staatsministeriums, dass gegen 
die Kirchengesetze von Staatswegen nichts zu erinnern sei, ab- 
hängig gemacht ist. Nach diesen Vorgängen bedarf es «des Nach- 
weises eines weiteren Aktes, durch den das Kirchenregiment seine 
historische Natur als ein Theil der Staatsgewalt verloren hätte», 
nicht. Soviel ersichtlich, ist die gegentheilige Auffassung sonst bei 
Kirchen- und Staatsrechtslehrern nicht mehr vertreten, wie denn 
auch bei der Erörterung der auf Einräumung «grösserer Selbständig- 
keit» an die evangelische Kirche gerichteten Anträge das landes- 
herrliche Kirchenregiment als Summepiskopat beurtheilt worden ist 
(s. Stenographische Berichte des Abgeordnetenhauses für 1886, 
Sitzung vom 25. Juni, dessgleichen des Herrenhauses Sitzung vom 
30. Juni, und für 1887 Sitzungen des Abgeordnetenhauses vom 21. 
und 22. April). 

Lässt sich sonach auf Grund der Eigenart des landesherrlichen 
Kirchenregiments die Eigenschaft der kirchenregimentlichen Behörden 
als Staatsbehörden nicht behaupten, so sind sie gegenwärtig auch 
nicht mehr zu staatlichen Amtsverrichtungen, sondern allein zur 
eigentlichen Kirchenverwaltung berufen, während die Uebung der 
dem Staate gegenüber der evangelischen Landeskirche vorbehaltenen 
Rechte Staatsbehörden übertragen ist (Verordnung vom 9. Septem- 
ber 1876 — G.S. S. 395 — und vom 5. September 1877 — G.S. 
S. 215). Aus ihrer Eigenschaft als Königliche und nicht als Staats- 
beamte ist ihr öffentlicher Glaube schon in der Begründung zu dem 
Entwurf des Gesetzes vom 3. Juni 1876 hergeleitet (s. Abgeordneten- 
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haus Anlagen Bd. 1 Nr. 31 S. 390) und wenn sie demnächst auf 
die in der Kommission des Abgeordnetenhauses gegebene Anregung 
(s. a. a. OÖ. Anlagen Bd. 2 Nr. 153 S. 1080) in Artikel 21 des 
Gesetzes noch ausdrücklich als Organe der Kirchenregierung be- 
zeichnet sind, so ist ihnen damit erkennbar die Eigenschaft von 
Staatsbehörden abgesprochen. Ob gleichwohl den Mitgliedern des 
Oberkirchenrathes und der Konsistorien um desswillen, weil sie den 
allgemeinen Staatsdienereid leisten, aus der Staatskasse besoldet 
werden, zum Ruhegehalt wie zu anderen Bezügen der Staatsbeamten 
berechtigt sind, die Eigenschaft von unmittelbaren Staatsbeamten 
beiwohnt (s. Dove und Friedberg Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 17 
S. 285 ff.) oder ob ihnen nur die Rechte der Staatsbeamten zu- 
stehen (Koch a. a. O. Bd. 4 S. 308 ff.), wie dies auch in der Be- 
gründung zur General-Synodalordnung und zu dem Entwurf des 
Gesetzes vom 3. Juni 1876 angenommen ist (a. a. O. Anlage Bd. 1 
Nr. 31 S. 394 und 390), bedarf hier der Entscheidung nicht. Denn, 
wenn auch der in der Kommission des Abgeordnetenhauses gestellte 
Antrag, die kirchenregimentlichen Beamten ausdrücklich vorbehalt- 
lich ihres Ranges und ihrer Bezüge aus der Staatskasse des Charakters 
als Staatsbeamte zu entkleiden, abgelehnt worden ist, nachdem die 
Staatsregierung ihre ‚„Entstaatlichung‘“ als zur Zeit unausführbar 
und für die Betheiligten nicht wünschenswerth bekämpft hatte (a. 
a. OÖ. Anlagen Bd. 2 Nr. 153 S. 1080), so sind doch Beamte mit 
dem Charakter von Staatsbeamten nicht nothwendig auch Beamte 
des Staates, jedenfalls die kirchenregimentlichen Beamten nicht 
schon desshalb, weil sie den Rang von Staatsbeamten haben und 
bei ihrer Bestellung die Mitwirkung des Ministers der geistlichen etc. 
Angelegenheiten vorbehalten ist. Ersteres ist augenscheinlich für 
diese Frage unerheblich, während aus der staatlichen Mitwirkung 
bei der Anstellung die Uebertragung eines Staatsamtes dann nicht 
gefolgert werden kann, wenn die Amtsthätigkeit des Beamten als 
ausserhalb der Staatszwecke liegend grundsätzlich gekennzeichnet 
ist (s. Friedberg, Evangelisches Verfassungsrecht S. 145 An- 
merkung 8). Ueberdies ist für die Fortdauer der staatlichen Mit- 
wirkung bei der Anstellung — ob mit der Absicht, diesen Er- 
wägungsgrund als den ausschliesslich massgebenden zu bezeichnen, 
kann nach dem Vorbemerkten dahingestellt bleiben — nur geltend 
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gemacht, dass es unthunlich sei, den Verzicht auf diese überkommene 
Mitwirkung der Kirche aufzudrängen, so lange sie nicht selbst eine 
andere Art der Bestellung beschlossen habe (s. Stenographische Be- 
richte des Abgeordnetenhauses Bd. 2 S. 1238/39), wovon in der 
General-Synodalordnung abgesehen ist, weil die der Staatsdotation 
noch gewärtige Kirche die Beamten nicht besolden und so zu aus- 
schliesslich kirchlichen Beamten zur Zeit noch nicht machen könne 
(s. a. & O. Anlagen Bd. 1 S. 390/94). 

Bezüglich der Superintendenten, welche auch in disziplinarer 
Beziehung den Geistlichen und sonstigen Kirchendienern gleich- 
gestellt sind ($ 7 der General-Synodalordnung), kommt aber für 
die Frage, ob sie unmittelbare Staatsbeamte sind, ein Mehreres als 
der Rang und die Mitwirkung des Ministers der geistlichen etc. 
Angelegenheiten bei der Anstellung nicht in Betracht. Sie sind 
daher keine Staatsbeamten, wie dies übrigens von dem Staats- 
ministerium schon nach dem Erlass vom 31. März 1826 (von Kamptz 
Annalen 1830 Bd. 14 S. 75) angenommen war und neuerdings 
gegenüber dem Antrage des Oberkirchenrathes auf Gewährung einer 
persönlichen Remuneration ausgesprochen ist, indem für die Ab- 
lehnung des Antrages die Eigenschaft ihres Amtes als eines kirch- 
lichen Ehrenamtes geltend gemacht ist (s. 2. ordentliche General- 
synode Bd. 2 S. 1003). 

21. Oct. 
Nor 1890. 

Bei Dismembration eines Gutes bleibt das demselben zustehende 
Patronatrecht bei demselben, solange das Gut in seinem wesent- 
lichen Bestand als Gut fortbesteht. Ist dies nicht der Fall, so er- 
lischt das Patronatrecht, weil das Gut zu existiren aufgehört hat. 
Von einem Uebergange der Patronatslasten auf die Parcellen kann 
um desswillen keine Rede sein, weil jene vom Patronate untrenn- 
bar sind. Seuffert, Arch. 46. No. 272, S. 427. 

7. Erkenntnisse d. Oesterr. Reichsgerichts in Congruasachen. 
Arch. f. K. K.R. 66, 424. 

8. Oesterreich, O.Verw.Ger. 14.5. 91: Wo durch früheres 
Gesetz die über die Congrua beziehenden Pfarrer zur Mittragung der 
Baulast verpflichtet werden, ist die damalige, nicht die nach dem Con- 
gruagesetz v. 1885 fixirte zu Grunde zu legen. Arch. f.K.K.R. 66, 419. 


6. Erk. d. R.Ger. III. Civ.Sen. 
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9. Das Meiningische Ges. v. 25./2. 86, 3, 1 bestimmt, dass 
die Grundstückbesitzer im Kirchspiel, die nicht Mitglieder der 
Kirchengemeinde sind, die Kirchensteuern mitentrichten müssen, 
wenn sie konfessionszugehörig sind. 

So hatte auch die politische Gemeinde Elleben die Lasten ge- 
zahlt, dann aber mit condictio indebiti zurückgefordert. Durch 
Urtheil v. 11./11. 89 des O.L.G. Jena ist dieser Klage statt gegeben 
worden, weil eine Gemeinde als juristische Person nicht konfessionell 
sein könne. Blätt. f. Rechtspflege in Thür. 38, 257. 

10. Aus einem Rezesse, welcher die Beiträge zu Parochial- 
lasten in gemischten Parochien regelt, ist keine gerichtliche Klage 
zulässig, vielmehr die Verwaltungsbehörde allein zuständig. E. d. 
L.Ger. Bautzen 10./11. 90. Sächs. Arch. 1, 662. 

11. E. d. R.Ger. IV. Civ.Sen. 12./2. 91. 

Eine vom allgemeinen Recht abweichende Verpflichtung zu 
Pfarrbauten kann nicht nur durch Provinzialgesetze sondern auch 
durch Observanz begründet werden, und zwar gegenüber Forensen, 
welche mit Grundstücken in der Parochie angesessen sind. (Pr. 
A.L.R. II, 11, 8 788 £. 710.) Rassow u. Küntzel 35, 1067. 

12. E. d. R.Ger. IV. Civ.Sen. 13./10. 90. 

Derjenige, welchem die Unterhaltung der zu einer kirchl. 
Stiftung gehörigen Gebäude obliegt, ist erforderlichen Falls auch 
zum Neubau verpflichtet. (Pr. A.L.R. II, 11, 8$ 699 ff.) Rassow 
u. Küntzel 35, 1064. 

13. R.Ger. V. Civ.Sen. E. 6./5. 91. 

Einkünfte, welche während einer Pfarrvakanz entstehen, wachsen 
in Ermangelung eines entgegenstehenden Beschlusses dem Pfarr- 
vermögen zu und sind nicht in erster Linie zu Bauten und Re- 
paraturen der Kirchen und Pfarrgebäude zu verwenden. (Preuss. 
_ A.L.R.) Rassow u. Küntzel Beiträge 35, 1059; vgl. auch ebendas. 
27, 1046. 

14. Oesterr. V.G.H. 29.3. 91: Der Gemeinde kommt über die 
von ihr zu Kirchenzwecken gewidmeten Objecte (Kirchenglocken) 
das Dispositionsrecht auch nicht aus dem Titel des Eigenthums zu. 
Die Entscheidung über dieses Verfügungsrecht steht bei den poli- 
tischen, nicht bei den autonomen Behörden: Budwinski, Sammlung 
15, No. 5839. 
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15. R.Ger. Erk. 24./2. 91. III. Civ.Sen: An Kirchhöfen kann nach 
preuss. Rechte das Eigenthum durch Ersitzung jedenfalls dann nicht 
erworben werden, wenn der Kirchhof im Eigenthum der Kirchen- 
gemeinde steht. Ebenso ist die Ersitzung einer Fussweggerechtig- 
keit ausgeschlossen. Entsch. 27, No. 63. 

16. Erk.d.R.Ger. V. Civ.Sen. v. 5./2. 1892. 

In Sachen der katholischen Kirchengemeinde zu Koscieszki, 
vertreten durch den Kirchenvorstand, bestehend aus: 

I. Den nachbenannten gewählten Mitgliedern: ... . 

IH. dem Ortspfarrer .. . 

III. den Patronen .. ., 
Klägerin und Revisionsklägerin, beim Reichsgericht 

wider 

die Erben des Rittergutsbesitzers von Zakowski, 
Beklagte und Revisionsbeklagte, hat das Reichsgericht, Fünfter Ci- 
vilsenat, auf die mündliche Verhandlung vom 23. Dezember 1891 
für Recht erkannt: 

Das Urtheil des Ersten Civil-Senats des Königlich Preussischen 
Öberlandesgerichts zu Posen vom 11. Mai 1891 wird aufgehoben 
und in der Sache selbst die Berufung der Beklagten gegen das 
Urtheil der Ersten Civilkammer des Königlich Preussischen Land- 
gerichts zu Bromberg vom 9. Februar 1891 zurückgewiesen; die 
Kosten der Berufungs- und der Revisionsinstanz werden den Be- 
klagten auferlegt. 


Von Rechts Wegen. 


Thatbestand. 

Es wird auf den Thatbestand des Berufungsurtheils, welcher 
vorgetragen ist, verwiesen. Die Klägerin und Revisionsklägerin hat 
beantragt, das zweite Urtheil aufzuheben und nach dem von ihr 
in der Berufungsinstanz gestellten Antrage zu erkennen. Die Be- 
klagten und Revisionsbeklagten haben um Zurückweisung der Re- 
vision gebeten. 


Entscheidungsgründe. 


Die Revision der Klägerin ist dem Gegenstande nach zulässig 
und auch begründet. 
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Es liegt folgender Sachverhalt vor: 

Im Grundbuche des Rittergutes Koscieszki, welches früher dem 
verstorbenen Rittergutsbesitzer Martin von Zakowski gehörte, stan- 
den Abtheilung II No. 2 für die Organistei der katholischen Kirche 
zu Koscieszki die in dem Thatbestand des ersten Urtheils unter 
No. a bis k Aufgeführten Reallasten eingetragen. Martin von 
Zakowski beantragte die Ablösung derselben. Zwischen ihm und 
der Klägerin wurde am 23. Januar 1884 vor dem Special-Kommissar 
der Königlichen General-Kommission zu Bromberg ein Rezess ge- 
schlossen, wonach die Ablösung gegen a eines Kapitals von 
5306,75 M. erfolgen sollte. 

Der Rezess ist am 2. Februar 1884 von dem damaligen Kom- 
missar für die Erzbischöfliche Verwaltung genehmigt, und am 
8. März 1884 von der Königlichen General-Kommission zu Bromberg 
bestätigt. 

Auf Grund desselben hat die Löschung der Abtheilung II No. 2 
eingetragenen Lasten, und die Eintragung der Rentenpflichtigkeit 
auf dem Rittergute Koscieszki stattgefunden. Die Zahlung der Ab- 
lösungssumme an den Kirchenvorstand ist erfolgt. 

Die Klägerin behauptet der Ablösungsrezess sei nichtig, und 
beantragt, die Nichtigkeit durch Urtheil auszusprechen. Die Gründe 
für diesen Anspruch der Klägerin gehen dahin: 

1. Der jeweilige Organist habe als Nutzniesser bei dem Rezesse 
zugezogen werden müssen. Das sei hier jedoch nicht geschehen. 

2. Das Patronat der Kirche zu Koscieszki sei bei dem Ab- 
lösungsverfahren und dem Abschlusse des Rezesses nicht ausreichend 
vertreten gewesen. Das Patronat ruhe nämlich auf den Rittergütern 
Koscieszki, Dobska und dem Gute Koscieszki No. 5 genannt Zako- 
" wice. Ersteres gehörte dem Martin von Zakowski, Dosbka zur 
Zeit des Rezesses und noch jetzt dem Rittergutsbesitzer Hoffmann, 
Zakowice den Brüdern Adalbert und Casimir Zlotnicki. Es habe 
also ein den Besitzern der drei Güter zustehendes Kompatronat 
der klagenden Kirche bestanden. Von diesen Besitzern sei aber 
nur ein dem Kompatron Martin von Zakowski von dem Kommissar 
für die erzbischöfliche Verwaltung in der Person des Gutsbesitzers 
von Poporoski bestellter Offizial-Mandatar beim Abschlusse des Re- 
zesses zugezogen worden. 
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3. Die Vertreter der klagenden Kirchengemeinde hätten sich 
bei Abschluss des Rezesses in mehrfacher Beziehung geirrt. Die 
Jahreswerthe der zur Ablösung gebrachten Naturalien seien in näher 
angegebenen Punkten zu niedrig berechnet, so dass die Existenz 
des Organisten in Frage gestellt werde. Auch habe sich ergeben, 
dass für die in den Rezessverhandlungen angenommene Summe ein 
Organisten-Etablissement sich nicht erbauen lasse. 

In der Klage sind als Vertreter der Kirchengemeinde 1. der 
Kirchenvorstand, 2. der Ortspfarrer und 3. die Patrone Gutsbesitzer 
Hoffmann zu Dobska und Adalbert und Casimir von Zlotnicki zu 
Jakowice aufgeführt. Die Zustimmung dieser beiden Patrone zu 
den Beschlüssen der Kirchengemeinde auf Anstellung der Nichtig- 
keitsklage ist von der Königlichen Regierung zu Bromberg ergänzt. 

Die Beklagten bestreiten das Recht des Organisten und der Patrone 
auf Zuziehung bei dem Ablösungsverfahren, und sind der Ansicht, 
dass es eventuell den Mitpatronen überlassen bleiben müsse, ihre 
Rechte wegen der Nichtzuziehung geltend zu machen. In zweiter 
Instanz behaupten sie weiter, aus der Ergänzung der Zustimmung 
des Hoffmann ergebe sich, dass er den Rezess genehmigt habe, es 
liege also die Zustimmung der Mehrheit der Patrone (d.h. des p. 
Hoffmann und des p. Martin von Zakowski) vor. Eventuell würden 
Hoffmann sowie Adalbert und Casimir von Zlotnicki bezeugen, dass 
sie mit dem Rezesse einverstanden seien. 

Die thatsächlichen Anführungen in Betreff des Irrthums wer- 
den von den Beklagten bestritten. 

Der erste Richter hat die Beklagten nach dem Klipasntape 
verurtheilt. Er nimmt an, dass die Nichtzuziehung der Mitpatrone 
die Nichtigkeit des Ablösungsrezesses bewirke. Der zweite Richter 
hat dagegen die Klage abgewiesen. Er führt aus, dass alle drei 
Gründe einer Anfechtung des Rezesses hinfällig seien. 

Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte zur Entscheidung 
über die Rechtsverbindlichkeit des Rezesses vom nn 1884 
steht durch das Urtheil des Reichsgerichts vom 9. Januar 1889 
(Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen Band 22 Seite 


361) fest. Von den Anfechtungsgründen der Klägerin können die 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 1. 10 
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oben unter 1. und 3. aufgeführten (betreffend die Nichtzuziehung 
des Organisten zu dem Rezesse und betreffend den Irrthum der 
Vertreter der Klägerin) keinen Erfolg haben. Es wird in dieser 
Beziehung auf die zutreffenden Entscheidungsgründe der Vorder- 
richter verwiesen. Dagegen hat das Reichsgericht den zweiten, 
auf die Nichtzuziehung der beiden Kompatrone bei Abschluss des 
Rezesses gestützten Anfechtungsgrund für durchgreifend erachtet. 

‚Der Berufungsrichter geht bei seiner Entscheidung davon aus, 
dass für die Frage, ob der Abschluss des Rezesses ohne Zuziehung 
der beiden oben gedachten Kompatrone rechtsgültig erfolgen konnte, 
die Vorschriften des Preussischen Gesetzes vom 20. Juni 1875 über 
die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden 
(Gesetz-Sammlung de 1875 Seite 241ff.) massgebend sind. $ 39 
dieses Gesetzes gewährt jedem Patron, welchem auf Grund des 
Patronats die Mitgliedschaft in dem Kirchenvorstande zugestanden 
hat, die Befugniss, entweder selbst in den Kirchenvorstand einzu- 
treten, oder einen Kirchenvorsteher zu ernennen. Sodann bestimmt 
der $ 40: 

Ausser der im 839 festgesetzten Befugniss zur Bethei- 
ligung an dem Kirchenvorstande verbleiben dem Patron da, 
wo derselbe Patronatslasten für die kirchlichen Bedürfnisse 

‘ trägt, die Aufsicht über die Verwaltung der Kirchenkasse 

und das Recht der Zustimmung zu den nach den bestehen- 
den Gesetzen seiner Genehmigung unterliegenden Geschäften 
der Vermögensverwaltung. 

Die Voraussetzung, dass die drei Kompatrone Batröänitlasten 
zu tragen haben, nimmt der Berufungsrichter hier für gegeben an, 
weil dieselben gesetzlich bei Unzulänglichkeit des Kirchenvermögens 
die Baulast mit zu tragen haben. Es erfolgt sodann die Prüfung, 
ob im vorliegenden Falle das Rechtsgeschäft (der Rezess) zu seiner 
Gültigkeit nach den Vorschriften des Preussischen Allgemeinen 
Landrechts der Zustimmung der Patrone bedurfte. Das wird ver- 
neint. Zur Begründung seiner Entscheidung führt der Berufungs- 
richter aus, der $ 663 des Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 11 
bestimme, dass bei Vergleichen, welche eine Art von Veräusserung 
der Kirchengüter und Rechte enthalten, noch «ausserdem», d.h. 
ausser der Genehmigung der geistlichen Oberen gemäss 8 662 
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a.a. O., die $ 648 daselbst vorgeschriebenen Erfordernisse einer gül- 
tigen Veräusserung von Kirchengütern hinzukommen müssen. Der 
$ 648 a.a. 0. bestimmt, dass keine Veräusserung eines Kirchen- 
gutes ohne vorhergegangene Untersuchung und Approbation der 
geistlichen Oberen, und ohne Erlaubniss des geistlichen Departe- 
ments im Staatsministerium gültig geschehen könne. Da das Mar- 
ginale zu den $$ 647 bis 649 a. a. O. lautet: «Grundstücke», so 
folgert der Berufungsrichter hieraus, sowie aus & 220 des All- 
gemeinen Landrechts Theil II Titel 11, dass unter «Kirchengütern» 
im Sinne des Gesetzes, welche gültig nur mit Genehmigung des 
Patrons, und, wie weiter gesagt wird, der Gemeinde, der geistlichen 
Oberen und des Staates, veräussert werden können, nur Grund- 
stücke und denselben gleich zu erachtende Gerechtigkeiten zu 
verstehen seien. Um die Veräusserung von Grundstücken oder 
Gerechtigkeiten handle es sich hier aber nicht. Ueberdies liege 
in der Ablösung der fraglichen Lasten keine freiwillige Aufgabe 
von Kirchenvermögen, so dass der Abschluss des Rezesses von 
der klagenden Kirchengemeinde nicht abgelehnt werden konnte. 
Der Berufungsrichter gelangt sonach zu dem Resultate, dass es 
der Zuziehung der Patrone bei dem Rezesse überhaupt nicht be- 
durfte, und verwirft desshalb den Einwand der Rechtsungültigkeit 
desselben. 

Der Revision ist zuzugeben, dass diese Begründung der Ent- 
scheidung auf Rechtsirrthum beruht. Die Ausführung, dass durch 
die Vorschriften der $$ 662, 663 a. a. O. das Recht der Zustim- 
mung der Patrone bei Veräusserungen auf Veräusserungen von 
Grundstücken beschränkt sei, kann nicht für richtig erachtet wer- 
den. Wenn man auch annehmen will, dass mit dem Ausdruck 
«Kirchengut» im $ 647 a. a. O. nur Grundstücke gemeint sind, so 
spricht doch der 8 662 a. a. O. ausdrücklich von «Kirchengütern 
und Rechten», und schreibt bei Vergleichen über dieselben die 
Genehmigung der geistlichen Oberen vor. Zu diesem Erfordernisse 
fügt $ 663 für «solche Güter und Rechte» noch «ausserdem» ein 
weiteres durch Verweisung auf 8 648 a. a. O. hinzu, nämlich die 
Nothwendigkeit der staatlichen Zustimmung zum Abschlusse des 
Vergleiches. Dagegen fehlt jeder Anhalt, dass das Gesetz die all- 
gemeinen Bedingungen, welche für Veräusserungen von Kirchen- 

10* 
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vermögen vorgeschrieben sind, durch die von Vergleichen handeln- 
den $S$ 662, 663 hat ändern wollen. Die Worte im $ 663: «Er- 
fordernisse einer gültigen Veräusserung» deuten vielmehr klar darauf 
hin, dass bei der Einholung der staatlichen Genehmigung alle Er- 
fordernisse einer gültigen Veräusserung überhaupt, also ein Be- 
schluss der mit der Verwaltung des Kirchenvermögens zunächst 
betrauten Personen, die Zustimmung des Patrons, wo sie gesetzlich 
vorgeschrieben ist, und die im $ 662 gedachte Genehmigung der 
geistlichen Oberen als vorhanden vorausgesetzt sind. Der Be- 
rufungsrichter irrt desshalb, wenn er aus $ 663 folgert, dass die 
Zustimmung des Patrons nur bei der Veräusserung von Kirchengrund- 
stücken, und den ihnen gleichstehenden Gerechtigkeiten eingeholt 
werden müsse. Was mit den Hinweis auf $ 220 des Allgemeinen 
Landrechts Theil II Titel 11 im zweiten Urtheil gesagt sein soll, 
ist nicht klar. Dieses Gesetz enthält nichts über die Frage, in 
welchen Fällen die Zuziehung des Patrons bei Veräusserung von 
Kirchengrundstücken nöthig ist. Es mag weiter richtig sein, dass 
die Klägerin eine Ablösung der hier fraglichen Reallasten auf den 
Antrag des Patrons nicht ablehnen konnte. Daraus folgt jedoch 
nicht, dass der Vergleich, welcher in Betreff der Aufhebung der 
Lasten und der Höhe des Aequivalents geschlossen ist, auch dann 
Rechtsgültigkeit besitzt, wenn die Personen, welche das Rechts- 
geschäft thätigen, zur Vertretung der Kirchengemeinde allein nicht 
befugt sind. 

Ob die Sache anders liegen würde, wenn das Ablösungsver- 
fahren durch ein Urtheil sein Ende erreicht hätte, kann dahin gestellt 
bleiben, denn im gegebenen Falle ist eine Einigung der Parteien 
erreicht worden und es lag desshalb zu einer Entscheidung der 
Auseinandersetzungsbehörden über streitige Rechte kein Anlass vor. 
Dass aber das Ablösungsverfahren durch Vergleich beendigt werden 
kann, und dass in solchem Falle die Bestätigung des Rezesses nicht 
die Wirkung eines Urtheils besitzt, lässt sich nicht bezweifeln. 
(Vergleiche Zeitschrift für Landeskultur-Gesetzgebung Band 5 Seite 
298 bis 299.) 

Lässt sich hiernach der Grund, auf welchen der Berufungs- 
richter die Abweisung der Klage stützt, nicht aufrecht erhalten, so 
folgt daraus .die Aufhebung des zweiten Urtheils, sofern nicht an- 
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dere Gründe die getroffene Entscheidung rechtfertigen. Das ist 
nicht der Fall. 

Bei der Prüfung des Klageanspruchs kommt zunächst in Be- 
tracht, ob die Ausführung der Beklagten zu billigen sei, dass durch 
das Gesetz vom 20. Juni 1875 die rechtliche Stellung des Patrons 
insofern geändert oder neu gestaltet ist, als es bei Rechtsgeschäften 
und namentlich Veräusserungen von Kirchenvermögen auch da, wo 
das Allgemeine Landrecht die Zustimmung des Patrons erforderte, 
jetzt nur einer Genehmigung des Kirchenvorstandes und im Falle 
des $ 21 des Gesetzes der Gemeindevertretung zur Rechtsgültig- 
keit derselben für Dritte bedarf. Das Reichsgericht hat diese Frage 
im Falle des $ 40 des Gesetzes, also für Patrone, welche zu den 
Patronatslasten beitragen, verneint. Dass diese letztere Bedingung 
hier vorliegt, wird vom Berufungsrichter mit Recht angenommen. 
(Vergleiche die Ausführung in dem Urtheil des Preussischen Ober- 
verwaltungsgerichts, Entscheidungen desselben Band 4 Seite 172, 
173. Hinschius in Koch Kommentar zum Allgemeinen Landrecht 
8. Auflage Band IV Seite 419 Note 92.) 

Aus den Motiven und legislatorischen Verhandlungen über das 
Gesetz vom 20. Juni 1875 lässt sich für die Absicht des Gesetz- 
gebers, die Befugnisse des Patrons in dieser Hinsicht einzuschrän- 
ken, Nichts entnehmen. Wenn das Gesetz unter dem Abschnitt 
«Kirchenvorstand» im & 8 sagt, dass der Kirchenvorstand das 
Kirchenvermögen verwaltet, und die seiner Verwaltung unterstehen- 
den Vermögensmassen sowie die Gemeinde in vermögensrechtlicher 
Beziehung vertritt, so wird damit nicht zum Ausdruck gebracht, 
dass Beschlüsse des Vorstandes auch ohne Rücksicht auf die nach 
demselben Gesetze in anderen Abschnitten erforderte Zustimmung 
anderer Organe der Verwaltung des Kirchenvermögens für Dritte die 
Rechtsgültigkeit des Geschäfts begründen. Hinsichtlich des Patrons 
verordnet der 8 40 des Gesetzes, dass ihm das Recht der Zustim- 
mung zu den nach den bestehenden Gesetzen seiner Genehmigung 
unterliegenden Geschäften der Vermögensverwaltung verbleibt. Da- 
mit ist genügend zum Ausdruck gebracht, dass eine Aenderung der ihm 
durch das Allgemeine Landrecht beigelegten Befugnisse in weiterem 
Maasse, als sich aus den folgenden Absätzen mittels deren aus- 
drücklicher Bestimmungen ergiebt, nicht beabsichtigt wurde. In 
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Uebereinstimmung hiermit bestimmt Absatz 2 des $ 40, dass die 
Beschlüsse des Kirchenvorstandes dem Patron abschriftlich mitzu- 
theilen sind, und ordnet das Verfahren behufs Ergänzung seiner 
Zustimmung, wenn er Widerspruch gegen einen Beschluss erhoben 
hat. Indem der Absatz 4 des $ 40 vorschreibt, dass die urkund- 
liche Zustimmung des Patrons, wo sie nach bestehendem Rechte 
erforderlich, auch weiter erfordert wird, giebt er zu erkennen, dass 
solche Zustimmung zur Rechtsgültigkeit des Geschäfts gehört. Das 
Gegentheil lässt sich auch nicht aus der Vorschrift des $ 19 des 
Gesetzes folgern, denn diese Vorschrift besagt nur, dass durch die 
Unterschrift des Vorsitzenden und zweier Mitglieder des Kirchen- 
vorstandes, sowie der Beidrückung des Amtssiegels die ordnungs- 
mässige Fassung eines Beschlusses und die Zustimmung der 
Gemeindevertretung festgestellt wird, enthält jedoch keine 
Bestimmung für diejenigen Fälle, wo nach den bestehenden 
Gesetzen noch weitere Personen oder Behörden dem Beschlusse 
zustimmen müssen, und sagt nicht, dass dritte Personen auch 
beim Fehlen dieser Zustimmung den Beschluss für gültig an- 
nehmen können. 

Der Umstand, dass $ 39 des Gesetzes einem Patron, welcher 
keine Patronatslasten für die kirchlichen Bedürfnisse trägt, nur 
das Recht giebt, in den Kirchenvorstand einzutreten oder einen 
Vorsteher zu ernennen, lässt auch nicht die Deutung zu, dass das 
Gesetz beabsichtigt habe, demjenigen Patron, der mit seinen Mit- 
teln für die Kirche einzutreten hat, die im 8 40 bestimmten Rechte 
nur als Schutzmittel zur Wahrung seines persönlichen Interesses 
zu gewähren, so dass nur er, aber nicht bei seinem Schweigen die 
Kirche aus einer Verletzung dieses Rechts die Ungültigkeit eines 
ohne Genehmigung des Patrons gethätigten Rechtsgeschäftes gel- 
tend machen dürfte. Das Gesetz hat die Kirchenverfassung, so- 
weit sie das Vermögensrecht betrifft, geregelt. Bei dieser Bedeu- - 
tung des Gesetzes als eines Organisationsgesetzes hat es demselben 
gewiss fern gelegen eine Unsicherheit der Lage der Kirche zu dul- 
den, wie sie aus einer blossen Anfechtbarkeit von Rechtsgeschäften 
nach dem Belieben des Patrons bei einstweiliger Gebundenheit der 
Kirche entstehen könnte. Gerade hieraus erklärt sich die Auf- 
stellung der eingehenden Vorschriften, dass dem Patron von den 
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gefassten Beschlüssen Mittheilung gemacht werden muss, dass ferner 
dem Kirchenvorstand gegen den Widerspruch des Patrons die Be- 
rufung an die Bezirksregierung und dieser das Recht der Er- 
gänzung der Zustimmung beigelegt ist. Diese Bestimmungen 
lassen erkennen, dass die Einwilligung des Patrons, wo sie nach 
den aufrechterhaltenen Vorschriften des Allgemeinen Landrechts 
erforderlich war, auch von dem Gesetze vom 20. Juni 1875 als 
nothwendiges Erforderniss für die Verpflichtung der Kirche an- 
gesehen ist. Die Absicht einer Aenderung des bisherigen Rechts- 
zustandes hätte nothwendig in dem Gesetze Ausdruck finden 
müssen. 

Das Reichsgericht hat aus diesen Gründen befunden, dass die 
Frage, ob es der Zuziehung und Genehmigung des Patrons bei 
dem Rezesse LE LE 1884 bedurfte, auch nach Erlass des 

8. März 

Gesetzes vom 20. Juni 1875 in Gemässheit der Vorschriften des 
Allgemeinen Landrechts zu entscheiden ist. Der Umstand, dass hier 
mehrere Patrone der Kirche zu Koscieszki vorhanden sind, kommt 
bei der Prüfung der Frage insofern in Betracht, als das Allgemeine 
Landrecht Theil II Titel 11 $ 605 bestimmt, dass die Besitzer 
mehrerer Güter, auf welchen das Patronatsrecht haftet, in Ansehung 
der damit verbundenen Befugnisse und Pflichten als Inhaber eines 
gemeinsamen Rechts oder einer gemeinsamen Verbindlichkeit zu be- 
trachten sind. Daraus folgt, dass in Betreff des Rechtsverhältnisses der 
mehreren’ Patrone unter einander die Vorschriften des Allgemeinen 
Landrechts TheilI Titel 17, insbesondere $ 10 daselbst, anzuwen- 
den sind, und dass also der eine zugezogene Patron keine die Mit- 
patrone verpflichtenden Erklärungen abgeben konnte, und dass 
sofern die Zustimmung des Patrons nothwendig war, es hier an 
derselben fehlt. 

Fasst man die Bestimmungen, durch welche das Patronatsrecht 
vom Allgemeinen Landrecht geregelt wird, in ihrer Gesammtheit 
ins Auge, so lässt sich nicht füglich bezweifeln, dass zu allen die 
Substanz des Kirchenvermögens betreffenden Veränderungen die 
Zustimmung des Patrons (welche jetzt bei seinem Widerspruche 
gemäss $& 40 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 ergänzt werden 
kann) erforderlich ist. Das Allgemeine Landrecht hat in Betreff der 
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Verwaltung und der Verfügung über Kirchenvermögen keine be- 
sonderen Bestimmungen für die einzelnen christlichen Konfessionen 
getroffen, vielmehr im wesentlichen diejenigen Rechtsgrundsätze 
sanktionirt, welche zur Zeit seiner Entstehung von den Lehrern 
des gemeinen Kirchenrechts vorgetragen wurden. Eine Hauptquelle 
ist das Jus ecclesiasticum protestantium von J. H. Boehmer gewesen. 
In demselben (Lib. III. tit. 38 8 142) wird die Frage aufgeworfen: 
num ergo ipsa bona ecclesiae patronatae sine ejus (scil. patroni) con- 
sensu alienari possunt? und entgegen den placitis clericalibus für das 
gesammte Vermögen, nicht bloss das von den Patronen gestiftete, 
bejaht. Damit steht in Uebereinstimmung, dass das Allgemeine 
Landrecht Theil H Titel 11 $ 568 den Begriff des Patrons dahin 
angiebt: 
Derjenige, welchem die unmittelbare Aufsicht über eine 
Kirche, nebst der Sorge für deren Erhaltung und Verthei- 
digung obliegt, wird der Kirchenpatron genannt. 

Zur Ausführung dieses grundlegenden Begriffs des Patrons 
finden sich im Titel 11 des Allgemeinen Landrechts Theil II zahl- 
reiche, zum Theil vielleicht instruktionelle Bestimmungen, welche 
die Rechte und die Pflichten des Patrons bei den einzelnen Ver- 
waltungsakten näher regeln. So kann der Patron Rechnungslegung 
von den Verwaltern des Kirchenvermögens fordern $ 585; Patro- 
natskirchen sind in Betreff der Verwaltung ihres Vermögens seiner 
unmittelbaren Aufsicht unterworfen $& 621, ausstehende Kapitalien 
dürfen ohne sein Vorwissen und seine Genehmigung nicht gekün- 
digt werden $ 629, bei einer Kündigung des Schuldners ist ihm 
Anzeige zu machen $ 630, die Ausgleichung von Kapitalien erfor- 
dert seine Genehmigung $ 645, dessgleichen die Veräusserung eines 
Kirchenguts $ 647, bei Klagen, welche für die Kirche angestellt 
werden, ist seine Approbation nöthig $ 652, die Vollmacht zum 
Prozessbetriebe muss von ihm mit unterschrieben werden 8658, Mieths- 
verträge über Kirchen- und Pfarrgrundstücke bedürfen seiner Ge- 
nehmigung 88 671, 782, er hat für die Unterhaltung der Kirchen- 
gebäude mit zu sorgen $S 699ff. u. s. w. 

Es bedarf keiner Untersuchung, ob und inwiefern einzelne 
dieser Vorschriften durch die spätere Kirchengesetzgebung modifi- 
zirt oder geändert sind. Jedenfalls ergiebt sich aus den angeführ- 
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ten Gesetzen, dass das Allgemeine Landrecht in den mannigfachsten 
Beziehungen den Grundsatz durchgeführt hat, dass zu allen wich- 
tigeren Verwaltungsakten und namentlich zu Substanzveränderungen 
des Kirchenvermögens die Zuziehung des Patrons erfolgen und seine 
Einwilligung eingeholt werden soll. 

Das gilt auch von den Rechten des Patrons hinsichtlich der 
Prozessführung. Mit Recht sagt Hinschius in Betreff des nach dem 
Gesetze vom 20. Juni 1875 geltenden Rechtszustandes (bei Koch, 
Kommentar zum Allgemeinen Landrecht Theil I Titel 11 $ 658 
Note 38, VIII. Auflage Band IV Seite 550), dass es beim. Vorhan- 
densein eines Patrons, welcher kirchliche Lasten trägt, entweder 
seiner Mitunterschrift der Vollmacht oder seiner Genehmigung zur 
Prozessführung, an deren Stelle auch die Ergänzung der Genehmi- 
gung durch die Aufsichtsbehörde treten könne, bedürfe. — Zu einer 
ähnlichen Ansicht über die Rechtsstellung des Patrons nach dem 
Allgemeinen Landrecht ist auch das Preussische Oberverwaltungs- 
gericht in dem oben erwähnten Urtheile (Entscheidungen Band 4 
Seite 171 bis 172) gelangt. 

Diese Grundsätze führen in ihrer Anwendung auf den vorlie- 
genden Fall zu dem Resultate, dass die Kirchengemeinde in dem 
Ablösungsverfahren wegen Nichtzuziehung der beiden Mitpatrone 
nicht den Gesetzen gemäss vertreten war, und dass der 1884 ab- 
geschlossene Vergleich über die Aufhebung von Reallasten, welche 
zum Unterhalt des Organisten bestimmt waren, also nach $ 160 des 
Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 11 zum Kirchenvermögen 
gehörten, der Kirchengemeinde gegenüber keine Rechtsgültigkeit 
besitzt. 

Die Beklagten haben zwar noch behauptet, aus der nothwen- 
dig gewordenen Ergänzung der Zustimmung des Mitpatrons Hoff- 
mann zur jetzigen Klagerhebung durch die Königliche Regierung 
zu Bromberg folge, dass derselbe den Rezess genehmige, eventuell 
würden auch Hoffmann, sowie Adalbert und Casimir von Zlotnicki 
bezeugen, dass sie mit dem Rezesse vollkommen einverstanden 
gewesen seien. Diese Angaben lassen jedoch nicht ersehen, worauf 
es allein ankommen könnte, dass von den gedachten drei Mit- 
patronen irgend einmal eine zustimmende Erklärung über den 
Rezess abgegeben sein soll, in welchem Falle dann erst zu prüfen 


154 Aktenstücke. 


gewesen wäre, ob sie in Rücksicht auf den Zeitpunkt ihrer Abgabe 
noch Berücksichtigung erfahren konnte. 

Es musste desshalb unter Aenderung des zweiten Urtheils die 
Berufung der Beklagten gegen das erste Urtheil zurückgewiesen 
werden. 

gez. Dr. Wiener. Rassow. Beer. Rintelen. 
Schütt. Loebell.e Daubenspeck. 

Verkündet in öffentlicher Sitzung des Reichsgerichts, Fünften 

Civil-Senats, vom 3. Februar 1892. 
gez. Jähne, Kanzleirath, 
als Gerichtsschreiber. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die kath. u. ev. Kirche gemeinsam. 


1. Die Bayerische Altkatholikenfrage. 


I. 
München, den 11. October 1891. 


Kgl. bayerisches Staatsministerium für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten. 


Betreff: 
Die Verhältnisse der Altkatholiken. 

Die Einsicht und Prüfung der Vorstellung, mit welcher sich 
der Ausschuss des Bayerischen altkatholischen Landesvereins unterm 
2. v.M. unmittelbar an Se. Königliche Hoheit den Prinz-Regenten 
wendete, hat ergeben, dass den darin gestellten Bitten eine Be- 
rücksichtigung, beziehungsweise Vertretung, seitens des Kgl. Staats- 
ministeriums des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
nicht zutheil werden kann. 

Dies gilt vor allem von der erst an zweiter Stelle vor- 
getragenen, ihrem Inhalte nach aber über die als erste zum Aus- 
druck gebrachte weit hinausgehenden Bitte, mit welcher der Aus- 
schuss des Bayerischen altkatholischen Landesvereins auf sein 
früheres Gesuch um Anerkennung der altkatholischen Kirchen- 
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gesellschaft als einer öffentlichen Corporation nach Massgabe der 
88 28ff. des Religionsedicts zurückgekommen ist. Was zur Be- 
gründung dieser Gesuchserneuerung vorgebracht wurde, vermag 
dem Kgl. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schul- 
angelegenheiten keine ausreichende Veranlassung zu bieten, von 
seiner bisher eingenommenen ablehnenden Haltung in dieser Frage 
abzugehen. 

Aber auch die andere in der Eingangs erwähnten Vorstellung 
enthaltene Bitte kann in dem Sinne, in welchem sie gestellt ist, 
als erfüllbar nicht betrachtet werden. Dieselbe geht dahin: Se. 
Königliche Hoheit der Prinz-Regent möchten Sich allergnädigst 
bewogen finden, zu befehlen, dass der altkatholischen Kirchen- 
gesellschaft in Bayern gemäss 88 33, 34, 38 und 39 des Reli- 
gionsedicts die freie und ungehinderte Ausübung ihres Cultus zu 
verstatten sei. 

Nach der Motivirung, welche diesem ganz allgemein gefassten 
Petitum vorausgeschickt ist, erachten sich die durch den Ausschuss 
des Bayerischen Landesvereins vertretenen Altkatholiken in der 
freien Ausübung ihres Cultus zur Zeit um desswillen behindert, 
weil in der Ministerialentschliessung vom 8. August v. J. Nr. 9366 
ausgesprochen worden ist, dass der von der Synode zum Bischof 
Gewählte nicht als befugt erscheint, die Insignien eines römisch- 
katholischen Bischofs zu tragen. Dieser Ausspruch wird für un- 
vereinbar mit den Bestimmungen des Religionsedicts gehalten, weil 
dieses in den 88 33, 34, 38 und 39 den Privatkirchengesellschaften 
die freie Ausübung ihres Gottesdienstes und der ihren Religions- 
grundsätzen gemässen Gebräuche gestatte, und denselben, wie den 
öffentlichen Kirchengesellschaften, die Befugniss einräume, die Form 
und Feier des Gottesdienstes nach ihren Religionsgrundsätzen und 
ihrer Verfassung anzuordnen. Die staatliche Anerkennung der Alt- 
katholiken als Privatkirchengesellschaft sei nach bethätigter Vorlage 
der Synodal- und Gemeindeordnung der Altkatholiken des Deutschen 
Reiches erfolgt, und in der letzteren seien dem von der Synode 
zum Bischofe Gewählten Functionen zugewiesen, welche nach den 
Religionsgrundsätzen der Altkatholiken im herkömmlichen bischöf- 
lichen Ornate vorzunehmen seien. 

Dem gegenüber ist zu betonen, dass die II. Beilage zur Ver- 
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fassungsurkunde in den $$ 33ff. den Privatgesellschaften zwar die 
freie Ausübung ihres Privatgottesdienstes zugesteht, jedoch nicht 
ohne dieselbe mehrfachen Beschränkungen zu unterwerfen. Von 
einschneidender Bedeutung in dieser Beziehung ist der $ 35, 
welcher den Privatkirchengesellschaften untersagt, sich der Glocken 
oder sonstiger Auszeichnungen zu bedienen, welche Gesetze oder 
Gewohnheit den öffentlichen Kirchen angeeignet haben. Diese 
Bestimmung bezweckt, die unterscheidenden äusseren Merkmale 
der Cultusausübung der anerkannten öffentlichen Kirchengesell- 
schaften gegenüber den Privatkirchengesellschaften zu wahren, und 
unter «sonstigen Auszeichnungen» ist desshalb Alles zu begreifen, 
was sich als charakteristische Eigenthümlichkeit der äusseren 
Cultuseinrichtungen einer der anerkannten Öffentlichen Kirchen- 
gesellschaften darstellt. Da es nun nicht zweifelhaft sein kann, 
‘dass die bischöflichen Insignien, wie die priesterliche Kleidung 
überhaupt, einen wesentlichen Bestandtheil der auf kirchengesetz- 
licher Vorschrift und Herkommen beruhenden katholischen Cultus- 
einrichtungen bilden, so erscheint es unstatthaft, dass sich die in 
der Privatkirchengesellschaft der Altkatholiken zur Feier der 
Religionshandlungen bestellten Personen jener in der katholischen 
Kirche eingeführten äusseren Abzeichen der bischöflichen und 
priesterlichen Würde bedienen. | 

Von einer den Bestimmungen des Religionsedictes zuwider- 
laufenden Behinderung der Altkatholiken in der Ausübung ihres 
Cultus durch die oben citirte Ministerial- Entschliessung vom 
8. August v. J. kann somit nicht die Rede sein. 

Dr. v. Müller. 


An den 
Ausschuss des Bayerischen Der Generalsecretär, Ministerialrath 
altkatholischen Landesvereins. Dr. v. Giehrl. 


u. 
An das kgl. Staatsministerium des Innern für Kirchen- 
und Schulangelegenheiten. 
München, 25. October 1891. 
Betreff: | 
Die Verhältnisse der Altkatkoliken. 
Aus der Ministerial-Entschliessung vom 11. October |]. J., 
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Nr. 13048 muss der gehorsamst unterzeichnete Ausschuss folgern, 
dass seine beiden, wie früher wiederholt ‚an das kgl. Staatsmini- 
sterium, so unterm 2. Sept. 1. J. an Se. kgl. Hoheit den Prinz- 
Regenten unmittelbar gerichteten Bitten auch an Allerhöchster 
Stelle eine Erhörung nicht gefunden haben. | 

Das kgl. Staatsministerium lehnt nunmehr eine Berücksichti- 
gung unserer ersten Bitte ab, nicht mehr wie früher unter Be- 
rufung auf $ 36 des Rel.-Edicts, sondern unter Hinweis auf $ 35 
desselben, indem es behauptet, unter den im $ 35 erwähnten 
«sonstigen Auszeichnungen» sei Alles zu begreifen, was sich als 
charakteristische Eigenthümlichkeit der äusseren Üultuseinrich- 
tungen einer der anerkannten öffentlichen Kirchengesellschaften 
darstelle. 

Mit dieser Auslegung wird dem $ 35 eine Bedeutung und 
Tragweite beigelegt, welche derselbe nach allen Grundsätzen Juristi- 
scher Auslegung nicht hat, noch haben kann, und welche con- 
sequenterweise zur völligen Vernichtung der uns Altkatholiken durch 
die Allerhöchste Gnade eingeräumten Rechtsstellung in Bayern 
führen würde. 

Darum müssen wir — wie schon in den früheren Ministerial- 
Entschliessungen — so insbesondere in dieser neuesten Entschliessung 
vom 11. October eine den Bestimmungen des Religions-Edicts 
zuwiderlaufende Behinderung in der Ausübung unseres Cultus er- 
blicken. 

Es erübrigt uns also, nachdem wir den administrativen In- 
| stanzenzug erschöpft haben, nur noch, jene Schritte einzuschlagen, 
welche nach unserer Staatsverfassung jedem einzelnen Bürger 
und jeder Gemeinde wegen Verletzung constitutioneller Rechte 
zustehen. 

In der zuversichtlichen Erwartung, dass bis zur endgültigen 
Entscheidung dieser Angelegenheit die hohe kgl. Staatsregierung 
nicht dulden werde, dass unser bisheriger Besitzstand von irgend- 
einer Seite her gestört werde, verharrt 

Eines hohen kgl. Staatsministeriums 
ehrerbietigst gehorsamster 
Ausschuss des Bayerischen altkatholischen 
Landesvereins (a. V.) 
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III. 
München, den 30. October 1891. 
Kgl. bayerisches Staatsministerium des Innern für 
Kirchen- und Schulangelegenheiten. 
Betreff: 
Die Verhältnisse der Altkatholiken. 

Die Eingabe vom 25. ds. Mts. gibt dem kgl. Staatsministerium 
des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten zu einer Erwiderung 
nur insofern Anlass, als im Schlusssatze derselben von einem gegen 
Störung zu schützenden Besitzstande die Rede ist. 

Dem gegenüber muss bemerkt werden, dass die Schranke, auf 
deren Einhaltung in der Ministerial-Entschliessung vom 11. 1. M. 
neuerlich gedrungen wurde, den Altkatholiken für ihre Religions- 
ausübung vom ersten Augenblick ihrer Zulassung als Privatkirchen- 
gesellschaft an durch die II. Beilage zur Verfassungsurkunde ge- 
zogen war, und dass desshalb, wenn dieselbe seither nicht beachtet 
wurde, hierin nur eine Gesetzesübertretung erblickt werden kann, 
deren etwa beabsichtigte Fortsetzung zu dulden das kgl. Staats- 
ministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
nicht berechtigt und daher auch ausser Stande ist. 

(gez.) Dr. v. Müller. 
An den Der Generalsecretär, Ministerialrath 
Ausschuss des Bayerischen Dr. v. Giehrl. 
altkatholischen Landesvereins. 


2. Preussen. 


Religionsunterricht der Kinder der Dissidenten. 
(Deutscher Reichsanzeiger v. 20./1. 92). 

Der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten hat zur 
Frage des Religionsunterrichts der Kinder der sogenannten Dissi- 
denten im Einverständniss mit dem Justizminister aus Anlass 
eines Specialfalls dahin entschieden, dass der Vater eines schul- 
pflichtigen Kindes selbst dann, wenn er für seine Person einer 
staatlich anerkannten Religionsgesellschaft nicht angehört, gleich- 
wohl verpflichtet ist, das Kind an dem Religionsunterricht in der 
öffentlichen Volksschule theil nehmen zu lassen, sofern er nicht 
den Nachweis erbringt, dass für den religiösen Unterricht des Kindes 
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anderweit nach behördlichem Ermessen (vgl. die im Gebiet des 
Allgemeinen Landrechts hierbei massgebende Vorschrift im Theil II 
Titel 11 $ 13) in ausreichender Weise gesorgt ist. Ein gleiches 
gilt von solchen Kindern, welche sich ‚nicht in väterlicher Er- 
ziehung befinden, sondern dem Erziehungsrechte der Mutter oder 
eines Vormundes oder Pflegers unterstehen. Sofern jedoch der- 
jenige Elterntheil, dessen religiöses Bekenntniss nach Massgabe 
der hierüber in den einzelnen Landestheilen geltenden gesetzlichen 
Vorschriften über die Confessionalität des dem Kinde zu ertheilen- 
den Religionsunterrichts entscheidet, zu dem für diese Entscheidung 
massgebenden Zeitpunkte einer staatlich anerkannten Religions- 
gesellschaft angehört hat, darf auch der religiöse Unterricht des 
Kindes, gleichviel ob er in der öffentlichen Volksschule oder als 
anderweiter Ersatz-Religionsunterricht stattfindet, nur in einer dem 
Bekenntnissstande der betreffenden Religionsgesellschaft entsprechen- 
den Weise erfolgen. Der Ersatzunterricht soll wie jeder Privat- 
unterricht von der Aufsichtsbehörde beaufsichtigt werden. Dieser 
Ansicht stehen, wie der Minister in seinem Erlass vom 16. Januar 
ausführt, die Bestimmungen des Artikels 12 der preussischen Ver- 
fassungsurkunde vom 31. Januar 1850 um so weniger entgegen, 
als dieser Artikel nach seinem Schlusssatze die freie Religionsübung 
nur insoweit zulässt, als dadurch der Erfüllung der bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Pflichten kein Abbruch geschieht. Zu solchen 
Pflichten aber gehört, soweit die Erziehung schulpflichtiger Kinder in 
Frage kommt, nach Artikel 21 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 24 
Absatz 1 und 2 der Verfassungsurkunde, dessgleichen nach den in 
den einzelnen Landestheilen geltenden Vorschriften des Familienrechts 
(vgl. 8 75 Allg. Landrecht, Th. II, Tit. 2) auch die Sorge dafür, dass 
das Kind während des religionsunmündigen Alters nicht Same Unter- 
richt in der Religion gelassen wird. 


Gesetze für die evangelische Kirche, 
1. Kirchenverfassungsgesetzet). 


Hannover. K.G. v. 28./9. 91. Die Kirchenvisitationen in d. 
ev. luth. K, betr. 


1) Abgedruckt in meinen Verfassungsgesetzen III. Erg.-Bd. Freib. 1892. 
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Bayern. Allerh. Entschl. v. 22./3. 91 betr. die Dienstverhält- 
nisse der verein. prot. K. d. Pfalz. Allerh. Entschl. v. 7./9. 87 betr. 
die Abhaltung der Kirchenvisitationen. 

Sachsen. Disciplinarordnung v. 30./7. 91. Gen. Verord. v. 
15./1. 92 die regelmäßig abzuhaltenden Kirchenvisitationen betr. 

Württemberg. Ges. v. 21./5. 91 betr. d. Verwaltung d. Ge- 
meinden, Stiftungen und Amtskörperschaften. 

Baden. Verordn. v. 6./9. 90 das Verfahren bei Erhebung kirchl. 
Steuern etc. betr. / 

Bekanntm. d. Ev. O.K.Raths v. 28. /4. 91 d. Verwaltung u. d. 
Rechnungswesen d. örtl. K.Vermögens betr. 

K.G. Die Verf. der verein. ev. prot. K. betr. 14./7. 91. 

Die Abänderung der Wahlordnung betr. 14./7. 91. 

Die Aenderung d. K.G. v. 22./7. 63 bezw. 14./6. 67 über d. 
bes. Einrichtgen. f. d. ev. Diözesen Mannheim u. Heidelberg betr. 
d. 14./7. 91. 

Die Beamten der Landeskirche betr. d. 14./7. 91. 

Betheiligung des Staates an dem Aufwand f. d. Verwaltung d. 
ev. K.Vermögens betr. d. 17./7. 91. 

Hessen. K.G. v. 29./11. 91 den Vorsitz im Kirchenvorst. u. im 
Pfarrercollegium betr. | 

Oldenburg. Ges. v. 22./12. 91 betr. Zusatz zu $ 8 der Anl. 
B. des K.V.Ges. v. 11./4. 1853. 

Sachsen-Meiningen. K.G. 27.12. 90 betr. die Gehaltsverhält- 
nisse d. Geist. K.G. 27.12. 90 erledigte Pfarrstellen betr. K.G. 
27./12. 90 betr. d. Landeskirchenkaste. 

Schaumburg-Lippe. Erl. d. Konsist. zu Bückeburg v. 2./10. 89 
das Pfarrvermögen betr. 

Oesterreich. Erl. d. ev. O.K.R. helv. Bek. 3./9. 90 betr. die von 
d. V. ev. Gen.-Syn. helv. Bek. beschlossene Einführung der provis. 
Disciplinarordn. f. d. ev. K. helv. Bek. 

Kundmachg. d. Min. d. Kultus v. 15./12. 91. Verf. d. ev. K. 
augsb. u. helv. Bek. in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
u. Ländern (publieirt im R.G.Blatt 1892 St. II und damit in Kraft 
getreten). 

Siebenbürgen, Rundschreib. d. Landeskons. v. 19./5. 90 betr. 
die Aenderung einiger Ausdrücke der K.Verf. 
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I. Abhandlungen. 


Die Beschimpfung von Religionsgesellschaften. 


Von 
Dr. Adolf Wach in Leipzig. 


Der Strafschutz der Religionsgesellschaften hat in Kommen- 
taren zum deutschen Strafgesetzbuch, Lehr- und Handbüchern, in 
Abhandlungen und monograpbischen Gesammtdarstellungen der 
Religionsdelikte vielseitige Bearbeitung erfahren '.. Es ist nicht 
die Absicht, die Literatur durch eine neue derartige allgemeine 
Untersuchung zu vermehren. Die folgenden Zeilen werden sich 
mit dem $ 166 des Strafgesetzbuchs in bestimmter Nutzanwen- 
dung beschäftigen. Dieses Gesetz steht mit wichtigsten Lebens- 
interessen der Nation in innigem Zusammenhang. Die Art seiner 
Handhabung greift tief in das religiöse Leben. Der Rechtszustand, 
so wie er sich durch Gesetz und Judikatur entwickelt hat, befrie- 
digt nicht. Vorfälle neueren Ursprungs, Strafverfolgungen und 

'!) Vgl. ausser den Kommentaren, insbesondere denen von Olshausen, 
Rüdorff (jetzt her. von Stenglein), Oppenhoff, das gemeine deutsche Straf- 
recht von Hälschner Bd. II Abth. 2 S. 700 ff., die Abhandlung von 
Wahlberg in Holzendorffs Handb. Bd. III S.262 ff, Meves im Gerichts- 
saal Bd. XXVII (1875) S. 324 fi, Villnow das. Bd. XXXI (1879) S. 509 ff. 
878 ff, Kohler in seinen Studien aus dem Strafrecht, Mannheim 1890, 
8. 160 ff., Fuld in dem Archiv f. Strafrecht Bd. XXXIX (1891) S. 142 ff., 
ferner Haager, Beitrag zur Lehre von den Religionsvergehen, Erlangen 
1874, Lilienthal in dem deutschen Wochenblatt 1883 Nr. 29 u. 30 „Reli- 
gionsverbrechen und Religionsfreiheit“, Bott, Zur Lehre von den Religions- 
vergehen, Tübingen 1890. 
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a: E Entscheidungen des höchsten Gerichtshofs haben die Gemüther leb- 

j haft erregt und ernste Zweifel geweckt. Es ist dahin gekommen, 
dass jede der christlichen Konfessionen, auf deren Schutz doch 
$ 166 berechnet ist, sich durch die Handhabung des Gesetzes ge- 
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R fährdet fühlt. Die Thümmel’schen Processe !) hatten aus prote- 
’ : stantischen Kreisen schwere Klagen und eine von vielen Tausenden 
u unterzeichnete Petition an den Reichstag hervorgerufen, deren In- 
. E halt ein drastisches Zeugniss des ungesunden Rechtszustandes war. 
y Man forderte, dass aus dem $166 der Passus „wer öffentlich eine 
or der christlichen Kirchen“ bis „ingleichen“ und damit der Straf- 
B ; schutz der Religionsgesellschaften getilgt werde ?). Provinzial- 
Be und Kreissynoden sahen sich zu energischen Beschwerden über die 


er Art der Strafverfolgung durch die kgl. Staatsanwaltschaft in dem 
Thümmelprocess vom 6. bis 15. Juni 1887 veranlasst. Jene Pe- 
tition ruhte auf der Annahme, dass das Gesetz in seiner jetzigen 
Fassung die evangelische Kirche im Verhältniss zur katholischen 
benachtheilige, die letztere vermöge des Schwergewichts, welches: 
sie in die anstaltliche Seite legt, und vermöge der ausgedehnten 
Versinnlichung des Dogmas in Einrichtungen und Gebräuchen in 
weit höherem Masse schütze, als die evangelische Kirche und bei 
der polemischen Lebensbethätigung der einen gegen die andere der 
Aeusserung des protestantischen Bewusstseins ungehörige Schran- 
ken ziehe. " 
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Derartige Beschwerden wurden neu angeregt durch das kri- 
minelle Nachspiel der Ausstellung des „heiligen Rocks“ in Trier). 
Andererseits erheben jetzt die Katholiken laute Klage gegen das 
p Gesetz oder seine Handhabung: man verkümmere die Freiheit der: 
katholischen Lehre, verschliesse ihrem Verkünder den Mund und 
strafe ihn mit Gefängniss, wo er doch nur predige, was seine 
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ı) Vgl. aus der Reihe der dieselben behandelnden Schriften Nippold, 
A Die Thümmel’schen Religionsprocesse, Halle 1888; Prozess Thümmel- 
u Wiemann, Prozessverhandlungen gegen u. s. w., Barmen 1887. 
| 2) Ein sich in entgegengesetzter Richtung bewegender Vorschlag, über 
dessen Unannehmbarkeit kein Zweifel sein kann, s. bei Waltker in den 
Deutsch-evangel. Blättern 1892, 1. 
°) Darüber unten unter Nr. III. 
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Kirche fordere '). Streitschriften von der einen und der anderen 
Seite mehren die Unzufriedenheit. Der Zustand ist offenbar kein 
befriedigender; denn wenn das Gesetz dahin führt, Katholiken und 
Protestanten, deren Schutz es will, gleichmässig zu erbittern, so 
ist es entweder selbst verfehlt oder es wird unrichtig gehandhabt. 
Diese Frage zu erörtern, ist nicht werthlos, wenn es ohne. Vor- 
eingenommenheit, ohne jedes agitatorische Streben, ohne konfes- 
sionelle Feindseligkeit geschieht. Ich schreibe als Jurist, nicht 
als Protestant. Ich stelle mich streng auf den Boden des geltenden 
Rechts. Dass meine Worte nicht doch von der einen oder anderen 
Seite werden falsch gedeutet werden, vermag ich nicht zu hindern. 
Wenn ich aber in meinen Ausführungen mich gegen den höchsten 
Gerichtshof kritisch polemisch äussern werde, so geschieht es nur, 
weil die Sache es fordert, und es geschieht mit der ausdrücklichen 
Befürwortung, dass die Rechtssprechung des Reichsgerichts in den 
Hauptstücken von der Wissenschaft bislang getragen wurde. 


I. 


In den Mittelpunkt der Erörterung stelle ich den Strafschutz 
der Konfessionen in ihrem Verhältniss zu einander. Voraus schicke 
ich einige allgemeine Bemerkungen tiber $ 166, welche den Boden 
für das Folgende bereiten sollen. 

Der $ 166 des Strafgesetzbuchs fordert die Kritik in mehr- 
facher Beziehung heraus. Er verdankt seine Fassung den Ein- 
wirkungen des Reichstags, insbesondere den Anträgen des Abge- 
ordneten Lasker. Unter Umgehung der Vorgeschichte des Ent- 
wurfs gebe ich dessen letzte Fassung, wie dieselbe dem norddeut- 
schen Reichstag vom Bundesrath zuging: 

$ 163: Wer öffentlich Gott lästert oder eine der christ- 

lichen Kirchen oder eine andere mit Korporationsrechten inner- 
halb des Bundesgebietes bestehende Religionsgesellschaft oder 
Gegenstände ihrer Verehrung, ihre Lehren, Einrichtungen oder 


1)S. Bechtold, Beschimpfung der evangelischen oder der katholi- . 
schen Kirche? Strassburg (1892). 
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Gebräuche beschimpft oder verspottet, ingleichen wer in einer 
Kirche oder in einem anderen zu religiösen Versammlungen be- 
stimmten Orte beschimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefäng- 
niss bis zu drei Jahren bestraft '). 

Der Entwurf erfuhr folgende wesentliche Veränderungen: 

1. Die öffentliche Gotteslästerung wurde eingeschränkt auf 
die öffentliche Lästerung in beschimpfenden Aeusserungen mit 
Aergerniss erregender Wirkung; 2. die „Verspottung“ der Reli- 
gionsgesellschaften wurde gestrichen und ihre Beschimpfung be- 
schränkt auf die öffentliche Beschimpfung ihrer selbst, ihrer Ein- 
richtungen und Gebräuche unter Ausscheidung der „Gegenstände 
der Verehrung“ und der „Lehren“. Und das alles geschah nicht etwa 
in der Vorstellung, damit unwesentliche redaktionelle Aenderungen 
vorzunehmen, sondern in der offen ausgesprochenen und zweifellosen 
Absicht, damit ‚den Strafschutz zu verringern und die durch Strei- 
chungen und Einschränkungen ausgeschiedenen Handlungsgruppen 
straffrei ausgehen zu lassen ?. Das Resultat ist ein Gesetz, 
welches sich von allen bis dahin in Deutschland in Geltung ge- 
wesenen Bestimmungen über Religionsdelikte wesentlich und zwar 


ı) Das Vorbild des $ 163, der $ 135 des preussischen Strafgesetzbuchs 
lautete: „Wer öffentlich in Worten, Schriften oder anderen Darstellungen 
Gott lästert oder eine der christlichen Kirchen oder eine andere mit Korpo- 
rationsrechten im Staat bestehende Religionsgesellschaft oder die Gegen- 
stände ihrer Verehrung, ihre Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche be- 
schimpft oder verspottet oder ineiner Weise darstellt, welche 
dieselben demHasse oderderVerachtung aussetzt, inglei- 
chen, wer in Kirchen oder anderen religiösen Versammlungsorten an Gegen- 
ständen, welche dem Gottesdienste gewidmet sind, beschimpfenden Unfug 
verübt, wird mit Gefängniss bis zu drei Jahren bestraft.“ Die Motive des 
Entwurfs $ 163 begründen den Fortfall der durch den Druck hervorgeho- 
benen Worte mit der Unbestimmtheit derselben, welche die Gefahr in sich 
berge, „dass das Einschreiten der Staatsgewalt schon gegen eine blosse freie 
Meinungsäusserung und eine zulässige Kritik über religiöse Gegenstände an- 
gerufen werden könnte, das Recht der freien Forschung und der darauf 
gegründeten Kritik aber nicht gefährdet werden dürfe“. Ueber die Ge- 
schichte des beregten Passus des preussischen Gesetzes ss Goltdammer 
Materialien Bd. II, S. 266 ff. 

3) Vgl. dazu Meves.a. a. O. S. 334 fi., 340 ff. 
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vorwiegend dadurch unterscheidet, dass der Strafschutz nicht un- 
erheblich verengert wird '). 

Der Gedanke des $ 166 ist keineswegs leicht zu fassen. Offen- 
bar bezweckt das Gesetz nicht die Strafe der Sünde oder der Ver- 
letzung religiöser Pflichten; jede theokratische Anwandlung liegt 
ihn fern. Das wird deutlich durch die Indifferenzirung der Kon- 
fession des Thäters. Auch der Dissident und ausgesprochene Atheist 
wird vom $ 166 getroffen. Nur unvollkommen bezeichnet man 
als den Strafgrund die Verletzung des religiösen Gefühls oder den 
Angriff auf dasselbe ?). Gewiss ist das religiöse Gefühl der Unter- 
grund, auf dem sich die Religionsgesellschaften aufbauen und in 
dem das religiöse Leben wurzelt. Aber nur bei der Gottesläste- 
rung wird diesem Gedanken eine unmittelbar praktische Bedeutung 
eingeräunit; hier hängt die Strafbarkeit von der Wirkung des 
Angriffs ab. Im Uebrigen wäre es irreleitend, die Beschimpfung 
unter den subjektiven Gesichtspunkt der Verletzung des religiösen 


ı, Das alte bayer. St.G.B. von 1813 bestimmte nur in Art. 336: „wer 
in eine Kirche oder anderen religiösen Versammlungsort zur Zeit des Gottes- 
dienstes gewaltthätig einfällt; wer die Religionsdiener während ihrer Amts- 
verrichtungen thätlich misshandelt, oder durch Zwang und Gewalt gottes- 
dienstliche Verrichtungen zu verhindern sucht, soll“ u.s. w. Art. 424: „wenn, 
an einem Religionsdiener während seiner Amtsverrichtungen oder an der 
versammelten Gemeinde selbst mit Störung des Gottesdienstes wörtliche oder 
andere, nicht thätliche Ehrenbeleidigungen begangen werden, so ist“ u. s. w.; 
Art. 326,417, welche die Erregung des Religionshasses betrafen: s. unten S. 166 
A.1. Das neue St.G.B. von 1862 Art.158—160 konformirte sich in wesentlichen 
Stücken mit anderen in Deutschland geltenden Gesetzen, Art. 159: „wer 
öffentlich vor einer Menschenmenge oder mittels eines Presserzeugnisses die 
christliche Religion oder Sittenlehre im Allgemeinen oder die Lehren, Ein- 
richtungen, Gebräuche oder Gegenstände der Verehrung einer im Staate an- 
erkannten Religionsgesellschaft durch Ausdrücke oder Zeichen der Verach- 
tung oder Verspottung angreift“ u. s. w. (vgl. Bayer. Presstrafgesetz vom 
17. März 1850 Art. 20). Der Code penal Art. 260—264 hat grosse Verwandt- 
schaft mit dem alten bayer. Gesetz. 

2) Eine gewöhnliche Wendung in Gesetzesmaterialien, Urtheilen und 
Schriften über diesen Gegenstand, so auch in den Motiven des Nordd. Ent- 
wurfs 8 163—166 („dass dieses Gefühl schon darum auf den Schutz des Ge- 
setzes Anspruch machen darf, um nicht die Meinung aufkommen zu lassen, 
dass der Staat an der Erhaltung dieses religiösen Gefühls keinen Antheil 
nehme, dasselbe vielmehr als etwas Gleichgültiges betrachte*). 
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Gefühls zu bringen, gerade so irreleitend, als wollte man die Be- 
leidigung eine Verletzung des Ehrgefühls nennen. Das Gesetz 
lässt die empfindlichsten Kränkungen des religiösen Gefühls straf- 
los, wie alsbald nachzuweisen sein wird, und straft die Be- 
schimpfung der Religionsgesellschaft ohne Rücksicht darauf, ob 
sie als solche empfunden wird. Aber immer wieder wird in der 
Judikatur gegen diese sich bei einigem Nachdenken aufdrängende 
Erkenntniss verstossen, immer wieder jene Phrase von der Ge- 
fühlsverletzung als Massstab der Beschimpfung verwendet. 

Ein nicht minder gefährlicher Irrthum ist die Charakterisirung 
des $ 166 als eines Friedensgesetzes. Der religiöse Friede trat als 
Angriffsobjekt hervor in früheren Landesgesetzen, welche mit im 
$ 166 verbotenen Handlungen auf gleiche Stufe stellten oder selbst- 
ständig straften das Erregen des Religionshasses oder doch die 
darauf abzielenden Handlungen '). Im $ 166 ist dem Friedensbegriff 
keine grössere Bedeutung beigelegt als in jedem anderen Gesetz, 
‚welches Angriffe auf Personen oder Personengruppen oder deren 
‚Güter straft. Insbesondere lässt sich kein Anhalt für die Ansicht 
‘gewinnen, dass das Gesetz den Frieden der Konfessionen unter 
einander zu wahren bezwecke ?). Es wäre — und darauf ist unten 
näher einzugehen — dazu ein ebenso unzweckmässiges, wie wider- 
sinniges Mittel. 

1) Dasalteba yerische St.G.B. Art.326 bestimmt, dass „Prediger, welche 
in öffentlichen Vorträgen oder Schriften durch Schmähungen oder gehässige 
. Beschuldigungen zwischen den im Staate aufgenommenen oder geduldeten 
kirchlichen Gesellschaften Religionshass zu wecken oder zu unterhalten su- 
chen“, des Amtes entsetzt werden sollen. Braunschweig. St.G.B. $ 117: 
„Wer öffentlich, mündlich oder in verbreiteten Schriften — — Religionshass 
zu erwecken sucht, wird u. s. w. Hessisches St.G.B. Art. 195: „Wer 
— — zur Verfolgung einer solchen Religionspartei auffordert, soll“ u. s. w. 
„Macht sich ein Religionsdiener eines Vergehens dieser Art schuldig, so“ 
u.8s.w. — Das preussische Allg. L.R. II 20 8 227 strafte die Erregung 
von Hass und Erbitterung unter den verschiedenen Religionsgesellschaften 
durch Predigten und andere öffentliche Rede. Dass diese Bestimmung sich 
wesentlich von dem preuss. St.G.B. $ 135 unterschied (s. oben S. 164 Anm. ]) 
springt in die Augen. 

2) Eingehender beschäftigt sich ausser Lilienthal keiner der oben 


S. 161 angeführten Schriftsteller mit dieser Frage. Die Ansichten Lilien- 
thals treffen mit: meinen Ausführungen in wesentlichen Punkten zusammen. 
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Unverkennbar zeigen die Thatbestände des $ 166 etwas der 
Beleidigung Verwandtes, aber sie sind keine qualificirten Be- 
leidigungsfälle.e. Beschimpfung, beschimpfender Unfug, beschim- 
pfende Lästerung berühren sich innerlichst mit der Herabwürdi- 
gung. Allein ebensowenig wie die Tendenz der Herabwürdigung 
durch verläumderische Behauptung im $ 131 des Strafgesetzbuchs 
oder der beschimpfende Unfug im $ 135 die Delikte dieser Ge- 
setze zu Beleidigungen stempelt, ebensowenig können solche in 
den Handlungen des $ 166 gefunden werden. Der Gegenstand des 
Angriffs ist nicht die Ehre Gottes, nicht die der Religionsgesell- 
schaften. Solche Anschauung wäre unvereinbar mit der Beschrän- 
kung der Strafbarkeit auf die Beschimpfung oder gar die Aerger- 
niss erregende beschimpfende Lästerung und würde fordern die — 
schlechthin unmögliche — Uebertragung der allgemeinen Grund- 
sätze über die Behandlung der Beleidigung (St.G.B. $ 192 ff.) auf 
die Religionsdelikte. Es handelt sich bei ihnen — von dem eigen- 
artigen $168 abgesehen — um Angriffe auf das religiöse Gemein- 
schaftsleben, sei es in seiner Bethätigung ($ 167), sei es in seinem 
Mittelpunkt und Lebenskern (durch Gotteslästerung) oder in seiner 
inneren und äusseren Organisation und Ausgestaltung (durch Be- 
schimpfung) oder in seinen Kultusstätten (durch beschimpfenden 
Unfug $ 166). Der hohe Werth, welchen der Staat auf die 
freie Entfaltung der religiösen Vereinigungen legen muss, spricht 
sich in diesen Strafbestimmungen aus. Dabei misst er freilich 
mit sehr verschiedenem Masse. Schutz gegen Beschimpfung ge- 
niessen nur die christlichen Kirchen und die andern mit Korpo- 
rationsrechten in Deutschland begabten Religionsgesellschaften ; 
die übrigen sind jeglicher Schmähung preisgegeben. Und wie die 
Grenze jenes Strafschutzes zu ziehen sei, ist sehr bestritten. Man 
streitet, ob nur die in Deutschland historisch entwickelten christ- 
lichen Kirchen, die römisch-katholische, die evangelischen, oder 
die christlichen Kirchen als solche schlechthin, also auch die grie- 
chisch-katholische, die anglikanische, die presbyterianische Kirche 
geschützt sind. Man kann darüber streiten, ob die Verleihung 
von Korporationsrechten in einem Bundesstaat wirkt für ganz 


168 Abhandlungen, 


Deutschland, also auch dort, wo dieselbe Religionsgesellschaft nur 
privater Verein ist; und weiter, ob die Verleihung von Korpo- 
rationsrechten an die einzelnen Gemeinden einer Religionsgesell- 
schaft gleichbedeutend sein soll der Verleihung an sie schlechthin. 

Aber wie dem auch sei, jedenfalls ist klar, dass das religiöse 
Gefühl Vieler, Aller, welche nicht so geschützter Religionsgesell- 
schaft angehören, auf das Empfindlichste gekränkt werden kann, 
ohne dass das Gesetz reagirt. Nur der beschimpfende Unfug, 
verübt an irgend einer Kultusstätte, ist ausnahmslos strafbar. Der 
Schutz gegen Beschimpfung im Uebrigen wird nur den anerkannten 
Religionsgesellschaften und diesen unter schon betonten erheb- 
lichsten Einschränkungen zu Theil. Er gilt den religiösen Gemein- 
schaften als solchen, ihren Einrichtungen und Gebräuchen, nicht 
dem, was ihnen das Heiligste ist: den Gegenständen ihrer Ver- 
ehrung, ihren Glaubenssätzen, ihrer Lehre. Hieran ist streng fest- 
zuhalten. Nur sofern der Glaubenssatz in den Einrichtungen, der 
Lebensordnung oder im Gemeiuschaftsleben, dem Gebrauch, praktisch 
hervortritt, veräusserlicht wird oder sofern im Dogma die Religions- 
gesellschaft als solche getroffen werden kann, ist die Lehre mög- 
licher Gegenstand strafbaren Angriffs. Dasselbe gilt von den sog. 
Gegenständen der Verehrung, wie von den historischen Thatsachen, 
auf welchen sich die Kirche aufbaut. Der Glaube an ein ewiges 
Leben, an die Auferstebung der Todten, an ein Weltgericht, an 
Hölle, Teufel und Engel, der Wunderglaube sind keine Einrichtung, 
kein Gebrauch; hier zu beschimpfen ist erlaubt. Ebenso steht 
es mit der Lehre unfehlbarer Tradition oder päpstlicher Unfehl- 
barkeit, der Erbsünde, des Fegefeuers, der Rechtfertigung allein 
durch den Glauben, oder mit einzelnen Thatsachen der heiligen 
Geschichte oder der Geschichte einzelner Heiliger, mit der For- 
mulirung, welche den Dogmen in bestimmten Symbolen gegeben 
worden. Ganz abwegig ist es, aus der Wesentlichkeit und Folge- 
r chtigkeit eines Dogmas darauf zu schliessen, dass dasselbe nicht 
angegriffen werden könne ohne gleichzeitigen Angriff der Religions- 
gesellschaft. Indem das Gesetz diese von der Lehre scheidet und 
letztere der abfälligen Kritik preisgibt, will es jene Scheidung. 
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Allerdings wird gar leicht sich die Beschimpfung der Religions- 
gesellschaft oder ihrer Einrichtungen und Gebräuche kleiden kön- 
nen in die Form eines Angriffs auf ihr Bekenntniss, ihre Lehren 
oder auf die Heilsthatsachen. Man kann den Papst, die katho- 
lische Kirche beschimpfen in Form des Angriffs auf die Unfehl- 
barkeit; den Ablass, die Seelenmesse, indem man die Lehre vom 
Thesaurus meritorum, vom Fegefeuer schmäht; den Reliquien- 
kultus, die Kanonisation durch Angriff auf den Heiligenglauben, 
den Marienkultus durch Beschimpfung der heiligen Jungfrau. Aber 
nicht weil das Eine mit dem Anderen untrennbar zusammenhängt, 
ist das Beschimpfen des Einen zugleich Beschimpfen des Anderen. 
Wer beispielsweise jenen Zusammenhang nicht kennt, ermangelt 
nothwendig, wenn er lediglich das Dogma angreift, des vom Ge- 
setz für die Strafbarkeit geforderten wesentlichen Willens. Wer 
die Lehre vom Verdienstschatz und vom Fegefeuer angreift, greift 
nicht den Ablass, die Seelenmessen an, wenn er nicht weiss, dass 
diese Einrichtungen bezw. Gebräuche auf jene Lehren zurückführen. 
Und vollends fehlt der Thatbestand der Beschimpfung, wo sich 
solcher Zusammenhang nicht erweisen lässt und ein Angriff auf 
die Religionsgesellschaft als solche nicht vorliegt. Nur ein Glau- 
bensinhalt macht von all’ dem eine und zwar durch seine Sonder- 
stellung im Gesetz scharf gekennzeichnete Ausnahme: es ist der 
Gottesglaube. Und doch hat auch hier das Gesetz starke auf- 
fallende Einschränkungen, welche zeigen, wie es durchweg das 
Schwergewicht in die Externa der Religionsgesellschaften legt. 
Man kann Gott lästern, ihn öffentlich beschimpfend lästern, ohne 
strafbar zu sein, wenn nıan das Äergerniss vermeidet, oder es nur 
in der Form von Darstellungen, nicht von Aeusserungen erregt. 
Dagegen ist strafbar schon die Beschimpfung äusserlichsten reli- 
giösen Gebrauchs. Nach verbreiteter — freilich m. E. unhalt- 
barer Ansicht — hat man unter Gott die Gottheit abstrakt mono- 
theistisch zu verstehen; danach wäre straflos die Beschimpfung 
Christi, des heiligen Geistes in jedweder denkbaren Form, wenn 
dadurch nicht mittelbar die christlichen Kirchen selbst oder ihre 
Einrichtungen oder Gebräuche angegriffen werden. Geschieht das, 
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dann freilich wäre von dieser Ansicht aus zu strafen ohne Rück- 
sicht darauf, ob ein Aergerniss entstand, während die Gottesläste- 
rung nur unter dieser Voraussetzung dem Gesetz verfällt. 
Geschützt sind Einrichtungen und Gebräuche der „Religions- 
gesellschaften“, nicht einzelner Sonderkreise derselben, einzelner Ge- 
meinden, oder gar einzelner Gemeindeglieder. Es versteht sich von 
selbst, dass solche beschränkten isolirten lokalen oder persönlichen 
Einrichtungen oder Gebräuche, um nicht Missbräuche zu sein, auf 
den Grundsätzen und der Billigung der Gesamtheit ruhen müssen. 
Es kann also nicht gesagt werden, sie seien um deswillen selbst 
Einrichtungen oder Gebräuche der Religionsgesellschaft, weil sie 
in ihr bestehen und aus ihren Lehren hervorgegangen sind. Die 
individuelle Erscheinung als solche ist niemals eine Einrichtung 
oder ein Gebrauch im Sinne des $ 166 und auch die gebräuchliche, 
regelmässige ist es nicht, wenn sie zu Folge ihrer. Lokalisirung 
oder subjektiven Beziehung nicht der Religionsgesellschaft als sol- 
cher zugeschrieben werden kann. Das Gebet ist wohl als allge- 
mein kirchlicher Gebrauch (z. B. Kirchengebet) geschützt, das Beten 
des Einzelnen an sich nicht. Die Reliquienverehrung ist eine 
„Einrichtung“ oder besser ein „Gebrauch“ der katholischen Kirche ; 
bekanntlich gestattet sie auch Privatreliquien ; weder die einzelne 
Reliquie, noch die einzelne Ausstellung und Verehrung derselben 
als solche, noch die regelmässige Verehrung einer Privatreliquie, 
der individuelle Privatkultus sind geschützt. Die Koncilien schlecht- 
hin, nicht einzelne Koncilien, sind eine Einrichtung der katholi- 
schen Kirche. Das Reichsgericht (III. Strafs., 31. März 1850) hat 
mit Recht die Bezeichnung des vatikanischen Koncils als einer „Kon- 
cilskomödie* nicht unter $ 166 subsumirt mit der Begründung: 
„der Instanzrichter hat angenommen, dass ein Angriff auf die in 
der katholischen Kirche begründete Einrichtung des Koncils überall 
nicht Gegenstand des Artikels gewesen sei, vielmehr nur ein ein- 
zelnes Koncil in seinem Verlaufe als historischer Vorgang hat ge- 
troffen?werden sollen. Bei dieser thatsächlichen Auffassung fällt 
der Angriff nicht unter $ 166 des Str.G.B. — Es ist nicht zutreffend, 
dass der Angriff auf den Einzelvorgang nothwendig auch die Ein- 


an. 
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richtungen selbst berührt und angreift. Eine Scheidung des in 
seiner Erscheinung den Zufällen des Lebens unterworfenen einzel- 
nen Actes von der Einrichtung als solcher ist begrifflich durchaus 
zulässig und mit Recht hebt schon der Instanzrichter hervor, dass 
der Angriff auf den einzelnen Vorgang gerade der Hochachtung 
vor dem Institute selbst seinen Ursprung verdanken kann.“ So 
ist das Papstthum, die Geistlichkeit, nicht der einzelne Papst oder 
Geistliche geschützt; hier greifen die Grundsätze über Beleidigung 
ein. So ist das Predigtamt, nicht die einzelne Predigt, oder das 
Predigen des Einzelnen geschützt. 

Nur „Beschimpfung* ist strafbar, nicht schon abfällige, schroffe, 
herbe Kritik, nicht der feine, noch so zersetzende Spott, nicht jede 
Verachtung und Herabwürdigung oder gehässige Aeusserung, wenn 
das Charakteristikum des Beschimpfenden, dieses schnöde, ins Ge- 
meine, in den Staub Ziehen, das grob Entwürdigende fehlt. Dazu 
wird nicht das Verletzen fremder religiöser Gefühle („Aergerniss“) 
gefordert, wie solches Verletzen keinerlei Massstab der Beschim- 
pfung ist. Strafbar aber ist die vorsätzliche Beschimpfung nnd 
von solcher kann nicht schon um deswillen die Rede sein, weil 
das Verletzende der Aeusserung erkannt ist, weil man weiss, dass 
Manche oder Viele sich in ihren religiösen Empfindungen gekränkt 
fühlen. Man muss „beschimpfen“ wollen, und gehört dazu auch 
keineswegs die Absicht der verletzenden Wirkung, so bleibt doch 
wahr: c'est le ton qui fait la musique. Dasselbe Wort kann der 
Ausdruck heiligen Ernstes, tiefer religiöser Ueberzeugung oder 
der verwerflichen Schmähsucht, lästerlicher Frivolität sein. Ein 
objektives Merkmal, nach welchem das Beschimpfende vom nicht 
Beschimpfenden geschieden werden könnte, ist unerfindlich. Die 
Gesinnung, der Wille herabzuwürdigen, schnöde Verachtung zu 
bezeigen, das, was anderen hoch und heilig ist, ins Gemeine ber- 
abzuziehen, drückt der Aeusserung den Stempel der Beschimpfung 
auf. Das Verkennen dieser zweifellosen Wahrheit, hat nicht wenig 
zur unrichtigen Handhabung des $ 166 beigetragen. 

II. 


Wie bestimmt sich auf dieser Basıs das Verhältnis der Kon- 
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fessionen zu einander? Kann eine Beschimpfung im Sinne des 
$ 166 dadurch begangen werden, dass Glieder einer bestimmten 
Konfession , insbesondere Geistliche sich über andere Religions- 
gemeinschaften, deren Einrichtungen und Gebräuche in den Formen 
äussern, welche ihrem Glauben, der Lehre, den Vorschriften und 
Aeusserungen ihrer Kirche entsprechen ? Die Frage wird ge- 
wöhnlich bejaht und das ist neuerdings in einem Urtheil des 
Reichsgerichts geschehen, welches den Ausgangspunkt der folgen- 
den Untersuchung bilden mag. 

Der katholische Pfarrer Joseph Bechtold in Thannweiler 
im Elsass ist am 30. Juni 1890 vom Landgericht zu Mühlhausen 
wegen Vergehens gegen $ 166 St.G.B. zu einer Gefängnissstrafe 
von vierzehn Tagen verurtheilt worden '!.. Das Urtheil stellt fol- 
genden Thatbestand fest: Am 14. Oktober 1890 wurde vor dem 
Standesbeamten in Thannweiler die Ehe zwischen einem Prote- 
stanten und einer Katholikin geschlossen. Eine kirchliche Ein- 
segnung dieser Ehe fand erst einige Tage darauf statt. Am Sonn- 
tag, den 19. Oktober 1890 bei Gelegenheit seiner gewöhnlichen 
Predigt sagte Pfarrer Bechtold: „wenn ein Katholik so schlecht 
ist, einen Protestanten zu heirathen, ohne die erforderlichen Be- 
“dingungen erfüllt zu haben, so kann und darf seine Ehe von sei- 
nem katholischen Geistlichen nicht eingesegnet werden. Lässt er 
sich dann von einem protestantischen Pastor trauen oder begnügt 
er sich mit der Civilehe, so begeht er eine furchtbar schwere Sünde, 
eine Art Verleugnung seines katholischen Glaubens, einen Seelen- 
mord an seinen Kindern, die er um den höchsten Schatz, um den 
katholischen Glauben, die heiligen Sakramente und das ewige Leben 
bringt. Ein solcher Katholik lebt fortwährend in der Sünde, denn 
seinem Leben ist jede Heiligkeit und Ehrbarkeit abgesprochen. Seine 
Mischehe ist eine wilde Ehe, ein unrechtmässiges und darum un- 
sittliches Zusammenleben — ein Konkubinat.“ Die Strafkammer 


1) Der Process ist dargestellt in der Flugschrift: „Beschimpfung der 
evangelischen oder der katholischen Kirche? Geschichte einer viermal,vor 
Gericht erschienenen Predigt über das heilige Sakrament der Ehe von J. 
Bechtold, Pfarrer in Thannweiler, Strassburg. Das eıstinstanzliche Urtheil 
S. 87 f., das des Reichsgerichts S. 40 ff. 
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fand in diesem letzten Passus eine „Herabwürdigung und Schmähung 
der kirchlichen Einrichtung der Einsegnung der Ehe bei den Pro- 
‘ testanten, deren religiöse Gefühle dadurch verletzt werden müssen, 
während sie doch einer von Staatswegen als gleichberechtigt anzu- 
erkennenden und zu schützenden christlichen Kirche angehören‘. . 
Das Reichsgericht verwarf in einem Urtheil des ersten Strafsenates 
vom 2. November 1891 die Revision des Verurtheilten mit einer Be- 
gründung, aus welcher uns folgende Sätze interessiren: „Nach 
8 3 8t.G.B. finden die Strafgesetze des deutschen Reichs auf alle im 
Gebiet desselben begangenen strafbaren Handlungen Anwendung; 
von diesem Grundsatze besteht zu Gunsten der katholischen Geist- 
lichen keine Ausnahme; dieselben sind daher auch bei ihren Amts- 
handlungen an die Strafgesetze gebunden; der Angeklagte durfte 
den extremen Standpunkt der katholischen Kirche bei Mischehen in 
seiner Predigt nur in der Weise vertreten, dass er nicht gegen $ 166 
des Strafgesetzbuchs, welcher zur Wahrung des Friedens der meh- 
reren im Reich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften 
gegeben, verstiess; er konnte die Lehren seiner Kirche ungehin- 
dert vortragen, er musste dies aber in einer Form thun, dass er 
Andersgläubige in ihren religiösen Anschauungen nicht verletzte; 
„er durfte sich keiner Öffentlichen Beschimpfung ihrer Einrich- 
tungen und Gebräuche schuldig machen“. Nachdem dann das Reichs- 
gericht als zutreffend festgestellt bezeichnet hat, dass die kirchliche 
Trauung, die Einsegnung der Ehe eine Einrichtung der evangeli- 
schen Kirche sei, und dass der Unterrichter den Begriff der Beschim- 
pfung objektiv und subjektiv richtig auf die Aeusserung des Ange- 
klagten angewendet habe, fährt es fort: „Unzutreffend ist die 
Ausführung der Revisionsschrift, dass die Verkündung der katho- 
lischen Lehre durch den berufenen Priester nicht gleichzeitig eine 
Beschimpfung evangelischer Einrichtungen sein und durch $ 166 
bedroht sein könne; richtig ist nur, dass sie es nicht sein 
soll und wenn sie es ım Einzelnfalle ist und die sonstigen Vor- 
_ aussetzungen des $ 166 des Strafgesetzbuchs zutreffen, Strafe ein- 
treten muss, da im Reich alle Bekenntnisse gleichen Schutz ge- 
niessen. “ 
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Die Tragweite des Urtheils ist von katholischer Seite richtig 
erkannt worden '). Man hat in ihm eine Verkümmerung der Lehr- 


freiheit gefunden, den Satz: dass der Geistliche nicht berechtigt sei, - 


zu lehren, was seine Kirche lehre, es wenigstens nicht in der Form 
zu lehren, in welcher seine Kirche es lehre, dass für ihn nunmehr 
neben dieser Lehrform das Strafgesetzbuch Lehrnorm bilde. Der 
verurtheilte Geistliche hatte in der That nur gepredigt, was seine 
Kirche lehrt. Für das Gebiet, in welchem das Tridentinum Sess. 
24 de ref. matr. 1 gilt, ist die nicht unter Mitwirkung des ka- 
tholischen Geistlichen geschlossene Ehe eines Katholiken, gleichviel 
ob sie lediglich Civilehe oder vom protestantischen Geistlichen ein- 
gesegnet ist, der katholischen Auffassung nach ein Konkubinat, ein 
der kirchlichen Weihe und Sanktion entbehrendes, unsittliches Ver- 
hältniss. Wie ist es möglich in dem für den katholischen Geist- 
lichen pflichtmässigen Ausspruch dieser Thatsache eine strafbare 
Beschimpfung der anders denkenden Religionsgemeinschaften zu 
finden? Der gegensätzliche Glaubensstandpunkt der Konfessionen 
zu einander ist ein historisch gegebener, unlöslich mit der Kon- 
fession selbst verbundener. Er hat in bestimmten kanonischen 
oder sonstigen officiellen Formen Ausdruck gefunden, ist darin 
festgelegt, so lange die Kirchen in ihrer historischen Gestalt fort- 
bestehen. Sie stehen und fallen mit diesen Gegensätzen. Wie ist 
es denkbar, dass der Staat sie anerkennt und zugleich ihnen bei 
Strafe verbietet, sich entsprechend ihrer Lehre zu äussern? Kann 
es der Sinn des Strafgesetzbuchs sein, von den Religionsgesell- 
schaften eine Anpassung ihrer Lehren an seine Bestimmungen zu 
fordern? Und ist nicht die Anpassung in der Form gleichbedeutend 
mit der Anpassung in der Sache, wenn jene dieser völlig ent- 
spricht? Kann je die katholische Kirche davon ablassen, die Pro- 
testanten Ketzer, ihre Lehre einen Abfall vom Glauben zu nennen, 
Einrichtungen der protestantischen Kirchen in hergebrachter Weise 
als verabscheuungswürdige zu verdammen? Leo XIII. hebt in der 
Encyclica Arcanum divinae vom 10. Februar 1880 das Verdienst 


') Vgl. in der Flugschrift bes. S. 22. S. 34 £., S. 43 ff. und die S.45 ff. 
abgedruckten Zuschriften an den Verurtheilten. 
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der Kirche hervor, welches sie sich dadurch erworben: quod hae- 
resim deterrimam Protestantium de divortiis et repudiis anathemate 
perculerit; er sagt: manifesti criminis reos esse, si forte coniu- 
ges, quaecumque demunı causa esse dicatur, novo se matrimonil 
nexu ante implicare velint, quam abrumpi primum morte contigerit. 
Soll den katholischen Geistlichen verboten sein, derartige Aussprüche 
seines Oberhauptes zu wiederholen? Und nun vergegenwärtige man 
sich einige Stücke der Schmalkaldischen Artikel '): P. II. art. II. „dass 
die Messe im Pabsthum muss der grösseste und schrecklichste Gräuel 
sein.“ — „Ueber das alles hat dieser Drachenschwanz, die Messe, viel 
Ungeziefers und Geschmeiss, mancherlei Abgötterei gezeuget. Erstlich 
das Fegfeuer. — — Darum ist das Fegfeuer mit allem seinem Gepränge, 
Gottesdienst und Gewerbe für lauter Teufelsgespenste zu achten. — — 
Aber unsere Papisten führen solch Menschenwort dahin, dass man 
solle gläuben ihrem schändlichen, lästerlichen verfluchten Jahrmarkt 
von Seelenmessen ins Fegfeuer zu opfern. — — Zum andern ist 
das daraus gefolgert, dass die bösen Geister haben viel Büberei ange- 
richt, dass sie als Menschenseelen erschienen sind, Messen, Vigilien, 
Wallfahrten und andereAlmosen geheischet mit unsäglichen Lügen und 
Schalkheiten. — — Zum fünften das Heiligthum (reliquiae sancto- 
rum), darin so manche öffentliche Lügen und Narrenwerk erfunden, 
von Hunds- und Rossknochen, das auch um solcher Büberei willen, 
das der Teufel gelacht hat, längst soll verdammt sein, wenngleich 
etwas Guts dran wäre“ u.s. w. Man nehme hiezu die Frage 80 des 
Heidelberger Katechismus: „was ist für ein Unterschied zwischen 
dem Abendmahl des Herrn und der päpstlichen Messe?* — — „Und 
ist also die Messe im Grunde nichts Anderes, denn eine Verleug- 
nung des einigen Opfers und Leidens Jesu Christi und eine verma- 
leideite Abgötterei.*“ — Dass in solchen Aeusserungen lutherischer 
und reformirter Symbole „Beschimpfungen“ allerschlimmster Art 

nach $ 166 vom Standpunkt des Reichsgerichts aus gefunden werden 
müssten, kann Niemand in Zweifel ziehen. Man mache sich klar, 
was aus dieser Auffassung folgt. Diese Bekenntnissschriften dürfen 


t) Ich citire nach Müller, Die symbolischen Bücher. Stuttgart 1860. 
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in ihrer feststehenden Form nicht mehr öffentlich gelehrt, nicht 
mehr öffentlich in der Form der Aneignung ihres Inhalts im Druck 
verbreitet werden. Die kirchliche Behörde, welche die Geistlichen 
auf jene Artikel verpflichtet, würde, wenn sie auch strafrechtlich 
nicht verfolgbar wäre, immerhin sich einer indirekten Aufforderung 
zu strafbarem Handeln, zu gesetzwidriger Lehre schuldig machen. 
Kann das der Wille des Gesetzes sein? Ist doch die volle Aner- 
kennung der Religionsgesellschaften, welche in der Anerkennung 
oder Verleihung ihrer Rechtspersönlichkeit liegt, undenkbar ohne 
ihr Recht zur Lehre und Lebensäusserung gemäss ihren Bekennt- 
nissen und ihren Grundsätzen. Mit diesem Rechte aber ist die 
Rechtswidrigkeit der Aeusserung unvereinbar. An sich Beleidi- 
gendes darf gesagt werden nicht nur um der Thatsächlichkeit, der 
Wahrheit willen — wenn nicht die Form oder die begleitenden 
Umstände beleidigen (St.G.B. $ 192) —, sondern auch um der 
Wahrung berechtigter Interessen willen (St.G.B.8 193). Wo aber 
giebt es heiligere und höhere Interessen, als im religiösen Leben ? 
Und wem sind sie heiligere Pflicht, als dem Geistlichen? Und ist 
die Glaubenswahrheit auch nicht die mathematisch beweisbare, so 
bleibt sie Wahrheit für die Kirche nichts desto weniger. Sie kann 
nicht weichen von ihrem Glaubensgrund. Wer will sie hindern, ihn 
zu bestimmen? Es liegt doch klar zu Tage: ein Gesetz, welches 
zu Schutz und Frommen der Religionsgesellschaften gegeben ist, 
würde auf dem bekämpften Wege zu ihrer Schranke und schweren 
Beeinträchtigung. 

Nun meint allerdings der höchste Gerichtshof, $ 166 sei „zur 
Wahrung des Friedens der mehreren im Staat anerkannten Kirchen 
und Religionsgesellschaften gegeben« und versteht darunter offen- 
bar auch zur Wahrung des Friedens dieser Gesellschaften unter 
einander. Aber bereits oben musste eingehalten werden, dass dieser 
Zweck des Gesetzes schlechthin unerweislich ist. Es hindert Nie- 
mand, zwischen den Religionsgesellschaften die erbitterste Feind- 
schaft, den wüthendsten Hass offen zu schüren. Geflissentlich ist, 
wie oben S. 164 ausgeführt wurde, die abweichende dem Preussi- 
schen St.G.B. entnommene Vorschrift aus dem Entwurf des $ 166 
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getilgt worden. Nur der Klassenkanıpf-Paragraph ($ 130) bildet 
hier noch eine wenig bedeutende Schutzwehr. Die Zeit des Staats- 
absolutismus, in welchem Predigten überwacht und der Kultus re- 
glementirt wurde, sind ebenso vorüber, wie Jie Bestrebungen, den 
Kampt der Konfessionen unter einander durch Strafgesetze zu re- 
primiren und ihnen gegenseitige Achtung durch obrigkeitliche 
Autorität aufzuzwingen !). Das alles mochte in einer Zeit stark 
entwickelten Rationalismus angehen. Das sich kräftig regende 
religiöse Gefühl und der damit sich neu belebende scharfe Gegen- 
satz der Konfessionen fügt sich dem nicht. 

Den Frieden, welchen angeblich, nach der Ansicht des Reichs- 
gerichts, der $ 166 den Konfessionen sichern soll, begehren sie 
nicht. Den Frieden, welcher auf den Wahlspruch hin erfolgt, dass 
jeder nach seiner Facon selig werden möge, kann die Kirche niemals 
schliessen. Ihr ist der Kampf der Geister für ihren Glauben und 
gegen das, was ihr Irrlehre scheint, Lebensaufgabe. Es giebt keinen 
wahren Streit über das Dogma und das Glaubensleben ohne Streit 
über Einrichtungen und Gebräuche Freilich hat man bald von 
der einen, bald von der anderen Seite nach Strafverfolgung gegen 
Angriffe gerufen; aber sobald man das Gesetz gegen die Rufer 
selbst kehrte, haben sie empfunden, dass diese Form der Friedens- 
erhaltung nicht nur zweischneidig, sondern für sie unerträglieh ist. 

Es muss denn auch bestritten werden, dass in Aeusserungen 
der hier erörterten Art, ganz abgesehen von der Frage ihrer 
Rechtswidrigkeit, überhaupt Beschimpfungen im Sinne des Ge- 
setzes zu finden seien. Wie kann Das schnöde, roh, gemein, bru- 
tal, niedrig, entwürdigend, also ein Schimpfen, ein Beschimpfen 
sein, was doch nur Aeusserung der heiligsten Ueberzeugung oder 
der kirchlichen Vorschrift ist? Dort, wo es sich um die heiligsten 
Güter, um der Seelen Seligkeit, Erlösung und Verwerfung handelt, 
bleibt man bei rücksichtsvoll umschreibenden Andeutungen nicht 
stehen. Die auf der Grundlage der Schrift historisch entwickelte 
Redeweise der Kirche braucht das starke ‚Wort, welches ihre 


'ı) Vgl. Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts, 3. Aufl. Leipzig 1889. 
8. 328. 
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Ueberzeugung klar und wahr zum Ausdruck bringt. Aber auch, 
wenn es „verdammt“, für „verworfen“, „antichristlich“, „Teufels- 
werk“, „Götzendienst“, »Abgötterei« erklärt, beschimpft es nicht. 
Schwächlicher , ungesunder Empfindsamkeit , welche anders fühlt, 
haben wir keine Rechnung zu tragen. Wie früher bereits aus- 
geführt worden, fordert der Thatbestand eine Bethätigung der 
schnöde herabwürdigenden Gesinnung; davon kann schlechterdings 
nicht die Rede sein im ernsten Kampf der religiösen Ueberzeug- 
ungen. Allerdings lässt sich denken, dass in beschimpfender Weise 
und Absicht gelehrt, dass Worte der Schrift, der Lehrnorm zu 
Schmähungen gebraucht werden. Aber dazu bedarf es eines Weiteren, 
als des bewussten Gebrauchs jener Ausdrücke. 

Dem konfessionellen gehässigen Kampf sollen diese Ausfüh- | 
‘rungen nicht das Wort reden. Es ist nichts 'sehnlicher zu wün- 
schen, als dass man sich in Liebe tragen und überwinden lernte. 
Aber wir müssen uns darüber klar werden, dass das Strafgesetz 
und der Strafrichter die versöhnenden und Frieden stiftenden 
Mächte nicht sein können, noch sollen. Wie die Sache jetzt liegt, 
sind sie nur Kampfesmittel in den Händen der einzelnen reli- 
giösen Gemeinschaften, welche die Macht des Staates auszuspielen 
suchen für die Unterdrückung gegnerischer freier Meinungsäusse- 
rung. Die Judikatur, mag sie nun im einzelnen Fall solchen Be- 
strebungen gegenüber versagen oder ihnen dienstbar werden, wird 
in den konfessionellen Kampf hineingezogen ; das Uebel frisst, in- 
dem es die Rechtsprechung mit ergreift, immer tiefer. Und das. 
alles ist die Folge der geschilderten unrichtigen Auffassung des. 
Gesetzes. Sollte sich diese Erkenntniss nicht Bahn brechen, dann 
bliebe keine andere Wahl, als der im Eingang erwähnten Petition 
zu folgen und die Beschimpfung der Religionsgesellschaften allge- 
mein frei zu geben. 


II. 


In keinerlei unmittelbarem Zusammenhang mit der vorstehen- 
den Erörterung (Nr. II) steht die Entscheidung des Reichsgerichts, 
welche durch die Ausstellung des Trierer heiligen Rockes veran- 
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lasst war'). Aber sie hat in weiten Kreisen Aufsehen erregt und 
beunruhigt. Daher mag eine vorurtheilsfreie, juristisch technische 
Kritik dieses Urtheils hier Platz finden. 

Sie ist völlig losgelöst von dem Streit um die Echtheit des 
h. Rockes und hat am allerwenigsten die Tendenz, nach irgend 
einer Seite die Reliquienverehrung der katholischen Kirche zu be- 
mängeln. Die Untersuchung liegt auf streng juristischem Gebiete. 

Die Ausstellung des Trierer heiligen Rocks im Sommer des 
Jahres 1891 entfesselte einen lebhaften Kampf in der Presse ?) 
und zog eine Reihe von Strafprocessen nach sich. Von diesen 
endete das Verfahren gegen J. Trojan, den Redakteur des Kladde- 
radatsch, und Genossen mit der Freisprechung. Inkriminirt waren 
eine bildliche Darstellung, „der grasse Gimpelfang in Trier“ und 
die Artikel „aus Trier“ und „höhere Politik* in Nr. 33 des Jahr- 
gangs 1891. In letzterem Artikel fand sich mit Beziehung auf 
die Ausstellung des sog. heiligen Rocks die Wendung: „die schwa- 
chen Köpfe unter den Katholiken müssen eben den Humbug sehen, 
um ihn als solchen begreifen zu lernen“; der andere Artikel war 
vorzüglich eine starke Verhöhnung eines mit der Ausstellung in 
Verbindung gebrachten Treibens, der Ausbeutung der Pilger, des 
Jahrmarkttreibens und Schwindels. Das Urtheil der VII. Straf- 
kammer des Landgerichts Berlin I erachtete die Reliquienqualität 
des heiligen Rocks durch die Bulle des Papstes Leo X vom 26. 
Januar 1515 in autoritativer Weise für festgestellt, nahm aber 
richtig an, dass das Strafgesetzbuch $ 166 nicht die „Gegenstände“ 
der Verehrung, sondern nur die „Einrichtung“ der Kirche als 
solche, also hier die Einrichtung der Reliquienverehrung schütze, 
demgemäss die Beschimpfung des Gegenstandes und der im Ver- 


1) Das Urtheil ist abgedruckt in den Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Strafsachen Bd. XXII. S. 238 und wird unten S. 181 fg. wiedergegeben. 
2) Von katholischer Seite erschienen u.a.: Franz Kempel, Die Gottes- 
fahrt nach Trier, Mainz 1891, Dr. C.Willems, bischöflicher Sekretär, Der 
hl. Rock zu Trier, Trier 1891, Derselbe, Der hl. Rock zu Trier und 
seine Gegner, Trier 1892; von gegnerischer Seite u. a.: Dr. H. Benecke, 
Der heil. Rock zu Trier im J. 1891, Berlin 1891, W. Thümmel, Die An- 
betung der „lückenhaften Stofftheile“ in Trier, Barmen 1891. 
12 * 
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hältniss zur Gesammtheit der katholischen Kirche völlig verein- 
zelten Uebung der Trierer Domkirche nur dann strafbar sei, wenn 
sie die „gemeingültige Einrichtung“ der Reliquienverehrung als 
solche habe treffen wollen. Dass dem im inkriminirten Fall so 
sel, wird verneint, übrigens auch festgestellt, dass in den frag- 
lichen Darstellungen und Aeusserungen eine „Beschimpfung“ des 
Heiligen überhaupt nicht liege. 

Auch die gegen den Pfarrer Thümmel in Remscheidt wegen 
eines Artikels in dem Rheinisch-Westfälischen Tageblatt vom 13. 
Oktober 1891, in welchem die Reliquienverehrung als Fetisch- 
(Götzen-)dienst und Abgötterei angegriffen ward, verlief für den 
Angeklagten günstig. Der Beschluss der Strafkammer in Essen 
lehute die Eröffnung der Hauptverhandlung ab. 

Anders endete die Strafsache gegen den Redakteur Franz Si- 
winna zu Kattowitz. Derselbe hatte nach der Feststellung des 
ersten von der I. Strafkammer des Landgerichts zu Beuthen O/S 
gefällten verurtheilenden Erkenntnisses in der von ihm redigirten 
Zeitung am 6. März 1891 folgenden Artikel gebracht: 

Der heilige Rock sollte in diesen Jahre zu Trier ausgestellt 
werden. Jetzt schreibt man der „Köln. Zeitung“: Die Ausstel- 
lung des heil. Rockes scheint auf unbestimmte Zeit vertagt zu 
sein, die für Sonntag erwartete Verkündigung des „Ereignisses“ 
von der Kanzel ist nicht erfolgt. Es sollen deswegen Verhand- 
lungen mit der weltlichen Behörde stattgefunden haben. (Es 

. wäre auch bedauernswerth, wenn man im neunzehnten Jahrhun- 
dert einen derartigen Humbug durch Stillschweigen sanktio- 
nirte.e D. R.) 

Die am Schlusse befindliche eingeklammerte Bemerkung der 
Redaktion ist vom Angeklagten selbst verfasst worden. Die Straf- 
kammer hat in dieser Aeusserung die Beschimpfung einer Ein- 
richtung und eines Gebrauches der katholischen Kirche gefunden 
und den Angeklagten deshalb aus $ 166 St.G.B.’s zu einer Gefäng- 
nissstrafe von zwei Wochen verurtheilt. Die von dem Angeklagten 
eingelegte Revision wurde vom Reichsgericht IV. Strafsenat durch 
Urtheil vom 24. November 1891 verworfen. Die Gründe lauteten: 
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„Die Feststellung der Strafkammer, dass die Reliquienver- 
ehrung ein Gebrauch der katholischen Kirche sei, ist rechtlich 
bedenkenfrei und wird auch von der Revision nicht bemängelt. 
Ohne ersichtlichen Rechtsirrthum hat ferner der Vorderrichter 
angenommen, dass der „heilige Rock* zu Trier notorisch eine 
Reliquie sei. Es durfte als eine bekannte historische Thatsache 
bezeichnet werden, dass der gedachte Gegenstand unter den Ka- 
tholiken eine weitverbreitete Verehrung geniesst und als Reliquie 
unter Billigung und Förderung des Bischofs, sowie auch, wie 
der Vorderrichter hervorhebt, des Oberhauptes der katholischen 
Kirche, öffentlich ausgestellt und verehrt worden ist. Das ge- 
nügte aber, um die Eigenschaft des „heiligen Rockes“ zu Trier 
als Reliquie für feststehend zu erachten, und es war rechtlich 
unerheblich, ob der genannte Rock wirklich „echt* oder ob ihm 
diese Eigenschaft von einem Theile der Katholiken abge- 
sprochen wird. Allerdings folgt nun daraus, dass der mehrer- 
wähnte Gegenstand eine Reliquie ist, keineswegs, dass jede Be- 
schimpfung desselben oder einer zu seinem Kultus gehörenden 
Ausstellung unter den $ 166 des Strafgesetzbuches falle. Die 
Fassung wie die Entstehungsgeschichte dieses Paragraphen er- 
giebt, dass nicht, wie im $ 135 des preussischen Strafgesetz- 
buches, die einzelnen Gegenstände der Verehrung unter straf- 
rechtlichen Schutz haben gestellt werden sollen. Es lässt sich 
aber nicht bezweifeln, dass in der Beschimpfung eines einzelnen 
Gegenstandes der Verehrung auch eine Beschimpfung des zu 
Grunde liegenden Gebrauchs der Religionsgemeinschaft liegen 
kann (vergl. Rechtsprechung des Reichsgerichts Band 1 S. 521). 
Diese Annahme ist dann gerechtfertigt, wenn nach dem erkenn- 
baren Willen des Thäters die einzelne Erscheinung nicht als 
solche, sondern als Ausfluss des allgemeinen Gebrauchs getroffen 
werden sollte. Ob dies nach Lage der Umstände anzunehmen 
oder nicht, ist eine lediglich thatsächliche Frage. Vorliegend 
hat nun aber die Strafkammer für erwiesen angenommen, dass 
der Angeklagte nicht bloss die bevorstehende bestimmte Aus- 
stellung des „heiligen Rocks“, sondern, indem er diese als Hum- 
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bug bezeichnete, den Kultus der Reliquienverehrung überhaupt, 
also den Gebrauch der katholischen Kirche zum Gegenstande 
seines Angriffs gemacht habe. Legt man diese Feststellung zu 
Grunde, so folgt daraus, nicht bloss, dass dann umsomehr die 
Frage der objektiven Echtheit des „heiligen Rocks“ zu Trier 
belanglos war, sondern auch, dass das subjektive Schuld- 
moment nicht — wie die Revision meint — dadurch ausgeschlossen 
werden konnte, dass nach der Ueberzeugung des Angeklagten 
es sich bei der von ihm bezeichneten Ausstellung um eine un- 
echte oder zweifelhafte Reliquie handelte. Das Bewusstsein des 
Angeklagten davon, dass der von ihm angegriffene Reliquien- 
Kultus zu den Gebräuchen der katholischen Kirche gehöre, ist 
von der Vorinstanz ausdrücklich festgestellt worden. 
Unbegründet ist endlich auch der von der Revision erhobene 
Vorwurf, dass die Strafkammer den Begriff des Beschimpfens 
verkannt habe. Ob die Bedeutung des Wortes „Humbug“ vom 
' ersten Richter zutreffend nach den vorliegenden Umständen be- 
urtheilt worden, ist keine Rechtsfrage. Dem Revisionsgerichte 
steht somit eine Nachprüfung der betreffenden Feststellung nicht 
zu. Bedeuteten aber die Worte des Angeklagten in der That, 
dass die ausstellenden Priester „Schwindler* und „Betrüger“ 
seien, die gläubigen Katholiken dagegen bei der Ausstellung die 
Rolle von „einfältigen Dummköpfen“ spielten, so konnte der 
Vorderrichter, ohne rechtlich zu irren, annehmen, dass eine auch 
in der gewählten Form hervortretende Kundgebung der Ver- 
achtung vorliege (Entscheidungen Band 10 S. 146). Dass der 
Angeklagte sich auch des beschimpfenden Charakters seiner 
Aeusserung bewusst gewesen, erklärt der Vorderrichter ausdrück- 
lich für erwiesen. | 
Hiernach erweist sich die Rüge, dass das angefochtene Ur- 
theil auf einer Verletzung des $ 166 des Strafgesetzbuchs und 
der $$ 260, 266 der Strafprozessordnung beruhe, als unbegründet 
und es war demgemäss wie geschehen zu erkennen.“ 
Das Urtheil würde unantastbar sein, wenn in der That die 
Strafkammer für erwiesen angenommen hätte, „dass der Ange- 
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klagte nicht bloss die bevorstehende bestimmte Ausstellung des 
heiligen Rocks, sondern, indeın er diese als Humbug bezeichnete, 
den Kultus der Reliquienverehrung überhaupt, 
also den Gebrauch der katholischen Kirche zum 
Gegenstande seines Angriffs gemacht habe“. Damit 
wäre der Thatbestand des $ 166 erfüllt und die Frage der „objektiven 
Echtheit“ des heiligen Rocks gänzlich belanglos geworden. Diese 
Annahme des Reichsgerichts aber entspricht, so viel ich sehe, den 
Thatsachen nicht. Das Untergericht hat nach meinem Dafürhalten 
nicht festgestellt, dass der Angeklagte durch die Beschimpfung 
des heiligen Rocks „die Reliquienverehrung überhaupt“ 
als Einrichtung der katholischen Kirche zum Gegenstande seines 
Angriffs gemacht habe, sondern es hat etwas völlig Anderes fest- 
gestellt. Wörtlich lautet der entscheidende Passus des Urtheils: 
„Der heilige Rock zu Trier gehört notorisch zu den Reliquien. 
In dieser Eigenschaft geniesst er bei den Anhängern des katho- 
lischen Glaubens eine wenn auch nicht allgemein anerkannte, 
so doch weit über die Grenzen der Trierer Katholikengemeinde 
hinausgehende religiöse Verehrung und diese Verehrung wird 
von der katholischen Geistlichkeit, insbesondere ihrem Ober- 
haupte, nicht nur gebilligt, sondern auch nach Kräften geför- 
dert. Die Verehrung auch des heiligen Rocks ge- 
hört daher zu den Einrichtungen und Gebräuchen 
der katholischen Kirche.“ 
Es legt also das Untergericht der Verehrung des heiligen Rockes 
an sich die Bedeutung einer „Einrichtung und eines Gebrauchs 
der katholischen Kirche“ bei; es identificirt im Gegensatz gegen 
das angeführte Berliner Urtheil den isolirten Gebrauch zu Folge 
seiner oberhirtlichen Förderung und der lokal ausgedehnten inneren 
Billigung mit einem Gemeingebrauch. Daraus ergiebt sich der 
Strafkammer mit Nothwendigkeit der Schluss, dass eine Beschim- 
pfung des Gegenstandes und der zu seinem Kultus gehörenden 
Ausstellung unter allen Umständen zugleich eine Beschimpfung 
einer „Einrichtung und eines Gebrauchs der katholischen Kirche“ 
sei. Das ist.nicht thatsächliche Feststellung und jedenfalls nicht 
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die thatsächliche Feststellung, welche das Reichsgericht unterstellt, 
nämlich die Feststellung: dass „nach dem erkennbaren Willen des 
Thäters die einzelne Erscheinung nicht als solche, sondern als 
Ausfluss des allgemeinen Gebrauchs getroffen werden sollte“. 
Der Unterrichter ist im Rechtsirrthum befangen, nämlich in dem 
vom Reichsgericht selbst im gegenwärtigen Urtheil und wiederholt 
reprobirten Irrthum, dass der Einzelngegenstand der Verehrung, der 
Einzelvorgang der Ausstellung an sich, den gesetzlichen Begriff 
der „Einrichtung“ oder des „Gebrauchs“ erfülle '!). Dieser Irrthum 
zieht sich durch das ganze unterrichtliche Urtheil und prägt sich 
besonders aus in dem Satze: „Der Angeklagte war sich auch — 
davon ist das Gericht trotz seines Leugnens überzeugt — des ver- 
ächtlich machenden Charakters des Wortes „„Humbug““ bewusst, 
er bezweckte mit dieser Bezeichnung nicht nur die Ausstellung, 
sondern den Kultus selbst blosszustellen und erkannte auch, dass 
dieser Kultus zu den Einrichtungen und Gebräuchen der katho- 
lischen Kirche gehört.“ Unter „Kultus“ ist dabei lediglich der 
„Kultus des heiligen Rocks“ verstanden, von dem wiederholt vor- 
her im Urtheil die Rede ist. Der Irrthum des ersten Richters ist 
um so augenfälliger, als er selbst einfliessen lässt, dass die Ver- 
ehrung des heiligen Rocks bei den Anhängern des katholischen 


ı) Es genügt zu verweisen ]) auf das oben S. 170 angeführte Urtheil; 
hier war der Einzelvorgang des Vatikanums, der doch wahrhaftig sich ober- 
hirtlicher Anerkennung erfreute, angegriffen; 2) auf das Urth. des I. Straf- 
senats vom 5. Juli 1886 (Rechtssprechung Bd, VIII S. 512 ff.): der Ange- 
klagte hatte in den unfläthigsten Ausdrücken sich über die Mutter Gottes 
geäussert; das Untergericht hatte darin eine Beschimpfung einer Einrich- 
tung der christlichen Kirchen erblickt; das Reichsgericht hob das Urtheil 
auf und sagte: „Die Beschimpfung von Gegenständen kirchlicher Verehrung 
und von Lehren oder Glaubenssätzen kann daher nur dann unter $ 166 des 
St.G.B. gestellt werden, wenn im gegebenen Falle darin die Beschimpfung 
einer Kirche oder Religionsgesellschaft selbst oder einer ihrer Einrichtungen 
oder Gebräuche zu finden ist. Die Person der Mutter Christi ist ein Gegen- 
stand der Verehrung und ihre Anerkennung als Mutter Gottes ein Glaubens- 
satz, aber nicht eine Einrichtung, worunter das Gesetz äusserliche kirch- 
liche Einrichtungen ... versteht... Als äusserliche kirchliche Einrichtung 
kann der der katholischen Kirche eigene Marienkultus und die allen christ- 
lichen Kirchen eigene Christusverehrung angesehen werden ...* 
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Glaubens eine keineswegs allgemeine sei; als ferner notorisch ist, 
dass eine grosse Zahl von ganz gleichen Reliquien um den Vor- 
rang und das Recht, das heilige ungenähte Kleid des Herrn zu 
sein, streiten, also ganz dunkel bleibt, wie der Unterrichter zu 
dem Schluss gelangt ist, dass der Angeklagte mit der Beschimpfung 
des Kultus der Trierer Reliquie die einer Einrichtung und eines 
Gebrauchs der Kirche habe aussprechen wollen, wenn nicht unter 
diesen Begriffen die Verehrung der einzelnen Reliquie schlechthin 
verstanden werden sollte. Wollte aber die Strafkammer im Be- 
wusstsein der Unterscheidung zwischen irrelevantem Kultus der 
einzelnen Reliquie und dem den Begriff des Gesetzes erfüllenden 
Reliquienkultus überhaupt aussprechen, dass zu Folge des Umfangs 
der Verehrung und der Förderung durch Geistlichkeit und Papst 
der Kultus des heiligen Rockes einen Gebrauch der Kirche im all- 
gemeinen darstelle, so wäre doch das keine thatsächliche Fest- 
stellung und wiederum keineswegs die Feststellung, die das Reichs- 
gericht supponirt, nämlich die Feststellung, dass der Angeklagte 
„den Kultus der Reliquienverehrung überhaupt“ zum Gegenstand des 
Angriffs gemacht habe. Dabei darf nicht unbeachtet bleiben, dass 
jene Momente der ausgedehnten Verehrung und offiziellen Förderung 
vom Reichsgericht als entscheidend für die Reliquienqualität, nicht 
für die Eigenschaft der Verehrung dieser Reliquie als eines all- 
gemeinen kirchlichen Gebrauchs betrachtet werden. — Ist im Vor- 
stehenden das unterrichterliche Urtheil richtig aufgefasst, dann 
fällt die eine und stärkste Stütze des reichsgerichtlichen Urtheils 
in sich zusammen. 

Aber auch im Uebrigen giebt diese Entscheidung Anlass zu 
ernsten Bedenken. Sie konformirt sich mit der Erklärung des 
Unterrichters, dass der „heilige Rock“ zu Trier notorisch eine Re- 
liquie sei und benützt, wie eben angedeutet, die dieser Erklärung 
folgenden Sätze des ersten Urtheils zur Begründung der Notorietät. 
Das geschieht nicht ohne Abweichung. Das Untergericht hatte 
gesagt, der h. Rock geniesse „in dieser seiner Eigenschaft“ (näm- 
lich der notorischen Reliquieneigenschaft) eine weit über die Trierer 
Kirchgemeindegrenzen hinausgehende, wenn auch nicht allgemein 
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anerkannte religiöse Verehrung und diese Verehrung werde von 
„der katholischen Geistlichkeit, insbesondere ihrem Überhaupte, 
nicht nur gebilligt, sondern auch nach Kräften gefördert“. Das 
Reichsgericht sagt, es habe als eine bekannte historische That- 
sache bezeichnet werden dürfen, dass der gedachte Gegenstand 
unter den Katholiken eine weitverbreitete Verehrung geniesse und 
als Reliquie unter Billigung und Förderung des Bischofs, so- 
wie auch des Oberhauptes der katholischen Kirche 
öffentlich ausgestellt und verehrt worden sei. Das Reichsgericht 
nennt dort den Bischof, wo die Strafkammer von der katholischen 
Geistlichkeit spricht, dort das Oberhaupt der katholischen Kirche, 
wo die Strafkammer nur das Oberhaupt der Geistlichkeit erwähnt. 
Da unmöglich die Strafkammer unter Geistlichkeit die gesammte 
Geistlichkeit der ganzen katholischen Kirche verstehen kann, so 
lässt ihre Feststellung den Zweifel offen, ob nicht nur die Geist- 
lichkeit der Trierer Diöcese und unter Oberhaupt nur der Diöce- 
sanbischof gemeint sind. Es kann dahingestellt bleiben, ob das 
Reichsgericht die Ansicht des Untergerichts richtig wiedergegeben 
hat, denn jedenfalls hat es selbstständig nachprüfend und bekräf- 
tigend die Notorietät der Reliquieneigenschaft bejaht. Das ist 
m. E. processrechtlich einwandfrei. Denn die Frage der Noto- 
rietät ist Rechtsfrage, daher ihre Prüfung Aufgabe des Revisions- 
gerichts '). Der Begriff der Notorietät, der den Beweis ausschlies- 
senden oder doch nicht erfordernden Offenkundigkeit ist ein Rechts- 
begriff und die Subsumtion einer Thatsache unter ihn eine juri- 
stische Denkoperation. Sie ist revisibel und zwar in doppelter 
Beziehung, sowohl was die richtige Auffassung des Begriffs (des 
ÖObersatzes), als was die Anwendung desselben anbetrifft. Es ist 
nicht denkbar, dass der Unterrichter bindend für das Revisions- 
gericht als welt- oder volkskundig eine Thatsache hinstellen könnte, 
gleichviel ob er dabei den Begriff dieser Art der Offenkundigkeit 


ı) Vgl. dazu Urtheil des IV. Civilsenats vom 10. März 1887 (Entsch. 
d. R.G. in Civils. Bd. XVII, S. 270 ff.), Urth. des II. Strafsenats vom 15. No- 
vember 1887 (Entsch. d. R.G. in Strafs. Bd. XVI, S. 327), Urth. des IV. Straf- 
senats vom 4. Dec. 1891, vom 5. Jan. 1892 in Archiv f. Strafrecht, Jahrg. 
XXIX, S. 342, 


! 
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verkennt, oder ob das Festgestellte unwahr oder doch zweifelhaft 
oder keinesfalls gemeinkundig ist. Das ist die Ansicht des Reichs- 
gerichts und deshalb bekräftigt es auf Grund eigener Wissenschaft 
die Aeusserungen des Vorderrichters. Es fühlt sich hier nicht 
gebunden durch dessen Feststellungen, sondern stellt selbst fest '). 

Die Frage der Reliquienqualität des h. Rocks und deren No- 
torität ist aber noch in anderem Sinne Rechtsfrage. Reliquie ist 
ein Rechtsbegriff, ein Begriff des gemeinen katholischen Kirchen- 
rechts. Also auch die Frage, ob die Kriterien des Reliqnien- 
begriffs richtig vom Unterrichter angewendet worden sind, war 
Rechtsfrage und vom Öbergericht nachzuprüfen. Und das ist 
geschehen. Das Reichsgericht sagt bestimmt, dass die als noto- 
risch festgestellten Thatsachen genügten, „um die Eigenschaft des 
h. Rocks zu Trier als Reliquie für feststehend zu erachten“, und 
dass die wirkliche Echtheit des Rocks oder deren Verneinung sei- 
tens eines Theiles der Katholiken unerheblich sei. Da nun die 
Reliquien-Eigenschaft einer Sache kein Glaubenssatz, sondern eine 
historische Thatsache ist, da die katholische Kirche selbst die Zu- 
muthung weit von sich weist, unechte Reliquien zu verehren, da 
ihr vielmehr die Echtheit derselben ein von Begriff untrennbares, 
wesentliches Merkmal ist, so kann, wenn dennoch vom obersten 
Gerichtshof die „wirkliche“ Echtheit und die Thatsache der Be- 
strittenheit derselben für rechtlich gleichgültig erklärt wird, das 


') Um so mehr muss es auffallen, dass das Reichsgericht in demselben 
Urtheil die unterrichterliche Deutung des Worts Humbug für eine aller Nach- 
prüfung entzogene thatsächliche Feststellung erklärt. Der Unterrichter be- 
handelt diesen Wortsinn als offenkundig. Und wenn etwas offenkundig ist, 
ist es die Sprache; der Sprachschatz ist Gemeingut; die Sprachregel, der 
Sprachgebrauch werden vom Reichsgericht gehandhabt, wie vom Unterge- 
richt. Ob ein Wort einen beleidigenden, beschimpfenden Sinn hat, also 
auch, welchen Sinn es hat, ist unzweifelhaft eine der Revision nicht ent- 
zogene Frage. Anders die Frage: in welchem Sinn es thatsächlich gebraucht 
worden. Man sollte nie vergessen, dass das, was das Revisionsgericht als 
solches weiss oder doch wissen muss, ihm nie durch das Untergericht etwa 
gar wider die Wahrheit thatsächlich festgestellt werden kann. Aber die 
ganze Lehre von der Revisibilität der Notorietät, ja von der Notorietät 
selbst liegt im Argen. 
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die Reliquie Bestimmende nur ein formales Moment sein. Und 
dieses wiederum kann nicht in einer widerleglichen Vermuthung, 
sondern nur in einem die beachtliche Widerlegung ausschliessenden 
autoritativen Akt gefunden werden. Wie steht es damit? 

Das Reichsgericht stützt die Reliquienqualität auf einen dop- 
pelten Grund: 1. die weitverbreitete, wenn auch nicht unbean- 
standete Verehrung und 2. die öffentliche Ausstellung und Ver- 
ehrung unter Billigung und Förderung des Bischofs und des Pap- 
stes. Eine nähere Substantiirung dieser allgemeinen Behauptungen 
findet sich im Urtheil nicht. Nun springt zunächst in die Augen, 
dass die weitverbreitete Verehrung einen Gegenstand nicht zur 
Reliquie machen kann. Sie kann die Folge, nicht der Grund der 
Reliquien-Eigenschaft sein. Das Gegentheil ist meines Wissens 
niemals durch die Kirche in massgebender Form ausgesprochen, 
vielmehr hat sie wiederholt und ın einschneidender Weise aner- 
kannt, dass auch hier thatsächlicher Gebrauch Missbrauch sein 
kann, absichtlicher oder irrthümlicher Missbrauch. Das vierte la- 
teranensische Koncil gebietet (Can. 62 in c. 2 X de reliquiis et 
veneratione sanct. III, 45) „die Prälaten sollen nicht gestatten, 
dass Diejenigen, welche zu ihren Kirchen der Verehrung (nämlich 
der Reliquien) wegen kommen, durch eitle Gebilde oder unechte 
Beweisstücke getäuscht werden, wie das an vielen Orten des Ge- 
winnes wegen zu geschehen pflege“. Und das Koncil von Trient 
(sess. XXV decret. de invoc.) will gründliche Untersuchung der 
Echtheit, damit fragwürdiger oder unerträglicher Missbrauch aus- 
gerottet werde (dubius aut difficilis abusus sit exstirpandus) oder 
auch in diesen Dingen sich regender ernster Zweifel (gravior quae- 
stio) gehoben werde. Die Thatsache weitverbreiteter Verehrung 
kann es mit sich bringen, dass ihr entgegentretende grobe Aus- 
fälle die religiösen Gefühle vieler verletzen, aber es ist; erwiesen, 
dass hiervon die Beschimpfung einer Einrichtung oder eines Ge- 
brauchs der katholischen Kirche nicht abhängt. Es lässt sich 
denken, dass eine absichtliche oder unabsichtliche Täuschung den 
Glauben an irgend welche Wundervorgänge weckt, dass sich daraus 
Wallfahrten, Verehrung in grossem Massstab entwickeln. Aber 
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diese Thatsache allein hat keinerlei approbirende, sanktionirende 
Wirkung. 

Es bleibt hiernach für die Ansicht des Reichsgerichts der 
einzige Halt: die öffentliche Ausstellung und Verehrung unter 
Billigung und Förderung des Bischofs und des Oberhauptes der 
katholischen Kirche. Dass derartige Handlungen der kirchlichen 
Obern eine formale, autoritative Wirkung enthalten können, steht 
kanonisch fest. Die oben erwähnten Koncilien haben das betreffs 
der „reliquiae inventae de novo* und der „novae reliquiae reci- 
piendae“ bestimmt angeordnet. Aber was das Reichsgericht kon- 
statirt, ist nicht formelle Approbation der Echtheit, wie sie in 
diesen Vorschriften gefordert wird, sondern ein Verhalten, wel- 
ches zwar Approbation sein kann, aber es nicht sein muss, Billi- 
gung und Förderung der Ausstellung und Verehrung lässt sich 
auch denken ohne die eigentliche Echtheitsfeststellung der Reli- 
quie, mag man nun konniviren, oder sich an eine Ueberlieferung 
anlehnen, an welcher zu rütteln man nicht geneigt ist, deren 
Wahrheit man aber nicht zu beweisen vermag, wie man sie einst- 
weilen nicht für widerlegt erachtet. Dieses ist die Haltung, welche 
der Bischof von Trier in seinem Hirtenbrief vom 1. Juni 1891, 
durch den er die letzte Ausstellung inaugurirte, eingenommen hat. 
Dort behandelt er die Echtheitsfrage als die für die Reliquien- 
qualität zweifellos entscheidende „Ihr werdet mich vielleicht fra- 
gen, geliebte Diöcesanen, ob die Verehrung für die hl. Reliquie 
unserer Donikirche begründet sei, ob wir dieselbe für das unge- 
nähte Kleid des Herrn halten müssen? Ich erachte es als meine 
oberhirtliche Pflicht, Euch diese Frage nach bestem Wissen und 
Gewissen zu beantworten“. Und die nun folgende Antwort ist 
keineswegs ein bestimmtes Ja. Der Bischof betont in erster Linie, 
dass hier von einem Glaubenssatz nicht die Rede sein könne. 
„Wenn es sich im einzelnen um die Echtheit einer bestimmten 
Reliquie handelt, so ist es jedem unbenommen, nach vernünftigen 
Gründen sein Urtheil zu bilden. Sollte auch jemand leichtfertig, 
ohne zwingenden Beweis die Echtheit einer Reliquie in Zweifel 
ziehen oder sogar verwerfen, so würde er dadurch vielleicht an- 
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massend und pietätlos handeln, aber noch nicht gegen den Glauben 
selbst sich versündigen. Die Echtheit einer Reliquie stützt sich, 
wie jede andere geschichtliche Thatsache, auf das Zeugniss der 
Menschen“, . 

Unter Berufung auf das Tridentiner Konzil, welches die der 
Wahrheit und Frömmigkeit entsprechende Entscheidung der Echt- 
heitsfrage fordert, rechtfertigt der Bischof das Vertrauen auf die 
Tradition, die Sorgfalt und Ehrlichkeit der Vorgänger auf dem 
Trierer Stuhl. Er wehrt den Verdacht gegen diese ab und fährt 
fort, dass er um keinen Preis in der Welt zu einem Betrug, zu 
einer Täuschung der Andacht seines Volkes mitwirken würde und 
dass er an der Ueberzeugung festhalte, die Vorfahren mn Amt 
hätten weder getäuscht, noch seien sie getäuscht worden. „Wahr- 
lich, ich müsste fürchten, mich an der Kirche Triers zu versün- 
digen, wenn ich diese Relique, welche die Vorfahren als ihr höch- 
stes Kleinod betrachtet haben, wie eine werthlose Sache preisgäbe. 
Diese meine Ueberzeugung, geliebte Diöcesanen, glaube ich rück- 
haltlos aussprechen zu müssen, ohne sie jemand aufdrängen 
zu wollen“ Das ist keine klare, bestimmte formelle Appro- 
bation. Der Zweifel wird nicht als Unwahrheit gestempelt, wenn 
er auch pietätslos sein soll. Solche Zweifel sind bekanntlich vor 
jenem Hirtenbrief in ernstester Form und auch von gut katho- 
lischer Seite geäussert worden, und dass kein sicherer Beweis 
ihnen gegenübersteht, vermag Niemand zu bestreiten. Die Ber- 
liner Strafkammer glaubt in dem oben S. 179 angeführten Ur- 
theil die Approbation der Reliquien in der vielgenannten Ablass- 
bulle des Papstes Leo X. vom 26. Januar 1515 finden zu sollen. 
Das Reichsgericht lässt im Dunkeln, was es unter der Billigung 
und Förderung des Papstes versteht. Jene Bulle nun fusst auf 
einem Bericht des Erzbischofs von Trier über die bei der Trierer 
Kirche befindlichen Reliquien und nennt unter den von der Kai- 
serin Helena geschenkten das ungenähte Gewand Christi. Es bleibt 
die berechtigte Frage offen, ob der Papst damit die Echtheit der 
Reliquie haben aussprechen wollen. Und vollends unklar ist, ob 
das Reichsgericht mit seiner Aeusserung diese Bulle im Auge ge- 
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habt hat. Dass eine wirkliche päpstliche Approbation nachträglich 
erfolgt sei, ist sicherlich nicht notorisch. Und wie dem auch sei, 
jedenfalls hat der lebhafte, über die Echtheit des h. Rockes ent- 
standene Streit selbst in den massgebenden Kreisen der katholi- 
schen Geistlichkeit einen so nachhaltigen Eindruck hervorgebracht, 
dass der Vertheidigung der Echtheit nicht nur zahlreiche Schriften 
gewidmet worden sind, sondern auch der Ausstellungsbischof selbst 
sich nicht auf irgend welche päpstliche Anerkennung zu stützen für 
angemessen erachtet, vielmehr lediglich die Ueberlieferung in der 
oben erwähnten keine bestimmte Echtheitserklärung enthaltenden 
Form anruft. Der »im Auftrag des hochwürdigsten Herrn Bischofs 
von Trier« schreibende bischöfliche Sekretär Dr. Willems erklärt 
als das Resultat seiner eingehenden Vertheidigung der Echtheit 
des h. Rockes es nur für „mehr als wahrscheinlich, dass 
das ungenähte Gewand des Herrn der COhristenheit erhalten blieb“). 
Angesichts alles dessen erscheint die Behauptung des Reichsgerichts 
von der notorischen Reliquien - Qualität des h. Rocks nicht aus- 
reichend begründet. 

Die Argumentation des höchsten Gerichtshofs würde als Pa- 
radigma dienen können für die Behandlung verwandter Fälle, und 
gerade um deswillen war eine eingehende Prüfung der Entschei- 
dung nothwendig. Wohin sollen wir kommen, wenn die Noto- 
rietät von Wundererscheinungen, Teufelsaustreibungen und dergl. 
in der erörterten Weise angenommen, aus thatsächlicher Duldung 
oder einem Entgegenkommen, welches als eine Billigung erscheinen 
könnte, eine formelle Approbation abgeleitet und als thatsächliche 
Feststellung der Thatbestandsmerkmale der Beschimpfung von Ein- 
richtung oder Gebrauch die juristisch und logisch falsche Deduk- 
tion des Unterrichters behandelt wird? ?) 


ı, Willems, Der hl. Rock zu Trier, eine archäologisch-historische Un- 
tersuchung im Auftrag des hochwürdigsten Herrn Bischofs von Trier, Trier 
1891, S. 88. 

2) Vgl. dazu J. B. Meyer, Der Wunderschwindel unserer Zeit, Bonn 
1878, bes. S. 50. Man denke an die neulich berichtete Wemdinger Teufels- 
austreibung. 
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Der Mitgliedschaftserwerb in der evangelischen Landes- 
kirche und landeskirchlichen Ortsgemeinde Deutsch- 
lands. 


Historisch-dogmatisch dargestellt 
von 
Hermann Rehm, 


a. 0. Professor in Marburg. 


I, Einleitung, 
8 1. 


Die Frage der Zugehörigkeit zur evangelischen Landeskirche 
und den ihr eingegliederten Kirchengemeinden zu untersuchen, 
bietet heute nicht blos hohes theoretisches, sondern auch hervor- 
ragend praktisches Interesse dar, denn sie steht in engem Zu- 
sammenhang mit dem Rechte der kirchlichen Besteuerung. 

Kirchensteuern kennt das evangelische Kirchenrecht der Sache 
nach allerdings schon seit seiner Entstehung. Schon früher lagen 
den Kirchenmitgliedern öffentlichrechtliche Vermögensleistungen 
an die Kirche zur Bestreitung des kirchlichen Aufwandes ob, welche 
nicht die Natur von rechtlichen Gegenleistungen für Benützung 
der kirchlichen Anstalten oder für Inanspruchnahme kirchlicher 
Amtshandlungen, also von Gebühren hatten. Die Eingepfarrten 
waren von jeher baulastpflichtig und die kraft dieser Verptlich- 
tung zu entrichtenden Vermögensabgaben waren nichts anderes, 
als kirchliche Spezialsteuern. Allein diese Abgaben wurden nicht 
also benannt. In unserem Jahrhundert nun aber, insbesondere in 
den letzten Jahrzehnten, ergab sich in Folge der mit dem An- 
wachsen der Bevölkerung erheblich steigenden kirchlichen Ver- 
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waltungskosten bei der Unzureichendheit ihres Vermögens für die 
deutschen Kirchen die Nothwendigkeit, ihre Angehörigen nicht 
bloss zu Beisteuern für einzelne bestimmte Kirchenbedürfnisse, son- 
dern für Kirchenbedürfnisse schlechthin heranzuziehen. Alle deut- 
schen Kirchen, die Ortskirchen, wie die höheren Gemeindeverbände 
und die Landeskirchen !), erheben demgemäss .theils auf gesetz- 
licher , theils auf gewohnheitsrechtlicher ?) Grundlage allgemeine 
Kirchensteuern, die allen den Namen Kirchensteuern oder Kir- 
chenumlagen tragen. 

Als steuerpflichtig sind hiebei in der Regel nicht, wie beim 
Staat und der politischen Gemeinde, die Einwohner des betref- 
fenden Kirchengebietes bezeichnet, sondern — zum Theil daneben 
die Forensen — die Kirchenmitglieder, die Kirchenangehörigen. 
Indem auf diese Weise die Kirchen- und Kirchengemeindemitglied- 
schaft für das finanzielle Interesse von Kirche und Individuum Be- 
deutung gewinnt, erhellt die praktische Richtung, welche eine Unter- 
suchung der Voraussetzungen der Kirchenangehörigkeit verfolgt °). 

Erhöht wird dieselbe noch durch den Umstand, dass nach 
sehr vielen Kirchenordnungen auch das kirchliche Volibürgerrecht, 
die Zulassung zum aktiven und passiven kirchlichen Wahlrecht, 
von der Voraussetzung der Kirchenmitgliedschaft abhängig ge- 
macht ist. 

So erklärt es sich, dass die Theilnahme, welche die Kirchen- 
rechtswissenschaft in neuester Zeit wieder mehr dem evangelischen 
Kirchenrechte entgegenbringt, sich nicht an letzter Stelle auch 
diesen Fragen zuwendete. 


1) Vgl. Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts 3. Aufl. 1889 8 173 
S. 455, und Das geltende Verfassungsrecht der evangelischen Landeskirchen 
in Deutschland und Oesterreich 1888, S. 94 N. 131 und Zorn, Art. kirch- 
liche Abgaben in v. Stengel's Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts 
Bd. I (1890) S. 794. 

?) So in Bayern, nun gesetzlich anerkannt in dem Landtagsabschied 
v. 28. Mai 1892 8 23 N. II. Vergl. auch Ernst Mayer, Die Kirchenhoheits- 
rechte des Königs von Bayern 1884 S. 268 und Sartorius, Die staatliche Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit auf dem Gebiete des Kirchenrechts 1891 S. 38 N. 16. 

3) Vgl. die Ausführungen Th. Braun’s, Ueber Staatsangehörigkeit und 
Einpfarrung, in Dove und Friedberg’s Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 22 S. 329. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 2. 13 


194 Abhandlungen. 


Die bisherigen Erörterungen hierüber brachten jedoch tief- 
gehende Unterschiede der Anschauungen, so dass es gerechtfertigt 
sein mag, in einer etwas weiter ausgreifenden Darlegung eine Lö- 
sung der Streitpunkte zu versuchen. 

Dabei ist es, nachdem die Kirchenordnungen mehr oder we- 
niger unterlassen haben, ausführlichere Bestimmungen über Erwerb 
und Verlust der Mitgliedschaft in Landeskirche und Kirchenge- 
meinde zu geben, erforderlich, auf die historische Entwickelung 
der Rechtsverhältnisse einzugehen, also anzuheben bei dem Rechts- 
zustande des Reformationsjahrhunderts. 

Zu diesem Zwecke ist es aber unerlässlich, wenn anders si- 
chere Ausgangspunkte für die zu behandelnden Fragen gewonnen 
werden wollen, zuvörderst die Vorfrage zu erledigen, von wann 
evangelische Landeskirche und Kirchengemeinde als Erscheinungen 
des kirchlichen Rechtslebens in Deutschland datiren. 


II, Die Entwickelung im 16, Jahrhundert. 
1) Die Entstehung von Kirchengemeinde und Landeskirche. 


8 2. 

I. Aus allgemeinen Grundsätzen des evangelischen Kirchen- 
rechts ist zu entnehmen, dass der. Zeitpunkt der Entstehung der 
evangelischen Landeskirche und Kirchengemeinde als Rechtskirchen 
nicht früher fallen konnte, als die evangelische Kirche als beson- 
dere Bekenntnisskirche begründet und als besondere recht- 
liche Religionsgemeinschaft vom Staat d. i. dem Reich aner- 
kannt war, denn das wesentliche Fundament der evangelischen 
Kirche ist ihr Bekenntniss ') und den Staat erkennt sie als eine 
Quelle höheren Rechtes über sich an. 

Hieraus folgt zunächst, dass die evangelische Landeskirche 
und Ortskirche als Rechtserscheinungen nicht vor der Ueberrei- 
chung des neuen Glaubensbekenntnisses auf dem Reichstag zu 
Augsburg am 25. Juni 1530 existiren konnten; denn erst auf 
Grund der Confessio Augustana besteht die evangelische Kirche 


1) Vgl. v. Scheurl, Bekenntnisskirche und Landeskirche 1868 S. 20. 


. 
1 
. 
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als besondere, von der katholischen Kirche unterschiedene Be- 
kenntnissgemeinschaft, erst seitdem steht das, was evangeli- 
scher Glaube ist, erkennbar, sichtbarlich fest. „Die Formulirung 
des Bekenntnisses ist aber die erste Einrichtung einer äusseren 
Kirche“ !), 

Mit der Festlegung der Glaubenslehre der Reformatoren in 
der Confessio Augustana war die evangelische Kirche als Bekennt- 
nisskirche geschaffen, noch nicht war eine besondere evangelische 
Kirchengemeinde und Landeskirche im Rechtssinne vorhanden. Die 
erste fehlte noch, weil die C. A. erst im Nürnberger Religions- 
frieden vom Jahre 1532 reichsgesetzliche Anerkennung fand, eine 
evangelische Landeskirche im rechtlichen Verstande war noch nicht 
gegeben, weil dem protestantischen Kirchenrechte jener Tage der 
Begriff des landesherrlichen Kirchenregiments und damit ein 
für die rechtliche Existenz einer Landeskirche wesentliches Ele- 
ment abgieng. 

Indem der Nürnberger Religionsfriede von 1532 jedes 
obrigkeitliche Vorgehen gegen die damaligen Mitglieder des schmal- 
kaldischen Bundes um des Glaubens willen, wegen Religionsver- 
letzung, untersagte und die Einstellung der laufenden Religions- 
prozesse befahl, erhielten die auf der C. A. beruhenden Kirchen- 
ordnungen und Kirchenrechtsgebräuche, wenn auch zunächst nur 
in Beschränkung auf die in jenem Frieden mit Namen genannten 
Reichsstände und einstweilen nur provisorisch, nämlich blos bis 
zur Regelung der Angelegenheit durch ein allgemeines Konzil, 
reichsrechtlichen Bestand, insbesondere ward nun die evange- 
lische Pfarrgemeinde, die bisher vom reichsrechtlichen Stand- 
punkte aus noch als katholische Parochie anzusehen war, in diesen 
Ländern als solche anerkannt, d. h. als eine räumlich zu- 
sammenlebende Personenmehrheit, welche nicht blos das Objekt 
der Kirchengewalt des Pfarrers als des bischöflichen Kultusbeamten 
darstellt, sondern selbst eine geistliche Kirchengewalt zu eigenem 
Rechte besitzt, welche freilich zum grössten Theile der Pfarrer, 

) Otto Mejer, Die Grundlagen des evangelischen Kirchenregiments 
1864 S, 170. 

13 * 
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wenn auch in ihrem Namen und Auftrag, als ihr Diener, auszu- 
üben berufen ist. 

Der Reichstag von Speyer von 1544 dehnte den Inhalt des 
Nürnberger Religionsfriedens auf alle inzwischen zum Prote- 
stantismus übergetretenen Reichsstände aus und der Augsburger 
Religionsfriede von 1555 beseitigte die Beschränkung, dass die ge- 


- "machten Zugeständnisse nur bis zur Abhaltung eines Konzils gel- 


ten sollten '). 

IL. Die evangelische Landeskirche entstand überhaupt. 
erst mit dem eben genannten Abschied von 1555. Was die 
. Landesherrn bis dahin in evangelischen Kirchenangelegenheiten 
gewirkt, hatte keinen einheitlichen Rechtscharakter gehabt. Soweit 
sie für Aufrechthaltung der rechten Lehre Sorge trugen, übten 
sie staatliche Polizeigewalt in Kirchensachen; soweit sie Zucht in 
der Kirche hielten und Pfarrer einsetzten, handelten sie theils in 
Ausübung der gleichen Gewalt, theils nach konkludenter Ueber- 
tragung Seitens der lokalen Kirchengemeinde in Ausübung von 
Kirchengewalt im reformatorischen Sinne. In Folge des Augs- 
burger Religionsfriedens erscheint alle diese Thätigkeit der Landes- 
herrn als Ausfluss eines einheitlichen Rechtes, als Ausübung einer 
kirchlichen jurisdictio des Landesherrn, einer Kirchengewalt im. 
technischen Sinne des Wortes. 

Wenn der Religionsfriede von 1555 $ 20 bestimmt, die „geist- 
liche Jurisdiktion“ solle wider der Augspurgischen Confessionsver- 
wandten Religion, Glauben, Bestellung der Ministerien, Kirchenge- 
bräuchen, Ordnungen, Ceremonien, so sie uffgericht oder uffrichten 
möchten, bis zur endlichen Vergleichung der Religion... ruhen, 
eingestellt und suspendirt sein und bleiben, so bedeutet dies nicht. 
Suspendirung jeder territorialen über den parochi stehenden kirch- 
lichen Regierungsgewalt, jeder äusseren potestas ecclesiastica in 
Bezug auf Glauben, Bestellung von Kirchendienern und Erlass von 
Kirchenordnungen. Nicht die bischöfliche Jurisdiktion als solche, 
nicht die territoriale Kirchengewalt als solche über die Parochien 


1) Siehe Fürstenau, Das Grundrecht der Religionsfreiheit 1891 S.10. 
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soll eingestellt sein, sondern nur die Ausübung der bischöflichen 
Gewalt durch die Bischöfe selbst. Wenn es heisst, die „geistliche 
Jurisdiktion“ soll ruhen, so will diess nicht sagen , die Jurisdik- 
tion im Sinne des Kirchenrechts, die jurisdietio ecclesiastica soll 
ruhen, sondern nur ihre Ausübung durch Geistliche, durch Bi- 
schöfe, Aebte und andere Prälaten. Nicht die kirchliche, 
sondern die geistliche Jurisdiktion, d. h. die Ausübung der 
kirchlichen Jurisdiktion durch Kleriker soll einge- 
stellt sein. 

Dass diess der richtige Sinn des angeführten Passus des Augs- 
burger Friedens, ergibt der unmittelbar darauf folgende Satz: 
„Aber in anderen Sachen und Fällen der Augspurgischen Confes- 
sion, Religion, Glauben, Kirchengebräuchen, Ordnungen, Ceremo- 
nien, und Bestellung der Ministerien nicht anlangend, soll und 
mag die Geistliche Jurisdietion, durch die Ertzbischoff, 
Bischoff und andere Prälaten, wie deren Exercitium an 
einem jeden Ort hergebracht, ... hinfüro wie bisher unverhindert 
exerciert... werden“. 

Wir sehen nach dem eben Ausgeführten, die kirchliche Ober- 
leitung, die kirchliche Regierungsthätigkeit soll nicht stille stehen; 
nur die Bischöfe etc. sollen sie nicht mehr in Händen haben. Wer 
anders sollte sie nach Meinung des Reichsabschiedes von nun an 
eben üben, als die Reichsstände selbst, sie, die bisher schon in 
Kirchensachen thätig gewesen ? Die bislang im Widerspruch mit 
dem Reichsrecht gestandene Kirchenregierung durch die protestan- 
tischen Landesherrn wird anerkannt, die bis jetzt reichsrechtlich 
anerkannte Kirchenregierung der Bischöfe u. s. w. wird beseitigt. 
Die thatsächlich eingetretenen Veränderungen finden die objektiv- 
rechtliche Sanktion. 

Damit änderte sich die rechtliche Stellung des Landesherrn 
zur evangelischen Kirche. Bisher war nach reichsrechtlich aner- 
kanntem Kirchenrecht Subjekt der territorialen Kirchen-Regier- 
gewalt noch der katholische Bischof. Was die Landesherrn vorher 
in kirchlichen Dingen gehandelt hatten, konnte in territorialer 
Kirchengewalt nicht begründet sein, denn diese stand nach Reichs- 
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recht ausschliesslich dem Bischof zu. Was sie in kirchlichen Dingen 
thaten, vermochten sie nur in Ausübung von Staatsgewalt oder 
in Vertretung der zur Ortskirche vereinigten Glaubensgenossen zu 
thun. Nunmehr ist der Erlass von Kirchenordnungen, die Be- 
stellung von Ministerien, die Verhängung von Kirchenbann nicht 
mehr Ausübung von Staats- oder gemeindlicher Kirchengewalt. 
“ Von nun an erscheinen die Kirchenordnungen des Landesherrn als 
Kirchengesetze, als Diöcesanstatuten. Wenn der Landesherr Kir- 
chenstrafen verhängt, so thut er diess nicht mehr in vertretungs- 
weiser Bethätigung gemeindlicher Kirchenbefugniss, sondern in 
Ausübung bischöflicher Straf- und Disciplinargewalt.e. Wenn er 
Kirchendiener bestellt, so übt er die collatio ordinaria des Bischofs; 
die Pfarrer sind nicht mehr von ihm als gesetzlichem Vertreter 
der Gemeinde ernannte Gemeinde- oder von ihm als dem In- 
haber weltlicher Macht ernannte Landesbeamte, sondern von 
ihm kraft eigener Kirchengewalt berufene Beamte der Landeskirche. 
Die Gewalt, welche der Landesherr in allen diesen Akten äussert, 
ist nicht Staatsgewalt, sondern Kirchengewalt, wenn auch mit der 
Staatsgewalt durch Personenidentität des Trägers verbundene, so 
doch auf anderem Boden erwachsene Gewalt. Der Landesherr 
ist Nachfolger des Bischofs, Landesbisch of '). 

Der Rechtsbegriff der Landeskirche ist damit vorhanden. 
Seit 1555 gibt es eine evangelische Landeskirche 
im Rechtssinne, eine ın räumlicher Beziehung an ein Staats- 
gebiet angelehnte Religionsgemeinschaft, in welcher die kirchliche 
Regiergewalt in den Händen des Inhabers der staatlichen Regier- 
gewalt und zwar der 'Territorialstaatsgewalt ruht. 

Nun sind wir in der Lage, die Momente, nach welchen sich 
die Zugehörigkeit zur evangelischen Landeskirche und Kirchen- 
gemeinde in der Reformationszeit bestimmte, aufzusuchen. 


!) Siehe die Belege beiRichter, Geschichte der evangelischen Kirchen- 
verfassung in Deutschland 1851 S. 106 ff. Das Nähere über die Sache selbst 
S. 103 ff. daselbst. 
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2) Der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft. 
88. 


I. Die evangelische Kirchengemeinde ist älter'), als die 
evangelische Landeskirche. Die Zugehörigkeit zu ihr ist demge- 
mäss vorgehend in Erörterung zu ziehen. 

Wenn die protestantische Kirche die Zugehörigkeit zur Kir- 
chengemeinde regeln sollte, so war sie keineswegs zu Schöpfung 
neuer Rechtsgedanken gezwungen, es stand ihr vielmehr eine drei- 
fache Rechtsordnung zur Anknüpfung bereit. Sie konnte die Sätze 
des deutschen Staatsrechts über Zugehörigkeit zur politischen Ge- 
meinde, des römischen Munizipalrechtes über Munizipalangehörig- 
keit, des katholischen Kirchenrechts über Parochialität zum Vor- 
bild nehmen. 

Wie die nachher mitzuteilenden urkundlichen Belege zeigen, 
wurde nach protestantischem Kirchenrecht die Mitgliedschaft 
in der Kirchengemeinde durch Domizil im Sinne des rö- 
mischen Rechts begründet. 

Nach Domizil bestimmte sich aber um jene Zeit noch fast 
überall in Deutschland die einfache Mitgliedschaft in der politi- 
schen Ortsgemeinde ?); im Domizil war der Erwerbsgrund der ein- 
fachen Zugehörigkeit zum römischen Municipium gegeben °); durch 
Doinizil wurde endlich auch die Zugehörigkeit zur katholischen 
Parochie begründet. So entsteht die Frage: welcher der drei 
Rechtsordnungen schloss sich das protestantische Kirchenrecht an? 

Ihre Entscheidung ist für spätere Ausführungen von nicht 
geringer Bedeutung, wenn sie zu fällen auch keine Schwierig- 
keiten bietet. 

ı) Vgl. Friedberg, V.R: S. 285: „Die Kirchengemeinde steht zwar 
unter der Herrschaft der landeskirchlichen Ordnung, ist rechtlich betrachtet 
deren Geschöpf, aber nicht geschichtlich betrachtet, denn sie ist älter, als 
die Landeskirche.“ Ä 

?) Vgl. hierüber Rehm, Der Erwerb von Staats- und Gemeindeange- 
hörigkeit in geschichtlicher Entwickelung nach römischem und deutschem 
Staatsrecht $ 8, in Hirth und Seydel’s Annalen des deutschen Reiches Jahrg. 


1892 S. 181 ff. (Sonderabdruck S. 45 ff.). 
®) Siehe hierüber Rehm a. a. 0.8 3S. 140 ff. 
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Dass das deutsche Gemeinde- und das römische Municipal- 
recht jedenfalls nicht vorbildlich waren, dürfte um deswillen ausser 
Zweifel stehen, weil kaum anzunehmen, dass die kirchliche Ge- 


wohnheit — denn nur diese kommt in Frage, da ausdrücklich 
die Kirchenangehörigkeit bestimmende Kirchengesetze nicht er- 
gingen!), — wäre sie dem deutschen bezw. römischen Staats- 


rechte gefolgt, unterlassen hätte, sich den in diesen beiden Rechten 
scharf ausgeprägten Gegensatz von einfacher und voller Gemeinde- 
angehörigkeit zu eigen zu machen. 

An sich wäre es ja sehr nahe gelegen, diese Unterscheidung 
in das protestantische Kirchenrecht herüberzunehmen, nachdem sich 
nach reformatorischer Lehre die Gemeindeglieder an Ausübung der 
Kirchengewalt beteiligen sollten und solche Theilnahmerechte doch 
nur den erwachsenen, männlichen Gemeindeangehörigen zugemessen 
werden konnten, also ein Unterschied zwischen halb- und voll- 
berechtigten Gemeindemitgliedern vorhanden gewesen wäre. Allein 
einmal kennt das protestantische Kirchenrecht jener Zeit eine re- 
ceptio als Erwerbsgrund der Gemeindeangehörigkeit nicht — und 
die allectio oder receptio war doch der besondere Erwerbsgrund 
für das politische Gemeindebürgerrechtt — und dann fehlt ein 
Gegensatz zwischen incolae und cives, zwischen Beisassen und 
Bürger vollkommen. Der Gedanke des allgemeinen Priesterthums 
war, obwohl er an sich nur die Gleichberechtigung aller Gemeinde- 
angehörigen in Wort- und Sakramentsverwaltung, also nur die 
rein geistliche Seite der reformatorischen Kirchengewalt betraf, ‚so 
vorherrschend, dass man unterliess, die jedenfalls vorhandenen Un- 
terschiede der Gemeindeangehörigen in der Theilnahme an der 
jurisdiktionellen Seite der Kirchengewalt (Stellenbesetzung und 
Kirchenbann) durch Gegenüberstellung von kirchlichen Voll- und 
Halbbürgern besonders hervorzukehren. 

Ganz abgesehen davon spricht für die Annahme, dass die 


!) Wenigstens enthält Richter’'s Sammlung der evangelischen Kirchen- 
ordnungen des 16. Jahrhunderts, soweit eine Durchsicht ergibt, keine be- 
sonderen Bestimmungen hierüber, sondern nur solche, welche Rückschlüsse 
auf die kirchliche Uebung ermöglichen. 
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protestantische Uebung dem katholischen Vorbild nachgieng, der 
historische Gang der Dinge. 

Die protestantische Kirche ist aus der katholischen heraus- 
gewachsen. Die protestantischen Gemeinden waren aus katholi- 
schen Parochialverbänden entstanden. Ihr Gebiet deckte sich in 
der überwiegenden Mehrzahl derselben mit dem früheren katho- 
lischen Pfarrsprengel ’). Es würde daher Wunder nehmen, hätte 
sich die Zugehörigkeit zur protestantischen Kirchengemeinde nicht 
ebenso bestimmt, wie die zur katholischen Parochie. 

Allerdings bestand nach reformatorischer Auffassung zwischen 
dem Mitglied in der evangelischen Kirchengemeinde und dem ka- 
tholischen Parochianen ein bedeutsamer Unterschied. Der letztere 
war nur Amtsunterthan, nur zu pflegende Seele, gehörte nur zum 
grex oboediens, der andere war auch Theilnehner an der ecclesia do- 
minans, auch berechtigtes Mitglied. Aber dieser Unterschied konnte 
um so weniger ins Gewicht fallen, als der Angehörige der pro- 
testantischen Kirchengemeinde immerhin auch in einem Parochial- 
verhältniss stand. Freilich war diess Parochialverhältniss von 
Haus aus etwas anderer Art, als dasjenige des katholischen Pfarr- 
kindes. Die Parochialität des Protestanten war ursprünglich nicht, 
wie die des Katholiken, ein Verhältniss der Amtsunterthänigkeit 
gegenüber dem Organ einer höheren Kirchengewalt, sondern 
gegenüber einem Organ der Kirchengemeinde, war also nicht 
gleichbedeutend mit Zugehörigkeit zum Verwaltungsbezirk 
des Vertreters eines höheren Kirchenregiments, sondern hatte Zu- 
gehörigkeit zu einem lokalen kirchlichen Gemeinwesen zur Vor- 
aussetzung. Allein diese Verschiedenheit des Rechtscharakters der 
Parochialität im protestantischen und katholischen Kirchenrecht 
wurde an Bedeutung von der weitgehenden inhaltlichen Ueberein- 
stimmung beider Pfarrkindschaftsverhältnisse überragt. 

Auch die Rechtsstellung des protestantischen Kirchengemeinde- 
genossen war doch vorwiegend nur eine passive, das Kirchenge- 
meindemitglied doch vorwiegend nur Gegenstand pfarramtlicher 


1) Vgl. Braun, Ueber Gemeindemitgliedschaft in der Landeskirche, 
in der angef. Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 21 S. 416. 
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Seelsorge, leidender, nicht thätiger Theil. Der grösseren prakti- 
schen Bedeutung entsprechend, fiel diese Gleichheit daher auch in 
weit höherem Grade auf, als jene Verschiedenheit. 

Es ist um deswillen leicht verständlich, dass die kirchliche 
Uebung sich nicht abhalten liess, die Sätze des katholischen Kir- 
chenrechts über die Zugehörigkeit zum Parochialverband kurz- 
weg auch für die Mitgliedschaft in der evangelischen Kirchen ge- 
meinde in Geltung zu setzen, als wäre dieselbe gleichen Wesens 
mit dem status parochialitatis des Katholiken. 

Beweis für diese Anwendung der Sätze des katholischen Pa- 
rochialrechts bietet vor Allem der Satz der Kirchenordnung für 
Schwäbisch-Hall!): „Nemlich auß der Versammlung des gan- 
zen Christlichen Volkes, an einem ordt wohnend, das wir ytzund 
ein pfarrei haissen, Sein erwelt worden, etlich alt gestanden, 
tapfer redlich menner“. Wie der Inhalt des Satzes ergibt, steht 
hier Pfarrei im Sinne von Gemeinde und ebenso wird in anderen 
Kirchenordnungen von Eingepfarrten in der Bedeutung von Ge- 
meindegliedern gesprochen. So heisst es z. B. im Eingang der 
Leisniger Kastenordnung von 1523 ?): „Wir...eynwohner 
der Stadt und Dorffer eingepfarter Versammlunge und 
Kirchspiels zu Leysneck“ °). 

II. Die Entstehung der Landeskirche rechtlicher Bedeutung 
ruft für die Bestimmung der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde 
neue Fragen hervor. 

Mit der Entstehung der Landeskirche entfiel die oben ge- 
schilderte besondere Parochie des frühesten protestantischen Kir- 
chenrechts, indem die Rechtsstellung des Pfarrers eine andere wurde. 
Der Pfarrer wurde mit Entstehung der Landeskirche ein Organ 
des Inhabers des Kirchenregiments. Er war von nun an in keinem 
Fall mehr Beamter der Gemeinde, sondern stand im Dienst des 
Trägers der kirchlichen Jurisdiktion *). Nur dieser hatte Dienst- 


) Richter, Sammlung Bd. IS. 40 ff. 

») Richtera. a 0.1S.10. 

3) Vgl. auch ebenda I S. 14, 104, 226. 

4) Man bringt gegen die Anschauung, dass der Pfarrer als solcher, d. h. 
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aufsicht und Dienstgewalt über ihn. Das Pfarramt wurde das 
unterste selbständige Verwaltungsamt der Landeskirche; es hat die 
örtliche Landeskirchenverwaltung zur Aufgabe. M. a. W.: die 
protestantische Kirche nahm den katholischen Parochiebegriff an. 

Dabei bleibt jedoch die Frage: Hat die evangelische Kirche 
den reinen katholischen Parochiebegriff übernommen, ist somit der 
Begriff der evangelischen Kirchengemeinde von diesem neuen Pa- 


als Wortverkündiger und Sakramentsverwalter, Organ des Kirchenregiments 
sei, insbesondere den Einwand (Rieker, Die rechtliche Natur des evang. Pfarr- 
amts 1891), das Kirchenregiment sei grundsätzlich verschieden von pfarramt- 
licher Thätigkeit;; wie könne da dasKirchenregiment pfarramtliche Funktionen 
übertragen. Die pfarramtliche Thätigkeit sei wesentlich Seelsorge und nur 
Seelsorge. diekirchenregimentliche Thätigkeit Ausübung von Befehl und Zwang 
und nur dieses. Eines schliesse das andere aus. Demgemäss könne nur die Ge- 
meinde Recht und Pflicht zur Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung 
übertragen, denn sie allein habe Recht und Pflicht hiezu von Gott erhalten 
(S. 17, 44, 51, 62, 37). Allein abgesehen davon, dass nach reformatorischer 
Lehre jede congregatio sanctorum (vergl. hierüber Sohm, Kirchengeschichte 
im Grundriss 5. Aufl. 1890 S. 143) im Besitze der Schlüsselgewalt ist, also 
auch die Landeskirche, lässt sich Seelsorge ohne Befehlsbefugniss und Kirchen- 
regiment ohne pflegende Kirchenthätigkeit nicht denken, ferner ist der 
Pfarrer in Ausübung der Seelsorge an Dienstbefehle der Kirchenoberen ge- 
bunden und endlich wird man in den meisten unserer Kirchenordnungen 
— eine Ausnahme bildet die rbeinisch-westfälische — vergeblich nach dem 
Akte suchen, wodurch die Gemeinde Recht und Pflicht der Seelsorge einem Ein- 
zelnen aus ihrer Mitte, dem Pfarrer, überträgt. Unsere neuen Kirchenordnungen 
heben ausdrücklich hervor, dass der Pfarrer in seiner geistlichen Amtsthätig- 
keit unabhängig sei von Gemeindekirchenrat (siehe z. B. die preuss. K.G. 
u. Syn.O. v. 10. Sept. 1873 8 14) und nennen als Organe der Kirchengemeinde 
nur Gemeinderat und Gemeindevertretung (ebenda $ 1). Wenn der Pfarrer 
in der Seelsorge selbständig und andererseits nicht drittes Organ der Ge- 
meinde, dann ist er eben Organ eines höheren Verbands, der Landeskirche. 
Vergl. Rehm inBechmannundSeydel’s Kritischer Vierteljahrsschrift 
für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft Jahrg. 1890/91 S. 346 ff. und 
Köhler, Kirchenrecht der evang. Kirche des Grossherzogtums Hessen 1884 
S. 115 u. 193: „Das Pfarramt ist nicht blos Gemeindeamt, so dass bei seiner 
Besetzung lediglich das Bedürfnis oder das Bewusstsein der betreffenden 
einzelnen Gemeinde in Betracht kommen. Es ist Amt der Kirche in und 
an der Gemeinde, seine Aufgabe, das gemeinsame Glaubensleben der Kirche 
in der Gemeinde zu pflanzen und zu pflegen. Seine Besetzung erfolgt daher . 
durch das Kirchenregiment, so jedoch, dass dabei die besonderen Verhält- 
nisse und Bedürfnisse jeder Gemeinde gebührende Berücksichtigung finden“. 
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rochiebegriff unberührt gelassen oder hat das evangelische Kir- 
chenrecht den ersteren mit dem letzteren vermischt ın der Weise, 
dass sich nun Parochie und Kirchengemeinde räumlich und per- 
sönlich decken? Um es anders auszudrücken: Sind Parochie und 
Kirchengemeinde in diesem neueren Recht der protestantischen 
Kirche von einander unabhängige Begriffe oder nicht? Gibt es im 
protestantischen Kirchenrecht Parochien, die nicht zugleich Ge- 
meinden, und Gemeinden, die nicht zugleich Parochien sind, oder 
ist diess nicht der Fall? 

Die erstere Alternative ist die zutreffende. Evangelische Pa- 
rochie und evangelische Gemeinde sind keine Wechselbegriffe, er- 
stere kann zugleich Kirchengemeinde sein, braucht es aber nicht. 

Es gibt Parochien, welche nur diesen Charakter haben, also, 
wie die katholische, lediglich örtliche Kirchenverwaltungsbezirke 
der höheren Kirchengewalt, Amtsbezirke zur Erleichterung der 
Durchführung der Aufgaben der Gesammtkirche, nur Objekte einer 
Einwirkung der Landeskirche sind, und es gibt Kirchengemeinden, 
die zugleich die Natur von Parochialverbänden aufzeigen. Beide 
Begriffe decken sich weder nach ihrem räumlichen noch nach ihrem 
personellen Umfange. | 

Wohl fällt das Kirchengemeindegebiet regelmässig mit dem 
Pfarrsprengel, dem kirchlichen Verwaltungsbezirk zusammen, aber 
nothwendig ist diess nicht. Die Ortspfarrei kann aus mehreren Ge- 
meinden und die Kirchengemeinde aus mehreren Pfarreien bestehen '). 


1!) Vergl. aus dem heutigen Recht preuss. Kirchengemeinde- und Sy- 
nodalordnung v. 10. Sept. 1873 $ 2: „Sind mehrere Gemeinden unter einem 
gemeinschaftlichen Pfarramt verbunden (vereinigte Muttergemeinden, Mutter- 
und Tochtergemeinden), so treten in allen gemeinsamen Angelegenheiten der 
Gesamwtparochie die besonderen Gemeindekirchenräte zu einer gemeinsamen, 
beratenden und beschliessenden Körperschaft zusammen“ (Friedberg, Die 
geltenden Verfassungsgesetze der evangelischen deutschen Landeskirchen, 
1885, Bd. IS. 51); ferner K.G.O. für Anhalt v. 6. Febr. 1875 $ 2 bei 
Friedberg Bd. IS. 801; Schwarzburg-Rudolstädt. Ges. v. 17. März 
1854 betr. die Errichtung von Kirchen- und Schulvorständen $ 7 (ebenda 
S. 726); K.G.O. für Sachsen-Altenburg v. 6. Febr. 1877 $ 4 (ebenda 
S. 674); K.G. u. Syn.O. für Sachsen-Meiningen v. 4. Jan. 1876 $ 2 
(8. 687); Reuss ä. L., Ges. v. 7. April 1880 betr. die Vertretung der Kirchen- 
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Andererseits ist die Gesammtheit der Parochianen niemals 
identisch mit der Gesammtbeit der Kirchengemeindemitglieder. 

Der Parochialverband umfasst die Gesammtheit der der Amts- 
gewalt des landeskirchlichen Organs, des Pfarrers, unterworfenen 
Personen, den ortskirchlichen Gemeindeverband bilden die zu einem 
kirchlichen Gemeinwesen vereinigten Glaubensgenossen. 

Hieraus folgt: Der Pfarrer gehört nicht zur Parochie, wohl 
aber zur Kirchengemeinde. Parochie und Kirchengemeinde können 
also nicht identische Begriffe sein. Es gibt somit schon von der 
Entstehung der Landeskirche an im protestantischen Kirchenrecht 
den reinen, von der Verbindung mit dem Begriff der Kirchenge- 
meinde freien Parochiebegriff der katholischen Kirche. 

Die berrschende Lehre !) ist anderer Anschauung. Nach ihr 
erscheint der reine katholische Parochiebegriff im evangelischen 
Kirchenrecht erst zu der Zeit, da die Selbstverwaltung der Kir- 


gemeinden & 3 (S. 737), württ. Staatsgesetz betr. die Vertretung der evang. 
Kirchengemeinden v. 14. Juni 1887 Art. 2 Nr. 2 (Friedberg, 1. Erg.Bd.). 

') Vergl. z. B. Friedberg, ev. V.R. S, 286: „Auch in der evange- 
lischen Kirche sind die Gemeinden anstatt der von den Reformatoren ge- 
wollten selbständigen und lebensvollen Körperschaften pfarramtliche Re- 
gierungsbezirke geworden‘, u. S. 284: „Vielmehr wurden die Gemeinden 
durchweg nur örtliche Verwaltungsbezirke für das landesherrliche Kirchen- 
regiment“. Auch Richter, Geschichte der evang. Kirchenverf. S. 35: 
„Die Idee der Gemeinde war verloren gegangen und man begnügte sich mit 
dem überlieferten Begriff der Parochie, deren Insassen die kirchlichen Lasten 
trugen und dafür geistlich erzogen wurden“. Siehe dagegen J. P. O. Art. VII 
$ 2: Si vero aliqua communitas eveniente mutationis casu Domini sui 
religionem amplexa petierit suo sumptu exercitium, cui Princeps vel Do- 
minus addictus est, liberum esto sine reliquorum praejudicio ei illud in- 
dulgere successoribus non auferendum. Nach Art. VII ist der Landesherr, 
welcher von einem protestantischen Bekenntnis zum anderen übertritt, in 
Ausübung seines Reformationsrechtes gegenüber der bisher im Lande herr- 
schenden Kirche beschränkt. Andererseits soll er aber berechtigt sein, einer 
Gemeinde, die seiner Religion folgt, die Religionsübung auf ihre Kosten 
zu gestatten, ein Recht, welches dann auch die Nachfolger des Herrn der 
Gemeinde nicht entziehen dürfen. Vergl. Fürstenau a. a. 0. S. 71. 
Den Gemeindecharakter hat die evangelische Gemeinde nie verloren, sondern 
nur jede thatsächliche Selbstverwaltung (im 17. Jahrhundert‘. Der Gedanke 
des allgemeinen Priesterthums, die Möglichkeit, eventuell selbstverwaltend 
thätig zu werden, hat ihn erhalten. 
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chengemeinde aufhört, indeın sie das Aufhören gemeindlicher Selbst- 
verwaltung mit Aufhören des Gemeindecharakters der Kirchen- 
gemeinde identifiziert. Sie geht dabei von der Auffassung aus, 
die landeskirchliche Parochie sei von Anfang an identisch mit der 
landeskirchlichen Ortsgemeinde. Erst, wenn die Kirchengemeinde 
des Kirchengemeinde-Charakters entkleidet ist, liegt ihr der reine 
katholische Parochiebegriff vor, eine Ansicht, die eben auf Ver- 
kennung der zwei Thatsachen beruht, dass Pfarr- und Kirchen- 
gemeindeverband von Entstehung der Landeskirche an wohl regel- 
mässig, aber nicht nothwendig zusamuienfallen und dass beide 
Begriffe ihrem personellen Umfange nach auseinander gehen. 
Nachdem wir den im protestantischen Kirchenrecht vorhan- 
denen Unterschied zwischen Ortsparochie und Ortsgemeinde er- 
kannt, erfordert es die wissenschaftliche Deutlichkeit, beide Be- 
griffe auch im Ausdruck auseinanderzuhalten !) und nicht von Kir- 


!) Die praktische Bedeutung des Unterschieds von Parochie und Ge- 
meinde zeigt folgende Kontroverse. Man streitet für das geltende Recht 
darüber, ob der Pfarrer die gemeindlichen Wahlrechte habe oder nicht. Zu 
letzterer Ansicht neigt Friedberg, Verf.R. S. 283. Er stellt die Frage, 
ob nicht die modernen Kirchenverfassungen ihrem ganzen Wesen nach auf 
den Gegensatz zwischen dem Geistlichen und den Gemeindegliedern gebaut 
seien, ob nicht als Gemeinde die durch Domizil bestimmte Personenmehr- 
heit zu verstehen sei, welche pastorirt wird, und demgemäss logisch noth- 
wendig der Pastor als im Gegensatz zur Gemeinde stehend angesehen werden 
müsse, und ist bereit, die Frage zu bejahen. Ir erklärt demgemäss für die 
hienach allein mögliche Consequenz, dem Inhaber des geistlichen Amtes 
die aktiven Gemeinderechte zu versagen, ohne zu verkennen, dass die Praxis 
überall die Geistlichen zur Ausübung des eigentlichen Gemeindebürgerrechts 
zulässt und diese Zulassung zum Theil sogar von den Kirchenordnungen 
gefordert wird (z. B. Kirchenvorstands - Ordnung für die luth. Gemeinden 
Bayerns diesseits des Rheins v. 7. Okt. 1850 85). Friedberg glaubt, 
in dieser Praxis und diesen Kirchensatzungen liege eine bei der Verschieden- 
heit des Gemeindebegriffs unzutreffende Analogie der bürgerlichen Gemeinde- 
verhältnisse vor. 

Bei der oben vertretenen Scheidung von Parochial- und Gemeindever- 
band dürften die Bedenken Friedbergs sich beseitigen. Allerdings be- 
steht auch in der modernen Kirchenverfassung noch ein Gegensatz zwischen 
Geistlichen und Gemeindegliedern, allein nicht zwischen dem Geistlichen 
und den Gemeindegliedern als solchen, sondern den Gemeindegliedern in 
ihrer Eigenschaft als Parochianen. Dem Geistlichen steht eine durch Do- 
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chengemeinde zu sprechen, wo der Pfarrverband gemeint ist, und 
umgekehrt. Dem steht jedoch nicht entgegen, da, wo Parochial- 
und Gemeindebezirk sich decken, in vereinfachender Verbindung 
mit einem herkömmlichen Worte von Pfarrgemeinde zu reden. 
Wenn wir nunmehr fragen, ob die nach Vorstehendem mit 
der rechtlichen Begründung der Landeskirche eingetretene Umge- 
staltung des Parochianenbegriffes auch auf die rechtliche Bestim- 
mung der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde eingewirkt hat, so 
dürfte sich daraus, dass sich noch in den folgenden Jahrhunderten 
der Erwerb der Kirchengemeindeangehörigkeit nach den Grund- 
sätzen des katholischen Kirchenrechts regelte, entnehmen lassen, 
dass jene Umgestaltung auch schon unmittelbar nach der Ent- 
stehung der Landeskirche für die rechtliche Bestimmung der Kir- 
chengemeinde-Mitgliedschaft keine Bedeutung gewann. 


mizil bestimmte Personenmehrheit gegenüber, welche pastorirt wird, deren 
Herr der Pfarrer ist. Diese Personenmehrheit ist aber nicht die Gemeinde, 
sondern die Parochie. Ist demnach der Pfarrer nicht Mitglied der Parochie, 
so ist er andererseits doch Mitglied der Kirchengemeinde. In der Kirchen- 
gemeinde steht er jedem anderen Mitglied gleich. Der Kirchengemeinde- 
begriff ist nicht von dem der bürgerlichen Gemeinde verschieden. Die 
Praxis und jene Kirchenordnungen befolgen also keine falsche Analogie 
zwischen Kirchen- und bürgerlichem Recht, denn sie stellen nicht, was aller- 
dings unzutreffend wäre, Parochie und politische Gemeinde, sondern Kirchen- 
gemeinde und politische Gemeinde in Parallele. Zwischen diesen aber be- 
steht kein rechtlicher Unterschied ihres Wesens. 

Unsere Anschauung deckt sich im Resultat mit derjenigen Riekers, 
die rechtliche Natur des evangelischen Pfarramts 1891, wo es S. 37 heisst: 
„Der evangelische Pfarrer steht mitten in der Gemeinde, gehört selbst zu 
ihr, ist ihr Mitglied, wie die anderen es auch sind“, aber nur im Resultat, 
nicht in der Begründung. Rieker gelangt zu dieser Auffassung, weil er 
glaubt, der Pfarrer als solcher, d. h. als Träger der Seelsorge (der Wort- 
verkündigung und Sakramentsverwaltung), sei in keiner Weise landeskirch- 
liche Obrigkeit, sondern nur Diener der Gemeinde, handelnd im Namen und 
Auftrag der Gemeinde. 

Ohne nähere Begründung findet sich bei Zorn, Lehrb. des Kirchen- 
rechts 1888 S. 381 N. 4 die richtige Bemerkung: „Geistliche sind wahlbe- 
rechtigt“. Ebenso enthält Otto Mejers Rechtsleben der deutschen evan- 
gelischen Landeskirche 1889 S. 104 den zutreffenden Satz: „Unter der dem 
Kirchenvorstand in seiner Gesammtstellung zugewiesenen Lokalaufsicht steht 
auch jedes einzelne Mitglied, den Pfarrer eingeschlossen“. 
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Lag die Anlehnung an das diessbezügliche katholische Recht 
vom prinzipiellen Standpunkt aus nun wohl ferner, als vordem, 
insoferne die Parochialität im protestantischen Kirchenrecht jetzt 
nicht mehr, wie bisher, eine nothwendige Folge, ein Ausfluss der 
Gemeindemitgliedschaft, sondern eine davon vollkommen unab- 
hängige Eigenschaft des Individuums war, so musste doch der 
thatsächliche Umstand, dass regelmässig Parochie und Gemeinde 
räumlich sich deckten, viel stärker auf die kirchliche Uebung wir- 
ken, denn er legte, wie noch heute, die Ansicht nahe, Parochia- 
lität und Kirchengemeindemitgliedschaft seien Wechselbegriffe. 

Es ergibt sich somit, dass die Zugehörigkeit zur. Kirchenge- 
meinde auch fernerhin vom Domizil bestimmt war. Nach ihm 
bestimmte sich aber auch die Parochialität. Jedes der beiden Ver- 
hältnisse wird unabhängig vom anderen durch Domicil realisirt. 
Sie stehen nicht in der Beziehung zu einander, dass die durch 
Wohnsitz gewonnene Parochianeneigenschaft etwa die Kirchen- 
 gemeindeangehörigkeit begründete, oder dass diese jene zur Folge 
hätte, denn Parochiane und Kirchengemeindemitglied 
sind rechtlich verschiedene Personen. Es gibt, wie 
wie wir gesehen haben, Parochianen derselben Parochie, welche 
getrennten Kirchengemeinden angehören, und Kirchengemeindemit- 
glieder, welche nicht zugleich Parochianen desselben Bezirkes sind. 

III. Unser bisheriges Resultat ist: Die Zugehörigkeit zur evan- 
gelischen Kirchengemeinde ist durch Zugehörigkeit zur Augsbur- 
ger Bekenntnisskirche und durch Wohnen im Gemeindebezirk be- 
dingt. Noch stehen zwei Fragen aus: Sind die Mitgliedschaft in 
der Landeskirche d. h. in der organisirten Kirchengemeinschaft, 
die wir Landeskirche nennen, und die Mitgliedschaft im Staate 
Voraussetzungen der Kirchengemeinde-Angehörigkeit ? 

Die Erörterung der ersten Frage stellen wir zurück, bis wir 
den Erwerb der Mitgliedschaft in der Landeskirche besprochen. 
Die zweite ist gleich hier zu beantworten. | 

Ihre Entscheidung wird nicht .blos für die Ansicht massge- 
bend, welche wir hinsichtlich der gleichen Frage in Bezug auf die 
Landeskirche zu vertreten haben, sondern, nachdem die Frage, ob 
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die Mitgliedschaft: in der Landeskirche durch Vorhandensein der 
-Staatsangehörigkeit bedingt sei, den Mittelpunkt der bezüglich des 
Erwerbs der Gemeinde- und Landeskirchen-Mitgliedschaft beste- 
henden Kontroverse bildet, bestimmt das Ergebniss, zu welchem 
wir hier gelangen, auch unsere Stellung in jener Streitsache. 

Den Gedanken, dass die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde 
die Staatsunterthänigkeit zur Voraussetzung habe, legt scheinbar 
das Reformationsrecht des Landesherrn nahe, welches, 
was die Zeit nach ') Gründung der protestantischen Bekenntniss- 
kirche anlangt, zuerst in dem Nürnberger Religionsfrieden von 
1532, wenn auch, wie früher erwähnt, zunächst nur für die da- 
maligen Mitglieder des schmalkaldischen Bundes und nur bis zur 
Berufung einer allgemeinen Nationalversammlung, reichsgesetzliche 
Sanktion erhielt ?). | 

Das jus reformandi ist die Polizeibefugniss des Landesherrn 
als solchen, für sein Land, für seine Unterthanen ein bestimmtes 
Glaubensbekenntniss, die Aeusserung einer bestimmten Religions- 
meinung ?) vorzuschreiben (die Glaubenslehre seiner Angehörigen 
zu reformieren) und diejenigen, welche diess Glaubensbekenntniss 
nicht annehmen wollen, im religionspolizeilichen Interesse, um des 
religiösen Friedens willen, des Landes zu verweisen. 

Das Reformationsrecht des Landesherrn war kein unbeschränk- 
tes. Es war reichsrechtlich eingeengt. Wollte der Landesherr 
eine christliche Religion vorschreiben, so konnte es nach dem 
Frieden von 1532 nur die katholische oder Augsburgische Kon- 
fession sein. Innerhalb dieser Schranken war er rechtlich nicht 
gebunden, ob er alle beide oder nur eines der beiden Glaubens- 
bekenntnisse zulassen wollte. Glaubte er, durch eine Mehrheit von 
Konfessionen im Lande werde der religiöse Frieden desselben nicht 
gestört, so konnte er mehr als eine aufnehmen. 


') Vorher war es von 1526—29, von dem einen bis zum anderen Reichstag 
von Speyer, anerkannt gewesen. 
2) Vergl. das Nähere bei Fürstenau S. 14 u. 42. 
®) Ueber den Unterschied von Glaubens- und Bekenntnissfreiheit vergl. 
Fürstenaus. 2 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 2. 14 
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In der That waren in manchen Territorien zwei Bekennt- 
nisse zugelassen, neben einem der beiden christlichen das jüdische '). 
Die Unterdrückung der Juden im Lande, das Nichtdulden von 
Juden ım Lande, fällt oft erst in das 17. Jahrhundert. 

Wenn nun der protestantische Landesherr seinen christlichen 
Unterthanen unter Meidung der Ausweisung die Zugehörigkeit zur 
Augsburger Bekenntnisskirche anbefahl, so betraf der Nachtheil, 
welcher für die Nichtbeachtung des Befehls angedroht wurde, das 
Wohnrecht des Staatsangehörigen, die Befugniss des Staats- 
angehörigen, gegen nicht auf Rechtsvorschrift beruhende Landes- 
verweisung geschützt zu sein, und nur dieses. 

Wie an anderer?) Stelle ausgeführt, bildet das Wohnrecht im 
Staate ein naturale des Begriffs der Staatsangehörigkeit. Zugleich 
ist dort erörtert, wie diess Wohnrecht je nach dem Stand der 
Gesetzgebung ein mehr oder minder weites ist, zum Theil beschränkt, 
entziehbar, zum Theil vollkommen unbeschränkt, unentziehbar, und 
dann ist dort angedeutet, wie dasselbe nicht nothwendig für alle 
Staatsunterthanen gleichen Umfanges zu sein braucht, es vielmehr 
für bestimmte Klassen von Staatsangehörigen beschränkt, für an- 
dere unbeschränkt zu sein vermag. 

Im 16. Jabrhundert nun, wie auch noch im 17. und 18., 
kann der Unterthan zwar nicht mehr nach behördlicher Willkür, 
aber noch wegen Ungehorsams gegen im Öffentlichen Interesse ge- 
gebene Rechtsvorschriften, wie man sagte, wegen Delikts °), des 


1) Ueber die Rechtsstellung der Juden vergl. Rehm, a a. 0.86. Dass 
sie schon früher als Staatsangehörige aufgefasst wurden, ergiebt auch der 
auf ältere Verhältnisse zurückweisende Wortlaut der in den ersten Jahr- 
zehnten dieses Jahrhunderts in Deutschland erlassenen Judenedikte (zu- 
sammengestellt bei Fürstenau S. 319 ff.), wodurch sie nicht erst in den 
Staatsverband, sondern nur mehr oder weniger weit in die objektive Rechts- 
gemeinschaft der christlichen Staatsangehörigen aufgenommen wurden. Vergl. 
z. B. württ. Edikt vom 25. April 1828 Art. 1. „Die im Königreiche ein- 
heimischen Israeliten“. Siehe auch die Ausführungen Fürstenau's S. 163. 

?) Rehm, Annalen 1892 S. 160 ff. 

®) Hall'sche Kirchenordnung: „Bestraft mit Verbietung des Landes‘. 
„Mevius, Commentarii ad jus Lubecense libri tres (1668), lib. I art. II 
nr. 46: quaeritur, an jus civitatis redimere nolentes Magistratus arcere debet 
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Landes verwiesen werden. Somit ist die rechtliche Bedeutung der 
Vorschrift, dass der christliche Unterthan sich zum evangelischen 
Glauben bekennen müsse, in Rücksicht auf das Wohnrecht des 
Staatsangehörigen die: Derjenige Unterthan, welcher sich dem 
evangelischen Glauben nicht anschliesst, ist ungehorsam gegen einen 
im Interesse religiösen Friedens gegebenen Gesetzesbefehl, begeht 
ein Religionsdelikt, ein religionspolizeiliches Vergehen, kann also 
des Landes verwiesen werden; derjenige Unterthan dagegen, wel- 
cher sich zum Protestantismus bekennt, kann aus religionspolizei- 
lichen Gründen nicht ausgewiesen werden, hat ein religionspoli- 
zeilich unentziehbares Wohnrecht im Staate.e Die Ausübung des 
Reformationsrechtes ist, rechtlich konstruirt, nichts anderes, als 
Ausstattung der einer bestimmten Konfession anhängenden Un- 
terthanen miteinemreligionspolizeilich unentziehbaren Wohnrecht. 

Ziehen wir, einen Schritt weitergehend, in Betracht, dass, wie 
in der schon öfters erwähnten Abhandlung des näheren !) verfolgt, 
die Staatsangehörigkeit im 16. Jahrhundert Seitens Nichtjuden 
durch einfache Domicilirung im Lande erworben wurde, so lautet 
der eben gewonnene Gedanke: Von den christlichen Landesein- 
wohnern hat nur der Augsburger Konfessionsverwandte ein re- 
ligionspolizeilich festes Wohnrecht im Staate?). 


ex urbe ? negativa aequior videtur, tum quia illud nisi delictum fieri debet, 
tum quod humanitati adversum, quae hospites tolerare docet. Auch Knip- 
schildt. de juribus et privilegiis civitatum Imperialium tractatus politico- 
historico-juridicus 1657, spricht in lib. II cap. 29 nr. 165 aus, dass das 
Bürgerrecht ausser durch Verzicht nur wegen Delikts durch Relegation ver- 
loren gehe. Dann J. J. Moser, von der Landeshoheit in Ansehung der 
Unterthanen, Personen und Vermögens, 1773, Kap. 22 $ 15. Vergl. ferner 
BrauninDoveundFriedbergs Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 22 S. 336. 

787. 

?) Je nach Vorhandensein und Grad des Wohnrechts haben wir ver- 
folgte, geduldete und aufgenommene Religionen zu unterscheiden. Wer der 
verfolgten Religion angehört, hat gar kein religionspolizeiliches Wohnrecht 
im Staate, wer der geduldeten, ein entziehbares, wer der aufgenommenen, 
ein unentziehbares. Das Verhältniss des Anhängers der verfolgten Religion 
zum Bekenner der geduldeten Religion ist, um modernes in Vergleich zu 
stellen, dasselbe, wie zwischen dem Staatsfremden, der kein, und dem 
Staatsfremden, der ein beschränktes Wohnrecht hat. An sich kann der 

14 * 


212 Abhandlungen. 


Stellen wir dann noch die Beziehung zur Kirchengemeinde 
her und erinnern uns, dass die Zugehörigkeit zu dieser durch Do- 
micilirung daselbst begründet wird, so ist der Schlusssatz, zu dem 
wir gelangen: Nur das Mitglied einer evangelischen Kirchenge- 
meinde hat ein festes Wohnrecht im Lande. In diesem Schluss- 
satz fehlt aber der Begriff des Staatsangehörigen als Element voll- 
kommen und so ist aus dem rechtlichen Wesen des Reformations- 
rechtes der Beweis erbracht: Die Mitgliedschaft in der Kir- 
chengemeinde ist durch Staatsangehörigkeit nicht bedingt. 

IV. Späterer Ausführungen wegen sei gleich hier hervorge- 
hoben, dass sich aus der Anwendung des Reformationsrechtes auch 
nicht der Satz ergibt: Die Staatsangehörigkeit ist durch Be- 
kennen des evangelischen Glaubens bedingt, oder auch nur der 
Satz: Für Christen ist der Erwerb der Staatsangehörigkeit von 
Zugehörigkeit zum evangelischen Bekenntniss abhängig. 

Gegen den ersten Satz spricht schon, dass die Juden ebenso, 
wie Christen durch Niederlassung im Lande Staatsangehörigkeit 
erwerben, wenn auch nicht durch einfache Niederlassung, sondern 
nur durch staatlich genehmigte!). Und die eben abgeschlossene 
Ausführung über die rechtliche Bedeutung des jus reforınandi er- 
gibt, dass auch für Christen das Augsburger Bekenntniss keine 
Voraussetzung ihrer Staatsmitgliedschaft bildet. Nur das feste 
Wohnrecht des Staatsangehörigen ist davon abhängig. Der Staats- 
angehörige als solcher muss sich nicht zur evangelischen Kirche 
bekennen. Will er aber ein sicheres Wohnrecht im Lande haben, 
so muss er dem evangelischen Bekenntniss beitreten. Die Aus- 
übung des Reformationsrechtes ist also nicht von direktem, son- 
dern nur von indirektem Glaubenszwang, richtiger Bekenntniss- 
zwang, für den Staatsangehörigen begleitet ?). 


Staatsfremde nach Willkür aus dem Lande verwiesen werden. Es ist jedoch 
möglich, dass durch Staatsverträge den Angehörigen bestimmter Staaten 
ein Wohnrecht im Staate verliehen wird, welches nur aus gesetzlich d. h. 
im Staatsvertrag zugelassenen Gründen entzogen werden darf. Vergl. in 
dieser Beziehung z. B. den deutsch - schweizerischen Niederlassungsvertrag 
v. 31. Mai 1890 Art. 1, 3 und 4. 

1) Vergl. meine Abh.$ 6. 

2) Dass es nur indirekter Glaubenszwang blieb, dafür sorgte die Reichs- 
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V. Der Erwerb der Mitgliedschaft in der evangeli- 
schen Landeskirche bestimmt sich nach dem bisher Bemerkten 
sonder Mühe. 

In Rücksicht auf Späteres ist zunächst die Frage zu berühren, 
wer Mitglied der Landeskirche ist. Ihre Beantwortung zeigt zu- 
gleich, welcher Natur diese Mitgliedschaft. 

Die Art, wie die protestantische Landeskirche rechtlich ent- 
stand, könnte den Gedanken erwecken, rechtlich betrachtet seien 
Mitglieder dieser Kirche die einzelnen Ortsgemeinden, aus welchen 
die Landeskirche zusammenwuchs. Nicht als wäre die Landes- 
kirche als ein Bund, als ein evangelischer Gemeindebund ins Leben 
getreten. Das träfe schon desshalb nicht zu, weil die Vereini- 
gung der Gemeinden nicht auf Vertrag, sondern auf obrigkeit- 
lichen Akt, den Reichsabschied von 1555, gegründet war. Aber 
der historische Vorgang könnte so aufgefasst werden, als läge als 
Resultat eine durch Gesetz begründete Gesammtgemeinde, deren 
Mitglieder die einzelnen Ortskirchen wären, vor. 


gesetzgebung. Die Anwendung des Reformationsrechtes konnte für den ein- 
zelnen Unterthanen der Anlass zur Auswanderung werden, wenn er es nicht 
auf Landesverweisung ankommen lassen wollte Freilich brachte er dann 
seinem Glauben materielle Opfer. Denn die Auswanderung war in den 
meisten Territorien seit Ende des 15. Jahrhunderts von staatlicher Nach- 
steuer abhängig. Immerhin war sie aber im übrigen noch frei, d.h. nicht 
an landesherrliche Zustimmung gebunden (vergl. meine Abh. $ 7 u. 11). 
Das Recht des polizeilich freien Abzuges galt noch. Nun konnte der Landes- 
herr aber, im Glaubenseifer die Sache der Religion höher stellend, als den 
finanziellen Vortheil der Nachsteuer, dazu übergehen, die Auswanderung an 
seine Erlaubniss zu binden und so direkteren Bekenntnisszwang zu üben. 
Solchem Verfahren beugt der Reichsabschied von 1555 vor, indem er be- 
fiehlt ($ 24), es solle den Bekennern beider Konfessionen, den „Unterthanen 
der alten Religion oder der Augspurgischen Confession anhängig, so an 
andere Ort ziehen und niederthun wollten, solcher Abzug (wenn auch „gegen 
zimliche billige Nachsteuer*)Junverhindert männiglichs zugelassen und 
bewilliget sein“). Es lag darin allerdings ein Rückschritt gegen den Augs- 
burger Abschied von 1530. $ 60 desselben hatte für die Anhänger des alten 
Glaubens nachsteuerfreien Abzug („freyen Abzug ohne Beschwerde einiger 
Nachsteuer oder Abzug ihrer Güter“) garantirt gehabt. Nun war noch ein 
Druck auf das Gewissen vorhanden, denn der Unterthan war immerhin vor 
die Frage gestellt, entweder das Bekenntniss der Väter oder einen Theil 
seines Hab und Guts zu opfern. 
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Ein anderes ist der Fall. Wie früher dargelegt, ist der Lan- 
desherr in die Rechtsstellung des Bischofs eingerückt, Landesbi- 
schof geworden. Nach Reichsrecht gilt daher — und diess ent- 
spricht der thatsächlichen Uebung in protestantischen Landen — 
die Landeskirche als Diöcese. 

Angehöriger der Diöcese ist der einzelne Christ, nicht die 
Parochie und als solche wird doch die protestantische Kirchen- 
gemeinde angesehen. Mitglied der Landeskirche ist sonach das 
Individuum. 

Und zwar ist diese Mitgliedschaft ın der Landeskirche, weil 
keine anderen Rechte bietend, als diejenigen des allgemeinen Prie- 
stertbums, nicht Zugehörigkeit zu einer Korporation, sondern un- 
mittelbare Unterthänigkeit unter eine Individualherrschaft, Zuge- 
hörigkeit zu einem Herrschaftsbezirk. Die Diöcese ist der Herr- 
schaftsbezirk des Bischofs. Ebenso übt der Landesherr ein eigenes, 
wenn auch auf kirchlichem Boden entstandenes, Herrschaftsrecht 
über die Summe der Bekenner des evangelischen Glaubens im 
Lande, er ist nicht ein Organ der Landeskirche als kirchenrecht- 
licher Korporation, er leitet seine Kirchengewalt nicht aus einer 
Uebertragung Seitens der Gesammtbheit der Kirchenangehörigen ab, 
er ıst kirchlicher Herrscher über, nicht ın der Landeskirche. 
Die Landeskirche im Rechtssinne ist die Summe der unter der 
Kirchenherrschaft des Landesherrn dauernd stehenden Individuen 
ein und desselben Bekenntnisses. 

Demgemäss kann der Landesherr nicht Mitglied dieser Lan- 
deskirche sein, sondern nur Mitglied der Bekenntnisskirche des 
Landes. Ist er dieses, dann ist er ihr vornehmstes Mitglied. Er 
braucht es aber nicht einmal zu sein. Er kann auch einer an- 
deren Religion angehören. Diess die aus dem Mangel eines Papst- 
thums sich erklärende Abweichung vom bischöflichen Vorbild des 
katholischen Kirchenrechts. 

. Das eben Dargelegte ergibt, dass wir hinsichtlich der Frage 
des Erwerbs der Mitgliedschaft in der Landeskirche zunächst nach 
der Bestimmung der Eigenschaft des Diöcesanen zu fragen haben. 

Diese bestimmt sich sehr einfach: Der Bischof ist der paro- 
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chus seiner Diöcese, der Diöcesanpfarrer. Demnach wird die Zu- 
gehörigkeit zur Diöcese, wie die Zugehörigkeit zur Ortsparochie, 
durch Wohnsitznahme in derselben begründet. 

In gleicher Weise regelt sich auch die Mitgliedschaft in der 
Landeskirche. Zwar ist der Landesherr nicht direkter Seelsorger 
der Landeskirche, die Mitglieder der Landeskirche sind nicht seine 
Pfarrkinder. In der potestas ordinis ist der Pfarrer der Nach- 
folger des Bischofs '). Aber die Diöcesanangehörigen heissen auch 
subditi. Subditi sind auch die Angehörigen der Landeskirche im 
Verhältniss zum Träger des Kirchenregiments und sie werden auch 
so genannt. So erklärt sich, wie trotz mangelnden Parochialcha- 
rakters sich auch die Kirchenunterthänigkeit in der protestanti- 
schen Landeskirche in gleicher Weise bestimmt, wie die Unter- 
thänigkeit unter die Diöcesangewalt. 

Unser Ergebniss ist also: Sowohl die Mitgliedschaft in der 
Ortskirche wie in der Landeskirche beruht auf einfachem Domicil. 

VI. Noch ist die zurückgestellte Frage des Verhältnisses 
von Kirchengemeinde- und Landeskirchenangehörigkeit zu erledigen. 

Auf Grund der herrschenden Anschauung, das Domicilium, 
der Wohnort, sei die räumliche Verbindung eines Individuums mit 
einem Ort, könnte man der Meinung sein, es bestände zwischen 
diesen beiden Statusrechten eine Verbindung der Art, dass die 
Zugehörigkeit zur Landeskirche nicht unmittelbar, sondern nur 
mittelbar durch Domicil erworben werde, so dass die Domicils- 
begründung lediglich die Gemeindemitgliedschaft und erst diese 
die Landeskirchen-Angehörigkeit hervorriefe.. Allein räumlich be- 
trachtet, ist es nicht dasselbe Domicilium, welches die Landeskirche- 
und die Kirchengemeindemitgliedschaft zur Entstehung bringt. 

Wie an anderem Orte des näheren behandelt ?), ıst die Ver- 
bindung mit einem bestimmten einzelnen Orte nicht wesentlich für 
den Begriff des Domiciliums. Nach 1.239 82 D. 50, 16, de verb. 
sign. est incola, qui in alıqua regione domicilium contulit. Wie 
die Staatsangehörigkeit jener Zeit nicht durch Domicilium in einem 


1) Siehe hierüber Friedberg, evang. Verf.R. S. 106 u. 107. 
?) Die cit. Abhandl. $ 3. 
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bestimmten Orte, sondern ım Lande erworben wurde '), so kommt 
auch bei der Begründung der Mitgliedschaft in der Landeskirche 
durch Wohnsitznahme im Gebiet einer Kirchengemeinde dieses 
Gebiet nicht als Gebiet der Kirchengemeinde, sondern als Gebiet. 
der Landeskirche in Betracht. 

Daraus folgt die Möglichkeit, dass Jemand in Bezug auf die 
Landeskirche Mitglied ist, der im Verhältniss zur Kirchengemeinde 
als vagabundus erscheint. Wie es gemeindelose Staatsangehörige 
gibt, so gibt es kirchengemeindelose Landeskirchenmitglieder. 

VI. Noch wäre in diesem Zusammenhang zu bedenken, ob 
die Mitgliedschaft in der Landeskirche, nachdem im protestanti- 
schen Kirchenrechte zwischen Kirchengemeinde und Parochialver- 
band zu unterscheiden, nicht durch Parochialangehörigkeit erwor- 
ben werde. | | 

Abgesehen davon aber, dass die Landeskirchen-Angehörigkeit, 
wie eben erörtert, durch Wohnen ım Lande und nicht durch Woh- 
nen im Ortsbezirk begründet wird, spricht hiegegen der Umstand, 
dass die Folge hievon. die wäre, dass der Pfarrer nicht Mitglied 
der Landeskirchengemeinschaft sein würde, weil er ja nicht zur 
Parochie als Parochiane gehört, und doch steht seine Unterord- 
nung unter dem Träger des Kirchenregiments nicht bloss als Kir- 
chenbeamter, sondern auch als Kirchenangehöriger ausser Zweifel. 

VII. Was endlich die Frage angeht, ob die Zugehörigkeit 
zur Landeskirche von Staatsunterthänigkeit bedingt sei, so ist die- 
selbe ebenfalls mit wenigen Worten beantwortet. 

Zunächst bedarf es nur einer kurzen Bemerkung, dass eine 
solche Abhängigkeit aus dem landesherrlichen jus reformandi nicht 
gefolgert zu werden vermag. 

Eine Konsequenz aus dem vorhin Erörterten ist, dass Mit- 
gliedschaft in einer Kirchengemeinde ohne Zugehörigkeit zur Lan- 
deskirche nicht denkbar ıst, denn Domicilium am Orte ist immer 
zugleich Domicilium im Lande, aber nicht umgekehrt. 

Daraus ergibt sich, dass die Anwendung des landesherrlichen 
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) Ebenda 8 7. 
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Reformationsrechtes nach Gründung der Landeskirche hinsichtlich 
unserer Frage sich als Rechtssatz des Inhalts darstellt: Nur der- 
jenige christliche Staatsunterthan, welcher der evangelischen 
Landeskirche angehört, hat ein festes, gegen religionspolizeiliche 
Einwirkung gesichertes Wohnrecht im Staate. 

Aus der Ausübung der landesherrlichen Reformationsgewalt 
folgt also weder eine Abhängigkeit der Mitgliedschaft in der Lan- 
deskirche von der ‚Staatsangehörigkeit noch eine solche des Er- 
werbs der Staatsangehörigkeit für den Christen von ersterer, son- 
dern lediglich eine Bindung des religionspolizeilich festen Wohn- 
rechtes des christlichen Landeseinwohners an die Zugehörigkeit 
zur evangelischen Landeskirche. 

Andererseits könnte versucht werden, aus dem Umstande, dass 
beide durch Domicilium im Lande begründet werden und die Kir- 
chenherrschaft des Landesherrn ein historisches Annex seiner 
Staatsherrschaft ') ist, letztere also das prius, die Hauptsache dar- 
stellt, soweit christliche Unterthanen in Frage kommen, zu be- 
haupten, auch die Zugehörigkeit zur Landeskirche sei nur ein 
Annex der Staatsangehörigkeit, so dass die Kirchenangehörigkeit 
nicht unmittelbar durch Wohnsitz ım Lande, sondern durch 
Staatsangehörigkeit erworben würde, 

Eine solche Auffassung würde übersehen, dass das Gebiet der 
Landeskirche nicht nothwendig mit dem ganzen Staatsgebiet zu- 
sammenfallen muss, dass dasselbe vielmehr auch nur Theile des 
Territoriums zu umfassen vermag. Eine Beschränkung der Lan- 
deskirche auf einen Theil des Landes war rechtlich keineswegs 
undenkbar. Wir haben gesehen, dass den Landesherrn rechtlich 
nichts hinderte, wenn er es mit dem Frieden ım Lande für ver- 
träglich hielt, auch zwei christliche Konfessionen zuzulassen. Es 


!) Vergl. Prager Frieden von 1635 $ 35: „Die Religion und deren Ein- 
führung der Landes - Fürstlichen Hoheit anhängig“. Bekanntlich wird 
von einem Theil der Schriftsteller sogar noch für das heutige Recht das 
Gegentheil behauptet, das landesherrliche Kirchenregiment sei ein Stück 
Staatsgewalt. Vergl. von den neueren Auslassungen Mejer, Das Rechts- 
leben der deutschen evang. Landeskirche, S. 32 u. 97” undBornhak, preus- 
sisches Staatsrecht, Bd. III S. 640. 
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wäre nicht ausgeschlossen gewesen, dass, um jede Störung zu ver- 
meiden, der einen Konfession in diesem, der anderen in jenem 
Landestheile ihr Gebiet angewiesen worden wäre. 

IX. Ehe wir dazu übergehen, die Entwicklung im 17. Jahr- 
hundert zu betrachten, sei noch die Bemerkung erlaubt, dass wir 
im Vorstehenden bereits einen Theil der von anderer Seite bezüg- 
lich unserer Fragen aufgestellten Ansichten stillschweigend zu wi- 
derlegen suchten. 

Wir werden nun später sehen, wie es wegen der Kontinuität 
der Entwicklung für die Beurtheilung des geltenden Rechtes von 
massgebender Bedeutung ist, welche Anschauung man für den 
diessbezüglichen Rechtszustand in der ersten Periode der prote- 
stantischen Kirche gewonnen. 

Demgemäss ziehen die Schriftsteller, welche unsere Fragen 
bisher behandelten, zu ihrem grösseren Theile, wenn auch nur in 
Grundzügen, die ganze Rechtsentwicklung seit der Reformation in 
den Kreis ihrer Betrachtung. 

Für uns ergibt sich daraus die Nothwendigkeit, die Ausein- 
andersetzung mit den bisher vertretenen Theorien unter Zusam- 
menfassung der einzelnen Entwicklungsperioden auf das Ende un- 
serer Darstellung zu verschieben. 


III. Der Rechtszustand im 17. Jahrhundert. 
8 4. 


I. Von den Rechtssätzen, mit welchen wir bisher direkt oder 
indirekt unsere Behauptungen zu stützen unternahmen, sind es 
drei, welche im 17. Jahrhundert eine Aenderung erlitten, einmal 
der Satz, dass die einfache Zugehörigkeit zur politischen Gemeinde, 
der sog. Inkolat (das Beisassenrecht), durch Wohnsitznahme am 
Ort zur Entstehung gelange, dann die Vorschrift, dass es der 
Landesherr allein sei, welcher — in Anwendung des Reformations- 
rechtes — christlichen Staatsangehörigen ein festes religionspoli- 
zeiliches Wohnrecht im Lande verleihen könne, und endlich jene 
reichsrechtliche Beschränkung des landesherrlichen Reformations- 
rechtes, wie sie in der Zulassung von nur zwei Konfessionen im 
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Reiche durch den Augsburger Religionsfrieden enthalten war '). 

Die erstgenannte Rechtsregel, in Land- und Stadtrecht im 
Wege gewohnbheitsrechtlicher Entwickelung entstanden und durch 
Aufnahme des römischen Rechtes ın etwas modifizirt, fand seit 
der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts, zum Theil auch schon 
früher, durch Landesordnung und Ortsstatut, durch Territorial-, 
wie Ortsherkommen, in vielen Theilen des Reiches die Abänderung, 
dass hinfort das Beisassenrecht nicht mehr durch Domicilirung 
im Orte schlechthin, sondern nur durch Domicilirung mit obrig- 
keitlicher Erlaubniss erworben wurde. Um den neuen Rechtssatz 
gleich für unsere Fragen zurechtzumachen: Die einfache Zuge- 
hörigkeit zur Gemeinde und die daraus fliessende feste, sicher- und 
armenpolizeiliche Wohnbefugniss in der Gemeinde wird nicht mehr 
durch einfache Wohnsitznahme, sondern nur durch polizeilich be- 
willigte Niederlassung begründet. Die nähere Erläuterung dieser 
Umgestaltung ist an anderer Stelle gegeben ?). 

Von den beiden anderen Rechtssätzen wurde der zweite einer 
geringeren Veränderung unterzogen, er erhielt lediglich einen Zu- 
satz, während der erste nicht blos abgeändert, sondern vollständig 
aufgehoben wurde. 

Durch J. P. O. Art. VII $1 wurde einerseits die evangelisch- 
reformirte Kirche reichsgesetzlich der evangelisch-lutherischen und 
damit der katholischen Kirche gleichgestellt. Andererseits wurde 
bestimmt erstens, dass diejenigen christlichen Landesunterthanen, 
welche ın irgend einem Theile des Jahres 1624, sive certo pacto 
aut privilegio sive longo usu sive sola observantia dicti anni, das 
exercitium (publicum oder privatum) der protestantischen oder ka- 
tholischen Religion gehabt, dasselbe auch ferner sammt den An- 
nexa (Konsistorien u. s. w.), welche sie ın jenem Jahre besessen, 
behalten sollten (Art. V $S 31); zweitens, dass denjenigen christ- 
lichen Unterthanen, so im Jahre 1624 weder solch öffentliche noch 
private Religionsübung gehabt, wenn sie sich zur Zeit des West- 


1) Wiederholt insbesondere in dem Reichsabschied von 1566 $ 5 und 
dem Restitutionsedikt von 1629. 
2) Vergl. Rehm, Annalen 1892 S. 181 ff. 
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fälischen Friedens zu einer von der Religion des Landeshberrn ab- 
weichenden Glaubenslehre bekannten, mindestens fünf, solche, 
welche erst nach dem Frieden zu einem anderen Bekenntniss über- 
traten, mindestens drei Jahre zur Vorbereitung ihrer Auswande- 
rung zu lassen seien (Art. V $ 37), und drittens, dass in evan- 
gelischen Ländern den Unterthanen der Uebertritt zu dem anderen 
evangelischen Bekenntniss als demjenigen, welchem der Landes- 
fürst angehöre, frei stehe, ohne desswegen Landesverweisung ge- 
wärtigen zu müssen (Art. VIIS 1)'). 

II. Es entsteht die Frage, ob diese Aenderungen des objek- 
tiven Rechts auch für die Bestimmung der Zugehörigkeit zur Lan- 
deskirche und Kirchengemeinde von Einfluss waren. Soll es der 
Fall sein, so kann dieser Einfluss nur in einer Einwirkung auf 
das objektive Domicilsrecht liegen, denn das Domicil ist ja das 
beide Mitgliedschaftsrechte begründende Moment. 

Was in dieser Richtung die durch das J. P. O. veranlassten 
Aenderungen angeht, so haben dieselben allerdings Beziehung zum 
Domicilsrechte. 

Die Beziehung des jus reformandi des Landesherrn zum Do- 
micilsbegriff lag bisher, wie wir gesehen, in der Befugniss des 
Landesherrn, die Angehörigen gewisser Konfessionen im Gegensatz 
zu Andersgläubigen mit einem religionspolizeilich nicht entzieh- 
baren Wohnrecht auszustatten, bezw. das verliehene derartige Wohn- 
recht ihnen durch Aufhebung des betreffenden Rechtssatzes wieder 
wegzunehmen. 

Diese Befugniss. erfuhr nun durch die erstgenannte Bestim- 
mung von J. P.O. Art. VII $ 1 eine Erweiterung. Das feste 
religionspolizeiliche Wohnrecht konnte nunmehr auch an die Re- 
formirten als solche. verliehen werden. Es war von jetzt an eine 
reformirte Landeskirche denkbar. 

Durch die anderen drei Bestimmungen des westfälischen 
Friedens dagegen wurde die Bedeutung des landesherrlichen Re- 
formationsrechtes eingeschränkt. | 


1) Vergl. das Nähere Fürstenau 8. 53 ff. 
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Das feste Wohnrecht stand von nun an bestimmten Religionen 
bei Vorhandensein gewisser Voraussetzungen kraft reichsrechtlicher 
Vorschrift zu, war kraft Reichsrecht gegen Entziehung Seitens 
des Landesherrn geschützt. 

Nicht seinem Inhalt, aber seinem Umfang naeh war dadurch 
das jus reformandi des Landesherrn modifizirt. 

Bisher führte das genannte Wohnrecht ausschliesslich auf lan- 
desrechtliche Bestimmung zurück, nunmehr erscheint es auch als 
Ausfluss reichsgesetzlicher Anordnung. Bisher war es ausschliess- 
liche Befugniss des Landesherrn, durch gesetzgeberischen Akt eine 
Religion mit jenem sicheren Wohnrecht zu bekleiden, bezw. einer 
Religion dasselbe zu entziehen, nunmehr ertheilt auch das Reich 
dieses Wohnrecht. Es gibt von jetzt an Staatsangehörige, welche 
ihr religionspolizeilich unentziehbares Wohnrecht dem Reichs-, und 
solche, welche es dem Landesrecht verdanken. Das landesherrliche 
Reformationsrecht ist also beschränkter. 

So wenig aber das Reformationsrecht in seinem ursprünglichen 
Umfang, wie früher ausgeführt, für die Frage der Zugehörigkeit 
zur Landeskirche und Kirchengemeinde von Bedeutung war, so 
wenig berührt es nach seiner Veränderung diese beiden Statusrechte. 

Dasselbe gilt von dem neuen Rechtssatze, dass das Beisassen- 
recht in der politischen Gemeinde nur durch obrigkeitlich ver- 
stattete Niederlassung begründet wird. 

In dem schon mehr erwähnten Aufsatze über den Erwerb der 
Staats- und Gemeindeangehörigkeit ist der Nachweis versucht '), 
dass durch diese Beschränkung der rechtlichen Wirkung der Nieder- 
lassung für die Zugehörigkeit zur Gemeinde die volle rechtsbe- 
gründende Kraft, welche der Niederlassung bisher auch hinsicht- 
lich des Erwerbs der Staatsangehörigkeit zukam, keine Beein- 
trächtigung erfuhr. Es wurde dort dargelegt, dass die gegenthei- 
lige Annahme dem Grundsatz der Verhältnissmässigkeit von Ver- 
botsgrund und Verbotsfolge widersprechen würde. Der Grund zu 
dieser Beschränkung lag lediglich in der Berücksichtigung eines 


1) Annalen 1892 S. 192 ff. 
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Interesses der politischen Gemeinde, in dem Interesse derselben, 
den Zuzug Solcher, deren Verarmung und damit deren Unter- 
stützungsbedürftigkeit Seitens der Gemeinde zu besorgen sein möchte, 
möglichst erschwert zu sehen. Es konnte demnach auch die Be- 
schränkung selbst Mangels besonderer Bestimmung nur die Be- 
ziehung zur Gemeinde und nicht diejenige zum Staate betreffen. 

III. In gleicher Weise fehlt jegliche Ursache, anzunehmen, 
dass einer Beschränkung der Domicilsbegründung, die lediglich 
in den Folgen dieser für die armenpolizeiliche Zugehörigkeit zur 
politischen Ortsgemeinde ihre Veranlassung hatte, ohne weiters 
auch kirchenrechtliche Folgen, Folgen für die kirchenrechtliche 
Zugehörigkeit zur Ortsgemeinde zukommen sollten. Selbst, wenn, 
was bei dem räumlichen Zusammenfallen von Kirchengemeinde und 
politischer Ortsgemeinde in Anschluss an die kirchliche Armen- 
pflege in manchen Rechten statt hatte, der Kirchspielverband, rich- 
tiger die Ortskirchengemeinde, Trägerin der öffentlichen Armen- 
unterstützungspflicht geworden, so war die Armenunterstützung, 
deren der Arme vom Kirchspiel theilhaftig wurde, doch nicht Folge 
der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde als einer Korporation des 
Kirchenrechts, sondern als einer Korporation des Verwaltungs- 
rechts, um es anders auszudrücken, als eines Armenverbandes. 

So bleibt der Satz unverändert bestehen. Die Mitgliedschaft 
in der evangelischen Landeskirche und landeskirchlicheu Gemeinde 
bestimmt sich durch Zugehörigkeit zur betreffenden Bekenntniss- 
kirche und durch Domicil im Lande, bezw. im Ortsbezirke. 

IV. Dass diess der Fall, dafür haben wir das klassische Zeug- 
niss Just Henning Böhmer’s (1674—1749), des ersten prote- 
stantischen Kirchenrechtslehrers, welcher dem „Parochialrecht‘ 
und damit zum Theil auch unseren Fragen eingehendere und zwar 
systematische Behandlung gewidmet hat). 

Sein Jus parochiale ad fundamenta genuina revocatum a 
spurlis principis purgatum atque ita adornatum, ut jus ecclesia- 
sticum Protestantium illustrare et usum modernum libri tertii De- 


ı) Böhmer selbst sagt in der Widmung und ebenso in der Vorrede 
zu seinem diesbezüglichen Werke: materia plene ncn tractata. 
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cretalium (tit. 29) quoad praecipuas materias ostendere queat, ge- 
hört zwar der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts an (1. Ausgabe 
von 1701, 3., nach welcher wir citiren, von 1721, 6. nach dem 
Tode des Verfassers 1760), allein, nachdem sich das unser Thema 
betreffende Recht doch geradezu ohne Ausnahme im Wege kirch- 
licher Uebung ') entwickelt hat und der Gang gewohnheitsmäs- 
siger Rechtsentwickelung erfahrungsgemäss ein sehr langsamer ist, 
darf Böhmer’'s Buch auch als Beweismittel für den Rechtszu- 
stand des 17. Jahrhunderts verwendet werden. 

Die Ausführungen von Böhmer sind folgende: Bei Bestim- 
mung der Eigenschaft des Parochianen sei die kirchliche Uebung 
den Regeln über den Gerichtsstand gefolgt?). Wie sich die Ein- 
theilung des Kirchengebietes in Parochialbezirke historisch an die 
Eintheilung des Landes in curiae, in Gerichtsbezirke, angeschlossen 
habe, so imitire das jus parochialitatis rationem jurisdictionis fo- 
rensis®). Wie curialis derjenige genannt werde, welcher domici- 
lium intra curiam constitutum habuit, ita, ut quis parochianus 
huius vel illius parochiae fiat, requiritur domicilium (habitationis) *), 
d. h. das eigentliche Domicil °), dessen Erfordernisse actualis ha- 
bitatio et animus perpetuo ibi manendi ($ 13) sind. 

Kein Erwerbsgrund sei somit die blosse origo und die blosse 
habitatio °).. Am Ort der Geburt sei man nur so lange parochia- 
nus, als man daselbst domicilium im Rechtssinne habe und, wie 
neben der habitatio ad forum domicilii constituendum animus per- 
petuo manendi erforderlich sei, ita idem ad jus parochialitatis adi- 


1!) Schon der Titel des Böhmer’schen Buches bringt dies mit den 
Worten usus modernus zum Ausdruck und dann beweist es ein Blick in 
die von Böhmer S. 491 ff. mitgetheilten Fakultätsgutachten, 

2) Sect. IlI cap. 2 $ 7: fori rationem quoad constituendos parochianos 
exacte sequuntur mores. 

®) Sect. III cap. 2 $ 43: jus parochialitatis imitatur rationem juris- 
dictionis forensis. 

*) Sect. III cap. 2 8 140. 

5) Ibid. $ 4: cum ratio constitutiva domicilii sit habitatio. 

©) Doch bemerkt Böhmer, es könne vorkommen, dass consuetudine 
vel statutis ecclesiasticis, quae variant, introductum est, ut sola habitatio 
parochianos constituat (Sect. III cap. 2 $ 17). 
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piscendum requiritur !). - Aus der habitatio allein folge keine volle 
Parochialangehörigkeit ?), sondern nur eine solche secundum quid 
(quoad sacramentum et sepulturam ?) oder ad interim, wie es cives 
temporarii gebe‘). 

Von dem Satz ex sola habitatione non fit aliquis parochianus 
macht Böhmer nun aber für den Fall, dass eine civitas ein Ort 
in mehrere Parochien getheilt ist, eine Ausnahme ($ 9). Hier 
mache sola habitatio zum Parochianen. Nicht, als ob es hier 
gar keines Domiciliums bedürfe, aber durch das domicilium, d.h. 
habitatio cum animo perpetuo manendi, werde nur eine räumliche 
Verbindung zum locus, zur civitas oder dem pagus, begründet, 
die Zugehörigkeit zur Parochie innerhalb des Ortes allein 
durch habitatio. Es fragt sich, ob diese Behauptung Böhmer’s 
sich in Richtigkeit verhält. 

Wie allerdings zum Theil nur zwischen den Zeilen zu lesen, 
ist Böhmer's Gedankengang der. 

Böhmer geht von dem Fall aus’), dass jemand an einem 
Orte wohnt und die Absicht, daselbst ständig zu bleiben, hat, aber 
doch nicht constantes aedes in ipsa civitate sed mox has mox illas 
inhabitat, also keine ständige Wohnung im Orte besitzt, sondern 
dieselbe öfters wechselt. 

Böhmer meint nun, bei Demjenigen, welcher öfters seine 
Wohnung wechsle, fehle in Bezug auf den Stadttheil, in welchem 
seine jeweilige Wohnung liege, der animus perpetuo manendi. 


ı) Ibid. $ 12: sola habitatio sicuti forum competens in quibuscumque 
causis et negotiis non facit, ita nec sola commoratio facit parochianum 
plene talem; vergl. auch $ 18. | 

?) Parochianus proprie dietus ($ 20): possent quidem ita dici abusive 
parochiani sed revera tamen non sunt. 

°®) Sect. IV cap. 18 16 u. cap. 28 4. 

*) Sect. III cap. 2 8 19. 

°) Sect. III cap. 28 9: maior oritur difficultas pluribus in loco quodam 
constitutis parochiis, ubi quidem quis in illo loco habitare et animum ha- 
bere potest perpetuo ibi manendi, ut tamen constantes non habeat aedes 
in ipsa civitate sed mox has mox illas inhabitet. Hoc itaque casu evi- 
dens (?) est ad hoc principium revocari non posse: retinere enim potest 
animum perpetuo Domicilium ibi habendi mutatis licet saepe aedibus,. 
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Diess würde an sich zur Folge haben, dass ein Solcher, obgleich 
er in Bezug auf die tota civitas domicilium habe, keiner Parochie 
innerhalb derselben angehörte, weil ihm hinsichtlich der einzelnen 
Stadttheile der genannte anımus abgehe. Ein solches Resultat sei 
aber praktisch unannehmbar, daher bestimme sich in diesem Fall 
die Zugehörigkeit zur Parochie nicht durch domicilium, sondern 
blosse habitatio in dem betreffenden Stadttheil. 

Böhmer übersieht bei diesem Gedankengang, dass es für 
die Annahme der Domicilsabsicht nicht auf die Dauer des Auf- 
enthalts am Orte ankommt. Zu der gegentheiligen Meinung hat 
ihn der Ausdruck animus perpetuo manendi veranlasst. 

Nicht Jedem, welcher öfters seine Wohnung innerhalb einer 
Stadt wechselt, geht aber in Bezug auf die einzelnen Stadttheile, 
wo seine verschiedenen Wohnungen liegen, der animus, daselbst 
ständig zu bleiben, ab. Nicht bloss bei Demjenigen, welcher eine 
Wohnung auf eine Reihe von Jahren oder auf unbestimmte Dauer, 
sondern auch bei Demjenigen, welcher eine Wohnung nur auf Zeit, 
nur vorläufig, bis er eine passendere findet, in Miethe nimmt, 
kann die Absicht vorhanden sein, so lange er darinnen wohnt, 
daselbst auch den Mittelpunkt seines bürgerlichen Daseins zu haben, 
den Ort, an den er Mangels besonderer Abhaltung immer wieder 
zurückkehrt. Nicht ein auf Dauer berechneter Besitz der Woh- 
nung, sondern der animus, dorthin Mangels besonderer Abhaltung 
immer wieder zurückzukehren, ist das entscheidende Moment !). 

Böhmer behauptet allerdings — Beweis hiefür erbringt er 
nicht —, der Domicilsbegriff bezeichne eine räumliche Verbindung 
zur tota civitas. Allein dieser Satz ist nur richtig, wenn man 
unter domicilium das publicistische Domicil, die Ortsheimath, ver- 
steht. Böhmer verwechselt Domicil im Sinne von Wohnsitz und 
Domicil im Sinne von Ortsinkolat. Dem Domicilsbegriff im Sinne 
von Wohnsitz widerspricht es nicht, wenn einmal hierunter 


Dee 


1) Vergl. Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts Bd. II 
S. 297 mit Note 5. 
®) Sect. III cap. 2 $ 24: qualitas domicilii consideratur quoad totam 
civitatem et jurisdictionem forensem, non quoad partem eius singularem. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 2. 15 
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nur die räumliche Beziehung zu Theilen einer Gemeinde gemeint 
ist, denn 1. 239 $ 2 D. 50, 16 erklärt domicilium in aliqua 
regione für statthaft. 

V. Zu erörtern ist noch, welchen Standpunkt Böhmer hin- 
sichtlich der Frage einnimmt, ob Staatsangehörigkeit eine Voraus- 
setzung des jus parochialitatis und folgegemäss auch der Kirchen- 
gemeinde- und Landeskirchenmitgliedschaft sei. 

Da findet sich nun sect. II cap. 1 $ 20 allerdings die Stelle: 
ut, qui sunt cives alicuius civitatis, sint simul parochiani certae 
ecclesiae. Allein dieser Passus steht nicht in sede materiae, son- 
dern dient da, wo er angebracht ist, nur als Beweismittel dafür, 
dass die Parochie sich zum Staat in rechtlicher Beziehung und 
zwar in der Beziehung rechtlicher Abhängigkeit befinde. Als Aus- 
druck dieses Gedankens ist derselbe vollkommen passend, nachdem 
ja thatsächlich die meisten Staats- und Stadtangehörigen in jener 
Zeit zugleich derselben Religion und damit denselben Parochien 
zugehörten. Dass Böhmer in der Parochialität eine von staats- 
rechtlichen Statusrechten und damit auch von der Staatsunter- 
thänigkeit rechtlich unabhängige Eigenschaft des Individuums sieht, 
ergibt sich zur Genüge aus denjenigen Ausführungen desselben, 
welche sich direkt mit dem Verhältniss der Parochieangehörigkeit 
zur Gerichts- bezw. Staatsangehörigkeit beschäftigen. Wir finden 
sie an drei Stellen. 

Wie erwähnt, geht Böhmer in seinen Deduktionen von dem 
Satze aus, die kirchliche Uebung sei bei Bestimmung der Paro- 
chialität der ratio fori gefolgt. Allein, dass er damit keineswegs 
behauptet haben will, Gerichtsunterthänigkeit und Parochialıtät 
fielen immer zusammen, lässt sich daraus entnehmen, dass er es 
nicht unterlässt, ausdrücklich hervorzuheben, dass sich nicht unter 
allen Umständen von der Befreiung von Jurisdiktionszwang auch 
auf Pfarrexemtion schliessen lasse: quamvis parochiani commu- 
niter aestimari soleant ex domicilii constitutione et habitatione et 
ita sequi videantur normam jurisdictionem, hoc tamen 
non perpetuum est, quin potius contingere potest, ut quis pa- 
rochianus huius loci esse queat et tamen alius in eum usurpet 
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jurisdietionem , non ordinarius judex loci, veluti si jurisdictione 
eiusdem exemtus sit. Unde ab exemtione jurisdictionis 
adexemtionem a parochia non valet consequentia, 
sieut non sequitur: hnie judici subjectus est, ergo quoque paro- 
chianus est illius loci, cuius judicem agnoscit (sect. III cap. 3 8 30)). 

Die zweite Stelle, in welcher Böhmer die Unabhängigkeit 
der Pfarrkindschaft von staatsrechtlichen Verhältnissen des Indi- 
viduums darthut, ist in einem von ihm mitgetheilten Gutachten 
der Haller Juristenfakultät vom 2. Juni 1708, deren Mitglied er 
bekanntlich durch Jahrzehnte war, enthalten (sect. III cap. 3 8 13). 
Der Fall ist folgender. | 

In dem Gebiet der reichsfreien Familie von R. liegt schon 
seit etlichen saecula die Pfarrkirche von Schmöltz. Seit ebenso 
langer Zeit gehört zu diesem Gebiet auch das Rittergut Nagel 
als ein Geschlechts- oder Familiengut. Die im Bereiche dieses Rit- 
terguts wohnenden R.’schen Unterthanen waren daher zur Schmöl- 
tzer Kirche eingepfarrt. 

Im Laufe des 16. Jahrhunderts nun und zwar vor mehr als 
40 Jahren wurde das Gut Nagel an einen Zweig der v. R.’schen 
Familie zu Alleineigen verkauft. Obgleich dadurch die Einwohner 
von Nagel aus ihrem bisherigen Unterthanenverhältniss schieden 
und „Nagel’sche Unterthanen“ wurden, hielten sie sich doch quoad 
omnes actus parochiales auch fernerhin zur Pfarrei Schmöltz, blie- 
ben demnach Eingepfarrte dieser Pfarrei. 

Nun kam es zwischen dem gegenwärtigen Besitzer des Ritter- 
guts Nagel und der v. R.’schen Familie zu Streit um die Kirch- 
stuhlsrechte, was den Herrn v. R. zu Nagel veranlasste, in dem 
Gebiet seines Gutes eine eigene Pfarrei zu errichten und seinen 
Unterthanen zu befehlen, sich nun anstatt zur Kirche in Schmöltz, 
zu dieser zu halten. 

Die v. R.’sche Familie nahm aus diesem Vorgehen ihres Stam- 
mesgenossen die Ursache, gegen denselben Klage zu erheben, in 


ı) Vergl. auch noch sect. II cap. 1 $ 16: constat experientia teste per 
domicilii constitutionem simul quemlibet in statum parochianorum evehi, 


qua alias forum domicilii acquiritur. 
15 * 
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Folge deren die Hallenser Fakultät um ein Gutachten darüber an- 
gegangen war, ob nicht die Herrn von R. die Nagel’schen Unter- 
thanen in ihre Kirche zwingen könnten. Das von Böhmer ver- 
fasste Gutachten bejaht diese Frage. 

Wenn auch die Errichtung von Pfarreien als ein Bestand- 
theil des jus circa sacra ein connexum juris territorialis sei, so 
hätte doch die v. R.’sche Familie dadurch, dass die Einwohner 
des Ritterguts zu Nagel auch nach Aenderung ihres Unterthänig- 
keitsverhältnisses über vierzig Jahre lang bei der Schmöltzer Kirche 
verblieben seien, ein jus quaesitum circa sacra.. Böhmer nimmt 
also eine Art öffentlichrechtliche Servitut der Familie v. R. über 
das Rittergut zu Nagel an. 

In der Begründung dieser Ansicht kommen nun folgende Sätze 
vor: „Obgleich durchgehends diese Unterthanen anderer Herr- 
schaft unterworfen sind, so mag doch nicht daraus geschlossen 
werden, dass sie dadurch qualitatem parochialem verloren, weil die 
nachfolgende Observantz das contrarium bezeuget* (S. 169); und 
S. 170: „Obgleich die jurisdictio über die Nagel’sche Unterthanen 
verändert worden, so kann doch hieraus keine mutatio ratione 
parochiarum inferiret werden, licet enim contingat, ut ter- 
ritoria quoad jurisdietionem mutentur, parochia- 
rum fines tamen inde non statim mutantur“ !). 

Die dritte Beweisstelle bringt sect. VI cap. 3 $ 9. Dort 
ist davon die Rede, dass die Kirchenbaulast allen Parochianen 
obliege, und, nachdem hervorgehoben, dass der Nichtparochiane, 
auch wenn er in der Parochie Grundstücke besitze, nicht zur Bei- 
‚steuer verpflichtet sei, heisst es: e contrario parochiani hoc 


1) Auch heute gibt es, namentlich in Mitteldeutschland, was aus der 
Gemengelage der Staatsgebiete dort leicht erklärlich, Parochien, welche aus 
Ortschaften verschiedener Staaten bestehen. Vergl. einstweilen die Synodal- 
ordnung für Anhalt v. 14. Dec. 1878 (Friedberg, Sammlung Bd. IS. 824) 
830: „Dem Kirchenregiment bleibt vorbehalten, wegen derjenigen Parochien, 
und Kirchspiele, welche aus anhaltinischen und preussischen Ortschaften 
zusammengesetzt sind, soweit nöthig, im Einvernehmen mit dem preussischen 
Kirchenregiment, das Erforderliche behufs Einführung der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung zu bestimmen“. 
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onus subire debent, licet vel maxime in alieno territorio do- 
micilium habeant et sub alio degant magistratu. 

Böhmer vermag sich für letztere Ansicht ausser auf Kaspar 
Klock, de contributionibus cap. 10 sect. I nr. 51 und 68 auch 
auf zwei ältere Kirchenrechtslehrer, Benedikt Carpzov (1595 bis 
1666) und Brunnemann (1608—1672), zu berufen. Carpzov 
schreibt in seiner jurisprudentia ecclesiastica (1649) lib. II tit. 22 
defin. 348: non audiendi sunt parochiani contributionem ad fa- 
bricam ecclesise propterea detrectantes, quod alio in territorio et 
sub alio Magistratu degant suumque habeant domicilium. Die 
Kirchenordnungen sprächen aus, auch wenn die Eingepfarrten 
„nicht unter einer, besonderen (d. h. sondern) vielen Herr- 
schaften gesessen“, seien sie beitragspflichtig: hosce non minus 
quam alios ad contribuendum arctat ratio Sacramentorum, 
quae ipsis ministrantur, et verbi divini, quod in ecclesia au- 
diunt!). Und ebenso heisst es in Brunnemann'’s nachgelasse- 
nem, von Stryck 1681 herausgegebenem tractatus (posthumus) 
de jure ecclesiastico lib. II cap. II $ 8, die Parochianen seien zur 
Herstellung der Kirchengebäude beizutragen verpflichtet, licet sub 
alio Magistratu sint, quia non Superiori sed Deo haec con- 
feruntur. 

VI. Wie sich so einerseits aus Böhmer’s und der anderen 
Schriftsteller Ausführungen ergibt, dass Staats- und Parochial- 
angehörigkeit von einander unabhängig sind, so wird andererseits 
von Böhmer auch nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, dass es 
ausser dem Domicil in der Parochie zum Vorhandensein der Eigen- 
schaft eines Parochianen auch der Zugehörigkeit zu der betref- 
fenden Bekenntnisskirche bedarf: domicilium non sufficit, sı non 
inhabitans sit religionis eiusdem (sect. III cap. 2 $ 14). Aus- 


») Dazu defin. 349: „forenses non parochiani ecclesiae haud obstricti*. 
— Dass die Parochialität durch domicilium begründet wird, bringt Carpzow 
durch die Wendung in pago ac dioecesi esse zum Ausdruck; cf. lib. I tit. 7 
def. 105 84: hodie ex ordinatione ecclesiastica electorali a quocumque ho- 
mine in pago ac dioecesi, qui duodecim aetatis suae annum attigit, 
quattuor nummi (4 Pfennige Opfergeld) annuatim ministris ecclesiasticis sunt 
exsolvendi. Vergl. auch Braun a. a. O. Bd. 22 S. 338. 
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drücklich wird hervorgehoben, dass die Juden nur zu dem onera 
parochialia realia, d. h. quae inhaerent aedibus ipsis gehalten sind, 
und dass die Ehefrau, wenn sie anderer Religion als der Mann, 
nicht Angehörige der Parochie ihres Mannes werde, sondern ihre 
frühere Parochie beibehalte (ibid. $ 26) ?). 

VII. Die bisher wiedergegebenen Erörterungen Böhmers 
zeigen, dass derselbe an sich die Bestimmungselemente der Pfarr- 
kindschaft, nicht aber der Kirchengemeindeangehörigkeit be- 
handelt. Es fragt sich, ob uns seine Ausführungen irgendwie be- 
rechtigen, anzunehmen, dass er das, was er als für die Begrün- 
dung des Parochialverhältnisses massgebend vorbringt, auch auf 
die Bestimmung der Kirchengemeindemitgliedschaft angewendet 
wissen will oder anzuwenden zulässt. 

Diese Berechtigung dürfte sich daraus ergeben, dass der Ver- 
fasser beiläufig Wendungen gebraucht, welche anzeigen, dass der- 
selbe der Parochie gemeindlichen Charakter nicht abspricht. 

Ex professo bezeichnet Böhmer die parochia allerdings le- 
diglich als societas in aequalis, d. h., nachdem der Verfasser das 
Wort societas in diesem Zusammenhang im Sinne der allgemeinen 
Rechtslehre damaliger Zeit gebraucht (wonach es jede Beziehung 
zwischen zwei Personen bezeichnet, aus welcher sich ein jus und 
eine entsprechende obligatio ergibt ?), als eine rechtliche Beziehung 
zwischen zwei oder mehreren Personen, bei welchen die eine oder 
die einen zu einer anderen im Verhältniss der Unter-, nicht der 
Gleichordnung stehen?). Aber da und dort nennt B öhmer die 


ı) Sı uxor sit diversae a marito religionis, non potest dici parochiana 
facta parochiae mariti, sed hoc casu retinebit priorem suam parochiam. 

2) Jus paroch. sect. I cap. 1 $ 5 und sect. II cap. 1$7. Dazu Gierke, 
Johannes Althusius S. 104 u. 259. 

#) Ibid. sect. II cap. 1 $ 17: ecclesia externa (Bekenntnisskirche) so- 
cietatem aequalem [cf. cap. 2 $19: h.e., ubi nullus respectus imperantium 
et parentium occurit] constituit nullumque admittit imperium in conscientias 
sed omnem respuit coactionem. In societate parochiali plus coactionis 
occurit, immo ille fere per remedia excoactiva dirigitur. $ 31: non in- 
congrue praxi plerarumque parochisrum inspecta concludit Schulz parochia- 
norum conditionem fere eiusdem esse, quae inferiorum seu subditorum qua 
talium, quod depravato conceptui juris Pontificii circa ecclesiam, quam 
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Parochie auch Gemeinde oder universitas, den Parochianen mem- 
brum universitatis ecclesiae ?). 

Die gemeindlichen Merkmale der evangelischen Pfarrgemeinde 
verkennt der Verfasser also nicht, er verkennt nur, dass Parochie 
und Gemeinde nicht Wechselbegriffe sind. Weil beide territorial 
gewöhnlich zusammenfallen, sieht er in den gemeindlichen Ele- 
menten der Pfarrgemeinde nur eine besondere Seite der evange- 
lischen Parochie und identifizirt Eingepfarrte und Gemeindeglie- 
der ?), während diese gemeindlichen Elemente Bestandtheile einer 
gegenüber der Parochie vollkommen unabhängigen Rechtserschei- 
nung sind. 

VIII. Ueber die Frage der Zugehörigkeit zur Landeskirche 
erhalten wir bei Böhmer keinen Aufschluss. Es erklärt sich 
diess daraus, dass ihm seiner territorialistischen Auffassung des 
Verhältnisses von Staat und Kirche entsprechend die Landeskirche 
als besonderer Rechtsbegriff fremd ist. Alle Gewalt, welche der 
Landesfürst in Kirchensachen übt, — Böhmer bezeichnet sie als 
jus eirca sacra — übt er vi superioritatis et supremae potestatis ?), 
„ut princeps“. „In ecclesia externa potestas seu vis imperii non 
datur“ *). | 
societatem inaequalem esse voluit, acceptum ferendum est. Hoc 
vero evidens indicium est magnopere parochiales societates a conceptu ge- 
nuino ecclesiae recidere, in qua jura sint aequalia; in illis vero inaequalia 
ut plurimum, ut parochianis vix praeter gloriam parendi aliquid supersit. 
Ferner sect. I cap. 2 $ 26. 

'!) Suppl. ad sect. III cap. 3 87 S.510: praesertim cum ecclesiae colle- 
gium et universitatem quandam repraesentent et jus universitatis 
habeant; S. 512: „Da die Gemeinde ihre Integrität behält, obgleich et- 
liche wenige davon abtreten“. Suppl. ad sect. IV cap. 2 888. 523: Zumal 
eben dadurch, dass jemand bA an sein Ende in der Pfarre wohnet und die 
Sacra daselbst geniesset, er ip’o facto sich zu solcher Gemeinde hält, 
dessen jura geniesset, und alsein membrumillius universitatis 
angesehen seyn will. S. 168: Da eine jedwede Stadt anfänglich eine Ge- 
meinde ausmachete. S.169: Zu einer gewissen Gemeinde beständig als ein- 
gepfarret sind gerechnet worden. Ferner sect. VI cap. 1 $ 19 und $ 26, 
sect. Vil cap. 3 8 2. 

2) Ausser den Angaben der vorigen Note jus paroch. S. 499 u. 503. 

e) Ebenda S. 493. 

*) Sect. I cap. 2 8 56; dann $ 34, 42, 48 ff. Nr. 48: Hoc exinde fluit, 


2393. Abhandlungen. 


IX. Zum Schluss sei noch angeführt, wie sich aus Böhmer’s 
Monographie auch ergibt, dass die Lehre des Territorialismus nicht 
eine Aenderung in der Auffassung des Wesens der Parochial- und 
Gemeinde-Angehörigkeit mit sich brachte. Die societas parochialis 
bleibt eine societas eccelesiastica, wenn sie auch eine solche 
ist, welche sich in dependentia a civitate befindet (sect. II cap. 1 
$ 11 u. 20). Die Pfarrkindschaft wird somit nicht zu einer Zu- 
gehörigkeit zu einem staatlichen Verwaltungsbezirk. 


IV, Der Rechtszustand im 18. Jahrhundert. 


88. 

Am Beginn des 18. Jahrhunderts (1701) steht Böhmer’s Jus 
parochiale. Es bestimmt die Zugehörigkeit zur Parochie nach dem 
Domicil im Sinne der allgemeinen Rechtslehre, wornach die beiden 
Erfordernisse dieses Begriffes actualis habitatio und animus per- 
petuo ibi remanendi sind '), und am Ende des Jahrhunderts steht 
das allgemeine Landrecht für die preussischen Staaten und auch 
dieses bestimmt die Pfarrkindschaft nach dem Wohnsitz: „Wer 
innerhalb eines Kirchspiels seinen ordentlichen — und d. h. nach 


licet concedi debeat Principem in ecclesia non considerari ut talem, neuti- 
quam tamen jus circa sacra ipsi negari posse. Nam cum non amittat jus 
suum per ingressum in ecclesiam, quod intuitu reipublicae, cui praeest, in 
quascunque universitates exercet, sine dubio etiam jus circa sacra retinebit. 
Dedueitur hoc jus ex ipsa majestatis natura, quae circa omnia civium ne- 
gotia, quatenus superioris directioni subjici possunt, versatur. Seine terri- 
torialistische Auffassung des Verhältnisses von Staat und Kirche erklärt 
auch die Art, wie Böhmer den an sich richtigen Satz, dass der Princeps 
nicht Parochiane sei, begründet: cum leges parochiales ipsimet constituant, 
has vero non sibi sed subditis suis ferant (sect. III cap. 2 8 31). Unsere 
Erklärung würde sein: Er ist nicht Parochiane, weil der Kirchendiener sein 
Untergebener ist. Eine zweite Begründung gibt Böhmer an einer anderen 
Stelle (sect. Il cap. 1 $ 21): Der princeps gehöre nicht zur Parochie, weil 
er daselbst kein domicilium ex jure civili, damit will er sagen, ein solches, 
welches zum subditum macht, also in unserer Sprache ein publicistisches habe. 

!) Vergl. Böhmer, jus paroch. sect. III cap. 289: ad domicilium con- 
stituendum duo requiruntur, actualis habitatio et animus perpetuo ibi re- 
manendi, atque duo ita conjunctim desiderantur, ut nec sola animi con- 
testatio nec sola habitatio domicilium constituat. 
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$ 262 II 11) seinen beständigen — Wohnsitz aufgeschlagen hat, 
ist zur Parochialkirche des Bezirkes eingepfarrt“ ($ 260 II 11); 
„durch den blossen Aufenthalt in einem Kirchspiele, solange der 
Vorsatz, seinen Wohnsitz darin aufzuschlagen, noch nicht erhellet, 
wird die Einpfarrung nicht begründet“ ($ 268 II 11). 

Wenn das Landrecht dann noch die beiden Rechtsregeln bringt: 
„Die Frau gehört zu der Parochie des Mannes nur insoferne, als 
sie mit ihm einerley Glaubensbekenntnis zugethan ist“ ($ 269 
II 11) und: „Aus der Befreyung von der ordentlichen Gerichts- 
barkeit des Ortes folgt noch nicht die Ausnahme von der Paro- 
chie“ (8 277)?), dann ist ausser Zweifel, dass — von den Aus- 
nahmen für Gesinde, Handwerksgesellen, Lehrlinge sehen wir ab 
— die Prinzipien, nach welchen sich die Pfarrkindschaft am Zuinde 
des 18. Jahrhunderts bestimmt, noch die nämlichen sind, wie am 
Anfange desselben. 

Hieraus folgern wir, dass, wenn etwa während dieser Zeit die 
Rechtswirkungen des einfachen Domicils in dieser oder jener Rich- 
tung Aenderungen erlitten, diese auf die kirchenrechtliche Bedeu- 
tung des einfachen Domicils ohne Einfluss blieben. 

Nun hat das Domicilsrecht in der That im Laufe des 18. 
Jahrhunderts eine wesentliche Umänderung erfahren. Wie das 
einfache Domicil im 17. Jahrhundert seine rechtsbegründende Voll- 
kraft hinsichtlich des Erwerbs des Ortsinkolats einbüsste, so verlor 
es im nächsten Jahrhundert die Eigenschaft, ausschliesslicher 
Rechtsgrund der Entstehung der Staatsmitgliedschaft von Nicht- 
juden zu sein®). Nicht mehr das blosse Domicil im Lande, son- 


1) „Wer noch keinen beständigen Wohnsitz hat, wird als Eingepfarrter 
derjenigen Parochie, zu welcher seine Eltern gehört haben, betrachtet.“ 

:) Wenn $ 286 II 11 sagt: „Insoferne Landesunterthanen, welche einen 
auswärtigen Charakter erhalten haben, von der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
ausgenommen worden, so sind sie auch von dem bisherigen Pfarrzwange 
befreit“, so ist damit nur gesagt, dass sie von einer Wirkung der Paro- 
chialität, vom Pfarrzwange befreit sind, von der Verpflichtung, sich der 
kirchlichen Anstalten und der Geistlichen ihrer Kirche zu bedienen, nicht 
aber von der Parochialmitgliedschaft. 

®) Rehm, Annalen 1892 S. 195 ff., insbesondere S. 217. 
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dern nur obrigkeitlich bewilligtes Domicil oder Domicil (oder auch 
gewöhnlicher Aufenthalt) von längerer Dauer machten von nun 
an Zum Staatsangehörigen. 

Allein die Gründe, welche zu dieser Neugestaltung des Rechtes 
des Staatsangehörigkeitserwerbes führten '), lassen deutlich er- 
kennen, dass keine Veranlassung gegeben war, um deswillen auch 
die rechtliche Bedeutung, welche das reine Domicil für den Erwerb 
der Zugehörigkeit zur Landes- und Ortskirche hatte, einzuschränken. 

Der Fortbildung der den Erwerb der Staatsunterthänigkeit 
 bestimmenden Rechtssätze lag der Gedanke zu Grunde, unvermö- 
genden und arbeitsscheuen Individuen die Verschaffung des Wohn- 
rechts im Staate, also der Staatsangehörigkeit zu erschweren, um 
deswillen, weil von solchen Leuten zu besorgen, sie möchten wohl 
die Volkszahl, aber kaum die Produktionskraft des Staates stei- 
gern und so dem im Sinne des Merkantilsystems, das man befolgte, 
liegenden Streben nach möglichster Erhöhung der Waarenausfuhr, 
die ihrerseits die Grösse des Geldimports in die Höhe treiben sollte, 
eher hindernd im Wege stehen, als es befördern. 

Es ist kein Grund erfindlich, der erklärte, warum deswegen, 
weil im Interesse der Hebung der Produktionskraft bezw. des Reich- 
thums des Landes arbeitscheuen und kapitallosen Fremden der Er- 
werb des Wohnrechts im Staate erschwert wurde, auch die leichte 
Art, die Kirchenmitgliedschaft zu erwerben, hätte abgeändert wer- 
den sollen. Ist doch das Wohnrecht im Staate nicht eine Folge 
der Zugehörigkeit zu den Kirchengemeinschaften im Lande, son- 
dern eine Folge der Zugehörigkeit zur Staatsgemeinschaft. 

So ist es nach wie vor der einfache Wohnsitz, welchem 
hinsichtlich des Erwerbs der Kirchenangehörigkeit volle rechtsbe- 
gründende Wirkung zukömmt. 


ı) Ebenda $. 195 u. 196. 
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V, Die Entwicklung im 19, Jahrhundert. 


1. Domicil und Kirchengemeindeangehörigkeit. 
8 6. 

I. Umfassender, als die Umbildung, welche das 18. Jahrhun- 
dert an dem objektiven Domicilsrecht vornahm, sind die Umge- 
staltungen, welche die Rechtsentwicklung im 19. Jahrhundert für 
die rechtliche Bedeutung des Domicils im Gefolge hatte. Es fragt 
sich, ob dieselben auch die Rechtswirkungen betrafen, welche sich 
bisher an das Domicil hinsichtlich der Begründung unserer beiden 
kirchlichen Statusrechte knüpften. 

Die erste Aenderung des objektiven Domicilrechtes lag in der 
Einführung voller Bekenntnissfreiheit für den Staatsangehörigen '). 

Die rechtliche Bedeutung dieser Freiheitsgewährung liegt in 
Bezug auf das Domicilsrecht darin, dass der Staat darauf ver- 
zichtet, die Religionspolizei, also das Reformationsrecht in der 
Weise auszuüben, dass er das feste Wohnrecht des Staatsange- 
hörigen von dem Bekenntniss eines bestimmten Glaubens abhängig 
macht. Der Staatsangehörige hat von nun an als solcher, obne 
weitere Voraussetzung, ein festes religionspolizeiliches Wohnrecht 
im Staate. 

Nachdem die Unterscheidung zwischen Staatsangehörigen mit 
derartiger Wohnbefugniss und solchen ohne dieselbe, wie früher 
dargelegt, hinsichtlich der Kirchenangehörigkeit jeder Bedeutung 
ermangelt, vielmehr nur staatsrechtlich erheblich ist, indem sich 
aus ihr die Statthaftigkeit bezw. Unstatthaftigkeit der Landesver- 
weisung von Unterthanen ergibt, so liegt auf der Hand, dass auch 
die Aufhebung dieses Unterschieds auf die Erwerbsweise der Kir- 
chenmitgliedschaft ohne Einfluss sein muss. 

Il. Die zweite Aenderung des Domicilsrechtes betrifft die Ent- 
fernung der Niederlassung aus der Reihe der zum Erwerb der 
Staats- bezw. Gemeindeangehörigkeit unmittelbar mitwirkenden Be- 


ı) Vergl. das Nähere über die Rechtsentwicklung bei Fürstenau S. 74 ft. 
Zuerst preuss. L.R. $2 II, 11: „Jedem Einwohner im Staate muss eine voll- 
kommene Glaubens- und Gewissensfreiheit gestattet werden“. 
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gründungsthatsachen, wie sie zu Tage tritt in dem Uebergang des 
Gesetzgebers vom Domicils- oder Aufenthalts- zum Verleihungs- 
oder Aufnahmeprinzip hinsichtlich der Bestimmung der Mitglied- 
schaft in Staat und Gemeinde !). 

Es war diess eine Folge der Steigerung des rechtlichen In- 
halts von Staats- und Gemeindeangehörigkeit. 

Indem dem Staatsangehörigen Betheiligung am politischen 
Rechtsleben gewährt und sein Wohnrecht ım Staate zu einem in 
jeder Richtung gegen Entziehung durch Exekutivakt geschützten 
erhoben , andererseits der Militärdienst für eine aus dem Unter- 
thanenverhältniss fliessende Verpflichtung erklärt wurde, indem 
ferner die Rechtswirkungen des Heimathsrechtes reichere Ausge- 
staltung erfuhren, insbesondere eine vollkommen unentziehbare 
Wohnbefugniss in der Gemeinde damit verbunden und das Recht 
der Verehelichung von dem Besitz der Heimatheigenschaft abhängig 
gemacht wurde, war die praktische Bedeutung, welche Staats- und 
Gemeindeangehörigkeit für den Einzelnen, wie für Staat und Ge- 
meinde hatten, erheblich gesteigert. 

Um die in Folge dessen zu erwartende Zunahme von Strei- 
tigkeiten über das Vorhandensein dieser Statusrechte und damit 
über die Frage des Vorhandenseins der hieraus fliessenden Rechte 
und Pflichten möglichst rasch und sicher entscheiden zu können, 
schien es der Gesetzgebung geboten, die Existenz beider Status- 
rechte an der Gefahr entstehender Meinungsverschiedenheiten we- 
niger ausgesetzte Merkmale zu knüpfen, als es das Domicilselement 
wegen des schwer festzustellender animus revertendi war. 

So kam es, dass das Domicil aus der Zahl der Erwerbs- 
gründe der Staats- bezw. Ortsheimath gestrichen und der Erwerb 
beider von einem leichter festzustellenden Aufnahmeakt, der Ver- 
leihung, abhängig gemacht wurde. 

Die Frage, ob diese Aenderung des Domicilsrechtes auch auf 
die kirchenrechtliche Bedeutung des Domicils einwirkte, ist zu ver- 
neinen. 


ı) Vergl. das Nähere bei Rehm, angef. Abh. $ 13, insbes. S. 231 ff. 


u. 8 14. 
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Eine solche Einwirkung setzte voraus, dass zwischen den Grün- 
den, welche zur Beseitigung der rechtlichen Bedeutung des Do- 
micils für Erwerb von Staats- und Gemeindeangehörigkeit führten, 
und dem Erwerb der Kirchenmitgliedschaft innere Beziehungen be- 
ständen. Es wäre diess der Fall, wenn die Begründung der Kir- 
chenmitgliedschaft durch Domicil der Möglichkeit rascher Fest- 
stellung der Staats- oder Gemeindeangehörigkeit irgendwie im Wege 
sein würde. Eine solche durch den angegebenen Umstand veran- 
lasste Hinderung lässt sich aber nicht entdecken. Wenn etwa der 
Genuss gewisser aus der Staatsmitgliedschaft fliessender Rechte 
von der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Kirche abhängig ge- 
macht ist, so ist diess keine Folge der kirchenrechtlichen Be- 
deutung des Domicils für die Begründung der Kirchenmitglied- 
schaft, sondern eine Wirkung der staatsrechtlichen Bedeutung der 
gleichviel auf welche Weise begründeten Kirchenmitgliedschaft !). 

Das Resultat ist also dieses: Wenn nicht aus anderen Gründen 
eine Abänderung der einschlägigen Rechtssätze erfolgte, bestimmt 
sich die Kirchenangehörigkeit auch noch im 19. Jahrhundert nach 
dem Domiicil. 

Ill. Es fragt sich nun, ob nicht solch’ andere Gründe vor- 
handen. Sie wären analog, wie die Ursachen, welche zu der Be- 
seitigung des Domicils aus der Reihe der Erwerbsgründe der Staats- 
und Gemeindeangehörigkeit führten, in einer Umbildung des recht- 


ı) Vergl. die zutreffenden Bemerkungen Braun's (Ueber Gemeinde- 
mitgliedschaft in der Landeskirche) in der Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 21 
S. 427: „Darin (in dem Uebergang vom Domicils- zum Aufnahmeprinzip 
hinsichtlich der Staatsangehörigkeit) lag nun aber keineswegs, dass gegen- 
wärtig in allen Verhältnissen, in denen es früher auf den Wohnsitz im 
Lande angekommen war, nun ohne weiteres die Staatsangehörigkeit an seine 
Stelle getreten wäre. Die ältere Rechtsordnung ist vielmehr durch die Be- 
stimmungen über die Staatsangehörigkeit nur in einzelnen ganz bestimmten 
Beziehungen durch positive neue Gesetze abgeändert. Dagegen sind grosse 
Gebiete des Öffentlichen und Privatrechts davon unberührt geblieben, so 
ganz abgesehen vom Process namentlich das Besteuerungsrecht, bei dem 
man sich zu allen Zeiten aus guten Gründen an den incola zu halten pflegt, 
so die Bestimmungen über die sog. Personalstatuten ...., so endlich das 
Kirchenrecht“. 
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lichen Inhalts, der Rechtswirkungen von Landeskirchen- und Kir- 
chengemeindemitgliedschaft zu suchen. 

Beschränken wir uns zunächst auf die Kirchengemeinde. 

Die Reform des kirchlichen Verfassungslebens im 19. Jahr- 
hundert beruht bekanntlich auf der Einführung des Prinzips der 
Selbstverwaltung im Rechts-, wie im politischen Sinne in die Ver- 
waltung der kirchlichen Angelegenheiten. 

Was die Pfarrkirchengemeinden angeht, so wurden von dieser 
Fortbildung der kirchlichen Gesetzgebung nur die Ortskirchen- 
gemeinden, nicht die Personal- und Anstaltspfarrgemeinden !) be- 
troffen und nur die ersteren sind es ja, die uns hier interessiren, 
da sich nur bei ihnen bisher die Mitgliedschaft allein nach dem 
Domicil bestimmte. 

Die Zurückgabe der eigenen Angelegenheiten an die Gemeinde 
zur selbstständigen Verwaltung, die Beteiligung der Gemeinde an 
der Verwaltung der. Landeskirche durch ihre Mitwirkung bei Bil- 
dung höherer Verwaltungsorgane, die Heranziehung des Laienele- 
ments zum Öffentlichen Dienst in der Führung der Gemeindege- 
schäfte hat die rechtliche Stellung des Kirchengemeindeangehörigen 
der rechtlichen Lage des Mitgliedes der politischen Gemeinde bis 
auf nur geringe Unterschiede nahe gebracht. 

Zu seinem bisherigen Recht auf Mitbenützung der öffentlichen 
Kirchenanstalten der Gemeinde kamen als weitere rechtliche Vor- 
theile Wahlbefähigung und Wählbarkeit, als rechtliche Lasten die 
Steuerpflicht und die Verbindlichkeit, Ehrenstellen im Dienste der 
Kirchengemeinde zu übernehmen, hinzu ?). 


ı) Friedberg, ev. Verf.R. S. 296. 

?) Vergl. z. B. Verf. der vereinigten evang.-prot. Kirche des Grossherzogt. 
Baden v. 5. Mai 1861 $ 9: „Jedes Gemeindeglied hat die Pflicht, sich der 
kirchlichen Ordnung gemäss zu verhalten, den es treffenden Theil der 
Kirchenlasten zu übernehmen und übertragene kirchliche Ehrenämter zu 
verwalten“. $& 10: „Jedes Mitglied der Gemeinde hat Antheil an den kirch- 
lichen Anstalten und Gerechtsamen, auch, wenn ihm die gesetzlichen Be- 
dingungen nicht fehlen, Stimmrecht in der Gemeindeversammlung und 
Wäühlbarkeit in die Vertretung der Kirche“ (Friedberg, Sammlung Bd. I 
S. 477). 
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Wenn noch theilweise der Parochialzwang, d. h. der Zwang, 
sich zur eigenen Pfarrkirche und deren Dienern bei Erfüllung re- 
ligiöser Pflichten zu halten, beseitigt oder wenigstens eingeschränkt 
wurde, so liegt darin allerdings eine Erweiterung der rechtlichen 
Freiheit des Gemeindeangehörigen, aber sie betrifft nicht die Stel- 
lung des Gemeindeglieds als solchen, sondern als Parochianen und 
bleibt daher hier ausser Betracht. 

Immerhin sehen wir die Rechtswirkungen der kirchlichen Ge- 
meindemitgliedschaft so vermehrt, dass es auf den ersten Blick 
nahe liegend erscheinen möchte, hätte die Kirche, der Staatsgesetz- 
gebung folgend, im Interesse. leichterer Feststellbarkeit des kirch- 
lichen Gemeinderechts an die Stelle des Domicils- das Aufnahme- 
prinzip gesetzt. 

Am ehesten konnte die Kirchengemeindeangehörigkeit wegen 
der daraus für den Einzelnen fliessenden finanziellen Verpflichtung, 
der kirchlichen Abgabenpflicht streitig werden. Man könnte also 
sagen, diese Rechtswirkung der kirchlichen Gemeindemitgliedschaft 
wäre geeignet, eine Aenderung der die Kirchenangehörigkeit be- 
stimmenden Rechtssätze zu rechtfertigen und, trotzdem der Staat, 
der doch hinsichtlich der Bestimmung der Staatsangehörigkeit zum 
Aufnahmeprinzip übergieng, in Bezug auf die Besteuerung grund- 
sätzlich an der Wohnsitzvoraussetzung festhielt, möchte man viel- 
leicht geneigt sein, dieser Meinung das Wort zu reden, soferne sich die 
Kirche auf die Heranziehung ihrer Angehörigen zu beschränken ver- 
möchte. Allein, nachdem die Kirche, weil es finanzielle Interessen 
erfordern, auch von Nicht-Gemeindemitgliedern, von den Forensen, 
Steuern erhebt’), also, wie der Staat von dem finanzpolitisch rich- 
tigen Grundsatze ausgeht, das in der räumlichen Sphäre ihres Ge- 


1) Vergl. Friedberg, Lehrbuch S. 483 N. 21; Zorn, Lehrbuch des 
Kirchenrechts 1888 S. 458 N. 6 und Hübler, Art. Kirchenbaulast in v. 
Stengel’s W.B. des deutschen Verw.R.'s Bd. I S. 728 u. 729, 2. B. sind 
nach dem bad. Ges. v. 26. Juli 1888 betr. die Besteuerung für örtliche, 
kirchliche Bedürfnisse Art. 13 (Friedberg Sammlg., 2. Erg.Bd. S. 72) 
neben den Kirchspieleinwohnern auch ausserhalb des Kirchspiels wohnende 
Bekenntnissangehörige umlagenpflichtig, welche in der Kirchspielsgemarkung 
mit besonderer Staatssteuer veranlagt sind. 
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bietes befindliche Vermögen mit Abgaben zu belegen, ist es nur 
zutreffender, wenn die Kirche, solange sie einmal die Steuerpflicht 
als einen Ausfluss der Kirchenmitgliedschaft erscheinen lassen will, 
für deren Bestimmung an dem Domicilsprinzip festhält. 

Andererseits lässt an sich auch die Verleihung von aktivem 
und passivem Wahlrecht an die Kirchenangehörigen eine leichtere 
Feststellbarkeit des Vorhandenseins der erforderlichen Eigenschaften 
wünschenswerth erscheinen, allein nicht aller, sondern nur der- 
jenigen, durch welche eine erspriessliche Thätigkeit für das kirch- 
liche Verwaltungsleben bedingt ist. Und zu diesen zählt weniger 
diejenige, dass jemand Mitglied der betreffenden Kirchengemeinde 
ist, als vielmehr die, ob er erwachsen, selbstständig, im Besitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte und schon länger in der Gemeinde lebt. 
Der Zweck, welchem diese Theilnahmerechte dienen sollen, wäre 
nicht weniger erfüllt, wenn sie in dem Falle, dass für die Mit- 
gliedschaft das Aufnahmeprinzip gelte, nicht von dem Vorhanden- 
sein der Mitgliedschaft, sondern nur von einem mehr oder minder 
langen Aufenthalt in der Gemeinde abhängig gemacht wäre. Unter 
allen Umständen ergibt sich aus dem Angeführten, dass desswegen, 
weil für das kirchliche Gemeindebürgerrecht eine leichtere Fest- 
stellbarkeit, etwa in Form einer besonderen Aufnahme, Aufnahme 
in eine Gemeindeliste ') wünschenswerth, diess noch nicht auch 
für die einfache Gemeindeangehörigkeit mit Fug behauptet wer- 
den darf. 

Wenn aber Alles für ein Aufgeben des Domicilsprinzips spräche, 
eines würde unter allen Verhältnissen dagegen streiten, der Um- 
stand, dass das Gegentheil, die Aufnahme des Verleihungsgrund- 
satzes, eine gewisse rechtliche Abgeschlossenheit der Kirchenge- 
meinden gegen einander zur Folge hätte, diese aber in Wider- 
spruch stünde mit der durch die Einheit des Bekenntnisses zwi- 
schen den Gemeinden bestehenden religiösen Gemeinschaft, mit 
welcher es mehr zusammenstimmt, wenn der Unterschied zwischen 
Gemeindeangehörigen und Gemeindefremden möglichst rasch ver- 


ı) Vergl. hierüber Friedberg, evang. Verf.R. S. 281. 
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schwindet, und das geschieht doch am ehesten, sofern der Erwerb 
* der Gemeindeangehörigkeit nicht durch ein besonderes Verfahren 
der Obrigkeit, sondern ipso jure in Anschluss an die Niederlas- 
sung erfolgt. Unterstützend kommt noch hinzu, dass ja die Kir- 
chengemeindeangehörigkeit für die Kirchengemeinde keine finanziell 
so schwere Verbindlichkeit mit sich bringt, wie sie sich für die 
politische Gemeinde an die Gemeindemitgliedschaft in der Verpflich- 
tung anschliesst, das Gemeindeglied im Verarmungsfalle zu unter- 
stützen. 

So würde es mehr im Einklang mit unseren Erwartungen 
stehen, wenn wir sähen, dass das neuere Kirchenrecht trotz der 
Erweiterung der an die Gemeindeangehörigkeit sich knüpfenden 
Rechtsfolgen hinsichtlich der Bestimmung des Erwerbs derselben 
an dem Domicilsgrundsatz festhielt, um so mehr, als ja auch das 
staatliche Recht, nachdem es das unentziehbare allgemeine Wohn- 
recht und die dauernde armenrechtliche Zugehörigkeit aus der Reihe 
der Rechtsfolgen der Mitgliedschaft in der politischen Gemeinde 
wieder genommen, rücksichtlich des Erwerbs dieser Mitgliedschaft 
zum Domicilsprinzip zurückkehrte '). 

IV. In der That sind nun die Kirchenordnungen des 19. Jahr- 
hunderts hinsichtlich der Bestimmung des einfachen kirchlichen 
Gemeinderechtes dem Wohnsitzprinzipe treu geblieben, wenn auch 
in verschiedener, vom bisherigen Recht zum Theil abweichender 
Ausgestaltung. 

In der Spur des bisher geltenden Rechtes bewegt sich die 
neue Gesetzgebung, wenn sie bestimmt: „Der Wohnsitz im 
Kirchspiel begründet für jeden Glaubensgenossen die Gemeinde- 
angehörigkeit.“ Dadurch ist die Gemeindemitgliedschaft nicht von 
Zugehörigkeit zur Parochie, sondern nur vom Wohnen im Paro- 
chialbezirke abhängig gemacht und das war auch nach bisherigem 
Rechte der Fall. Wäre Abhängigkeit von Pfarrkindschaft anzu- 
nehmen, so könnte der Pfarrer, weil kein Pfarrkind, auch nicht 
Kirchengemeinde- Mitglied sein. Das Wohnen in der Parochie hat 


ı) Vergl. Rehm.a. a. 0. 8 17 S. 263 ff. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 2. 16 
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somit doppelte Wirkung, einmal ruft es das Pfarrkindschaftsver- 
hältniss, dann die Gemeindeangehörigkeit ins Leben. 

Diese Art der Bestimmung der Kirchengemeinde- Angehörig- 
keit enthält für den Fall, dass die Parochie aus mehreren Ge- 
meinden besteht, in sich die selbstverständliche Einschränkung, 
dass dann die Gemeindeangehörigkeit nicht durch Wohnen inı gan- 
zen Parochialbezirke, sondern nur in dem Theile, welcher Gebiet 
der betreffenden Gemeinde ist, begründet wird. 

Hieher gehört das Recht Lübecks!) und Bremens?), der 
Nassauer°) und der württembergischen *) Landeskirche. 


1) Ordnung für die evang.-luth. Gemeinden Lübecks und zu St. Lorenz 
v. 8. Dec. 1860 Art. 1 (Friedberg, Verf.Ges. S. 894): „Mitglied einer 
Kirchengemeinde ist jeder evangelisch-lutherische Christ, welcher innerhalb 
der bestehenden örtlichen Grenzen des Kirchspiels bleibend oder zeitweilig 
seinen ordentlichen Wohnsitz hat“. 

2) Bremer V. den stadtbremischen Pfarrverband betr. v. 27. April 1860 
(Friedberg S. 929), ferner die K.O. der einzelnen Bremer Gemeinden 
S, 929, 937, 943, 957, 964, 970; I. Erg.Bd. 175, 180, 183. 

8) K.G. u. Syn O. für die evang. Gem. im Amtsbezirk des Konsistoriums 
zu Wiesbaden v. 4. Juli 1877 82 (Friedberg S. 237). 

4) Ges. betr. die Vertretung der evang. Kirchengemeinden und die Ver- 
waltung ihrer Vermögensangelegenheiten v. 14. Juni 1887 Art. 5: „Kirchen- 
gemeindegenossen sind alle Mitglieder der evangelischen Landeskirche, welche 
in einem Kirchspiel Württembergs ihren Wohnsitz im rechtlichen Sinne 
des Wortes haben“ mit Art. 2 N. 2: „Wenn für mehrere Gemeinden ein 
gemeinschaftlicher Pfarrer angestellt ist, so bleibt gleichwohl jede derselben 
eine besondere Kirchengemeinde“. 

Nach dem eben genannten Art. 5 ist es ausser Zweifel, dass der Pfarrer 
Kirchengemeindegenosse. Anderes scheint sich aus Art. 1 daselbst zu er- 
geben, wenn es dort heisst: „Die Kirchengemeinde wird von den Genossen 
des Kirchspiels (der Parochie) gebildet“. Hienach könnte man meinen, 
nur die Parochialangehörigen seien Gemeindeglieder. Allein, wie aus dem 
Zusammenhang mit Art. 2 und 3 hervorgeht, will Art. 1 nur den räum- 
lichen Umfang des Kirchengemeindegebietes angeben. Deswegen ist es aber 
absolut noch nicht zulässig, wie Steinheil, das württemberg. Ges. betr. 
die Vertretung der evang. Kirchengemeinden etc. v. 14. Juli 1887 nebst 
Vollzugsbestimmungen, 1890, S. 1 thut, zu behaupten, unter Kirchspiel (Pa- 
rochie) verstehe das Gesetz etwas Örtliches, räumliches, nämlich den Distrikt, 
das Herrschaftsbezirk der Kirchengemeinden und ihrer Behörden, unter 
Kirchengemeinde dagegen die Gesammtheit der Personen, welche in dem 
Raume (Kirchspiel, Parochie) wohnen. Ihm entgeht eben auch der Unter- 
schied zwischen Parochial- und Gemeindeverband. 
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Nach einer anderen Gruppe von Kirchenordnungen ist die Zu- 
gehörigkeit zur Gemeinde durch Einpfarrung, also durch Entsteh- 
ung der Parochianeneigenschaft, bestimmt und erst diese auf Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt zurückgeführt. 

In diesem Fall bleibt selbstredend eine Ausnahme für den 
Pfarrer, bei welchem an Stelle der Einpfarrung der Aufenthalt in 
der Pfarrgemeinde tritt, und dann muss bestimmt sein, dass sich 
das Kirchengemeindegebiet mit dem räumlichen Umfange des Kirch- 
spiels deckt. 

In genannte Gruppe ist vor allem die Verfassung der evan- 
gelischen Landeskirche Badens v. 5. IX. 1861 einzureihen, deren 
86 bezw. 8 lautet: Die vereinigte evangelisch-protestantische Lan- 
deskirche „besteht aus Kirchengemeinden, deren räumlicher 
Umfang das Kirchspiel ist“. „Der dauernde Aufenthalt inner- 
halb des Kirchspiels begründet für jedes Mitglied der ver- 
einigten evangelisch-protestantischen Kirche die Einpfarrung 
und damit die Theilnahme an den Pflichten und Rechten des 
Gemeindegenossen ').“ Dann rechnen hieher das grossherzoglich 
hessische?) Recht und das Recht der evangelisch-lutherischen 
Kirche des Herzogthums Oldenburg?). 

Dem rechtlichen Unterschied von Parochial- und Ortskirchen- 
verband sind diejenigen Verfassungen gerecht geworden, welche 
direkt bestimmen, die Gemeindeangehörigkeit richte sich nach dem 
Wohnsitz in der Kirchengemeinde, also den Anschluss an das 
katholische Parochialrecht lösen. Hier bedarf es keiner weiteren 
Vorschrift über das Verhältniss von Gemeinde- und Parochial- 
bezirk und selbstverständlich kann eine Parochie aus mehreren 
Gemeinden bestehen. 

So die Kirchengemeinde-Ordnung für Sachsen-Weimar vom 


ı) Vergl. auch bad. Ges. v. 26. Juli 1888 die Besteuerung für örtliche 
kirchliche Bedürfnisse betr. $ 1 (Friedberg, I. Erg.Bd. S. 69). 

?) Edıkt, die Verf. der evang. Kirche des Grossh. Hessen betr., v. 4. Jan. 
1874 S8$ 9 u. 5 Abs. 2: „Bestehen an demselben Ort verschiedene Parochien, 
so gelten dieselben als ebensoviele selbständige Kirchengemeinden (Fried- 
berg S. 512). 

») Verf.Ges. v. 11. April 1853 $ 7 u.5 (Friedberg S. 561). 

16 * 
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24. April 1851 $ 2: „Die Gemeindeangehörigkeit wird, soweit es 
sich nicht um sog. Personalgemeinden handelt und soweit nicht 
Herkommen oder ausdrückliche Bestimmungen entgegenstehen, durch 
den Wohnsitz in dem Bezirk der Ortskirchengemeinde be- 
dingt“!), dann die K.G.O. für die evangelische Landeskirche von 
Sachsen-Altenburg vom 8. Febr. 1877 $ 1 Abs. 2°): „Mit- 
glieder der Kirchengemeinde sind alle der evangelischen Landes- 
kirche angehörigen Einwohner der zu einem Kirchengemeindever- 
band gehörigen Ortschaften (bezw. Ortschaftstheile), sofern sie 
darin ihren wesentlichen, wenn auch nur durch vorübergehende 
Zwecke bedingten, Aufenthalt haben. Wo neben der Ortskirchen- 
gemeinde sog. Personalgemeinden bestehen, bewendet es bei deren 
bisherigen Parochialverhältnissen® ; ferner G.O. für die evange- 
lische Kirche in den Fürstenthümern Waldeck und Pyrmont 
vom 1. Aug. 1857 $ 4°): „Die Gemeindeangehörigkeit wird durch 
den festen Wohnsitz in dem Bezirk der Ortskirchengemeinde be- 
dingt“, endlich die Ordnungen der evangelisch-lutherischen Kirche 
im Hamburgischen Staate‘), der evangelischen Kirche im 
Bezirke des Konsistoriums zu Kassel°), der evangelisch-lutheri- 
schen Kirche in Frankfurt a. M.), der lutherischen Gemeinden 
des Frankfurter Landbezirkes 7). | 

Eine besondere Art der Bestimmung zeigt die Sachsen-M ei- 
ningen'’sche®) K.G. und S.O. v. 4. Januar 1876. Dieselbe geht 


von der Kirchengemeinde aus und bestimmt nach dem räumlichen 


1) Friedberg S. 623. 

2) Ebenda S. 673. 

®) Friedberg S. 836. 

*) Verf. v. 1. Jan. 1883 $ 3 (Friedberg S. 913): „Mitglied einer 
Gemeinde ist, wer der evangelisch-lutherischen Kirche angehört und seinen 
rechtlichen Wohnsitz in der betreffenden Gemeinde hat“. 

°) Presb. u. Syn.O. für die evang. Kirchengemeinschaften etc. v. 16. Dec. 
1885 (Friedberg, 1. Erg.Bd. S. 52) $ 1 Abs. 2: „Mitglied der Kirchen- 
gemeinde ist derjenige, welcher 1) seinen Wohnsitz in der Gemeinde hat 
und 2) dem Bekenntniss derselben angehört“. 

°) G.O. v. 1872, Friedberg S. 266. 

’) G.O. v. 11. März 1889 $ 7, ebenda 2. Erg.Bd. 8. 101. 

®) Friedberg S. 687. 
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Umfang derselben das Kirchspiel, um dann die Gemeindemitglied- 
schaft vom Wohnsitz im Kirchspiel abhängen zu lassen. $ 2 lau- 
tet: „Der räumliche Umfang der Kirchengemeinde bildet das Kirch- 
spiel“; $ 4 fährt fort: „Mitglieder der Kirchengemeinde ist jeder 
Angehörige der evangelischen Kirche, der im Kirchspiel wohnt 
und sich seit drei Monaten ın selbem aufhält.“ Ebenso das Ges. 
von Reuss ä. L., die Vertretung der K.G. betr., vom 7. April 
1880 8 3 Abs. 1 und $ 4°). 

Fast eine ebenso grosse Zahl von neueren Kirchengesetzen als 
diejenigen, welche besondere Vorschriften über die Mitgliedschafts- 
voraussetzungen im Ortskirchenverband enthalten, schweigt über 
diese Frage vollkommen. Sie treffen lediglich Bestimmungen über 
die Erfordernisse des aktiven und passiven Gemeindewahlrechts 
und nennen als deren eines direkt oder indirekt die Eigenschaft, 
Mitgliedschaft der Kirchengemeinde zu sein. Nur die königlich 
sächsische ?) Kirchenvorstands- und Synodalordnung v. 30. März 
1868 $ 8 setzt diese Eigenschaft stillschweigend voraus. Hieher 
zählen die landeskirchlichen Ordnungen für die sieben östlichen 
Provinzen Preussens?), für die lutherische und reformirte Kirche 
von Hannover), für Schleswig-Holstein?), für Bayern 
(a. a. OÖ. S. 323 u. 334), für andere Theile des Grossherzogthums 
Oldenburg (S. 583), für Sondershausen (S. 711), für Ru- 
dolstadt (8. 727), für Braunschweig (S. 763), für An- 
halt (S. 811), für Lippe (S. 874). 

Es gilt also für sie das bisherige Recht stillschweigend weiter, 
worauf sie zum Theil dadurch hindeuten, dass sie neben der Ge- 
meindemitgliedschaft ein Wohnen in der Gemeinde von längerer 
Zeit fordern ®). 


1) Ebenda S. 737. 

®) Friedberg 8. 365. 

®) K.G. u. S.O. v. 10. Sept. 1873 8 34 (Friedberg S. 59) $ 34: „Wahl- 
berechtigt sind alle männlichen, selbständigen, über 24 Jahre alten Mit- 
glieder der Kirchengemeinde, welche bereits ein Jahr in der Gemeinde wohnen“. 

*, K.V. u. Syn.O. v. 9. Okt. 1864, bezw. K.G. u. S.O. v. 12. April 1882 
(Friedberg 8. 130 u. 173). 

6) K.G. u. S.O. v. 4. Nov. 1876 (Friedberg 8. 197). 

6) Siehe die Angaben bei Friedberg, evang. V.R. S. 280 N. 93. 
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Hinsichtlich einer Provinzialkirche, hinsichtlich der rhei- 
nisch-westfälischen, könnte man auf den ersten Blick mei- 
nen, das Domicilsprinzip sei hier durch das der Aufnahme ersetzt 
worden, indem die revidirte Kirchenordnung vom 5. März 1835 
als „Mitglieder der Gemeinde“ nur diejenigen in der Parochie 
Wohnenden bezeichnet, welche durch die Konfirmation oder auf 
ein eingereichtes Kirchenzeugniss hin in dieselbe aufgenommen 
worden !). Das Vorhandensein des Wohnsitzes wäre somit nur 
eine Bedingung des Erwerbsgrundes der Gemeindeangehörigkeit, 
nicht der Erwerbsgrund selbst. 

Allein nach der rheinisch-westfälischen K.O. ist der 
Zustand des Eingepfarrtseins keine Zugehörigkeit zum Verwal- 
tungsbezirk eines landeskirchlichen Organs, sondern der Pfarrer 
ist hier Gemeindebeamter ?). Die „Einpfarrung“ ist demgemäss 
hier schon Begründung der Korporationsangehörigkeit, der Ge- 
meindemitgliedschaft, die „Kirchengemeindemitgliedschaft“ im Sinne 
des $ 2 der K.O. vom 5. März 1835 eine Mittelstufe zwischen 
einfacher Gemeindeangehörigkeit und gemeindlichem Vollbürger- 
recht ®). Die Einpfarrung, d. h. die einfache Gemeindemitglied- 


')$ 1: „Jede evangelische Gemeinde bildet nach ihrer örtlichen Be- 
grenzung, welche durch Herkommen oder Urkunden bestimmt ist, eine Pa- 
rochie. 8 2: „Der Wohnsitzin der Parochie begründet die Ein- 
pfarrung und die daraus entstehenden Rechte und Verpflichtungen für jeden 
evangelischen Glaubensgenossen. Mitglieder der Gemeinde sind jedoch nur 
diejenigen, welche durch die Konfirmation oder auf ein eingereichtes Kirchen- 
zeugnis hin in dieselbe aufgenommen werden (Friedberg 8. 21). 

?) Siehe K.G. v. 5. März 1835 8 60 u. 59 Nr. 15. 

®) Nach Braun, Zeitschrift für K.R. Bd. 22 S. 332 N. 13, u. Fried- 
berg, ev. Verf.R. S. 281 N. 99 wäre diese Gemeindemitgliedschaft des $ 2 
der K.O. v. 5. März 1835, wie sie Braun nennt, diese „vollere Gemeinde- 
mitgliedschaft“, keine Mittelstufe zwischen einfacher Gemeindeangehörigkeit 
und Gemeindebürgerrecht, sondern gleichbedeutend mit letzterem. Die „Auf- 
nahme“ des $ 2 sei in der Sache dasselbe, wie die Aufnahme in die Ge- 
meindeliste, welche andere neuere Kirchenordnungen kennen (preuss. K.G. 
u. Syn.O. v. 10. Okt. 1873 $ 34). Allein Wahlrecht, Wahlberechtigung hat 
das Gemeindeglied nach rheinisch - westfälischem Recht ($ 3 und 10) erst, 
wenn es selbständig und sonst qualificiert ist, also nicht unmittelbar. 

Otto Mejer, Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 22 S. 214, unterscheidet 
80: Die rheinisch-westfälische K.O. habe das Eigentümliche, dass hier nicht, 
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schaft wird durch „Wohnsitz in der Parochie“, d. h. bier in der 
Gemeinde begründet, also ist das Domicilprinzip aufrechterhalten. 

Wenn somit das Aufnahmeprinzip nirgends in den evange- 
lischen Landeskirchen Deutschlands an Stelle des Domicilprin- 
zips getreten ist), so erscheint es doch in einigen wenigen Lan- 
deskirchen als ausnahmsweiser Erwerbsgrund der Gemeinde- 
mitgliedschaft neben dem Domicil. 

Nach 8 4 der Sachsen-Meiningen’schen K.G. und S.O. v. 
4. Januar 1876 ist auf gestellten Antrag durch Beschluss des Kir- 
chenvorstandes als Mitglied der Kirchengemeinde jeder Angehörige 
der evangelischen Kirche „aufzunehmen“, welcher verbunden ist, 
zu den Kirchensteuern beizutragen ?), und in Bremen wurde durch 
V. vom 27. April 1860, den Stadt Bremen'schen Pfarrverband 
betr.°), den städtischen Pfarrgemeinden im Interesse der Erhaltung 
des kirchlichen Gemeinsinnes, welcher bei dem nach dem Wohnsitz- 
prinzip mit der Wohnungsveränderung leicht verbundenen Wechsel 
der Kirchengemeinde in Folge der verschiedenartigen Zusammen- 
setzung der Bevölkerung der einzelnen Gemeindesprengel gefährdet 
erschien, die Befugniss beigelegt, auch Einwohner der Stadt, welche 
in anderen Kirchspielen wohnen, auf deren Verlangen oder mit 
deren Zustimmung als Mitglieder aufzunehmen. Der 
Anfnahme soll gleichstehen der Fall, da ein Gemeindemitglied, 
welches aus einem Kirchspiel zieht, ungeachtet seiner Wohnungs- 


wie in den anderen neuen Kirchenordnungen, die bis dahin vorhandene an 
der Leitung der kirchlichen Angelegenheiten nicht beteiligte Parochialge- 
meinde ohne weiteres zur Genossenschaft erklärt und als solche verfasst 
wurde. Die überkommene Parochialgemeinde sei hier nicht ohne weiteres 
zur Genossenschaft gemacht worden, sondern solle zunächst bestehen bleiben, 
wie bisher. Aus ihr hieraus konstruiere sich aber durch Aufnahme, also 
nach Weise der freien Kirche, die genossenschaftliche Selbstverwaltungsge- 
meinde. Im Obigen ist diese Ansicht mit widerlegt. 

!) Die waldeck'sche K.G.O. v. I. Aug. 1857 schliesst die Aufnahme 
sogar ausdrücklich aus, indem sie in $ 4 Abs 3 bestimmt: „Keinem Ein- 
gepfarrten ist es, ohne dass er zugleich seinen Wohnsitz verändert, gestattet, 
sich willkürlich einer anderen Pfarrei anzuschliessen“. 

2) Friedberg S. 687. 

®) Ebenda S. 929. 
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veränderung in dem bisherigen Gemeindeverband bleiben will und 
hievon vor seinem Umzug dem Bauherrn !) seiner bisherigen Ge- 
meinde schriftliche Anzeige macht, und der Fall, wo eine aus- 
serhalb des Kirchspiels wohnende Person zu einem Gemeindeamt 
erwählt wird und diese Wahl annimmt. Wir haben hier vom 
Wohnsitz unabhängigen Erwerb der Mitgliedschaft durch 
Vertrag, bezw. in dem Fall, wo Jemand bei Wegzug aus der 
Gemeinde deren Mitglied zu bleiben wünscht, durch einseitige 
Beitrittserklärung. | 


2. Domicil und Mitgliedschaft in der Landeskirche. 
87 


I. Ein Auseinandergehen der verschiedenen Kirchengesetze hin- 
sichtlich der weiteren Voraussetzungen der Zugehörigkeit zur Orts- 
kirchengemeinde führt uns zu der Frage, ob das Domicil in seiner 
Eigenschaft als Bestimmungselement der Mitgliedschaft in der 
Landeskirche im Laufe des 19. Jahrhunderts eine Aenderung er- 
litten hat. 

Während nämlich in der grossen Mehrzahl der angeführten 
neueren Kirchenordnungen als weitere Voraussetzung der Mitglied- 
schaft in der ortskirchlichen Gemeinde die Zugehörigkeit zur evan- 
gelischen Kirche schlechthin genannt wird, bezeichnet ein kleinerer 
Theil derselben als weitere Bedingung der Kirchengemeindemit- 
gliedschaft die Zugehörigkeit zur evangelischen Landeskirche, so 
insbesondere das württemb. Ges. betr. die Vertretung der evang. 
Kirchengemeinden u. s. w.?) vom 14. Juni 1887, dann die ba- 
dische Kirchenverfassung vom 5. Sept. 1861 $ 8°), das Recht 
Sachsen-Altenburg’s*) und von Reuss ä. L.°). 


ı, Ein Organ der gemeindlichen Selbstverwaltung; vergl. Friedberg, 
ev. V.R. S. 300. 

2?) Art. 5 „Kirchengemeindegenossen sind alle Mitglieder der evange- 
lischen Landeskirche, welche in einem Kirchspiele Württembergs ihren 
Wohnsitz im Rechtssinne des Wortes haben“; vergl. oben S. 242 N. 4. 

s) Vergl. oben Text zu S. 243 N. 1. 

+) Oben S. 244 N. 2. 

5) Oben S. 245 N. 1. 
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Bisher waren in diesen Staaten die Mitgliedschaft in der Lan- 
deskirche und in der Ortskirche unabhängig von einander gewesen, 
die eine durch das Wohnen ım Lande, die andere durch das Wohnen 
im Orte begründet worden ; nunmehr scheint es, als wäre eine 
Abhängigkeit der Gemeindeangehörigkeit von der Mitgliedschaft 
in der Landeskirche eingetreten. 

Eine solche Umgestaltung der Rechtsordnung liesse sich wohl 
erklären, wenn das neuere Kirchenrecht in Bezug auf die Bestim- 
mung der Zugehörigkeit zur Landeskirche zum Aufnahmeverfahren 
übergegangen wäre, während ein stichhaltiger Grund hiefür fehlte, 
falls es dasselbe beim Dornicilsprinzip beliess. 

Wir haben daher vor Entscheidung dieser Frage den Erwerb 
der Landeskirchenangehörigkeit nach dem Rechte des 19. Jahr- 
hunderts zu betrachten. 

II. Da entsteht nun zunächst die Frage, ob der in unserem 
Jahrhundert erfolgte Ausbau auch der landeskirchlichen Verfas- 
sung auf Grund des Prinzips der Selbstverwaltung nicht zur Folge 
hatte, dass die Zugehörigkeit zur Landeskirche im bisherigen Sinne 
als Eigenschaft des zu einem bestimmten Glauben sich bekennen- 
den Individuums überhaupt von der Bildfläche verschwand. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass die durch die Neuordnung 
der Dinge geschaffenen höheren Selbstverwaltungskörper der Kreis- 
oder Diöcesan- und Provinzial-Kirchengemeinden nicht, wie die 
weltlichen Kreis- und Provinzialverbände, zu Angehörigen die im 
Kreis bezw. der Provinz wohnenden Individuen, sondern die Orts- 
bezw. Kreiskirchengemeinden haben. Sollte das Gleiche nicht auch 
bei der Landeskirche der Fall sein ? 

Für die Annahme, dass die Landeskirche eine Korporation 
von Korporationen sei, scheint zu sprechen, dass von ihr in ver- 
schiedenen Kirchenverfassungen ausgesagt wird, sie bestehe aus 
„Kirchengemeinden“ oder „umfasse sämmtliche Gemeinden 
des Landes“. 

So heisst es z. B. in der badischen K.V. vom 5. Sept. 
1861 & 6: „Dieselbe (die vereinigte protestantische Kirche des 
Landes) besteht aus Kirchengemeinden, deren räumlicher Umfang 
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das Kirchspiel ist“, und in dem grossherzoglich hessischen 
Verfassungsedikt vom 6. Jan. 1874 $ 1: „Die evangelische Kirche 
des Grossherzogthums Hessen umfasst sämntliche evangelische Ge- 
meinden desselben“. 

Diese Auffassung scheint auch durch die weiteren Sätze der 
Kirchenordnungen bestätigt zu werden: „Die Gesammtheit der 
Kirchengemeinden bildet die Landesgemeinde oder Landes- 
kirche, welche durch die Generalsynode vertreten wird“ (bad. 
V.8 60). 

Allein der Schein trügt. Die Gemeinden, aus deren Gesammt- 
heit die Landeskirche bestehen soll, sind im Sinne der angeführten 
Bestimmungen nur die Orts-, nicht die Personalkirchengemeinden, 
denn die betreffenden Gemeinden werden nach der räumlichen 
Begrenzung. der Kirchspiele näher umschrieben '). Wäre also die 
Landeskirche eine aus Korporationen gebildete Korporation , so 
hätten die Angehörigen der Personalgemeinden nicht einmal die 
Eigenschaft mittelbarer Unterthanen dieser höheren Korporation 
und doch gehören zur Aufgabe der Landessynode nicht blos die 
Angelegenheiten der Gesammtheit der Ortskirchengemeiden , son- 
dern „die Angelegenheiten der gesamniten evangelischen Kirche des 
Landes“ ?°). 

Hieraus folgt, dass die Landeskirche auch jetzt noch, wie die 
Kirchengemeinde, eine Korporation von Individuen ist, und, wenn 
die Landeskirche vom Gesetzgeber als lediglich aus Ortsgemeinden 
bestehend definirt wird, welche in ihrer Gesammtheit durch die 
Landessynode vertreten sein sollen, so erklärt sich diess aus der 
Art der Bildung dieses Organs politischer Selbstverwaltung. 

Die Einrichtung einer Landessynode hat den Zweck, den Mei- 
nungen, welche über kirchliche Dinge in den Kreisen der landes- 
kirchlichen Unterthanen herrschen, gegenüber den Leitern des Kir- 


1) Vergl. oben Text zu N. 1 auf S. 243 und Oldenburg, Verf. v. 
11. April 1863 $ 5: „Die evangelisch-lutherische Kirche des Landes besteht 
aus Pfarrgemeinden, deren räumlicher Umfang der Pfarrsprengel (das Kirch- 
spiel) ist“. 

2) Vergl. Oldenb. Verf. v. 11. April 1863 S 78. 
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chenregiments Geltung zu verschaffen. Die Mitglieder der Landes- 
synode gehen nun, soweit ihre Berufung auf Wahl beruht, in den 
meisten Landeskirchen nicht aus unmittelbaren Wahlen der unter 
dem landeskirchlichen Regiment vereinigten Individuen, sondern 
aus solchen von Organen, deren Mitglieder direkt oder indirekt 
aus Vertretern der Ortsgemeinden bestehen, hervor und, wo ja 
unmittelbare Wahl durch das Volk stattfindet, werden die Wahl- 
kreise lediglich nach örtlichen Gesichtspunkten bestimmt !). In- 
sofern somit bei Bildung der Landessynode nur die territoriale 
Gliederung der Landeskirche Berücksichtigung findet, kann die Sy- 
node als eine Vertreterin allein dieser Gemeinden bezeichnet werden. 

In gleicher Weise erklärt die Art der Zusammensetzung der 
Landessynode, wie der Gesetzgeber dazu kam, die Gesammtheit der 
Ortskirchengemeinden mit dem Namen „Landesgemeinde* oder 
„Landeskirche“ zu belegen. 

Die Landessynode wird hauptsächlich durch übereinstimmendes 
Zusammenwirken der einzelnen Ortsgemeinden hergestellt. Diese 
Gemeinden treten dadurch in eine gewisse Verbindung und so 
nennt der Gesetzgeber, indem er von der unzutreffenden Ansicht 
ausgeht, als müsse Selbstverwaltung im politischen immer mit 
Selbstverwaltung im Rechtssinne ?) zusammentreffen , die Ge- 
sammtheit der zur Bildung der Landessynode mitwirkenden Orts- 
gemeinden eine Gemeinde, obgleich dieser Gesamnitheit selbststän- 
dige Persönlichkeit fehlt, denn sie entbehrt der hiezu erforder- 
lichen eigenen Angelegenheiten, da ihre Aufgaben keine anderen 
Personenkreise betreffen, als die, welche das landesherrliche Kir- 
chenregiment beherrscht, die Gesammtheit der unter diesem Re- 
giment vereinigten Individuen. 

So ist Landeskirchenangehörigkeit auch jetzt noch ein Status- 
recht des Individuums ?). Sie hat ihre Natur nur insofern geän- 


!) Vergl. das Nähere bei Friedberg, evang. Verf.R. S. 400 u. 401. 
2) Siehe über diesen Unterschied Rosin, Souveränität, Staat, Gemeinde, 
Selbstverwaltung in Hirth und Seydel's Annalen Jahrg. 1883 S. 308 ff. 
®\) Dieselbe bad. Verf. v. 5. Sept. 1861, welche in $ 6 sagt: „Dieselbe 
(d. h. die Landeskirche) besteht aus Kirchengemeinden, deren räum- 
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dert, als sie nicht mehr Unterthänigkeit unter den Träger des 
landesherrlichen Kirchenregiments, sondern Zugehörigkeit zu einer 
Korporation ist. 

Letzteres ist aber nicht die Folge der Einführung des Selbst- 
 verwaltungsprinzips in die Kirchenverfassung, sondern Folge des 
in den modernen Staatsverfassungen bezüglich des Verhältnisses 
von Staat und Kirche mittels konkludenter Gesetzgebung aufge- 
 nommenen Grundsatzes des Collegialsystems, wodurch das landes- 
herrliche Kirchenregiment die Natur einer vom Landesherrn als 
Organ einer Korporation vertretungsweise ') geübten Vereinsgewalt 
erhalten hat, so dass nunmehr auch der Landesherr, nachdem er 
die Stelle des Landesbischofs im ursprünglichen Sinne einge- 
büsst, Mitglied der Landeskirche in des Wortes rechtlicher Be- 
deutung zu sein vermag. 

III. Was nun den Erwerb der Mitgliedschaft in der Lan- 
deskirche angeht, so sucht man auch in den neueren Kirchenord- 
nungen vergebens nach besonderen diess Verhältniss regelnden 
Bestimmungen. Sonach gilt der bisherige durch kirchliche Ge- 
wohnheit festgestellte Grundsatz weiter, dass diese Angehörigkeit 
durch Wohnen im Gebiet der Landeskirche erworben wird. 

Es ist kein Grund erfindlich, warum desshalb, weil der Staat 
glaubte, vermittels des Uebergangs zum Aufnahmeverfahren eine 


licher Umfang das Kirchspiel ist“, bestimmt in $5: „Die vereinigte evang.- 
prot. Kirche des Landes fordert von allen ihren Mitgliedern, dass sie 
einen christlichen Lebenswandel führen und die kirchlichen Heilmittel treu 
benützen“. 

1) Es ist hier nicht der Ort, um diese namentlich von Mejer und 
Friedberg bekämpfte Ansicht aus dem positiven Rechte zu beweisen. 
Besonders deutlich kommt sie in der bad. K.Verf. v. 5. Sept. 1861 zum 
Ausdruck. 

Vorausgeht der Satz ($ 3): „Sie (die vereinigte evangelisch - protestan- 
tische Kirche des Grossherzogtums Baden) ordnet und verwaltet ihre An- 
gelegenheiten durch ihre eigenen Organe frei und selbständig, unbeschadet 
der Rechte des Staates, wie sie durch die Staatsgesetze festgestellt sind“ 
und erst hieran reiht sich die Bestimmung ($ 4): „Der evangelische Gross- 
herzog hat als Landesbischof das den evangelischen Fürsten Deutschlands 
herkömmlich zustehende Kirchenregiment und übt dasselbe nach den Be- 
stimmungen dieser Verfassung aus“. 
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gewisse rechtliche Abgeschlossenheit der Zahl seiner Angehörigen 
herbeiführen zu müssen, auch die Kirche desselben Gebietes den 
bisherigen Bestimmungsmodus für das Mitgliedschaftsverhältniss 
ändern sollte. Dass der Staat hinsichtlich des ihm angehörenden 
Personenkreises in einem gewissen Maasse rechtlich abgeschlossen 
ist, das erfordert, wenn nichts anderes, sein Existenz-, sein Selbst- 
ständigkeitsinteresse. Dieselbe rechtliche Abgeschlossenheit bei der 
Landeskirche dagegen widerspräche deren Eigenschaft, ein Glied 
der auch nach evangelischer Glaubenslehre ') allgemeinen, an Staats- 
grenzen nicht gebundenen christlichen Kirche zu sein. 

IV. Bei dieser Sachlage erhellt, dass der Satz, dass Mitglieder 
der Ortskirchengemeinde nur Glieder der Landeskirche zu sein ver- 
mögen, nicht den Sinn haben kann, als solle die Zugehörigkeit 
zur Landeskirche im rechtlichen Verstande des Wortes Voraus- 
setzung der Ortkirchenmitgliedschaft sein. Denn wird im. Gebiete 
irgend einer Ortskirchengemeinde Domicil erworben, so ist ja damit 
gleichzeitig Domicil im Gebiet der Landeskirche begründet. Wozu 
sollte also die Landeskirchenangehörigkeit zur Bedingung der Zu- 
gehörigkeit zur Ortsgemeinde gesetzt sein? 

Wenn man demnach nicht annehmen will, dass jene Kirchen- 
ordnungen, indem sie die Mitgliedschaft in der Ortsgemeinde als 
durch das Vorhandensein der Mitgliedschaft in der Landeskirche 
bedingt erklären, etwas völlig überflüssiges bestimmen, ist davon 
auszugehen, dass in jenem Passus der Kirchenordnungen Landes- 
kirche nicht im Sinne von Rechts- oder Verfassungskirche, son- 
dern im Sinne von Bekenntniss- oder theologischer Kirche steht. 
Und hiefür spricht, dass die übrigen Kirchenordnungen ?) an Stelle 
des Satzes „der Wohnsitz im Gebiet der Ortskirchengemeinde be- 
gründet für jedes Mitglied der Landeskirche die Pfarrgemeinde- 
Mitgliedschaft“ den anderen haben: „Der Wohnsitz im Gebiet der 


1) Vergl. über deren Einfluss auf die rechtliche Gestaltung der Kirche 
bezüglich des hier berührten Punktes Otto Mejer, Die Grundlagen des 
lutherischen Kirchenregiments 1864 S. 170. 

?) Vergl. oben S. 242 N. 1 u. S. 244 N. 4 u. ®8. 
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Ortskirchengemeinde begründet für jeden evangelischen Glau- 
bensgenossen die Gemeindemitgliedschaft“. 

Von gleicher Auffassung gingen die gesetzgebenden Faktoren 
Württembergs bei Berathung des Ges. vom 14. Juni 1887 
über die Vertretung der evang. Kirchengemeinden etc. aus. Sie 
behandelten bei Besprechung des Satzes ') »Kirchengemeindege- 
nossen sind alle Mitglieder der evangelischen Landeskirche, welche 
...« nicht die Frage, ob zur Mitgliedschaft in der Landeskirche 
Domicil oder wenigstens länger dauernder Aufenthalt im Lande 
gehöre, sondern die Frage der Abgrenzung der Landeskirche gegen- 
über dissentirenden Religionen ?). | 

V. Es wäre hier der Ort, auf die Domicilslehre des evange- 
lischen Kirchenrechts des Näheren einzugehen, wenn dieses Do- 
micilsrecht gerade in Bezug auf die hier behandelten Fragen be- 
sondere Rechtssätze aufzuweisen hätte, allein, soweit die neueren 
Kirchenordnungen die Art und Weise des Erwerbs der Gemeinde- 
mitgliedschaft bestimmen, beschränken sie sich darauf, zu sagen, 
die Mitgliedschaft werde durch Wohnsitz (ordentlichen, ständigen, 
bleibenden, festen Wohnsitz) begründet °), sie verweisen also hin- 
sichtlich des Domicilsrechtes im Einzelnen auf die allgemeine Rechts- 
ordnung, die diesbezüglich im Staate gilt. Soweit die neueren 
Kirchenordnungen überhaupt keine Regelung treffen, gilt das etwa 
staatlicherseits für jede Religionsgesellschaft gegebene Parochial- 
recht, z. B. im Gebiet des allgemeinen preussischen Landrechts 
(II 11) *), bezw. die gewohnheitsrechtliche Fortbildung des kano- 
nischen Rechts °). In allen diesen Beziehungen darf auf die Dar- 


1) Siehe oben S. 242 N. 4. 

2) Vergl. Prot. der ersten Kammer (Kammer der Standesherrn) v. 1887 
S. 56 u. 64 ff. und hiezu Steinheila.a. O0. S. 241 u.8. Steinheil 
selbst sagt S. 243: „Mit dem Ausdruck Landeskirche sollte gesagt werden, 
dass nur solche als Kirchengemeindegenossen gelten können, welche sich 
auch zu der Lehre und Ordnung der evangelischen Kirche bekennen“. 

3) Zum Theil sprechen die K.O. von „wesentlichem Aufenthalt“ (K.G.O. 
für Altenburg v. 8. Febr. 1877 $ 1) oder von „dauerndem Aufenthalt‘ 
(bad. Verf. v. 5. Sept. 1861 $ 8). 

*) Vergl. hiezu Mejer in der Zeitschrift für K.R. Bd. 21 S. 222. 

5) Vergl. hiezu Friedberg V.R.S. 271: Domizil der Pächter, Dienst- 
boten, Handwerksgesellen etc. 
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stellungen der bezüglichen Landesrechte, bezw. des katholischen 
Kirchenrechts, in letzterer Beziehung insbesondere auf das System 
des katholischen Kirchenrechts von Hinschius Bd. II (1878) 
S. 29 ff. und das Handbuch des katholischen Kirchenrechts von 
v. Scherer Bd. Il (1891) $ 111 und 112 verwiesen werden. 

VI. Zum Abschluss unserer Ausführungen über das Aufent- 
haltserforderniss sei noch einer Bestimmung des württem- 
bergischen Rechts Erwähnung gethan, aus welcher sich die 
gegenseitige Unabhängigkeit von Mitgliedschaft in der rechtlichen 
Landeskirche und in der Ortskirchengemeinde klar ersehen lässt. 

Nachdem Art. 5 des Ges. v. 14. Juni 1887 in Abs. I be- 
stimmt hat: »Kirchengemeindegenossen sind alle Mitglieder der 
evangelischen Landeskirche, welche in einem Kirchspiel Württem- 
bergs ihren Wohnsitz im rechtlichen Sinne haben«, und in Abs. II 
hervorgehoben ist, dass ein Mitglied der evangelischen Landes- 
kirche, welches seinen Wohnsitz in mehreren Kirchspielen Württem- 
bergs habe, Kirchengenosse dieser sämmtlichen Kirchspiele sei, ist 
in Abs. III die Vorschrift angefügt: »Die Mitglieder der Landes- 
kirche, welche keinen Wohnsitz innerhalb des Landes haben, 
sind Kirchengenossen desjenigen Kirchspiels, in welchem sie einen 
Aufenthalt von längerer Dauer genommen haben«, als welcher 
nach Abs. IV ein Aufenthalt gilt, welcher länger als ein Jahr 
gewährt oder für welchen der Aufziehende einen längeren Zeit- 
raum als ein Jahr in Aussicht genommen hat. 

Hat nun Jemand, der sich zur württembergischen Landes- 
kirche bekennt — so müssen wir ja nach früher Gesagtem die 
Worte »Mitglied der Landeskirche« umschreiben —, weder Wohn- 
sitz noch Aufenthalt von längerer Dauer in einem Kirchspiel des 
Landes, so gehört er nichts desto weniger noch zur württember- 
gischen Landeskirche im Rechtssinne des Wortes, so lange er 
noch Domicil im Lande als solchen hat, denn das Gesetz sagt 
nicht, Mitglieder der Landeskirche, welche keinen Wohnsitz im 
Lande haben, sondern Mitglieder der Landeskirche, welche keinen 
Wohnsitz innerhalb des Landes haben, sind Kirchengenossen 
desjenigen Kirchspiels, in welchem sie einen Aufenthalt von län- 
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gerer Dauer genommen haben. Mangel des Wohnsitzes innerhalb 
des Landes bedeutet aber, nachdem Art. 5 die Zugehörigkeit zur 
OÖrtskirchengemeinde regelt, Mangel des Wohnsitzes in einer 
Ortskirchengemeinde, ineinem Kirchspiel innerhalb des 
Landes. Art. 5 Abs. 3 weist also nicht solche Angehörige der 
evangelischen Bekenntnisskirche, welche keine Mitglieder der Lan- 
deskirche im Rechtssinn sind, sondern solche, welche keinem Kirch- 
spiel durch: Wohnsitz angehören, dem Kirchspiel, in welchem sie 
Aufenthalt von längerer Dauer genommen, zu. 

Die Frage, ob Diejenigen, welche Aufenthalt von längerer 
Dauer in einem Kirchspiel genommen haben, in Lande als solchem 
Domicil haben oder nicht, lässt Art. 5 unberührt. Somit ändert 
das Gesetz vom 14. Juli 1887 über die Vertretung der evang. 
Kirchengemeinden u. s. w. an dem Grundsatz der gegenseitigen 
Unabhängigkeit von Zugehörigkeit zur Landeskirche im Rechts- 
sinne und Ortskirchengemeinde nichts. 

Nachdem das Gesetz die Zugehörigkeit zur Ortskirche ausser 
durch Wohnsitz auch durch Aufenthalt von längerer Dauer ge- 
winnen lässt, ergibt sich gegenüber dem bisherigen Recht nur die 
Neuerung, dass nun nicht bloss Zugehörigkeit zur rechtlichen 
Landeskirche ohne gleichzeitige Mitgliedschaft in der Ortskirchen- 
gemeinde möglich ist — dies dann, wenn der im Land als solchen 
Domicilirte in einem Gemeindebezirk weder Wohnsitz noch dau- 
ernden Aufenthalt hat —, sondern auch Zugehörigkeit zur Orts- 
kirchengemeinde ohne Zugehörigkeit zur Landeskirche im recht- 
lichen Verstande — dies dann, wenn sich der längere Aufent- 
halt innerhalb des Kirchspiels nicht zugleich als Domicils- 
aufenthalt innerhalb des Landes qualificieren lässt. 
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II. Miscellen. 


 — 


Berliner Handschriften der Summen des Paucapalea 
und des Rolandus. 


Mittheilung 
von 


Prof. Lic. Dr. Sachsse in Rostock. 


Von der Summa des Paucapalea zählt die Ausgabe von 
Schulte’s zwölf Handschritten auf; als dreizehnte tritt die 
Handschrift von Grenoble Nr. 627 hinzu (Gietl im Lit. Hand- 
weiser 1891 S. 381. Vgl. v. Schulte, Summa Rufini S. XXXV). 

Für die Summa oder das Stroma des Rolandus sind die 
drei bei Thaner angeführten Handschriften schon länger bekannt; 
neben ihnen ist für den Haupttheil des Werkes, den Tractatus de 
conjugio, jene Handschrift von Grenoble hier als vierte zu nen- 
nen (Gietl, Sentenzen Rolands S. V). 

Von allen diesen Handschriften befindet sich nur eine in Ber- 
lin: die aus Savigny's Nachlass stammende Rolandushandschrift 
Ms. Sav. 14 der Königlichen Bibliothek. Von einer Berliner Pau- 
capaleahandschrift weiss man bisher nichts. 

In dem Sammelcodex Ms. lat. Fol. 462 der Berliner König- 
lichen Bibliothek findet sich aber: 

1. eine vollständige Handschrift des Paucapalea; 

2. eine den Tractatus de conjugio enthaltende Rolandushand- 
schrift ; 


$. ein Blatt von einer weiteren Handschrift desselben Werkes. 
Deutsche Zeitschr. f, Kirchenrecht. II, 2%, 17 
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Die Bekanntschaft mit diesem Codex und den Hinweis auf 
seine anonymen und noch ununtersuchten canonistischen Bestand- 
theile verdanke ich der Güte meines Collegen Dr. K. Lehmann, 
welcher in Rostock für seine Zwecke die in mehrfacher Hinsicht 
sehr werthvolle Handschrift benutzte. Eine eingehende, alle Theile 
umfassende Beschreibung und Würdigung derselben werden wir 
beide bald anderweit an besonderer Stelle geben. Hier sei nur 
erwähnt, dass nach den Ergebnissen unserer gemeinschaftlichen 
Untersuchung der Codex der Lombardei entstamnıt und wohl den 
ersten Jahren des 13. Jahrh. angehört — im Uebrigen sei ledig- 
lich der Stücke gedacht, welche für die Leser dieser Zeitschrift 
ein besonderes Interesse bieten. 

Die schon angekündigten Stücke finden sich auf Bl. 87 88”. 
91—147'). Die Höhe der Blätter beläuft sich auf 32, ihre Breite 
auf 20 cm. Die Seiten sind in zwei Spalten von je 51 Zeilen be- 
schrieben. 

1) Bl. 91—130 sind fünf Quaternionen mit Custoden und ent- 
halten die vollständige Summa des Paucapalea, beginnend 
„Quoniam in omnibus rebus.*“ Die Bezeichnung „Apparatus super 
decreto“ ist von späterer Hand vorgesetzt. 

Der Text ist wie von einer Hand und jedenfalls äusserst 
gleichmässig geschrieben. Kleinere Correcturen und Rasuren kom- 
men vor, doch nur in verschwindendem Maasse. 

Die Rubrication setzt nach der Vorrede und dem Anfang der 
ersten Distinctio aus, um erst bei dem zweiten Quaternio mit Dist. 
51 (Bl. 99 Sp. 2) wieder zu beginnen; zugleich beginnt hier auch 
die fortan beobachtete Gliederung des Textes durch Abbrechen der 
Zeilen; die Absätze, doch auch viele Anfänge inmitten der Zeilen, 
zeigen in freiem Wechsel rothe und blaue Initialen jener Art, die 
als die im Codex herrschende bezeichnet werden darf. Dabei fehlt 
es nicht an Versehen. 

Bei dem zweiten Quaternio und auch bei dem fünften sind 
die ersten Seiten inmitten des unteren Randes mit rothen Stricheln 


!) Die jetzige Foliirung (Bl. 1—182) hat Bl. 47 und 98 übersehen. Ich 
citire nach un Zählung (Bl. a, 
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in wachsender Zahl versehen, um die Blattfolge zu kennzeichnen. 

Zur zweiten Pars des Decrets sind am Seitenrand in feiner 
Schrift die Zahlen der Causae bei deren Beginn angezeigt, verein- 
zelt auf Bl. 111’—112 auch Capitelanfänge vermerkt. Einige Rand- 
vermerke ähnlicher Art auf Bl. 102—107 sind von späterer Hand. 


2a) Bl. 131—146 sind zwei Quaternionen mit Custoden und 
bringen aus dem Stroma des Rolandus den Tractatus de con- 
jugio, beginnend „Pertractatis his“ (Thaner S. 113 ff.). Von spä- 
terer Hand ist über den Anfang „Gracianus“ geschrieben. 

In Causa 33 ist die dritte Quaestio stillschweigend ganz aus- 
gelassen. Auch endet das Stück auf Bl. 146° inmitten der 5. 
Quaestio der 35. Causa mit dem Custos „quis enim excepto“ (Tha- 
ner S. 224 2. 21). 

Im Text ist ein Wechsel der Handschrift wohl nicht zu con- 
statiren. 

Dem Schreiber fehlt oft das Verständniss des Inhalts. Cor- 
recturen und Rasuren sind häufig, mitunter grösseren Umfangs 
und augenfällig. Auch finden sich textcritische Randvermerke des 
Correctors über abweichende Lesarten („quidam ....“) und zweifel- 
hafte Stellen („dubito“, öfter „du.*, auch „du. du.“). Anscheinend 
steht der Text dem Stuttgarter Codex Nr. 63 (Sa bei Thaner) 
nahe; er stimmt öfter, doch nicht durchweg mit ıhm überein. 

Die Rubrication zeigt rothe und blaue Initialen und zwar im 
ersten Quaternio solche von besonderer Grösse, entsprechend den 
hier vom Schreiber bei Beginn der Absätze ausgesparten grösseren 
Vierecken; im zweiten Quaternio trıtt nur die schon als herrschend 
bezeichnete Art auf. Capitelanfänge und andere hervorzuhebende, 
mitunter mehrzeilige Stellen sind mit einer rothen Linie unter- 
 strichen. | 

Auch hier sind am Rande in der schon erwähnten feinen 
Schrift die Zahlen der Causae angegeben. 

Von späterer Hand findet sich bei der Gratian critisirenden 
Stelle in C. 35 Qu. 2 (Bl. 145; Thaner S. 215) am Rande neben 
einer auf die Textstelle weisenden Hand der Vermerk „n(ota) 


reprehen(sionem)* — und ebenso auf Bl. 146” am unteren Rande 
17 * 
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die dreizeilige Notiz: „Deficit aliquod de XXXV* causa. et tota 
XXXVI causa deficit. Item defficiunt omnes quaestiones de con- 
secratione.“ 


2b) Der wirklich dort fehlende Rest des Stroma ist an an- 
derer Stelle des Codex nachgetragen und zwar unmittelbar an den 
Schluss der Libri feudorum angereiht auf Bl. 87° Sp. 12. 12 
(Quis enim excepto etc.) bis Bl. 88" Sp. 2 Z. 37. Eine spätere 
Hand hat dies Stück mit dem Randtitel „De gradibus cognatio- 
num“ versehen. 

Die Textschrift ist eine andere und kleiner als die zu 2a. 

Die Rubrication mit rothen und blauen Initialen ist durchaus 
die uns schon als herrschend bekannte. Die Unterstreichungen 
sind hier nicht roth, sondern mit der Schrifttinte wohl gleich vom 
Schreiber ausgeführt worden. 

Auch dies Stück weist mehrfach Correcturen auf. 

Zweifellos gehört das Stück ebenso wie die ihm nachfolgenden 
Eintragungen noch in die Zeit der Entstehung des Codex. 


3) Bl. 147 ist ein Blatt einer anderen Handschrift des Ro- 
landus und enthält ein Stück aus Causa 27, reichend von c. 27 
Qu. 1 (ne dicit arcendam etc. Thaner $. 122 Z. 14) bis c. 17 
Qu. 2 (utriusque siquidem copula; Thaner S. 130 2. 5). 

Die Schrift gleicht der von 2b. 

Das Blatt ist nicht rubricirt. Ob es durch Verwechslung mit 
dem der voraufgehenden Rolandushandschrift (2a) fehlenden Schluss- 
blatt an dessen Stelle gerathen oder ob es ursprünglich das Schluss- 
blatt des Codex gewesen und lediglich als Umschlag ihm ange- 
heftet worden, ist wohl nicht mit Sicherheit zu entscheiden. — 


Inwieweit die Beschaffenheit der canonistischen Texte dem 
sonstigen Werthe des Codex EURE, muss weiterer Untersu- 
chung vorbehalten bleiben. 


Auch vom übrigen Inhalt des Codex möchte den Lesern man- 
ches von Interesse sein. Auf Bl. 1” findet sich am inneren Rande 
ein Vermerk über Bussübungen, die durch Beten und Fasten zu 
leisten (a festo paces inantea septem pater noster etc). Umfäng- 
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licher Fragmente einer Handschrift der Briefe des Ivo von Char- 
tres und eines von Dr. K. Lehmann auf dem letzten Blatt gefun- 
denen, nach seiner Mittheilung von anderer Seite zu veröffentli- 
chenden, noch unbekannten Schreibens von Innocenz Ill. sei nur 
andeutungsweise gedacht. Unmittelbar unter diesem Schreiben ist 
mit einem erläuternden Eingang der auf die zweite Pars des De- 
crets bezügliche Memorialvers „Discere causarum quarumlibet* etc. 
eingetragen und zwar mit Abweichungen von dem in der Basler 
Ausgabe von 1512 und bei Böhmer (S. LXXXV) gegebenen Texte, 
die sich aber wenigstens zum Theil als offenbar fehlerhaft erwei- 
sen; die Hand ist anscheinend dieselbe, welche die zu 2a erwähnten 
Vermerke auf Bl. 145 u. 146” und wohl auch manche der anderen 
späteren Zusätze geschrieben hat. 
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Aus fünf theologischen Gutachten — wegen eines ehe- 
brecherischen Pfarrers — als Motive zu der kursäch- 
 sischen Konstitution IV., 19. vom 21. April 1572. 


Mitgetheilt 
von 


Dr. der Rechte Theodor Distel, 


K. S. Archivrathe. 


Zu den Motiven der durch Kurfürst August zu Sachsen ver- 
schärften Ehebruchskonstitution seines Bruders und Regierungs- 
vorgängers Moritz vom 21. Mai 1543 '), welche die neunzehnte 
des vierten ‘Theiles der berühmten Gesetzgebung vom 21. April 
1572 ?) ist, gehören auch die hier, nachträglich zu meinem in der 
Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft ?) erschienenen 
Aufsatze mitzutheilenden fünf theologischen Bedenken. Unterm 
18. April 1571 reskribirte *) nämlich der sächsische Justinian, wie 
man August nicht unpassend genannt hat, an seine Konsistorien 
zu Leipzig, Wittenberg und Meissen, seinen Hofpredigern das 
Gleiche wohl mündlich anbefehlend, — in moderner Schreibweise 
— u. a. also: 

„Was sich unlängst für ein ärgerlicher Fall wien Jakob 


') Bisher wurde die M.’sche immer, fälschlicher Weise, in das Jahr 1542 
gesetzt, da sie auch so in der A.’schen angezogen ist. Sie bestraft nur den 
Ehebruch des Ledigen mit einer Ehefrau wie Oberhurerei, nicht umgekehrt. 

?) Hierzu vgl. man Schletter: Die Constitutionen Kurfürst Augusts 
u. s. w. (1857). 

2) X, 431 ff.; man vgl. auch die späteren Berichtigungen dazu. Daselbst 
sind diese theologischen Gutachten nur angezogen worden. 

*) K. k. Hauptstaatsarchiv: III, 76 fol. 170b No. 19b Bl. 1 ff. (Konz. von 
des Sekretärs Hans Jenitz’, F 1589, Hand). 
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Kleeberg, gewesenen [verehelichten] pfarrer zu Waldkirchen ') in 
unserem amte Schellenberg und seiner magd [M. K.], welche 
fleischliche unzucht und ehebruch mit einander geübt ?), zuge- 
tragen, das findet ihr ....°). Wiewohl wir nun solche ihre be- 
kenntnisse .... an die verordneten doctoren unseres hofgerichts 
zu Wittenberg überschicken lassen .... des versehens, sie würden 
dem gefangenen sowohl, als auch der dirne .... das leben abge- 
sprochen haben, so haben sie dem ehebrecher doch nur die staupe 
samt der verweisung nnd der bübin nur die verweisung zuerkannt, 
wo aber sein gewesenes eheweib ihm verzeihen und wieder ehe- 
lich beiwohnen wollte ....®). 
Dann heisst es treffend weiter: 
„Ein mann sollte billich bedächtiger und standhafter sein, als 
ein weib, sonderlich aber sollten die diener des wortes, die ihre 
zuhörer in gottes wort und gebot unterrichten, die laster, um 
welcher willen got vornehnlich die erste welt vertilget und 
noch länder und leute strafet, strafen und sich vor denselben, 
anderen zum guten exempel, rein und unbefleckt halten; also 
sind wir in solchem zweifelhaftigen Falle etwas irre und un- 
gewiss, was wir, vermöge unseres, von gott befohlenen amtes 
thun und lassen sollen, damit wir unser gewissen gegen gott 
rein behalten, auch unserem amte von hoher obrigkeit wegen 
genug und doch nicht zu viel thun mögen.....* 
Der Befehl selbst ist in den nachstehenden Worten enthalten: 
„Ihr wollet ..... wohl und mit fleiss erwägen und aus gottes 
wort berichten und euer bedenken schriftlich anzeigen, ob wir 
den gefangenen pfarrer samt der dirne mit christlichem, guten 
gewissen und ohne verletzung desselben .... mit dem schwerte 
vom leben zum tode richten lassen sollen und mögen, oder 


\) BeiKreyszig: Album der evangelisch-lutherischen Geistlichen u. s. w. 
(1883) fehlt der Name. 

?) Die Dirne hatte auch infolge dessen schon geboren. 

®) Nämlich: aus den Beilagen. 

*) In dem bei den Akten abschriftlich befindlichen Urtel steht die mil- 
dere Strafe: Gefängniss und Verweisung. Wie dieselbe schliesslich gebüsst 
wurde, darüber berichtet meine Anm. 3 angezogene Arbeit. 
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wessen wir uns in solchen fällen sonst zu verhalten [haben], 
damit der .... unzucht, hurerei und [dem] ehebruche, so bei 
geistlichen ') und weltlichen ?) sehr gemein wird und überhand 
nimmt, gesteuert und dagegen zucht, ehrbarkeit und eheliches, 
christliches, keusches leben geschützt und erhalten werde....* 
Hierauf ergingen drei Gutachten von den beauftragten, kur- 
sächsischen Konsistorien, eins von Dr. Johann Pfeffinger und eins 
von den kurfürstlichen Hofpredigern, die ich hier, ihres grossen 
Werthes wegen, in der Hauptsache mittheile, indem ich noch vor- 
ausschicke, dass dieselben der 1571 tagenden Gesetzeskommission 
mit zur Richtschnur für die betreffende Konstitution ?) gedient 
haben, auch in ihnen die Festsetzung einer schärferen Ehebruchs- 
strafe anheimgegeben wird ‘). 


I. Bedenken des Leipziger Konsistoriums 
vom 30. März 1571: angez. Akten Bll. 35/6, 39—41 (Orig. mit 
Siegel). 

aa Wir haben aber anfänglich mit erschrockenem ge- 
müte und betrübn iss vermerkt, daß dieses ärgerliche laster .... 
unter denen, so geistli chen standes sind, dermaßen soll in ärger- 
niss gerathen [sein] .... [folgt Stelle Proverb. 25,5 und 20,8]. 
So viel nun gegenwärtigen Fall betrifft, [so] achten wir es unter- 
thänig dafür, daß die zu Wittenberg den weltlichen, beschriebenen 
rechten, auch derselben übung gemäss gesprochen [haben], der- 
wegen denn solches urtel auch e. churf. g. mit gutem gewissen 
wohl vollstrecken und exequiren lassen mögen, denn .... gegen- 


1) Hierzu vgl. man nur meine Mittheilungen im Neuen Archive für 
Sächsische Geschichte und Alterthumskunde IX, 837, in der Zeitschrift für 
die gesamte Strafrechtswissenschaft X, 433 Anm. 10 und in der Zeitschrift 
für Kirchengeschichte XI, 167 ff. Einen schlimmen Fall theilt auch Carpzow 
in seiner Jurisprudentia forensis (1644), 1407 und in seinen Practica nova 
1658) II, 972 mit. 

32) Hunderte von Erkenntnissen über Sittlichkeitsverbrechen der Laien 
sind aus dem sechzehnten Jahrhunderte von mir gelesen worden. 

°) Ihr Wortlaut ist z. B, enthalten im Codex Augusteus I. (1724), 122, 

*) Man vgl. insbesondere das sub V Enthaltene. 


Distel, Aus fünf theolog. Gutachten wegen e. ehebrecher. Pfarrers etc. 265 


wärtiger Fall nicht steht in terminis veri adulterii, sondern der- 
selbige allein für ein stuprum gehalten wird, wie beide, die geist- 
lichen und weltlichen , rechte solches bezeugen. Denn, obwohl 
eines eheweibes fleischliche unzucht und verbrechung mit einer 
ledigen und unverheiratheten person für einen ehebruch gehalten 
und also auch gestraft wird, aus diesem: quod thorus coniugaliıs 
ab illa contaminetur, so wird doch in dem gegenfall, da ein ehe- 
mann mit einer ledigen person sich also, wie jetztvermeldet, ein- 
lässet, solche verbrechung nicht pro adulterio oder einen ehebruch 
im rechten und von dem nıehrern theil derselben lehrer angezogen 
aus dem [grunde], daß obgedachte ursache auf des mannes theil 
nicht statt hat, auf welche die rechtssatzungen und derselben 
conditores gedacht und gesehen, caret namque thoro maritus, nec 
suum thorum, nec persona soluta coinquinat, propterea quod haec 
thorum non habere dicatur. Deshalb denn auch bisher also und 
in solchen fällen, wie die jetzt zu Wittenberg in den schöppen- 
stühlen und anders sonst, nicht ..... gesprochen ; denn die be- 
schriebenen rechte, so des ebebruchs und derer [ehebrecher] strafe 
gedenken und auch so darüber geordnet, nicht anders reden oder 
verstanden werden, denn in diesen fällen, da beide verbrechende 
personen in der ehe stehen ..... ‚ also, daß alsdann dieselben als 
ehebrecher mit dem schwert sollen gestraft werden. Wiewohl die 
kaiserrechte die strafe darinnen lindern und ordnen, dass das weib 
in ein kloster solle verstoßen, aber jetzt mit ruthen ausgestrichen 
werden [folgt Citat: Sachssp. 2, 13). Es wissen sich auch ein 
theil der unseren zu erinnern, daß doctor Melchior von Osse se- 
liger, so ein erfahrener, geübter mann gewesen ..... es anders 
in dem falle zu sprechen nicht gehalten, deshalb denn auch in seinen 
rechtsbüchern an den enden, da von diesen fällen geschrieben, 
mit seiner hand verzeichnet, das die staupe und verweisung in 
diesem falle gehalten und dann die schöppen dermals alhier also 
gesprochen hätten. Und ob nun wohl hochgedachts e. churf. g. 
hern bruders, churfürsten Moritzen ..... constitution von ehe- 
brechern und wie dieselben gestraft werden sollen, meldung thut, 
so ist doch dieses eine gewisse und gemeine regel, daß alle con- 
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stitutionen müssen und sollen verstanden werden, in den fellen, 
darinnen sie reden. Weil aber nun dieselbe allein von ehebrechern 
und derselben strafe statuirt, so werden unter dein wörtlein ehe- 
brecher auch keine anderen verstanden, denn die...... ‚so ehe- 
leute sind..... Wie wir denn diesen fall, als da ein eheman 
mit einer ledigen weibsperson geehebrucht, in e. churf. g. bern 
brudern ..... ordnung ausdrücklich gesetzt nicht vermerken können 
..... Würde demnach mit dieser strafe, davon das Wittenbergische 
urthel meldet, verfahren, ..... [so] handelten e. churfl. g. darinnen 
wider ihr gewissen gar nicht. Denn erstlich solches den beschriebenen 
und landüblichen rechten gemäß und ist darüber e. churf. g. und 
jeder obrigkeit nachgelassen, aus beweglichen ursachen auch die 
schärfe der rechte in ausdrücklichen fällen zu mindern und in 
mehr gelinderen wegzuziehen. 

Zum andern, daß die göttliche satzung in biblischen büchern 
befindlich, als Levit. 20 [10] gleichfalls reden, in fällen, so ein 
ehemann zu einem eheweib sich gefunden und mit ihr die ehe ge- 
brochen, und, obwohl in Deuteronom. 22 [24] derjenige, so mıit eines 
andern braut fleischliche unzucht getrieben neben und mit ihr 
soll gesteiniget werden, aus welchen fast wolle geschlossen werden, 
daß vielmehr solche oder dergleichen leibs- und lebensstrafe ın 
dem fall statt hat, da ein ehemann sich also vergreifen thäte, so 
ist hierum viel eine andere gelegenheit, denn eine braut, so durch 
eine zusage einem zur ehe verpflichtet, de praesenti genannt, wie 
von einer solchen braut der text verstanden, wird für ein ehe- 
weib gehalten, dessen wegen denn auch, iure mariti, sponsus 
temeratorum illum nuptiarum accusiren kann, auch dieselben bei- 
den personen, nach ordnung der rechte, als ehebrecher gestraft 
werden. Zudem so ist solches mosaische gesetz, ut politica lex, 
post novum testamentum aufgehoben und sind nunmehr darüber 
von kaisern, chur- und fürsten und also des reichs vornehmsten 
gliedern andere satzungen in solchen fällen gemacht und geordnet, 
so auch in übung [sind]. Weil denn nun die hoheit der regi- 
mente und politiae von gott approbirt und also derselben satzungen 
und constitutionen, als welchen nicht weniger, wie der obrigkheit 
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secundum conscientiam muß und soll gehorsamet werden, so haben 
e. churf. x. nicht weniger in diesem fall ungehindert dessen, so 
eben gemeldet, mit guten gewissen, quae legibus informata, zu 
verfahren, sonderlich, weil solchen satzungen nunmehr auch etwas 
entgegen und anders diesfalls nicht statuirt befunden, nachdem 
einige andere auslegung durch ein gemeines recht nicht gegeben, 
denn, wie man die derselben aus gemeinen beschriebenen rechten 
muß. [Wir] achten auch, daß nicht ohne ursache im Witten- 
bergischen urthel mit eingefuhret, daß der pfarrer mit der strafe 
der staupe verschonet würde, in ansehung seins amtes, wofern 
doch sein weib ihm die verbrechung verzeihen wollte, denn solches 
die rechte klar nachgeben, um der ehre und hoheit willen des 
ehestandes und dann daß, ob religionis causam, diese geistlichen 
personen vor den weltlichen mehr ehrerbietlicher gehalten werden, 
wie sie denn. sonst in geistlichen und weltlichen rechten viel und 
mancherlei privilegien haben, welche ehrerbietung diesem geist- 
lichen stande, sonderlich jetzt und billich in dieser zeit geschieht, 
da sonst derselbe in mehrerer verachtung von jedermann genommen 
und die unverständigen, in anschauung solches spectakels, do ein 
geistlicher enthauptet, demselben mehr feindseliger und unehrer- 
bietlicher werden und leicht dann dies verursachen möchte, weil sonst 
niemand von hohem stande, so vermögens, zum geistlichen amte 
sich gebrauchen lassen wil, dazu sie doch von wegen derselben 
hohen privilegien, beide in geistlichen und weltlichen rechten be- 
griffen, außerhalb anderer habenden devotion hiebevor leichtlich 
gebracht werden. Da nun mit hoher strafe vor dem weltlichen 
stande derselbe angegriffen werden sollte, daß derselbe mehr ver- 
achteter werden müßte. Und da denn sonsten um sonderlicher 
geschickligkeit willen der verbrecher vielmals denselben die strafe 
im beschriebenen rechte nachgelassen oder doch gelindert werden, 
bedenken wir underthenig, solchs vielmehr in diesem falle und 
gegen diesen stand statt habe, zudem, da nach geistlichen sat- 
zungen in gegenwärtigem falle sollte geurtheilt werden, dieser 
pfarrer nach denselben der strafe, im Wittenbergischen urthel be- 
griffen, ganz wohl geübrigt, ja, da er auch ein ehebrecher wäre, 


268 Miscellen. 


als daß er als ein ehemann mit einem anderen eheweibe sich in 
unzucht gefunden, allein officii et beneficii entsetzt und in ein 
kloster verstoßen würde. Wenn aber je diese ärgerliche ver- 
brechung mehr gemeiner und bei den geistlichen weiter einreißen 
wollten, so ist e. churf. g. gar wohl berechtigt und nachgelassen, 
haben auch macht diese strafe weiter, denn sonst im rechte ver- 
sehen, zu erhöhen und zu schärfen. Wie denn mit dem diebstahl 
auch geschehen, welcher im alten testamente sonsten mit der straffe 
des todes nicht gestraft worden, aber um deswillen, daß derselbe 
ganz gemein werden wollen, durch die satzungen beschriebener 
weltlicher, auch der Sachsenrechte nunmehr erhöhet, also, daß die 
diebe mit dem strange gestraft werden. Wurden e. churf. g. nun 
auch uber die erhöhung gegenwertigen falles, eine gemeine con- 
stitution berathschlagen und publiciren, oder auch die vorige auf 
diesen fall ausdrücklich erklären lassen, wie e. churf. g. desselben 
gar wohl mächtig, alsdann würde billich denselben nach auch ge- 
sprochen und könnten e. churf. g. mit christlichem, guten ge- 
wissen dieselbe in übung wohl erhalten lassen.... * 

Hierbei (Bll. 37/8) liegt 

II. Eineigenhändiges!) Separatvotum Dr. Johann 
Pfeffingers, ohne Unterschrift und Datum. 

Dasselbe sei buchstäblich mitgetheilt: 

„Die weil ir lieben herren in disem fal meine meinung auch 
hören und haben wollet, so bedunket mich als ein einfeltiger alter 
armer prediger das drey stuklin hierin wol zu bedenken seind. 

1. 

Das diser fall ein simplex adulterium ist, dann hie ligata cum 
soluta persona geebrucht hat, und obwol dises zustraffen, so muss 
dennoch hierinnen bescheidenheit gehalten werden, denn wenn sie 


1) Die Handschrift ist mir mit der Pf.’schen Unterschrift schon öfters 
begegnet. 1571 stand der als Leipziger Superintendent auch dem Konsi- 
storium daselbst angehörige Gelehrte bereits in seinem 78sten Lebensjahre. 
Den Berathungen, welche dem unter I. mitgetheilten Gutachten vorausge- 
gangen sind, dürfte er nicht haben beiwohnen können. Einen Artikel über 
ibn, von G. Lechler, enthält die Allgemeine deutsche Biographie XXV, 
624—630, 
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ambo coniugati gewesen. Und in ansehung das das weib dem 
manne vergeben und in gerne wider annhemen wil, do sie auch 
mit ime ins elend ziehen sol, das ist nu schon vor gott ein newe 
ehe, die man nicht weren noch scheiden kan. Und ist in solchen 
fellen leichter, mit guetem gewissen zu verantworten, zu glind, 
dann zu gschwind fahren. 

2. 

Und ob wol gott sein recht bey seiner macht behalten wil, 
das das ubel ane ansehung der personen gestraffet werde, so kan 
er doch auch wol leyden, dass an scherffe des rechten etwas ge- 
lindert werde, wie dann unser lieber herr Jesus Christus selbst 
mit seinem exempel klerlich gewiesen hat, da er das arme weib- 
lin, so auff frischer thatt im ehebruch begriffen war absolvirt, 
sprechend gehe hin und sundige fort nicht mehr, Johan. 8 (11). 

Daher auch von Christo Jesu die herren, die das regiment 
fuhren, nicht vergeblich gnedige herren genant werden, Lucä 22 (25). 

Und ist ein exempel vorhanden bey unsern zeiten geschehen, 
a der theure, frome, christlich furste George zw Anhalt hoch- 
loblicher gedechtnis, auch einen pastorem, der mit gleichem fall 
vom teuffel ubereilet an einem anderen orte zum prädicanten zu 
Mersenburgk auffgenomen und ein guter prediger und nuzer diener 
der kirchen darnach gewesen !). 

3. 

Die straffe belangend, ist er, der pastor, mit gefengknis be- 
reithan gestraffet. So ist es auch ein große harte straffe, mit 
weib und kindlin ins elend mußen. 

Item so ist auch hochbedenglich, das ime ein publica poena 
sol auffgelegt werden (es were dann das er im lande an einem 
anderen ort geduldet wurde, dann zu furchten, es mochte den armen 
man infamem machen und an allen ortern hinttern, das er mit 
seinem weib und kindlin an bettelstab ewig gedeyen mußte).“ 


') Meine an das Staatsarchiv zu Zerbst deshalb gerichtete Anfrage ist 
ergebnisslos gewesen, aus Dietmanns Priesterschaft in Sachsen (IV. — 1755), 
die mir gerade nicht zur Hand ist, dürfte der Name erhellen (Zusatz bei 
der Correktur). 
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III. Bedenken des Wittenberger') Konsisto- 
riums, d. d. 29. März 1571: angez. Akten Bll. 42—45 (Orig. 
mit Siegel). | 
Daß aus heiliger schrift und gottes wort eine jede 
sünde, so wider die erste oder andere tafel der gebote gottes geübt 
wird, die strafe des ewigen todes hat, daß also einer christlichen 
obrigkeit destoweniger bedenken zu haben [obliegt], diejenigen 
sünden auch peinlich und mit dem zeitlichen tode zu strafen, die 
öffentliches ärgernuß und zerrüttung machen und denen im gesetz 
gottes todesstrafen auferlegt sind. Und wie ein abgöttischer ke- 
tzer, gotteslästerer, dieb, räuber, mörder und auffrührer mit feuer, 
strang, rad und schwerd rechtlich und billich gestraft werden kann, 
also kann auch ein ehebrecher und hurer mit christlichem, guten 
gewissen und ohne verletzung desselben getödtet werden und son- 
derlich, dieweil das exempel vorgestellt ist, dass gott selbst bei 
seinem volke durch Mosen den ehebruch zum tode verurtheilt und 
gott die that Phineae sich gefallen läßt, der bub und bübin todt- 
sticht und deswegen die strafe im volke aufhört. 

Dieweil aber der kaiser und fürsten beschriebene und land- 
rechte, was die weise und [das] maß der strafe in unterschied- 
lichen fällen ehebruchs und hurerei belangt, ihre offenbare und 
kundige verordnung haben und hierin ihren unterschied halten, 
wie denn auch das gesetz Mosis allein denjenigen ehebrecher aus- 
drücklich zum tode verurtheilt, der eines anderen vertraute oder 
eheweib beschläft, auch die kaiserlichen rechte solches allein mit 
dem schwerde strafen, wenn mit einer ehefrau mishandelt wird. 
Nachdem man auch in e. cf. g. schöppenstühlen und gerichten 
bis anher [über] einen jeden verbrecher, wes standes der sei, pflegt 
zu sprechen, achten wir, daß bei demselben zu bleiben, bis dies- 
fals eine obrigkeit von wegen einreissender unzucht eine andere, 
neue und schärfere verordnung macht, wie denn eine christliche 
obrigkeit solches jederzeit ihres gefallens, nach erforderung der 
noth und gehabtem, nothdürftigen, christlichen und vernunftigen 


') In den 1664 erschienenen Conss. th. Witeb. ist dieses Gutachten 
nicht enthalten. 
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rath und bedenken, zu thun befugt [ist]. Was auch e. cf.g..... 
brudern ..... verordnung belangt, [so] haben auch die alten, was 
mit einem eheweibe verbrochen wird, für einen ehebruch erkannt. 

Da nun e. cf. g. in dem anderen fall: was von einem ehe- 
manne mit einer ledigen dirne geschieht, von den alten satzungen 
abtreten und etwas neues verordenen wollten, würde e. cf. g. hierin 
sich raths bei ihren rechtsverständigen und landräthen zu erholen 
wissen, wie solches vorzunehmen, denn so viel das gewissen be- 
langt, das dieses hierdurch unverletzt bleibe, wenn christliche obrig- 
keiten hierwider verordenung machen, haben wir uns gegen e. 
churf. g. hiermit erklärt, was aber in solchen verordnungen ferner 
und neben dem gewissen zu bedenken, [das] verstehen e. cf. g. 
für sich selbst und können hierinn mit den rechts- und weltver- 
ständigen nothürftig sich unterreden und haben e. cf. g. ferner 
und vornehmlich zu bedenken, da sie eine neue verordnung zu 
machen willens, ob der ...., ehe denn sie gemacht und publicirt, 
wider jemanden zu exequiren gebühren wolle ..... ; 

IV. Bedenken des Meissner') Konsistoriums, 
d. d. 26. März 1571: angez. Akten Bll. 46—49 (Orig. mit Siegel). 
Vorbemerkung. Auffällig erscheint es, dass dieses Gutachten auf 

einer falschen Auslegung der Constitution von 1543 (cfr. bei 

der folgenden Anm.) beruht. 

„.... Und ob es wohlan dem, daß es nach göttlicher schrift 
vor unserem herren gott ein ehebruch ist, [gleichviel] ob ein ehe- 
mann mit einer soluta oder coniugata sich vermischet, wir auch 


uns zu erinnern wissen, was diesfalls im gesetze Mosis ..... ver- 
ordnet und dieses ein hochärgerlicher fall ist an einer geistlichen 
person und beide personen noch e. churfl. g. .... brudern ..... 


constitution das leben verwirkt, so halten wir es doch dafur, daß 
e. churf. g. mit gutem christlichen gewissen, nach erwägung aller 
umstände, vormöge des urthels dem gefangenen priester wohl gnade 
erzeigen und milderung widerfaren und aus e. churf. g. landen 


1) 1580 kam dasselbe zum Oberkonsistorium zu Dresden; man vgl. 
Faustus: Geschicht- und Zeitbüchlein der .... Stadt Meissen (1588), 34. 
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verweisen lassen mögen und solches aus folgenden bedenklichen 
ursachen. 

Erstlich, damit durch die öffentliche strafe des schwertes oder 
[der] staupe das allbereit erregte scandalum so dem seligmachen- 
den ministerio in diesen landen, sonderlich des orts, da er gepre- 
digt und gelehret, unzweifelhaft erfolgen und entstehen müßte, 
nicht größer und schwerer gemacht und das predigtamt dadurch 
noch viel mehr und ferner in verachtung gesetzt und verlästert, 
auch vielen armen unberichteten und unverständigen leuten an 

. ihres gewesenen pfarrers lehre, straf und trostamt ihnen 
zweifel zu machen nicht ursach gegeben werde und ist diesfals 
nicht die person des verbrechers (welche ihres amtes halben mit 
nichten zu entschuldigen), sondern vielmehr die kirche, der er ge- 
dienet, zu bedenken und zu erwägen: ne scandalum iam datum 
magis fiat conspicuum et atrox ..... 

Zum anderen, daß e. churf. g. dem heiligen ehestande zu 
ehren und zuvörderst, weil sein eheweib .... sich dahin erkläret, 
ihn wieder anzunehmen und das kreuz mit ihm zu tragen, ihm 
diesfalls billich gnade erzeigen mögen, in ansehung, dass solche 
linderung aus den erheblichen umbständen und ursachen das scharfe 
recht nicht aufhebt und dass in gottes wort und den historien 
desselben viele exempla .... gefunden werden, daß gott selbst 
eben in dergleichen und anderen schwereren fällen, nicht allewege 
nach dem schärfsten rechte geurtheilet und gerichtet hat, um wel- 
cher ursachen willen auch in dergleichen fällen die forma poeni- 
tentiae publicae in vielen e. churf. g. vornehmen wohlbestellten 
kirchen durch derselben hochvorstendige theologen hierbevor eben 
darum gehalten worden ist, daß in christlichen kirchen dieser ar- 
tikel von vergebung der sünden und gnade auch in wohlverdienten 
strafen desto scheinbarlicher erhalten und gestärkt würde. 

Zum dritten, daß durch die verweisung der gewesene pfarrer 
nicht allein seines dienstes (wie billich) entsetzt und zu anderen 
kirchenämtern wiederum nicht gefordert und gestraft ...... 


1) Dies ist nicht richtig. 
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sondern daß auch dieses ärgernils desto eher dadurch gelindert und 
vorgessen wird. | 

Fürs vierte, ..... ‚ daß die rechte klar besagen ..... 
daß in sententia alternativa eine christliche obrigkeit nicht nach 
dem schärfsten rechte verfahren, sondern den gelindesten weg 
gehen möge. 

Damit aber diesem sündlichen übel insgemein und sonderlich 
der priester halben künftig desto mehr und ernstlicher möchte ge- 
steuert ..... werden, so erachten wir hierzu nochmals nicht 
undienstlich .... . ‚ daß e. churf. g., wie wir hierbevor derhal- 
ben erinnerung gethan haben, die leider und alzugenieine und täg- 
lich zunehmende unzucht unter dem gemeinen pöbel mit etwas 
härterer strafe und nämlich der in gemeinen, beschriebenen rechten 
geordneten landesverweisung belegen ließen und hierüber der an- 
deren, höhern und schwerern brüche!) wegen, den beiden ?) 
schöppenstühlen eine gewisse forma, darnach einmüthig und un- 
umgänglich zu sprechen, verordnen ließen. 

Darnach achten wir auch hoch nöthig, daß hierneben allen 
superintendenten nochmals mit sonderlichem ernste auferlegt würde, 
die... . synodos und local-visitation hinfür mit sonderm fleiß 
zu halten, damit die pastores solches lasters halben in specie zum 
höchsten und mit ernst vorwarnet und ires schuldigen officii desto 
öfters erinnert, auch inspectores von den benachbarten dazu ver- 
ordnet werden und verdächtige, leichtfertige personen bei zeiten 
vom amte entsetzt würden ..... a 

Bei den angezogenen Akten (Bll. 51/2) liegt endlich das un- 
datirte von den drei kursächsischen hofpredigern, die sich eigen- 
händig unterschrieben haben, ertheilte Gutachten (ein Siegel hat 
dasselbe gar nicht gehabt, dürfte daher br. m. überreicht worden 
sein): 

V. Bedenken der kursächsischen Hofprediger 
(Christian Schütz, Philipp Wagner und Johann Tiriller). 


') = Verbrechen. 
2) Leipzig und Wittenberg sind hier allein gemeint. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 2. 18 
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Hieraus theile ich nur ein charakteristisches Stück mit, wel- 

ches also lautet: 
E. churf. g. werden sich .... . zu entsinnen wis- 
sen, daß wir... ... auf vielfältiges klagen der consistorien und 
der superintendenten im lande .... [bereits] gesucht und ge- 
beten haben , auf eine neue und ernste constitution .... . be- 
dacht zu sein, dadurch auch der unzucht und hurerei zwischen 
ledigen personen gewehret würde, denn damit wird der heilige 
ehestand zum höchsten vorunehrt, daß er..... mit solcher 
schande angefangen wird... .* 

Im Anschlusse hieran verweise ich noch auf ein, wohl dem- 
selben Zwecke, wie die mitgetheilten Gutachten, gedient habendes 
Aktenstück des K. S. Hauptstaatsarchivs : III, 24 fol. 173 No. 1° 
(Bil. 1—97), welches verschiedene Aufsätze in deutscher und la- 
teinischer Sprache, darunter eine herrliche, sicher in Wittenberg 
gehaltene Predigt über die Hochzeit zu Kana darbietet, sowie auf 
ebenda: III, 24 fol. No. 111 (Bl. 1—267) aus Moritz’ Regierungs- 
zeit und aus den Jahren 1577 ff. 
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Ill. Literaturübersicht'), 
erstattet von Friedberg. 


I. Allgemeines. 


14. Mirbt, D. Wahl Gregors VII. Marb. 91. 

15. L’Huillier, St. Thomas de Cantorbery I. Par. 92. 

16. La Mantia, Ordines iudiciorum Dei nel messale gallicano 
del XII secolo della cattedrale di Palermo 92. 

17. Bröcking, Die französ. Politik Papst Leo’s IX. Ein Beitr. 
z. Gesch. d. Papstthums im XI. Jahrh. Stuttg. 91. (Die Schrift zeigt, 
wie die sog. Gregorianische Politik Frankreich gegenüber inaugurirt 
wird.) 

18. Poole, The suppression of the talmud by pope John XXL. 
Eng]. hist. rev. Nr. 22, S. 372, | 

19. Finke, Ungedruckte Dominikanerbriefe des 13. Jahrh. Pa- 
derb. 91. 

20. Vatikan. Akten z. deutsch. Gesch. in der Zeit Kaiser Ludw. 
d. B. Rezens.: Wurm, Zeitschr. d. Görres Gesellsch. 13, 226. 

21. Huberti*, Gottesfrieden und Landfrieden. Rechtsgeschicht- 
liche Studien. I. Buch. Die Friedensordnungen in Frankreich. Mit 
Karte u. Urkunden. Ansbach, Brügel u. Sohn 92. 

Das Thema des gelehrten und fleissigen Buches gehört nicht direkt 
dem Kirchenrecht an. Aber dennoch bietet es auch für den Kanonisten 
Interesse. Nicht nur dass die Friedensbewegung, d.h. die Tendenz, die 
Fehde zu besehränken, zuerst in der Kirche ihren Ursprung nimmt, und 
dass diese hier eine wichtige Culturarbeit geliefert hat: das Buch gewährt 
auch Stoff für die Geschichte des kirchlichen Asylrechts, der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit, der Ketzerverfolgungen; es stellt für eine ganze 


!) Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
18* 
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Anzahl französischer Synoden die Zeit fest und gibt den kritischen Text 
der auf den Frieden bezüglichen Beschlüsse, es gewährt Anhalt für die 
Entstehungszeit der Pannormie des Ivo (S. 487) u. s. w. Zu be- 
dauern ist, dass der Verf. nicht die Aktenstücke benutzen konnte, die 
neuerdings von Sdralek in den Wolfenbüttler Fragmenten $. 140 ff. 
veröffentlicht worden sind. Vgl. auch ebendas. S. 80 ff. Was der 
Verf. über die Tendenzen Pseudoisidors und die Entwickelung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit ausführt, können wir nicht für zutreffend er- 
achten. E. Fr. 

22. Funke, Papst Benediet XI. Eine Monographie. Münster 91. 

23. Knöpfler, D. Wahl Urbans VI. Theol. prakt. Monatsschr. 
1891, 11. 101. 193. 

24. Valois, Louis I. duc d’Anjou et le grand schisme d’Oceident 
1378—80. Revue des Quest. histor. 1892, 115. 

25. Bess, Z. Gesch. d. Konstanzer Konzils. Studien. z. Frank- 
reichs Kirchenpolitik u. d. Prozess d. Jean Petit über die Lehre vom 
Tyrannenmord bis z. Reise König Sigismunds. Marb. 91. 

26. Bess, Quellenstudien z. Gesch. d. Konstanzer Konzils. I. Die 
Entstehung d. Zessionsformel Johanns XXIII. v. 2. März 1415. Z. £. 
K.Gesch. 13, 114. | 

27. Bachmann, D. deutschen Könige u. d. kurfürstl. Neutralität 
(1438—41). Arch. f. österr. Gesch. 75, 1. 

28. Schwarz, Zehn Gutachten über die Lage der kath. Kirche 
in Deutschl. (1573—76) nebst den Protokollen d. deutschen Congrega- 
tion (1573— 78). Paderb. 91. 

29. Nuntiaturberichte aus Deutschland. * Nebst ergän- 
zenden Actenstücken. I. Abth. 1533—1559 herausgeg. durch d. K. Preuss, 
histor. Institut in Rom u. d. K. Preuss. Archiv-Verwaltung. Bd. 1. 
Nuntiaturen des Vergerio 1533 —36. Im Auftrage des K. Preuss. In- 
stit. in Rom, bearbeitet v. Walter Friedensburg. Bd. 2. Nuntiatur 
des Morone 1536—38 .... bearbeitet von Walter Friedensburg, 
Gotha Fr. Andr. Perthes 92. 

30. Dritte Abth. 1572—1585. Bd. 1*. Der Kampf um Köln. 
1576—1584, bearbeitet v. Jos. Hansen. Berl. 92. A. Bath. 

Ein grosses nationales Unternehmen, dessen Beginn wir auf das 
Freudigste begrüssen. Dasselbe wird uns in drei Abtheilungen die 
deutschen Nuntiaturberichte von 1533—59, 1560 —72, 1572— 85 brin- 
gen, die erste und dritte in der Bearbeitung des Preussischen histori- 
schen Institutes in Rom, die zweite in der des Instituts Austriaco di 
studj storici in Rom. Ausführliche Einleitungen gehen voran, jedes 
Aktenstück ist mit Inhaltsübersicht versehen, alphabetische Namens- 
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und Ortsregister erleichtern die Benutzung des vortrefflich ausgestat- 
teten Werkes. Die Früchte desselben werden im Wesentlichen den 
Historikern und Kirchenhistorikern zu Gute kommen; aber auch die 
Kirchenrechtswissenschaft geht keineswegs leer aus. In letzterer Be- 
ziehung hebe ich in der I. Abtheilung die allgemeine Einleitung her- 
vor, in welcher Friedensburg für die Geschichte der ständigen Nuntia- 
turen wichtiges Material giebt, und dann die I. Beilage zum II. Band. 
Diese letztere enthält des Bischofs Thomas Campeggi v. Feltre Beant- 
wortung der hundert Gravamina deutscher Nation, eine Arbeit, welche 
den damaligen römischen Reformtendenzen zu Liebe verfasst wurde und 
die damaligen Kirchenzustände vortrefflich illustrirt. Der Herausgeber 
hat sich die Mühe gegeben. das kanonistische Material der Abhandlung 
festzustellen, doch nicht immer ganz zutreffend. Ich bemerke in dieser 
Beziehung : S. 361, 5 scheint c. 11. X (2, 2.) zu sein. $, 366, 9 ist 
das Fragezeichen zu tilgen. Die Lesart accepimus für recepimus ist 
beglaubigt. S. 367, 9 ist nicht c. 23, sondern c. 8 ib. (illud praeter- 
eundum). S. 378, 10 ist c. 5. X. (3, 5.).. Das S. 387, 3 als nicht exi- 
stirend bezeichnete cap. clericis laicos steht c. 3 in Vlto (3, 23); S. 
391, 11 findet sich 1. 3. Dig. (48, 8) $ 5. S. 398, 12 ist Diet. Grat. 
8 4 zu c. 1. C. XXIV. qu. 1.; S. 405, 2 ist ce. 13. X. (1, 14.); S. 417, 
2 ist c. 30. X. (3, 5). 

In der III. Abth. Bd.1 ist das in der I. Abth. befolgte System in- 
sofern verlassen, als lediglich die auf die Kölner Wahl des J. 1576 
und die Absetzung des Erzbischofes bezüglichen Aktenstücke mitgetheilt 
werden. Auch dieser Band bietet vornehmlich geschichtliches Interesse. 
Für das Kirchenrecht kommen wesentlich in Betracht in der Einleitung 
die Erörterungen über die Zeitfolge der bischöflichen Konfirmation und 
Belehnung und im Anhange die Erörterung über die Errichtung stän- 
diger Nuntiaturen. Wir pflichten hier dem Ergebnisse des Verf. bei, 
dass eine solche anzunehmen ist, wenn eine längere Thätigkeit des 
Nuntius in Aussicht genommen war, und dass eine Nuntiatur als ständige 
Institution überhaupt nirgends eingerichtet worden ist. E. Fr. 

30. Anelli*, J., Riformatori nel secolo XVI. 1. 2. Milano 91. 
Hoepli. 

Populäre Darstellung der Reformation in Deutschland, Oesterreich, 
Ungarn, Böhmen (cap. 3—16); Dänemark und Schweden (cap. 17); Nie- 
derlanden, Frankreich, England, Schottland, Polen, Spanien, Italien. 

31. Ficker, Die Konfutation d. Augsb. Bekenntnisses, ihre erste 
Gestalt u. ihre Geschichte. Leipz. 91. 

32. Mosen, Hieronym. Emser, D. Vorkämpfer Roms gegen d. Re- 
formation. Halle 90. (Leipz. Inaug.-Dissertat.) 
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36. Ramelli, Il conclave per l’elezione di Clem. XII. Roma 9%. 

37. Gendry, Le Conclave de 1774—75 et la premiere annee du 
pontificat de Pie VI. Revue des Quest. hist. 26, 345. 

38. Jean, Les Eväques et les archeveques de Paris depuis 1682 
jusqua 1801. Par. 91. | 

39. Menusier, Les Cahiers de l’6gl. de France (I. &tat de l’egl. 
de Fr. en 1789. II. Le concordat.) Par. 92. 


II. Lehr- und Handbücher. 


4. Lämmer*, Institut. d. kath. K.R. Freib. 1892°. Herder. 

Das Buch ist bedeutend an Umfang gewachsen, in seinem Kerne 
aber unverändert. Das System ist das alte, ebenso wie der Standpunkt 
des Verf. auf dem Boden des Vaticanum. Die geschichtliche Entwicke- 
lung ist dürftig. Noch dürftiger die Berücksichtigung der staatlichen 
Gesetzgebung. Die Literaturauswahl kann nicht als durchaus glück- 
lich bezeichnet werden. Die geschichtliche ist fast gar nicht, die evan- 
gelische zu wenig berücksichtigt worden. Das Buch verleugnet nir- 
gends den Charakter, von einem katholischen Theologen und für solche 
geschrieben zu sein. E. Fr. 

5. Craisson, Elementa iuris canon. ad usum Galliae semina- 
rior. Compendiose extracta a Manuali totius iur. can. ejusdem auctoris, 
Romae autoritate superiori examinato, laudato atque expresse ab exa- 
minatorib. Roman. commendato 1. 2. Par. 92®, 

6. Bargilliat, Praelectiones iur. canon. II. Par. 91. 

7. Barone, Corso di diritto pubblico eccles. secondo S. Tomaso 
d’Aquino e l’eneiclica Immortale Dei del pontefice Leone XIII. Nap. 91 ?. 

8. Colomiatti, Codex iuris pontificii seu canonici 2. Taur. 1891. 

9. Ferraris, Bibliotheca canonica, juridica, moralis, theologica, 
nec non ascetica, polemica, rubristica, historica. Ed. novissima T. VII. 
S—-Z. Rom. 91. | 


IH. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


3. Leonrod, B. v. Eichstätt, Hirtenschreiben. Aus Anlass hoch- 
dessen Bischofsjubiläum gesammelt u. hersg. Mit e. einleit. Lebens- 
skizze. Ingolst. 92. 

4. Zander, D. Spezialgesetze f. d. ev. K. im preuss. Staate, 
nebst siimmtl. Ergänzungen, Erläuterungen u. Entscheidungen d. höchst, 
Reichs- u. Staatsbehörden 1. Berl. 92. 
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5. Kirchen - Ordnung * für die ev. Gemeinden d. Prov. Westfalen 
u. d. Rheinprov. v. 5. März 1835, mit den seither für Westfalen er- 
lassenen Ergänzungen, Erläuterungen, Abänderungen etc. : Im amtlichen 
Auftrage herausgegeben von 'Theod. Müller. Neu bearbeitet von 
P. Schuster. Berl., Schuster u. Bufleb 92. 

Nachdem die Umgestaltung der Rhein.-Westf. K.O. durch das K.G. 
v. 27. April 1891 erfolgt ist, ergab sich eine Neubearbeitung des be- 
kannten Müllerschen Buches als Nothwendigkeit. Der Kons.Rath Schuster 
hat sich desselben mit Fleiss und Umsicht unterzogen, so dass das ein- 
schlagende Material von ihm vollständig zusammengebracht und zweck- 
mässig geordnet ist. Für die praktische Brauchbarkeit des Buches 
spricht, dass die ausserord. westfälische Prov.-Syn. am 24. Februar 92 
den Gemeinden die Anschaffung des Buches dringend empfohlen hat. 
Einen wissenschaftlichen Werth beansprucht das Werk nicht, doch 
wird die Vollständigkeit des gesammelten Materiales auch Theoretikern 
von Nutzen sein. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


23. Krause, Die Acten der Triburer Synode 895. II. Neues 
Archiv 17, 282. Der Verf. stellt zunächst das Verhältniss der ein- 
schlagenden Handschriften (theilweise im Gegensatze zu Sdralek (Arch. 
f. K. K.R. 47, 177) folgendermassen fest. Aus einem nicht erhaltenen 
Urtypus sind geflossen Cod. Monac. 6245 und die Brixener Handschr. 
des Cochlaeus. Aus der ersteren stammt Monac. 6241., Vindob. 2198. 
Aus der letzteren Bamberg. P. I, 9. Was aber seiner Abhandlung 
Bedeutung für die kanonistische Wissenschaft giebt, ist der Umstand, 
‘dass in jenen Codd. Kanonensammlungen enthalten sind. Im Cod. 
Vindob. steht fol. 88 ff. die Sammlung von 98 Kapiteln, auf welche 
Theiner (Ueb. Jos vermeintl. Decret 15) zuerst hingewiesen und für 
welche Wascherschleben (Beitr. S. 29) eine Benutzung Reginos dar- 
gethan hat. Krause bestätigt diese letztere Bemerkung und giebt eine 
genaue Analyse. Cod. Monac. 5541 enthält eine Sammlung von 200 
bez. 210 Kapiteln, deren Anfang verloren gegangen ist und welche 
Regino und Burchard benutzt hat. Auch diese Sammlung wird genau 
analysirt, doch koennte Krause von einigen Kapiteln die Provenienz 
nicht nachweisen. Cod. Monac. 14628 enthält gleichfalls fol. 1—37 
eine Canonensammlung, welche die der 93 Kapitel benutzt zu haben 
scheint. Cod. Bamb. A. I, 35 enthält S. 62 ein bisher unbekanntes 
Poenitentiale. | 

24. Patetta, Nuove osservazioni sui mass. della collezione di 
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canoni Anselmo dedicata e del capitolare di Lamberto, Rivista ital. per 
le scienze giurid. 11, 374 (bestätigt die schon früher vom Verf. ver- 
tretene Ansicht, dass die coll. Anselmo dedic. im IX. Jahrh. in Italien 
entstanden sei). 

25. Patetta, Contributi alla storia del diritto romano nel medio 
evo, in Bulletino di Diritto Romano Anno III. fasc. V. VI. (giebt Be- 
schreibung des Codd. Vallicell. XVIII. 13. 32. Vatic. 1339. 1349. 3830. 
Casanat. B. v. 17). 

26. Michael, Prof. Sdralek über Altmann v. Passau u. Gregor 
VII. (die von jenem publizirte Schrift ist nicht Altmann v. Passau 
sondern Bernhard v. Sachsen zuzuschreiben. Z. f. kath. Theol. 15, 81. 

27. Schnitzer*, Die gesta romanae ecclesiae d. Kardin. Beno 
u. andere Streitschriften d. schismat. Kardinäle wider Gregor VII. 
(Abh. hist. aus d. Münchener Seminar v. Heigel und Grauer Heft 2. 
Bamb. 92). (Besprechung folgt.) 

28. Sdralek* Wolfenbüttler Fragmente. Analekten z. K.Gesch. 
d. M.A. aus Wolfenbüttler Handschr. Münster 91. Schöningh (Bd. 1. 
Heft 2. der Kirchengeschichtl. Stud. v. Knöpfler, Schrörs und Sdralek). 

Der Verf. beschreibt zunächst Cod. Gud. 212. Dasselbe enthält 
1. eine kanon. Sammlung in 9 Büchern (nicht identisch mit der eben- 
so eingetheilten des Cod. Vatic. 1349 u. 118 C.), entstanden zur Zeit 
des Investiturstreites im Bisth. Terouane, mehrere Inedita liefernd. 
2. eine Canonensammlung in 77 Kapiteln, wohl im ersten Drittel des XI. 
Jahrh. gefertigt. 3. Material zu einer weiteren Canonensammlung, das 
nach 1119 gesammelt ist, gleichfalls Inedita bietend. 4. eine Brief- 
sammlung. Weiteres Material gewährt Cod. 488, enthaltend die Ca- 
nonensammlung, welche schon von Wasserschleben und Wieland 
untersucht und wohl zu St Maximin in Trier c. 965 angefertigt wor- 
den ist. Ä 

Endlich enthält Cod. 782 drei Streitschriften aus der Zeit des In- 
vestiturstreites: 1) den schon gedruckten Sermo de symoniacis des B. 
Bruno v. Segni, 2) epistola de vitanda missa uxoratorum sacerdotum 
(ungedruckt), 3) quaestio de sacramentis haereticorum (ungedruckt). 
Sdralek hat die Inedita der untersuchten Sammlungen gleichzeitig zum 
Abdruck gebracht. Seine mühsame Forschung ist sauber und zuver- 
lässig und als ein Gewinn für die Wissenschaft zu bezeichnen. E. Fr. 

29. Pflugk-Harttung, Zwei Papstbriefe (Gregors VII und 
Hadrian IV wegen Irland). Z. f. K.G. 13, 107 (werden für unächt 
erklärt). 

30. Saekur, Z. Chronologie d. Streitschriften d. Gottfried v. 
Vendöme. Neues Arch. 17, 327. | 


id 
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31. Die Sentenzen * Rolands nachmals Papstes Alexander III. Zum 
ersten Male herausgegeten v. P. Fr. Ambrosius M. Giet10.Pr. Freib. 91. 
Herder, R.M. 9. 

Zu c. 33 qu. 3 bemerkt Roland in seiner Summa, dass er über die 
Frage, utrum sola contritione cordis et secreta satisfactione absque oris 
confessione possit quis Deo satisfacere in den sententiae handeln wolle. 
Schultes Meinung (Gesch. d. Quellen u. Lit. 1, 118), dass diese sen- 
tentiae, in denen des Bandinus gesucht werden müssen, ist von Denifle 
(Arch. f. Lit. u. K.Gesch. d. M.A. 1, 438) zurückgewiesen worden. Da- 
gegen enthält der Codex der Nürnberger Stadtbibliothek Cent. III. 77 
Bl. 144—178 ein Werk, welches beginnt: Incipiunt sententiae Rod- 
landi Bononiensis magistri auctoritatibus rationibus fortes, das in der 
That eine Erörterung der obigen Frage giebt. Auf diese Handschrift 
hat zuerst Denifle aufmerksam gemacht und als ihren Verf. Rolandus 
Bandinelli, den späteren Papst Alexander III vermuthet. 

Das Werk ist wesentlich theologischen Inhaltes, interessirt dagegen 
die Kanonisten wegen der ausführlichen Erörterung de sacramento ma- 
trimonii. Gietl hat dasselbe mit musterhafter Akribie unter Heran- 
ziehung von gedrucktem und ungedrucktem Materiale herausgegeben 
und weicht von Denifles Ansichten nur insoweit ab, als dieser die Sen- 
tenzen zwischen 1139—41, jener zwischen 1150—53 verweist, also in 
die erste Zeit des Kardinalates des Rolandus. Ist dieser nun auch der 
Verf. des vorliegenden Werkes? Gietl selbst bezeichnet es als „auf- 
fällig“, dass Rolandus — ein römischer Kardinal! — ungefähr zehn 
Jahre nach der Synode von Sens Sätze Abälards in sein Werk aufge- 
nommen habe, die auf jener Kirchenversammlung verurtheilt worden 
sind. Aber die Vermuthung des Herausgebers, dass das Werk, wenn 
auch nach 1150 endgültig festgestellt, doch schon aus Bologneser Vor- 
lesungen entstanden sei, wird durch das oben angeführte Citat aus der 
Summa bestätigt. Denn wer bei Abfassung eines Werkes einen be- 
stimmten Stoff ausscheidet, um ihn für ein anderes zu reserviren, der 
muss doch mindestens den Plan dieses schon festgestellt haben. Den- 
noch werden wir uns hüten müssen, die Sentenzen zeitlich zu nahe an 
die Summa zu rücken. Denn, worauf Sehling schon aufmerksam ge- 
macht hat, der Standpunkt beider Schriften für das Eherecht ist kein 
gleicher, sondern ein so verschiedenartiger, dass man aufs Neue die 
Frage nach der Autorschaft eines und desselben Verfassers für beide 
Werke aufstellen möchte. Freilich fällt dabei ins Gewicht, dass die 
in den Sententiae vorgetragenen Ansichten doch denen entsprechen, 
welche Alexander III als Papst verkündet hat, so dass in der That 
der Autor die in der Summa angegebenen Ansichten weiter aus- und 
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umgebildet hat. Nach alledem glauben wir dem Herausgeber und 
Denifle in ihrer Behauptung von der Autorschaft Alexanders III Recht 
geben zu sollen. E. Fr. .: 

32. Gietl, Rezens. v. Sch.: Hist. Jahrb. XII, 4. 1891. Ehrle, 
Ztschr. f. kath. Theol. 1892, 1. 

33. Schulte, D. Summa d. Paucapalea. Recens.: Gietl. in hist. 
Handw. 1891 S. 381. 

34. Gietl, Die Summa des Stephanus Tornacensis üb. d. Decret. 
Gratiani. Arch. f. K. K.R. 67, 421. 

35. Schulte, D. Summa magistri Rufini z. Deer. Gratiani. Mit 
einer Erörterung über die Bearbeitungen desselben. Giessen 92. 

Diese wichtigste Summa ist wesentlich nach Cod. Paris. 15993 
herausgegeben worden. Schulte setzt ihre Abfassungszeit in d. J. 1156 
und hält ihren Verf. für einen italienischen in Bologna lebenden Be- 
nediktinermönch. Das Verhältniss der Summa zu denjenigen Codd., in 
denen man früher — vor Tanon und Singer — den ächten Rufinus zu 
haben meinte, ist sorgfältig festgestellt. Der Herausg. hat seinen zahl- 
reichen Verdiensten um das kanon. Recht ein neues hinzugefügt. Nach- 
dem wir jetzt den Rolandus, Paucapalea, Joh. Faventinus und den Ru- 
finus haben, ist eine dogmengeschichtliche Behandlung des kan. Rechtes 
erst möglich geworden. | E. Fr. 

36. Ott*, Die Rhetorica ecclesiastica.. Ein Beitr. z. canon. Li- 
teratur. Gesch. des XII. Jahrı. Wien 92 (Sitzgsber. d. Akad. phil.- 
hist. Kl. Bd. CXXV. 

Die Rhetorica eccl. ist schon bisher der Aufmerksamkeit der For- 
schung nicht entgangen, aber noch nie eingehend untersucht worden. 
Der Verf. thut das mit grosser Umsicht unter Aufwendung der pein- 
lichen Sorgfalt, welche auch seine übrigen Arbeiten auszeichnet. Sein 
Resultat ist: Die Rh. ecel. ist das Heft für Vorlesungen, die junge 
Cleriker für die Praxis der Gerichte schulen sollen. Sie ist in Frank- 
reich, unmittelbar nach dem Decretum Gratiani entstanden, beruht stoff- 
lich, nicht systematisch, auf diesem, hat aber auch Ivo, Algerus v. Lüt- 
tich, Pseudoisidor, die Capitularien benutzt. Römisches Recht enthält 
sie indessen nur soweit, wie solches im Gratian enthalten ist. Der 
Verf. verbreitet sich auch über die ganze Literaturgattung und zeigt, 
wie der Rechtsunterricht sich aus dem theologischen losgelöst hat. Eine 
Inhaltsübersicht der Rh. bildet den Schluss der Abhandlung, der, so 
wünschen wir dringend, eine Ausgabe des Werkes folgen möchte, für 
die der Verf. seine Qualifikation mehr als genügend dargethan hat. E. Fr. 

37. Rivas y Quintana, Estudios histöricos y bibliogräfico 


m 
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sobre S. Ramön de Penyafort. Memor. leidas en la Real. Acad. de 
Buenas-Letras de Barcelona. Barcel. 90. 

38. Janauschek, Bibliographia Bernhardina qua S. Bernardi I 
abbatis Claravallensis operum cum omnium tum singulorum editiones 
ac versiones, vitas et tractatus de eo scriptos quotquot usque ad finem 
a. 1890 reperire potuit collegit et adnotavit L. J. (aus Xenia Ber- 
nardina). Wien 92. 

39. F. Böhmer, Regesta Imperii V. Die Regesten des Kaiser- 
reichs unter Philipp, Otto IV, Friedrich II, Heinrich (VII), Conrad IV, 
Heinrich Raspe, Wilhelm u. Richard 1198 —1272. Nach der Neube- 
arbeitung und d. Nachlasse Johann Friedrich Böhmers. Neu heraus- 
gegeben u. ergänzt v. Julius Ficker u. Eduard Winkelmann. IV. 
Lieferung od. III. Abthı. 1. Lieferung. Innsbr. 92 (enthält Regesten 
der Päpste, soweit sich die Urkk. auf Deutschland beziehen und von 
grösserer Bedeutung erscheinen. Die kanonistischen Gesichtspunkte 
sind nicht berücksichtigt, demnach ist auch für die Dekretalen nirgends 
auf die Compilationes und die Dekretalensammlung verwiesen). 

40. Finke, D. angebl. Fälschung d. ältesten Münsterschen Sy- 
nodalstatuten, Ztschr. f. vaterl. Gesch. u. Alterthumsk. 49, 161. (Die 
Synodalbeschlüsse v. 1279 sind echt, gehören aber zu zwei Synoden 
nach 1282. Ebenfalls echt sind die Statuten d. B. Ludwig v. Hessen 
v. 1317.) | 

41. Les Registres de Gregoire IX. Fasc. 2. Par. 91. s. ob. 
Ba. I, IV, 55. 

42. Sommerlad, Leben u. Schriften d. Matth. v. Krakau. 
Halle 91. Diss. 

43. Neues Preuss. Urkundenbuch. Ostpreuss. Theil. 
2. Abth. Urkk. d. Bisth.; Kirchen u. Klöster 2. Bd. Urkk. d. Bisth. 
Samland. Her. v. F Woelky u. Mendthal. H. 1. Leipz. 92. 

44. Brom, Bullarium Trajectense fasc. 3. Hagae-Comitis 92. 
(no. 518—849 v. J. 1312—1330.) 

45. 15/5 1388 Instrukt. erlassen auf Ratlı des Joh. de Castilione 
für d. inquis. haer. prav. namentl. bez. des Prozesses, v. Mailand f. 
Bellinzona, Ztschr. f. Schweiz. R. 33, 241. 

46. Monumenta Vaticana historiam regni Hungariae illustrantia. 
Series I. Tom. 6. Budapest. (Würzburg, L. Woerl.) Mathiae 
Corvini, Hungariae regis, epistolae ad romanos pontifices datae et 
ab eis acceptae. 1458—1490. 

47. Acta pontificum helvetica. Quellen schweizer. Gesch. 
‚aus d. päpstl. Archiv in Rom, veröffentl. durch d. hist. u. antiqu. Ge- 
sellsch. in Basel. Bd. 1. 1198—1208, her. v. Bernoulli. Basel 91. 
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48. Finke*, Konzilienstudien z. Gesch. d. XIII. Jahrh. Ergän- 
zungen u. Berichtigungen zu Hefele-Knöpfier, Conciliengeschichte Bd. V 
u. VI. Münster 91. Regensberg. 

Verf. weist allein für das XIII. Jahrh. nach, dass Hefele-Knöpfler 
50 Provinzialsynoden übergangen und mehr als ein halbes Dutzend nie 
stattgehabter aufgeführt haben. Unter den letzteren auch die Pader- 
borner v. J. 1224, wo ein umfangreiches Diözesanstatut (so auch Phi- 
lipps und Hinschius) sollte publizirt worden sein. Auf handschriftlicher 
. Grundlage beruhen die Mittheilungen über die Syn. v. Lyon (1274) und 
Mainz 1261. Die Schrift ist mit grossem Fleisse und ebenso nüchterner 
wie vorsichtiger Kritik verfasst, und zeigt, wie sehr unsere Kenntniss 
von den Konzilien noch im Argen liegt. Vier Aktenstücke zum C. v. 
Lyon bilden den Anhang. E. Fr. 

49. Joel, Lupold III. v. Bebenburg, B. v. Bamberg 1. Sein Leben. 
Halle, In.Diss. 

50. Grauert, Lupold v. Bebenburgs Doktorpromotion. Ztschr. 
d. Görres Ges. 13, 205. 

öl. Kayser, Aus d. Kapitels-Buche d. Dekanats Haselach, Diöc. 
Speyer aus d. XV. Jahrh. (enthält die Kapitelsstatuten a. d. J. 1400). 
Arch. f. kath. K.R. 67, 236. 

52. Beer, Die Quellen f. d. Liber diurnus Conc. Basiliensis des 
Petrus Bruneti. Sitzber. d. phil.-hist. Kl. d. Wiener Akad. CXXIV. 
Ba. 7. Wien 91. 

53. Schwarz, D. erste Antrag Albrechts V. v. Baiern an d. ap. 
Stuhl auf Bewilligung des Laienkelches, Zulassung der Priesterehe u. 
Milderung d. Fastengebotes (1555). Zwei Aktenstücke d. Vat. Archivs). 
Ztschr. d. Görres Gesellsch. 13, 144. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


23. Lampe, Qui fuerint Gregorii Magni papae temporibus in im- 
perii byzantini parte occidentali exarchi et qualia eorum jura atque 
officia. Berl. 92. 

24. Meister, Auszüge aus den Rechnungsbüchern der Camera 
. Apostolica z. Gesch. d. Kirchen d. Bisth. Strassburg 1415—1513, Ztschr. 
f. d. Gesch. d. Oberrheins. N. F. VII, 1. 

25. Gue&rin, Le pouvoir temporel. Etude sur la chute et sur le 
retablissement de la souverainet& territoriale du Pape. Lyon 92. 

26. Guichard, Les maisons de propagation de la foi d’apres 
l’ouvrage recent de M. H. de Terrebasse. Bulletin d’hist. eccles. 1891. 
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27. Ladrat, Des Manses Episcopales et du droit de regale, Ex- 
trait de la Revue generale d’administration. 

28. Nissl, Z. Gesch. d. Chlotarischen Edikts v. 614. in Mitth. d. 
Instit. f. österr. gesch. Forsch. III. Erg.Bd. S. 365. 

29. Rigol, Gregoire VII. et ses reformes eccl. Le Vigan 90 These. 

30. Scheffer-Boichorst, Z. d. Anfängen d. Kirchenstreites 
unter Heinrich IV. A. d. angebl. Diplom Karls d. Gr. f. Aachen 
u. d. Recht d. Königs in der Wahlordnung Nicolaus IL. Mitth. d. In- 
stit. f. Oesterr. Geschichtsforschg. 13, 107. 

31. Halter, Die Verhandlungen v. Mouzon (1113). Z. Vorgesch. 
d. Wormser Concordats. Neue Heidelb. Jahrb. II, Heft 1. 

32. Mailland, Frankalmoign (Freialmosen) in the 12. 13. cent. 
Law Quarterly Rev. 1891, 354. 

33. Kummer*, D. Bischofswahlen in Deutschl. z. Zeit d. grossen 
Schisma 1378—1418 vornehmlich in den Erzdiözesen Köln, Trier und 
Mainz. Ein Beitr. z. Gesch. d. grossen Schismas. Leipzig, Fock 92. 

Eine fleissige, aus der Schule von Erler hervorgegangene Leipziger 
Doktordissertation. Das Ergebniss ist: Bei den meisten Erledigungen 
bischöflicher Stühle erfolgen noch Wahlen, die aber vom Papste häufig 
in Form der Provision bestätigt werden. Der Metropolit konfirmirt 
nur noclı vereinzelt. Der König entscheidet bei zwiespältiger Wahl in 
dieser Periode nur noch einmal. Auf die zeitliche Reihenfolge von Be- 
lehnung und Konsekration wird nicht mehr geachtet. E. Fr. 

34. Hauck, D. Entstehg. d. bischöfl. Fürstenmacht. (Leipz. Univ.- 
Programm) 91. 

35. Lisiewi-z, Ueber d. Besetzg d. Bist. in Polen. 1. Das Zeit- 
alter der Piasten, in Anzeiger d. Akad. d. Wissenschaften S. 120—6. 

36. Joh. Ant. u. August. Theiner*, Die Einführung der er- 
zwungenen Ehelosigkeit bei d. christl. Geistlichen u. ihre Folgen. Ein 
Beitr. z. K.Gesch. Bevorwortet v. Nippold, Lief. 1—3. Barmen, Klein, s. a. 

Neuer auf circa 16 Lieferungen & 75 pfg. berechneter Abdruck 
der bekannten, im Buchhandel vergriffenen Schrift. „Weggelassen sind 
nur überflüssige Breiten, veraltete allgemeine und solche Citate, die 
mit dem Stoffe im engern Sinne in keinem besonderen Zusammenhange 
stehen“. — Wir werden nach Vollendung des Buches weiter über das- 
selbe berichten. E. Fr. 

37. Braun, Beitr. z. R.Gesch. d. Testamente d. Altfuldischen 
Geistlichen (Hessenland 1891, 140). 

38. Angot, Les droits de sepulture dans le Maine l’Anjou et la 
Touraine au XIV°et XV° s., Rev. hist. et archeol. du Maine 1892, 
1°’ sem. 
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39. Amira, Thierstrafen und Thierprocesse, Mitth. d. Instit. £. 
Oest. Gesch. Forschg. 12, 545 (über d. kirchliche Verfahren gegen Thiere). 

40. Haupt, D. Schisma d. ausgehenden XIV. Jahrh. in seiner 
Einwirkung auf d. oberrhein. Landschaften. Ztschr. f. d. Gesch. d. 
Oberrheins 1890, 273. 

41. Birk, Zu Nicolaus d. Cues Auftreten anf d. Basler Concil. 
Theol. Guartalscht. 713, 355. 

42. Opel, ws Wahl d. Erzbherz. Leopold Wilhelm z.B. v. Halber- 
stadt durch luth. u. kath. Domherren i. J. 1628. Halle 91 (Separ.- 
Abdr. aus Neuen Mitth. d. Thür.-Sächs. Gesch.- u. Alterthumsvereins). 

43. Unkel, Die Errichtung d. ständigen apost. Nuntiatur in Köln. 
Hist. Jahrb. 12, 505. 721. 

44. Meister, Kleiner Beitr. z. Gesch. d. Nuntiaturen. (Ceremo- 
niell d. Nuntien.) Röm. Quartalschr. f. christl. Alterthumskunde 1891, 721. 

45. Die Verwerfung des Wessenbergischen Concordats durch den 
päpstl. Stuhl. A. f. K. K.R. 66, 205. 

46. *Maass, Gesch. d. kath. K. im Grossh. Baden. Mit bes. Be- 
rücksichtigung d. Regierungszeit des E.B. Hermann v. Vicari. Freib., 
Herder 91. — R.M. 10. 

Der Verf. ist seit Jahrzehnten juristischer Beamter der Freiburger 
Kurie. In den späteren Jahren des Erzb. v. Vicari leitete er die Ge- 
schäfte und verhandelte er mit der Staatsregierung; alle die zahl- 
reichen Aktenstücke, die zwischen dieser und der Freiburger Behörde 
gewechselt wurden, sind, soweit sie von der Kirche ausgingen, aus 
seiner Feder geflossen, die juristischen Deduktionen, durch welche die 
Staatsgesetze oder staatliche Massnahmen bekämpft wurden, gehören ihm 
an. So besitzt er denn jedenfalls die für die Darstellung seines Stoffes 
erforderliche Sachkenntniss: dass diese Darstellung unparteiisch aus- 
fallen könnte, wird kein der Verhältnisse Kundiger vom Verf. erwarten, 
und so ist denn das Buch auch nur eine fortlaufende Anklageacte gegen 
die Badische Regierung, eine fortlaufende Apologie des Ultramonta- 
nismus, in der Art wie Brück und der Verf. selbst in zahlreichen 
Schriften und Abhandlungen Geschichte schreiben. Wesentlich Neues 
haben wir nicht in dem Buche gefunden, Selbst die im Anhange ab- 
gedruckten Aktenstücke bieten nichts Neues, abgesehen davon, dass 
no. II, welches der Verf. dem Cardinal Antonelli verdankt, schon in 
meinem der Staat und die Bischofswahlen Aktenst. IV abgedruckt war. 
Wollten wir den Verf. widerlegen, so müssten wir ein ganzes Buch 
schreiben, ohne doch im Wesentlichen zu anderen Ergebnissen gelangen 
zu können, als wir diese in unserer Schrift der Staat und die kath. 
Kirche im Grossh. Baden bereits vor Jahren niedergelegt haben. E.Fr. 
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VI. Staat und Kirche. 


9. Hase, Werke Bd. X., d. theol. Reden und Denkschriften 1. Abth. 
zum Kirchenstreit. Leipz. 92. 

10. Porsch, Die Rückgabe der preuss. s. g. Sperrgelder. A. f. 
K. K.R. 66, 281. 

11. Kautz, Die Bestimmungen üb. d. Einschränkg. d. kirchl. 
Eigenthumserwerbes in Preussen. Schmoller, Jahrb. 14, 113. 

12. Schlecht, Z. bayer. Konkord. v. 1583. Röm. Quartalschr. 
1890, 363. 

13. Nippold, Die bayer. K.Polit. u. Pfarrer Renftle v. Mering. 
Deutsch. ev. Blätter 17, 91. 175. 

14. Das Verhältniss d. Staates z. kath. Kirche im Herzogth. Braun- 
schweig. Frankf. 92 (Separ.Abdr. aus Jur. Rundschau f. d kath. Deutsch!.). 

15. D. kath. Kirchenverhältnisse im Herzogth. Braunschweig. Arch. 
f. K. K.R. 67, 332. 

16. Sepp, Het Staatszoezicht op de godsdienstige letterkunde in 
de Noorderlijke Nederlanden. Leiden 91. 

17. Knuttel, De toestand der Nederlandsche katholieken ten 
tijde der Republiek X, 's Hage 2. 

18. Verhaegen, Le cardinal de Franckenberg, archeveque de 
Malines (1726—1804). Bruges-Lille. 

19. Le Cocq, Docum. auth. p. servir & P’hist. de la constit. civ. 
du clerg& dans le departem. de la Mayenne V. Laval. 

20. Boulay de la Meurthe, Documents sur la negociation du 
Concordat et sur les autres rapports de la France avec le Saint-Siege 
en 1800 et 1801. t. 1. Par. 

21. Gaze, Le droit concordataire. Marseille 91. 

22. Attenhofer, Entscheidung d. Schweiz. Bundesgerichts v. 
29/11 1889 in Sachen d. kath. Genossensch. in d. Stadt Schaffhausen 
gegen die Regierung v. Schaffh. betr. das placet. reg. mit Kkrit. Be- 
merkungen. Arch. f. K. K.R. 66, 393. 


VI. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 
24. Nilles, Ueb. d. Priesterehe in d. orient. Kirche ritus graeci. 
Ztschr. f. kath. Theol. 1892, S. 174. 


25. Dolhagaray, Comment. sur la Bulle Apostolicae sedis. 
Revue des scienc. ecclös. 1890, 227. 322. 502., 1891, 27. 397. 
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26. Blodig, Der Wucher u. seine Gesetzgebung. Histor. u. dog- 
mat. bearbeitet. Eine socialpolitische Studie. Wien 91. 

27. Schockherr* (Domainen - Oberverwalter i. P.), Kirchenpa- 
tronat u. Kirchenconcurrenz mit Besprechung der Vogtei u. d. Schul- 
patronates. Handbuch f. Kirchen- u. Schulpatrone, Grossgrundbesitzer, 
Beneficiaten, Orts- und Pfarrgemeinden, Kirchenconcurrenzausschüsse, 
dann für Domainenbeamte und Kirchenrechnungsführer in den im Reichs- 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern Oesterr.-Ungarns. II. ganz 
umgearbeitete, wesentlich vermehrte und vervollständigte Auflage des 
Werkes „Der Grossgrundbesitzer als Patronatsherr“. Wien, Gerold 
u. Sohn 92. 

Das Buch, die Arbeit eines Laien, beansprucht keinen wissenschaft- 
lichen Werth, sondern ist für die Zwecke der Praxis zusammengestellt 
worden. Dennoch ist es auch für den Theoretiker nützlich, da das 
gesammte österreichische Gesetzmaterial im Wortlaute mitgetheilt wird; 
ebenso die Rechtssprüche des Verwaltungsgerichtes und die Stoltax- 
ordnungen. Ein ausführliches Sachregister erleichtert die Benutzung. 
Supplemente sollen das spätere Material nachtragen. E. Fr. 

28. Porsch, Der Patron hat keinen Anspruch auf d. Abbruchs- 
erlös v. kirchlichen Gebäuden, Arch. f. K. K.R. 67, 128. 

29. GrafBrockdorff-Rantzau, Ueb. d. Compatronatsrecht 
u. d. Stellg. d. Compatrone nach kath. u. protest. K.R., Arch. f. K. 
K.R. 67, 209. 

30. Geigel, Ueber d. Erfordernisse eines Tridentin. Seminars u. 
d. Wiederaufleben einer Stiftung. Arch. f. K. K.R. 66, 193. 

31. Caselli, Seminari e la loro natura giuridica, Riv. di dir. 
eccl. 1, 369. 

32. Caselli, J., Seminari come istituti d’istruzione, Riv. di dir. 
eccl. 1, 441. 

33. Taraschi, I beni dei Seminari esenti da conversione, Riv. 
di dir. ecel. 1, 708. 

34. Porsch, Die Unterscheidungsmerkmale einer Land- u. Stadt- 
kirche. Die Umwandlung einer ländl. in e. städt. Gemeinde (Myslowitz); 
Observanzbildung hierbei. Der Begriff e. Stadt, Arch. f. K.K.R. 67, 393. 

35. Sehling*, Ueber kirchl. Simultanverhältnisse, Arch. f. öff. 
R. 7,1 ft. 

Auch besonders erschienen Freib. 91. Der Verf. giebt zunächst 
eine statistische Uebersicht über die in Deutschland existirenden Si- 
multaneen, behauptet die Möglichkeit der Neubildungen und demnach, 
dass der Begriff nicht ein historisch abgeschlossener sei, dass als Merk- 
mal desselben die Festigkeit des Rechtes nicht anzusehen sei, dass das 


y 
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Recht nicht nur an Kirchengebäuden Platz greife und Subjekte der- 
selben nicht Anhänger zweier Religionsparteien in ihrer lokalen kirch- 
lichen Organisation zu sein brauchen. Das Simaltanrecht ist vielmehr 
ein gemeinsames Gebrauchsrecht melırerer an derselben Sache; seine 
Grundlagen sind privatrechtlicher Natur — hier polemisirt Verf. gegen 
Meurer, Hinschius, Krais und Köhler — wenn auch das Partikular- 
recht. das Institut in die Sphäre des öffentlichen Rechtes erhoben haben 
sollte. Er erörtert dann die Frage, wann das Recht als ein Ausfluss 
des Miteigenthums, wann als blosses Gebrauchsrecht anzusehen sei und 
bespricht die Aufhebungsgründe. E. Fr. 

36. Sehling, Z. Statistik d. Simultanverhältnisse in Bayern. Neue 
kirchl. Ztschr. 1891, 777. 

37. Le cappelle ed altri enti di culto amministrati dalle Congre- 
gazioni di carit& nel Napoletano, Riv. di dir. eccl. 2, 65. 

38. Meidinger, Rechte an Kirchenstühlen (Gött. Diss.). Gräfen- 
hainichen 91 (erklärt sich gegen Hinschius für die privatrechtliche Natur 
des betr. Rechtes). | 

39. Giustiniani, Le campane nel diritto ital., Riv. di dir. 
eccl. 1, 260. 

40. Olmo, La incommerciabilitä delle Chiese, Riv. di dir. eccl. 2, 143. 

41. G.C., La proprietä delle chiese parrochiali, Riv. d. dir. ecel. 1, 97. 

42. Le chiese ricettizie, Riv. di dir. ecel. 1, 575; 2, 209. 

43. Porsch, D. jur. Persönlichkeit u. rechtl. Vertretung d. Dom- 
kirchen, Arch. f. K. K.R. 67, 243. 

44. Frizzati, I capitoli cattedrali e le leggi eversive dell’ asse 
ecclesiastico, RBiv. di dir. ecel. 1, 241. 

45. Porsch, Z. Auslegung v.8775. Preuss. A.L.R. II, 11. (Be- 
freiung der Pfarrgüter vom gemeinen Lasten ist die Regel.) Arch. f. 
K. K.R. 67, 132. 

46. Porsch, D. rechtl. Bedeutung eines v. d. Pfarrgemeindever- 
tretung z. Gunsten eines künftigen Pfarrers geschlossenen Vertrages. 
Arch. f. K. K.R. 67, 303. 

47. S. G., Delle prestazioni oltre triennali dei Communi a favore 
delle parrochie, Rivista d. dr. eccl. 1, 3. 

48. Giustiniani, Le prestazioni oltre trentennali di culto e il 
loro stanziamento nei bilanci comunali, Riv. di dir. eccl. 2, 129. 

49. Balestieri, Le spese di culto a carico dei Comuni nelle 
Provincie parmensi. Parma 91. 

50. G. C., Le decime, Riv. di dir. eccl. 1, 177, 305. 

51. Gastaldis, Ledecime costituenti la dote del beneficio eccles., 
Riv. di dir. eccl. 1, 713. | 
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52. Lampertico, La legge 14 luglio 1887 sulle decime, Riv. di 
dir. ecel. 2, 7. 

53. G. C., Le decime III. Soppressi, Riv. de dir. eccl. 2, 321. 

54. Fulei, Sulle decime con riguardo speciale alla Sicilia. Messina 92. 

55. Studd, The Law of Tithe and Tithe-Rent Charge. Lond. 91. 

56. Tithe Acts and the Rules under the Tithe Act 1891. 5th ed. 
Rewritten and arranged by G. P. Leach (late Whelleys). Lond. 91. 

57. Thring, The Tithe Act 1891. With Explanatory Notes and 
the Rules and Forms thereunder. Lond. 91. 

58. Chambers, Digest of the law relating to tithes and glebe 
lands. Lond. 


VIH. Ordenswesen. 


10. Martin, De canonicis praemonstratensibus in Lothringia et 

de congregatione antiqui rigoris a Servatio de Lairuelo instituta. Nancy 92. 
_ (These.) 

11. Le Coulteux, Annal. Ordin. Cartus. Vol. VIII. Neuville- 
sous-Montreuil 91. 

12. Le Vasseur, Ephemerides ordinis Cartusiensis, nunc primum 
a monachis ejusdem ordinis in lucem editaee 1-—-4. Neuville-sous- 
Montreuil 91 f£. 

13. Drane, The hist. of St. Dominic, founder of the Friars Prea- 
chers. Lond. 91. 

14. Chapotin, Etudes histor. sur la province dominicaine de France. 
Les dominicains d’Auxerre. Par. 92. 

15. Ursmer Berli&re, Les chapitres generaux de l’ordre de S. 
Benöit avant le IVe conc. de Latran 1215, Revue bened. 8, 200. 

16. Grillenberger, Kleinere Quellen u. Forschungen z. Gesch. 
d. Cisterc. Ordens II, Stud. u. Mitth. a. d. Bened. u. d. Cist.O. XIII. H. 1. 

17. Coll, Colon y la Rabida con un estudio acerca de las Fran- 
ciscanos en el nuevo mundo. Madrid 91. 

18. Banasch, D. Niederlassung d. Minoriten zw. Weser u. Elbe 
im XIII. Jahrh. (Erlang. Diss.) DBresl. 91. 

19. Bougaud, Hist. de S. Vincent de Paul, fondateur de la con- 
gregat. des Prötres de la Mission et des Filles de la Charite. Par. 91°. 
20. Bonari, J., Conventi ed i Capucini bresciani. Milano 91. 

21. Hernandez y Jajarene&s, S. Vincente de Paul, su patria, 
sus estudios en la Universidad de Zaragoza. Zarag. 88. 

22. Bonetti, Cinque lustri di Storia dell’ oratorio Salesiano, fun- 
dato dal Sac. D. G. Bosco. Torino. 
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IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


11. Schmidt, H., Die Kirche. Ihre biblische Idee u. d. Formen 
ihrer geschichtl. Erscheinung in ihrem Unterschied von Sekte u. Häresie. 
Bresl. 91. 

12. Aurbach, Ist d. ev. Landesherr summus episcopus seiner Kirche ? 
Kirchl. Monatsschr. X, 1891, 824. dazu Radlach ebendas. XI, 57. 

13. Bierling, Sind die Beamten des ev. K.Regiments in Preussen 
als Staatsbeamte anzusehen ? Arch. f. öff. Recht 7, 212. 

14. Stammler, Sind die Kirchenbehörden befugt, die Entschei- 
dungen d. Gem.K.Rathes u. d. Vorstandes der Kr.Synode über die Lega- 
lität der Wahl von Aeltesten u. Gem.-Vertretern u. über Einsprüche 
gegen diese Wahl wegen wesentl. Mängel des Verfahrens als nichtig 
aufzuheben? Kirchl. Monatsschr. 11, 494. 

15. Felgenträger, D. finanziell. Angelegenh. d. altpreuss. ev. 
Landesk. in d. III. ordentl. Gen.Syn. Deutsche ev. Blätter 17, 73. 162. 

16. Die Vermögensverwaltung d. ev. K.Gemeinden im Consist.Bez. 
Cassel. Ein Handbuch f. d. Presbyterien, nebst Formularen etc. Nach 
amtl. Quellen bearbeitet. Cassel 92. 

18. Weizsäcker*, Jul., Wegweiser f. Kirchenbau u. Parochialteilung 
in d. östl. Provinzen der Landesk. Preussens.. Auf Grund amtlicher 
Materialien für Kirchenälteste u. Gemeindevertreter. Berl. 91. Tro- 
witzsch u. Sohn. M. 1. 20. 

Der Verf. hat ganz Recht, dass die von ihm behandelte Materie 
in heutiger Zeit, wo die vorhandene „Kirchennoth“ immer mehr erkannt 
und immer mehr auf ihre Beseitigung hingestrebt wird, eine grosse 
praktische Bedeutung hat. Insofern ist sein Unternehmen nützlich und 
wird den Organen der Kirchengemeinden wirklich ein richtiger Weg- 
weiser sein. Wissenschaftlichen Werth können wir der Arbeit nicht 
zusprechen, und Trivialitäten wie S. 17: „Wie bei allen Dingen, so ist 
auch bei jeder Parochialbildung und bei jedem Kirchenbau eine der 
wichtigsten Fragen diejenige nach Beschaffung der Geldmittel“. S. 39: 
„Zwei Personen sind für jeden Bau von massgebender Bedeutung: der 
Bauherr und der Baumeister“, weiter S. 47. 48 hätten vermieden werden 
können. Der Verf. ist ein kirchenrechtlicher Dilettant, und seine Be- 
merkungen über das ev. Kirchenrecht zeugen dafür, wie wenig er in 
den Geist dieses Rechtsgebietes eingedrungen ist, dessen Bearbeitung 
er für weniger befriedigend erachtet, als die des kath. Kirchenrechts, 
während richtiger umgekehrt geurtheilt werden muss. Bedanerlich ist, 
dass der Verf. jeden Blick über die Preussischen Grenzpfähle vermeidet, 
obgleich er doch seinem Büchlein auch in den übrigen deutschen Ländern 
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Berücksichtigung wünscht. In meinem Ev. Verfassungsrecht, das er 
nicht zu kennen scheint, würde er dafür genügendes Material gefunden 
haben. E. Fr. 

18. Die Verf. d. ev. K. d. Grossh. Hessen u. d. Verwaltung d. 
Kirchen-, Pfarr- u. Stiftungsvermögens in dieser Kirche, Hess. K.Bl. 
1891 S. 30. 48. 60. 68. 76. 89. 97. 

19. Ueber die Geschichte der Weimarischen Syn.O. sowie das Ver- 
hältniss der ev. Kirche zum Staate handelt Stichling, Aus drei u. 
fünfzig Dienstjahren, Weimar 91. S. 107. 120. 195 ff. 

20.Lipsius, Luthers Lehre v. d. Busse. Jahrb. f. Prot. Theol. 18, 161. 

21. Mylius, Gesch., Bedeutung u. Vollziehung d. kirchl. Konfirmat., 
Neue kirchl. Ztschr. 1892, 191. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


6. Douais, Les herötiques du comt& de Toulouse dans la pre- 
miere moiti& du XlIlIe siecle d’apres l’enquäte de 1245, Compte rendu 
du congres scientif. internat. des cathol. 1891. sect. 5. p. 148. 

7. Veechiato, L’inquisizione sacra a Venezia. Padova. 

8. Gasteiger, Die Zillerthaler Protestanten u. ihre Ausweisung 
aus Tirol. Aus d. Nachlasse her. v. Edlinger. Meran 92. 

9. De Hullu, Bijdrage tot de geschiedenis van het Utrechtsche 
schisma. s’Hage 92. | 

10. Geiger, D. Altkatholikenfrage in Bayern. A.f. K.K.R. 66, 169. 

11. Schickler, Les &glises de refuge en Angleterre 1—3. Par. 92. 

12. Lefranc, Sebastian, Castellion et la tolerance relig. au 
 XVle siecle, in Revue internat. de l’enseignement 1892, 220. 

13. Bishop of Lincoln’s Case, The, A Report of the Pro- 
ceedings in the Court of the Archb. of Canterbury of the Case of Read 
and others v. The Bish. of Lincoln. (Published with the Sanction of 
the Incorporated Council of Law Reporting.) With an Appendix con- 
taining the Pleadings and a Selection from the Authorities cited. By 
E. S. Roscoe. Lond. 1891. 

14. Bjerring, Religious thought in the Russian empire. I. The 
State Church of Russia. II. The Russian Dissenters, in The Pres- 
byterian and Reformed Review 1892, 103. 

15. K. v. D., Staatsraison u. Recht. Die konfessionellen Wirren 
in Livland v. J. 1865 bis z. Gegenwart.* Leipz. 91. Duuker u. Hum- 
blot. 2 Mk. 

Die kleine, gut geschriebene Schrift enthält eine werthvolle geschicht- 
liche Darstellung der Konversionen, welche in Livland zwischen 1845 
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bis 48 Seitens der Regierung provocirt worden sind und der seitdem 
eingetretenen Rekonversionen. Diese letzteren haben zu strafrecht- 
lichem Verfahren gegen lutherische Geistliche Veranlassung gegeben, 
über welches im Auslande lange nicht genügende Kenntniss vorhanden 
ist. Der Verf. giebt bier eine juristische Beleuchtung, objektiv und 
rubig gehalten, gegen die kein Einwand erhoben werden kann. Wir 
möchten die Lektüre der ‚Schrift allen empfehlen, welche ein Herz 
für die bedrängten Glaubensgenossen haben, die Unterthanen eines 
Staates sind, der unter der Regierung des jetzigen Kaisers, sehr im 
Gegensatze zu der seines Vorgängers, die verbürgte Religionsfreiheit 
gründlich missachtet im Interesse einer Kirche, die versteinert ist und 
den religiösen Bedürfnissen ihrer Glieder nicht Befriedigung zu bieten 
vermag. 

Eine wertlivolle Ergänzung findet die Darstellung in 

16. W. Lööralt's* Baltenhetze. Die Verfolgung von 
Glauben, Sprache und Recht in den Östseeprovinzen Russ- 
lands. Leipz. 9. Dunker u. Humblot. 3 Mk.; hier wird die 
gesammte Vergewaltigung Livlands klargelegt und die gegen Daltons 
offenes Sendschreiben erwachsene Polemik in’ihrer ganzen Nichtigkeit 
beleuchtet. E. Fr. 


XI. Eherecht. 


17. Freisen, Z. Gesch. d. canon. Ehrechtes. Arch. f. K.K.R. 
67, 369. 

18. Du Bois Melly, De la deösertion malicieuse et de l’adultere, 
de la separation conjugale et du divorce sous l’ancienne legislation 
genevoise. Bulletin de l’Instit. nat. genev. t. 30. 

19. Martin, Expos& de l’ancienne legislation gäenevoise sur le 
mariage. Geneve 91. 

20. Robertson, The reform of the marriage Laws of Great- 
Britain and Ireland. Law Magazine 1891. no. 282. 

21. Hoffmann, D. Form d. Eheschliessung in ihrer geschichtl. 
Entwickelung. Theol. prakt. Monatsschrift 1891, 745. 817. 

22. Frey, Prakt. Fragen aus d. Eherechte, im Sächs. Arch. 2, 1. 
(B.G.B. $ 1762. C.P.O. $ 574. 240., 235, 3. B.G.B. $ 1740. 8 1719). 

23. Feije, Ueber d. imped. aetatis. Rezenz.: Wernz, Ztschr. 
f. kath. Theol. 92, 355. | 

24, Sladornik, Besteht ein staatl. trennend. Ehehinderniss d. 
Militärstandes,. Linzer theol. prakt. Quartalschr. 1891, 801. 

25. Pfersche, D. Irrthumslehre des Oesterr. Privatrechts. Mit 
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Berücksichtigung d. Entw. eines bürgerl. Ges.B. f. d. D. Reich. Graz 
91. (Ueber Irrthum beim Ehevertrag. S. 58—74.) 

26. Scheurl, Was ist Mentalreservation. Arch. f. civ. Pr. 78, 
342 (ursprünglich: der Vorbehalt, mit einer Aeusserung, die demjenigen, 
an welchen sie gerichtet wird, als eine Willenserklärung erscheint, und 
auch nach der Absicht des Urhebers erscheinen soll, heimlich einen 
Sinn zu verbinden, vermöge dessen sie nicht die Willenserklärung ist, 
welche sie zu sein scheint. Vgl. c.26. X. (4,1.) c. 3. C. XXII. qu. 5). 

27. Yseux, A propos d’un cas special de nullit@ de mariage (über 
Impotenz). Archivio giurid. 47, 220. 

28. Chätelain, Fiancailles rompues, in Musee Neuchätelois. 
Mai 1890. | 

29. Nilles, In Sachen der formlosen Ehen. Ztschr. f. kath. Theol. 
1892, 384. 

30. Hubrich*, Die Ehescheidung in Deutschland. Mit einem 
Vorwort von Dr. Philipp Zorn. Berlin, Otto Liebmann 1891. 

Vorliegende Schrift will eine Darstellung des Ehescheidungsrechts 
geben, welches in den drei grösseren Rechtsgebieten Deutschlands gilt; 
sie enthält aber ausserdem eine eingehende Darstellung und Beurthei- 
lung des Scheidungsrechts des Entwurfs eines bürgerlichen Gesetzbu- 
ches für das deutsche Reich. Obgleich nun Verf. im Anschluss an den 
neueren Sprachgebrauch unter Ehescheidung die durch obrigkeitlichen 
Spruch herbeigeführte Aufhebung der Ehe versteht und sich demgemäss 
auf die Besprechung der Fälle beschränkt, wo unter obrigkeitlicher 
Mitwirkung die durch giltige Eheschliessung begründete Verbindung 
zur Lebensgemeinschaft sei es total sei es partiell aufgehoben wird, 
so hat er doch bezüglich des gemeinen katholischen Scheidungsrechts 
eine Ausnahme gemacht, „weil gewisse dahin gehörige scheidungsrecht- 
liche Sätze in Folge der Einführung des Reichspersonenstandsgesetzes 
vom 6. Februar 1875 vielen Streit hervorgerufen haben und eine noch- 
malige Erörterung der betreffenden Controversen erforderlich schien‘. 
Demgemäss besteht die ganze Darstellung aus fünf Büchern. Das erste 
Buch hat die Ueberschrift „Das gemeine katholische Ehescheidungs- 
recht“, behandelt aber auch einige allgemeine Fragen in einer unseres 
Erachtens unzutreffenden Weise, was um so mehr zu bedauern 
ist, da die falschen Begriffe, zu denen Verf. hier gelangt, die Grund- 
lage für eeine ganze Darstellung bilden und dem sonst tüchtigen 
Werke Eintrag thun. Verf. wirft zunächst die Frage auf: in welchem 
Sinne darf von einem gemeinen katholischen und protestantischen Ehe- 
scheidungsrecht gesprochen werden? Zur Beantwortung dieser Frage 
geht Verf. zurück auf den Begriff des Rechts: „Im Hinblick auf die 


“. 
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Entwicklung, welche die Staatsidee in den letzten Jahrhunderten er- 
fahren, wird es unumgänglich sein, anzuerkennen, dass der Staat 
allein der Träger der Rechtsbildung ist. Er tritt uns 
als die höchste Form sozialer Organisation entgegen. 
Er beansprucht der Rahmen zu sein, innerhalb dessen al- 
leindie menschliche Individualität sich entwickeln 
darf. Er setzt die Schranken, welche dabei nothwendig einzuhalten 
sind, damit die Einzelnen in ihrem subjektiven Begehren nicht fort- 
während feindlich aufeinanderstossen, er stellt das Recht fest, d.h. 
den Inbegriff der Regeln, welche die äusseren Beziehungen 
der Staatsangehörigen zueinander ordnen, und begabt 
diese Regeln mit der Kraft, unter Umständen auch den widerstrebenden 
Willen niederzuzwingen. Der Zusammenschluss zu weiteren sozialen 
Verbänden unterliegt seiner Genehmigung und Beaufsichtigung, auch 
wenn dieselben über seine Grenzen hinausreichen, und die in diesen 
ferneren Verbänden geltenden Normen sind nur insoweit Rechtsnormen, 
als der Staat sie als statthaft anerkennt“ (S. 3 f.) In diesen Sätzen 
scheint uns vor allem einmal ein Widerspruch zu stecken: auf der 
einen Seite soll der Staat allein Träger der Rechtsbildung sein und 
beanspruchen, der Rahmen zu sein, innerhalb dessen allein die mensch- 
liche Individualität sich entwickeln darf (was soll das auch heissen ?). 
Auf der auderen Seite ist der Staat nur die höchste Form sozialer Or- 
ganisation, es gibt neben ihm noch andere soziale Verbände, in denen 
aber, wie es scheint, die menschliche Individualität sich nicht entwickeln 
darf, was allerdings auf diese Verbände ein ganz schlimmes Licht wirft 
und ihre Beaufsichtigung durch den Staat als gerechtfertigt erscheinen 
lässt. Ist aber der Staat nur die höchste, nicht die einzige Form der 
sozialen Organisation (von der Frage, ob es nicht noch über den ein- 
zelnen Staaten Formen einer sozialen Organisation gibt, wollen wir 
hier absehen), gibt es neben und unter ilım noch andere soziale Ver- 
bände, dann kann man auch nicht sagen, dass der Staat allein Träger 
der Rechtsbildung sei, dann ist es überhaupt unmöglich, den Staat als 
ein ganz einzigartiges Wesen den anderen sozialen Verbänden gegen- 
überzustellen, und man kann sich die Erkenntniss von der Wesens- 
gleichheit aller sozialen Verbände nicht verschliessen. Wenn Verf. 
freilich das Recht als den Inbegriff der Regeln definirt, welche die äus- 
seren Beziehungen der Staatsangehörigen zu einander ordnen (eine 
Definition, die schon desshalb nicht passt, weil zu den Regeln, welche 
die äusseren Beziehungen der Staatsangehörigen zu einander ordnen, 
auch die Regeln des Anstands und die Sitten gehören), so hat er es 
leicht, den Staat als alleinigen Träger der Rechtsbildung zu be- 
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zeichnen , muss aber dann auch consequenterweise die Existenz eines 
Völkerrechts und eines Kirchenrechts leugnen! Das Gewohnheitsrecht, 
dessen Existenz Verf. nicht bestreiten kann, schöpft seine bindende 
Kraft nicht „aus der Rechtsüberzeugung des Kreises, in dem es gilt, 
sondern aus der Anerkennung des Staates, welcher ihm zur Nieder- 
werfung des ungehorsamen Willens seinen kräftigen Arm leiht, und 
jederzeit das Recht und die Macht hat, durch seinen Spruch ihm die 
.fernere Geltung zu entziehen“ (S. 4). Mit dem so gewonnenen Rechts- 
begriffe tritt Verf. der Frage, ob es ein gemeines protest. oder kathol. 
Ehescheidungsrecht gebe, näher. Es handelt sich dabei nur um die 
Frage nach einem formell gemeinen Recht d.h. einem solchen, „wel- 
ches kraft einer bestimmten juristischen Nothwendigkeit in einem Gan- 
zen als solchem zur Entstehung kommt und fortbesteht“ (S. 5). Diese 
bestimmte juristische Nothwendigkeit ist bald ein Gesetz, bald Gewohn- 
heitsrecht, beide aber schöpfen ihre formelle Giltigkeit aus dem Willen 
der Staatsgewalt als der eigentlichen Trägerin der Rechtsbildung und 
„insofern die Staatsgewalt für das Ganze, in welchem kraft eines all- 
gemeinen Gesetzes oder Gewohnheitsrechtes ein bestimmter Komplex 
von Rechtssätzen gilt, in Wegfall kommt, hört dieser Komplex auf, 
formell gemeines Recht zu sein“ (S. 5). Wenn Verf. demgemäss die 
Existenz eines formell gemeinen protestantischen Ehescheidungs- 
rechts bestreitet, so sind wir damit einverstanden, denn „weder ein 
allgemeines Gesetz noch Gewohnheitsrecht ordnete die Kirchenverfas- 
sung und das Ehescheidungsrecht wesentlich für die protestantischen 
Territorien“ (S. 7). Wenn nun aber Verf. weiter behauptet, ein for- 
mell gemeines katholisches Ehescheidungsrecht habe zwar auch 
nach der Reformation zunächst weiterbestanden, habe aber auf jeden 
Fall wenigstens mit dem Zusammenbruch des hl. römischen Reichs deut- 
scher Nation im Jahre 1806 aufgehört, und das kathol. Ehescheidungs- 
recht sei seitdem in den deutschen gemeinrechtlichen Territorien weder 
Kirchenrecht noch wahrhaft gemeines Recht, so können wir dem nicht 
zustimmen. Denn dann wäre z.B. das für die Katholiken des Fürsten- 
thums Reuss j. L. geltende Ehescheidungsrecht nicht katholisches, son- 
dern fürstlich reussisches staatliches Ehescheidungsrecht, und weiter 
würde daraus folgen, dass das Papstthum für die Katholiken des Für- 
stenthums Reuss j. L. nicht eine Einrichtung der kathol. Kirche, die 
unabhängig von dem Willen der Reussischen Staatsgewalt besteht, son- 
dern eine Einrichtung des Fürstlich-Reussischen Staates ist! Verf. kann 
sich für diese Anschauung allerdings auf die Autorität des Fürsten 
Bismarck berufen, der im Reichstag am 30. Novbr. 1881 erklärte: „Ich 
habe mir die Frage vorgelegt: kann ich die kathol. Kirche in Deutsch- 
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land als eine ausländische Institution betrachten, die dem rein diplo- 
matischen Verkehr unterworfen ist? Ich habe geglaubt, diese Frage 
verneinen zu sollen. Ich rechne die Bekenner der kathol. Kirche zu 
unsern gleichgestellten Landsleuten und die Institution der ka- 
thol. Kirche in Deutschland mitsammt der päpstlichen 
Spitze, die zu ihr gehört, für eine wesentliche In- 
stitntion der deutschen Bundesstaaten, respektive 
des deutschen Reiches.“ Allein so kann ein Staatsmann spre- 
chen, der politische Gründe hat, das Papstthum als eine einheimische 
Institution zu betrachten, die Wissenschaft, welche die Wirklichkeit 
unbefangen ins Auge fassen soll, muss sich vor solchen gewaltsanen 
Konstruktionen, die von den realen Verhältnissen Lügen gestraft wer- 
den, hüten. — Im Uebrigen stimmen wir dem Verf. darin bei, dass die 
Ausnahmen von dem kathol. Prinzip der Unauflöslichkeit der Ehe (Auf- 
lösung des Matrimonium ratum non consummatum durch professio re- 
ligiosa und durch päpstliche Dispensation) durch das heutige Reichs- 
recht nicht aufgehoben worden sind. Im zweiten Buche behandelt Verf. 
das gemeine protest. Ehescheidungsrecht, indem er zunächst die ge- 
schichtliche Entwicklung desselben und sodann die einzelnen Schei- 
dungsgründe in eingehender Weise schildert. Den Schluss macht eine 
gründliche Erörterung des landesherrlichen Scheidungsrechts (S. 147 
bis 165); die rechtliche Natur desselben wird dahin bestimmt, dass 
seine Ausübung weder ein Akt der streitigen oder der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit noch eine Bethätigung der Dispensationsgewalt sei, son- 
dern ein Ausfluss der gesetzgebenden Gewalt (S. 161): der Landesherr 
löst durch Anordnung eines Rechtssatzes das Rechtsverhältniss einer 
konkreten Ehe auf. Gegen diese Auffassung, der die gewichtige Auto- 
rität von Hinschius zur Seite steht, haben wir das Bedenken, dass die 
Gesetzgebungsgewalt stets objektives allgemein giltiges Recht schafft, 
durch die Auflösung einer Ehe aber subjektive Rechte, insbes. das 
Recht auf Wiederverheirathung geschaffen werden. Dagegen stimmen 
wir darin dem Verf. vollständig bei, dass das landesherrl. Scheidungs- 
recht heute noch zu Recht bestehe, und dass der Landesherr in Aus- 
übung desselben nicht an die Voraussetzung des Einverständnisses der 
Ehegatten gebunden sei. — Buch III stellt das Ehescheidungsrecht des 
Preussischen Allg. Landrechts historisch und systematisch dar, Buch IV 
das Ehescheidungsrecht nach dem Code Napoleon. Buch V ist dem 
Ehescheidungsrecht des Entwurfs gewidmet; passend wird dasselbe ein- 
geleitet durch eine Schilderung der scheidungsrechtlichen Reformbewe- 
gung in Preussen (S. 221—231); auf die Darstellung des Eheschei- 
dungsrechts des Entwurfs folgt eine verständige und besonnene Kritik 
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desselben; trefflich ist die Ausführung über die Anknüpfung des Ent- 
wurfs an die preussischen Reformentwürfe, sowie über die vom Ent- 
wurfe festgehaltene Maxime, dass der Richter ein Eheband nur wegen 
schwerer Verschuldung eines Ehetheils zu trennen befugt sei; mit Recht 
wird bedauert, dass das landesherrl. Scheidungsrecht nicht in den Ent- 
wurf mit aufgenommen worden ist. Nicht unerwähnt können wir lassen, 
dass Verf. meint, zur Verhütung von Missbrauch dieses Rechts dürfte 
wohl dieirgendwie gefasste Vorschrift genügen, dass der 
Landesherr nicht nach Laune, sondern nach ernster pflicht- 
gemässer Ueberzeugung seine Entscheidung treffen solle! Da 
möchten wir doch lieber gleich eine allgemeine Vorschrift zur Aufnahme 
in die Verfassungsurkunden vorschlagen dahin lautend: Der Landesherr 
solle alle Entscheidungen nicht nach Laune, sondern nach ernster pflicht- 
gemässer Ueberlegung treffen. Wir sehen nicht ein, warum ein 
Landesherr nur in Ehescheidungssachen sich seine Entscheidung vorher 
überlegen, sonst aber das Recht haben soll nach Laune zu entschei- 
den! — Trotz seiner verfehlten Grundbegriffe können wir jedoch vor- 
liegendes Werk als eine fleissige und gründliche Arbeit bezeichnen, 
die wohl geeignet ist, über das in Deutschland geltende Ehescheidungs- 
recht zu orientiren. Dr. jur. et Lie. th. Rieker. 

31. Coulon, Le divorce et la separation de corps. t. IV. Par. 

32. Lecornec, Le Divorce dans nos lois et dans nos moeurs 
(dernier etat du droit). Par. 92. 
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8. Denifle, Chartular. Universitat. Parisiens. Rezension: Orterer. 
Ztschr. d. Görres-Gesellsch. 13, 209. 

9. Cartulaire de l’univ. de Montpellier. T. I. 1181 — 1400. 
Montpell. 91. | 

10. Fournier, L’organisat. de l’enseignement de droit dans !’Univ. 
de Montpellier an moyen äge. (Fin.) Revue internat. de l’enseignem. 
12. no. 4. 

11. Holland, The origin of the University of Oxford. Engl. 
Hist. rev. No. 22. S. 238. (Schon im Anfang des XII. Jahrh. bestanden 
in O. ansehnliche Schulen für theologische u. nicht-theolog. Studien.) 

12. Denifle, Statut. d. Juristen-Universit. Padua v. J. 1311. 
Arch. f. Lit. u. KGesch. d. Mitt. VI. 

13. Keussen, D. Stadt Köln als Patronin ihrer Hochschule v. 
deren Gründung bis z. Ausgange d. Mittelalters. Westdeutsche Ztschr. 
f. Gesch. u. Kunst 10, 62 (vgl. ebendas. 9, 344). 
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14. Rodrigues, A sagrada congregacäo do concilio e os direitos 
do senhor Bispo Conde sobre a universidade de Coimbra Nova edicäo 
de un documente recente de algunas consideracöes. Coimbra 89. 

Prüfung der Frage, ob ein Bischof auch an theol. Professoren der 
Statsuniversität Ermahnungen richten und ev. mit kirchlichen Censuren 
einschreiten dürfe, bejaht von der Congreg. Conc. 16 7 88 (Acta S. Sed. 
1889. S. 674.). 

15. Maurin, Les ecoles primaires protest. avant la revocat. de 
ledit de Nantes (These) Montauban 92. 

16. Brown, D. Stellg. d. Staates z. K. in Bez. auf d. Religions- 
unterricht in d. Schule in Preuss. Engl. u. d. vereinigt. Staat. v. N.- 
Amerika. Halle 90. (Diss.) 

17. Ortloff, D. Ueberschreitung d. Züchtigungsrechts. Anhang: 
Trommelfellzerstörung durch Trauma (Druck) oder durch Entzündung. 
Für Gerichtsärzte u. Lehrer zum Rechtsschutz deutscher Volksschul- 
lehrer. Neuwied u. Leipz. 91. 

18. C. Schmidt, Weimars Schulverhältnisse z. Zeit d. dreissig- 
jähr. Krieges, speziell während d. Jahre 1636—43. Nach Studien i. 
d. Archiven Weimars. Leipz. Inaug.-Diss. 90. 
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12. Deer. Congr. Rituum de pluribus quaestionibus quae de con- 
suetudinib. et constitutionib. ord. Capucinorum motae sunt. 17.112. 1888. 
Arch. f. K.K.R. 67, 469. 

13. Decr.Poenitent. Interpretatio clausulae „remoto scandalo“ in 
dispensationibus matrimonialibus. 12/4 89. Arch. f. K.K.K. 67, 473. 

14. Instructio Congr. Inquisitionis. 13/5 1868 ad pro- 
bandum obitum alicuius coniugis. Vgl. dazu das Decret von 6/5 91. Arch. 
f. K.K.R. 67, 336. 

Matrimonii vinculo duos tantummodo „Christo ita docente, copu- 
lari, et coniungi posse, alterutro vero coniuge vita functo, secundas, 
imo et ulteriores nuptias licitas esse, dogmatica Ecclesiae Catholicae 
doctrina est.“ 

Verum ad secundas, et ulteriores nuptias quod attinet, cum de re 
agatur, quae difficultatibus, ac fraudibus haud raro est obnoxia, hinc 
Sancta Sedes sedulo curavit modo Constitutionibus generalibus, saepius 
autem responsis in casibus particularibus datis, ut libertas novas nup- 
tias ineundi ita cuique salva esset, ut praedicta matrimonii unitas in 
discrimen non adduceretur. 

Inde constitnuta Sacrorum Canonum, quibus, ut quis possit licite 
ad alia vota transire, exigitur quod de morte coniugis certo constet, 
uti cap. Dominus de secundis nuptis, vel quod de ipsa morte reci- 
piatur certum nuntium uti cap. In praesentia: De sponsalibus, et ma- 
trimoniis. Inde etiam ea quae explanatius traduntur in Instructione 
Cum alias. 21. Augusti 1670 a Clemente X. sancita, et in Bullario 
Romano inserta super examine testium pro matrimoniis contrahendis in 
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Curia Emi Vicarii Urbis, et ceterorum Ördinariorum. Maxime vero 
quae proprius ad rem facientia ibi habentur nn. 12 et 13. 

Et haec quidem abunde sufficerent si in eiusmodi causis peragendis, 
omnimoda, et absoluta certitudo de alterius Coniugis obitu haberi semper 
posset; sed cum id non sinant casuum propemodum infinitae vices (quod 
sapienter animadversum est in laudata Instructione his verbis. 83 tamen 
huiusmodi testimonia haberi non »ossunt, Sacra Congregatio non in- 
tendit excludere alias probationes, quae de iure communi possunt ad- 
mitti, dummodo legitimae sint, et sufficientes) sequitur, quod stantibus 
licet principiis generalibus praestitutis, haud raro casus eveniunt, in 
quibus Ecclesiasticorum Praesidum indicia haerere solent in vera iusta- 
que probatione dignoscenda, ac statuenda, imo pro summa illa facili- 
tate, quae aetate nostra facta est remotissimas quaque regiones adeundi 
in omnes fere orbis partes homines divagentur, eiusmodi casuum mul- 
titudo adeo succrevit, ut frequentissimi hac de re ad Supremam hanc 
Congregationem habeantur recursus, non sine porro partium incommodo, 
quibus inter informationes, utque instructiones, quas pro re nata, ut 
aiunt, peti, mittique necesse est, plurimum defluit temporis, quin pos- 
sint ad optata vota convolare. 

Quapropter Sacra eadem Congregatio huiusmodi necessitatibus oc- 
currere percupiens, simulque perpendens in dissitis praesertim missionum 
loeis, Ececlesiasticos praesides opportunis destitui subsidiis, quibus ex 
gravibus difficultatibus extricare se valeant, e re esse censuit, uberio- 
rem edere Instructionem, in qua, iis, quae iam tradita sunt, nullo pacto 
abrogatis, regulae indigitentur, quas in eiusmodi casibus haec ipsa S. 
Congregatio sequi solet, ut illarum ope, vel absque necessitate recursus 
ad Sanctam Sedem, possint iudicia ferri, vel certe, si recurrendum sit, 
status quaestionis ita dilucide exponatur ut impediri longiori mora sen- 
tentia non debeat. Itaque 

1. Cum de coniugis morte quaestio instituitur, notandum primo 
loco, quod argumentum a sola ipsius absentia quantacumque (licet a 
legibus civilibus fere ubique admittatur) a Sacris Canonibus minime 
sufficiens ad iustam probationem habetur. Unde sa. me. Pius VI. ad 
Archiepiscopum Pragensem die 11. Iulii 1789 rescripsit, solam coniugis 
absentiam, atque omnimodum eiusdem silentium satis argumentum non 
esse ad mortem comprobandam, ne tum quidem cum edicto regio coniux 
absens evocatus (idemque porro dicendum est, si per publicas epheme- 
rides id factum sit) nullum suimet indicium dederit. Quod enim non 
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comparuerit, idem ait Pontifex, non magis mors in causa esse potuit, 
quam eius contumacia. 

2. Hine ad praescriptum eorumdem sacrorum Canonum, documen- 
tum authenticum obitus diligenti studio exquiri omnino debet; exaratum 
scilicet e regestis Paroeciae, vel xenodochii ve) militiae, vel etiam, si 
haberi nequeat ab auctoritate ecclesiastica, a Gubernio eivili loci in 
quo, ut supponitur, persona obierit. 

3. Porro quandoque hoc documentum haberi nequit; quo casu te- 
stium depositionibus supplendum erit. Testes vero duo saltem esse de- 
bent, iurati, fide digni, et qui de facto proprio deponant, defunctum 
cognoverint, ac sint inter se concordes quoad locum, et causam obitus, 
aliasque substantiales circumstantias. Qui insuper, si defuncti pro- 
pinqui sint, aut socii itineris, industriae, vel etiam militiae eo magis 
plurimi faciendum erit illorum testimonium. . 

4. Interdum unus tantum testis examinandus reperitur et licet ab 
omni iure testimonium unius ad plene probandum non admittatur, at- 
tamen ne coniux alias nuptias inire peroptans, vitam coelibem agere 
cogatur, etiam unius testimonium absolute non respuit Suprema Con- 
gregatio in dirimendis huiusmodi casibus, dummodo ille testis recensitis 
conditionibus sit praeditus, nulli exceptioni obnoxius, ac praeterea eius 
depositio aliis, gravibusque adminiculis fuleiatur; sique alia extrinseca 
adminicula colligi omnino nequeant, hoc tamen certum sit, nihil in eius 
testimonio reperiri, quod non sit congruum, atque omnino verisimile. 

5. Contingit etiam ut testes omnimoda fide digni testificentur se 
tempore non suspecto mortem coniugis ex 'aliorum attestatione audi- 
visse, isti autem vel quia absentes, vel quia obierint, vel aliam ob 
quamcumque rationabilem causam examinari nequeunt; tunc dicta ex 
alieno ore, quatenus omnibus alis in casu concurrentibus circumstantiis, 
aut saltem urgentioribus respondeant, satis esse censentur pro sequutae 
mortis prudenti iudicio. 

6. Verum, haud semel experientia compertum habetur, quod nec 
unus quidem reperiatur testis qualis supra adstruitur. Hoc in casu 
probatio obitus ex coniecturis, praesumptionibus, indiciis, et adiunctis 
quibuscumque, sedula certe et admodum cauta investigatione curanda 
erit, ita nimirum, ut pluribus hie inde collectis, eorumque natura per- 
pensa, prout scilicet urgentiora, vel leviora sunt, seu propiore, vel re- 
motiore nexu cum veritate mortis coniunguntur, inde prudentis viri 
indiiium ad eamdem mortem affırmandam probabilitate maxima seu mo- 
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rali certitudine permoveri possit. Quapropter quandonam in singulis 
casibus habeatur ex huiusmodi coniecturis simul coniunctis justa pro- 
batio, id prudenti relinguendum est iudicis arbitrio; hie tamen non 
abs re erit plures indicare fontes ex quibus illae sive urgentiores, sive 
etiam leviores colligi, et haberi possint. 

7. Itaque in primis illae praesumptiones investigandae erunt quae 
personam ipsius asserti defuncti respiciunt, quaeque profecto facile ha- 
beri poterunt a coniunctis, aınicis, vicinis, et gquoquo modo notis utrius- 
que coniugis. In quorum examine requiratur ex. gr. 

An ille, de cuius obitu est sermo, bonis moribus imbutus esset; 
pie, religioseque viveret; uxoremque diligeret; nullam sese occultandi 
causam haberet; utrum bona stabilia possideret, vel alia a suis pro- 
pinquis, aut aliunde sperare posset. 

An discesserit annuentibus uxore, et. coniunctis; quae tunc eius 
aetas, et valetudo esset. 

An aliquando, et quo loco scripserit, et num suam voluntatem quam- 
primum redeundi aperuerit, aliaque huius generis indieia colligantur. 

Alia ex rerum adiunctis pro varia absentiae causa colligi indicia 
sic poterunt. 

Si ob militiam obierit, a duce militum requiratur quid de eo sciat; 
utrum alicui pugnae interfuerit; utrum ab hostibns fuerit captus; num 
castra deseruerit, aut destinationes periculosas habuerit etc. 

Si negotiativnis causa iter susceperit inquiratur, utrum tempore 
itineris gravia pericula fuerint ipsi superanda: num solus profectus 
fuerit, vel pluribus comitatus: utrum in regionem ad quam se contulit 
supervenerint seditiones, bella, fames, et pestilentiae etc. etc. 

Si maritimum iter fuerit agyressus sedula investigatio fiat a quo 
portu discesserit; quinam fuerint itineris socii; quo se contulerit; quod 
nomen navis quam conscendit; quis eiusdem navis gubernator; an nau- 
fragium fecerit; an societas quae navis cautionem forsan dedit, pretium 
eius solverit; aliaeque circumstantiae, si quae sint, diligenter perpen- 
dantur. 

8. Fama quoque aliis adiuta adminiculis argumentum de obitu con- 
stituit, hisce tamen conditionibus, nimirum; quod a duobus saltem te- 
stibus fide dignis et iuratis comprobetur; qui deponant de rationabili 
causa ipsius famae; an eam acceperint a maiori et saniori parte po- 
puli, et an ipsi de eadem fama recte sentiant; nec sit dubium illam 
fuisse concitatam ab illis, in quorum commodum inquiritur. 
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9. Tandem, si opus fuerit, praetereunda non erit investigatio per 
publicas ephemerides, datis Directori omnibus necessariis personae in- 
diciis, nisi ob speciales circumstantias saniori ac prudentiori consilio 
aliter censeatur. 

10. Haec omnia pro opportunitate casuum Sacra haec Congregatio 
diligenter expendere solet; cumque de re gravissima agatur, cunctis 
aequa lance libratis, atque insuper auditis plurium Theologorum, et 
iuris prudentum suffragiis, denique suum iudicium pronunciat, an de 
tali obitu satis constet, et nihil obstet quominus petenti transitus ad 
alias nuptias concedi possit. 

11. Ex his omnibus Ececlesiastici Praesides certam desumere pos- 
sunt normam quam in huiusmodi iudiciis sequantur. Quod si non ob- 
stantibus regulis hucusque notatis res adhuc incerta, et implexa illis 
videatur, ad Sanctam Sedem recurrere debebunt, actis omnibus cum ipso 
recursu transmissis, aut saltem diligenter expositis. 

15. Instructio S.C. De Propag. Fide de modo servandi in 
- cognoscendis et definiendis causis criminalibus et disciplinaribus cleri- 
corum in foederatis Statibus Americae Septentrionalis v. J. 1883. Acta 
S. Sed. 24, 385. 

16. Deer. $S. Congr. S. Offiecii 11/6 1886: 

Dissolutio matrimonii conversorum in favorem fidei. 
A. — Quaestiones. 

I. Quaeritur utrum dispensatio a vinculo matrimonii, quae dari 
solet ab Ecclesia, positis ponendis, post baptismum unius partis, potest 
applicari in casu in quo post baptismum: unius, duae partes non ces- 
sarunt habere connexionem, et consummarunt matrimonium sicut ante 
baptismum ? | 

II. Matrimonium valide contractum ante baptismum inter duos in- 
fideles potestne dissolvi, quando, post baptismum unius, pars infidelis 
promittit quidem se non inquietare mulierem baptizatam in professione 
Christianitatis, sed ille recusat dimittere alias uxores illegitimas , vel 
non vult promittere se servaturum leges Evangelii circa monogamiam ? 

III. In casu praecedenti, si matrimonium dissolvi potest, mulier 
baptizata teneturne recurrere ad dispensationem pro dissolutione ma- 
trimonii ? 

IV. Mulier baptizata potestne recurrere ad dispensationem, quando 
praenoscit quod, facta dissolutione matrimonii, educatio prolis suscep- 
tatae penitus erit in potestate viri ejus infidelis ? 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 305 


VW. Si dispensatio dari non potest, mulier legitima quae fit chri- 
stiana, post conversionem potestne cohabitare cum marito infideli qui 
simul in eadem domo retinet uxores alias illegitimas ? 

VI. Puella christiana, obtenta dispensatione disparitatis cultus, 
potestne legitime contrahere matrimonium cum infideli qui non pro- 
mittit se a polygamia abstinere in futurum ? 

VII. Bertha, adhuc infidelis, contrahit matrimonium cum infideli 
statim ac pervenit ad annos pubertatis; et post duos annos relinqnit 
viruım suum, nulla suscepta prole, et ambo currunt ad alias nuptias, 
imo vir accipit plurimas uxores et fit polygamus. Sed nunc mulier 
aetate provecta, audito missionario, vult baptizari: potestne illa mulier 
dispensari a vinculo matrimonii contracti cum primo marito, non po- 
stulato consensu ejus, et sic remanere cum secundo marito ex quo illa 
suscepit prolem ? 

VIII. Apud quosdam infideles detestabilis viget consuetudo juxta 
quam vir, post commissum adulterium cum uxore alterius, administrat 
remedium uxori adulterae, cujus effectus erit inferre mortem super le- 
gitimum maritum, eo ipso quod postea habebit connexionem cum uxore 
sua post adulterium commissum, si convertitur ad fidem poterit dispen- 
sari a vinculo matrimonii sui contracti in infidelitate, et ducere alteram 
uxorem, etiamsi infidelis uxor adultera vellet et ipsa baptizari ? 

B. — Responsum. 

EE. et RR. PP. ad singula postulata responderunt (11. Juli 1886, 
ad Vicarium Apostol. Natal.), juxta sequentem modum, hisce tamen 
praenotatis: 

1. Supra scripta postulata intelligi de privilegio a Christo Domino 
in favorem fidei concesso et per Apostolum Paulum I ad Cor VIII, 
12 seq. promulgato. 

2. Hoc privilegium divinum in eo consistere, quod, stante matri- 
monio legitime in infidelitate contracto et consummato, si conjugum 
alter Christianam fidem amplectitur, renuente altero in sua infidelitate 
obdurato cohabitare cum converso, aut cohabitare quidem volente sed 
non sine contumelia Creatoris, hoc est non sine periculo subversionis 
conjugis fidelis, vel non sine exsecratione sanctissimi nominis Christi et 
christianae religionis despicientia, tunc integrum sit converso transire 
ad alia vota postquam infidelis interpellatus aut absolute recusaverit 
cum eo cohabitare, aut animum sibi esse ostenderit cum illo quidem 
cohabitare sed non sine Creatoris contumelia. 
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3. Juxta idem divinum privilegium, conjugem conversum ad fidem, 
in ipso conversionis puncto non intelligi solutum a vinculo matrimoniü 
cum infideli adhuc superstite contracti, sed tung, si conjux infidelis renuat, 
acquirere jus traneundi ad alias nuptias cum tamen conjuge fideli. Ce- 
terum tunc solum conjugii vinculum dissolvi, quando conjux conversus 
transit cum effectu ad alias nuptias. 

Hine: 

Ad I. Si quando evenerit ut stante duorum infidelium matrimonio, 
alter conjugum ad fidem conversus baptismum susceperit, atque cum 
infideli conjuge pacifice et sine contumelia Creatoris cohabitaverit, si 
postmodunı infidelis, quin tamen pars fidelis rationabile motivum dederit 
discedendi, nedum converti recusaverit, sed insuper fracta fide de pa- 
cifica cohabitatione aut odio religionis discesserit, aut sine contumelia 
Creatoris cohabitare noluerit, vel fidelem ad peccatum mortale aut ad 
infidelitatem trahere tentaverit, integrum erit conjugi fideli ad alia 
vota transire. | 

Ad 11. Si agatur de uxore pagana alicujus pagani concubinarii 
quae convertitur, tunc, facta interpellatione, si renuat converti aut 
cohabitare absque injuria Creatoris ac proinde desinere a concubinatu, 
qui sine injuria Creatoris certe haberi nequit, poterit uti privilegio in 
favorem fidei concesso. 

Ad III. Quando conjux infidelis rite interpellatus, aut absolute re- 
cusaverit cum conjuge ad fidem converso cohabitare aut animum sibi 
esse ostenderit cum illo quidem cohabitandi, sed non sine Creatoris 
contumelia, vel absque eo quod se a concubinatu abstinere perpetuo 
velit, tunc conjux conversus, praehabito superioris ecelesiastici judicio, 
separari debet ab infideli, et poterit, si velit, uti privilegio seu divina 
dispensatione in favorem fidei concessa, et sic ad alia vota transire, cum 
persona fideli. 

Ad IV. Si conjugi converso impossibile prorsus sit filios ex pote- 
state alterius conjugis in infidelitate obdurati subducere, nec fas sit, 
praemissa juridica et formali interpellatione, cum eo cohabitare, vel 
quia ille non vult vel non sine contumelia Creatoris vult cohabitare, 
praehabito judicio superioris ecclesiastici, integrum erit ad alia vota 
transire, firma tamen manente obligatione, qua semper tenetur, curandi, 
si quo modo poterit, catholicam filiorum educationem. 

Ad V. Provisum in praecedentibus. 

Ad VI, Negative; et in similibus casibus Missionarii, qui ex con- 
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cessione Apostolica pollent facultate dispensandi super disparitate cultus, 
caveant ne dispensationem concedant, nisi remoto polygamiae periculo. 

Ad VII Quum agitur, uti supponitur, de matrimonio legitimo in 
infidelitate contracto, mulier separetur a secundo viro oınnino et cum 
effectu; et si ob gravissimas causas et realem impotentiam separari 
nequeat quoad habitationem, separetur saltem quoad torum in consue 
tudinem, nullum amplius habens cum eodem viro tractum, aut carnale 
commercium. Deinde de more instruatur, ei praecipue notificando, quod 
suscepto baptismo non dispensetur ab obligatione quam habet redeundi 
ad primum maritum; et quatenus post debitam instructionem constet 
eam moveri ad accipiendum baptisınım ex vero religionis motivo, ad- 
mittatur statim ad baptismum, eoqyue collato, interpelletur omnino pri- 
mus vir, et interrogetur utrum converti velit aut sine contumelia Crea- 
toris cum ea vitam traducturus sit, et de omnibus resultantibus R.P.D. 
Vicarias Apostolicus Sacraın Congregationem certiorem faciat. Quod 
si vero summarie saltem , et extrajudicialiter constet conjugem in in- 
fidelitate relictum adeo esse absenteın ut moneri legitime non possit, 
aut monitum intra teımpas in monitione praefixum, suam voluntatem 
non significavisse vel, si adiri quidem possit conjux infidelis, sed de 
comparte jam facta Christiana interpellari nequeat sine evidenti gravis 
damni ei vel christianis inferendi periculo, quin hujusmodi damna cum 
necessaria circumspectione et cautela removeri possint, haec omnia Apo- 
stolicae Sedi renuntiabit Vicarius Apostolicus, expressis nominibus et 
expositis gravissimis causis pro obtinenda dispensatione super impedi- 
mento dirimenti disparitatis cultus, si praetensus secundus vir adhuc in 
infidelitate persistat, et narratis omnibus rerum persorarum et facti 
adjunctis, ut in re tam gravis momenti procedi tuto possit. 

Ad VIII. Matrimonium etiam in infidelitate contractum natura sua 
est indissolubile, et tunc solum quoad vinculum dissolvi potest virtute 
privilegii in favorem fidei a Christo Domino concessi et per Apostolum 
Paulum promulgati, quando conjugum alter CUhristianam fidem amplec- 
titur et alter nedum a fide amplectenda omnino renuit, sed nec vult 
pacifice cum conjuge converso cohabitare absque injuria Creatoris, ideo- 
que non esse locum dissolutioni quoad vinculum matrimonii legitime 
contracti in infidelitate, quando ambo conjuges baptismum susceperunt 
vel suscipere intendunt. 

17. Deer. Congr. Inquisitionis 15/2 92, Ut deinceps illis in 
locis in quibus coniugia claudestina pro validis habentur, a quibusvis 
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iudicibus ecclesiasticis , in quorum foro causas eiusmodi matrimoniales 
agitari et iudicari contigerit, copula carnalis sponsalibus superveniens 
non amplius ex juris praesumptione coniugalis contractus censeatur nec 
pro legitimo matrimonio agnoscatur seu dec)aretur. Acta S. Sed. 24, 441. 

18. ExSecretaria Status Monachii 5/1 92. Gnaden und Dis- 
pensationen sind vom apost. Stuhle nicht telegraphisch, sondern schrift- 
lich nachzusuchen. Acta S. Sed. 24, 447. 

19. Decret der Propaganda ’v. 13/6 91. an den EB. v. St. Paul 
in Minnesota. Illme ac Rev" Domine. Accepi literas diei 20. Maji 
elapsi, quibus Amplitudo Tua retulit de sacerdotibus ritus graeco- 
rutheni in his regionibus degentibus. Sacra haec Congregatio iteratas 
petitiones Episcopo rum praedictarum regionum nonnullis abhinc annis 
factas accepit atque haec de Episcopis Ruthenis mandavit: 1. a dictis 
regionibus revocandos esse presbyteros uxoratos et loco illorum mit- 
tendos presbyteros caelibes aut saltem viduos bene moratos; 2. ejus- 
modi sacerdotes jurisdictioni ordinariorum dictarum regionum subesse 
debere. Quum autem per literas Em. AE. Baltimoriensis datas die 2. 
Sept. anni superioris recentiores eorundem Ordinariorum petitiones inno- 
tuerint, praediceta s. Congregatio Episcopatui Rutheno detit normas 
perpetuas hac in re observandas: Scilicet praeter alia duo superius ex- 
posita jussum est, 3. memoratos sacerdotes debere in scriptis huic S. 
Congregationi manifestare, ad quam dioecesim pergere velint, ut res 
deducatur ad notitiam Ordinarii ejusdem dioeceseos; 4. eosdem sistere 
debere coram Ordinario illius dioeceseos, quam volunt adire, ut ab eo 
facultates opportunas implorent, 

Nihil itaque praetermissum est, ut fidelium Rathenorum in Status 
Foederatos Americae Septentrionalis commigrantium curae spirituali pro- 
videatur et removeantur scandala promanantia ex ministerio cleri uxorati. 
Ztschr. f. kath. Theol. 1892, 175. 
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16. Haben im Gebiete des preuss. A. L.R. stets die 
kirchlichen Taufregisternoch jetzt dieEigenschaft 
vonöffentlichen Registern? St.G.B. 8 271. Pr. A. L. 11 11. 
88 481 ff. R.Ger.IV. Strafsenat Urt. v. 23./30. Juni 1891. Entscheid. 
des R.Ger. in Strafsachen Bd. 22. Heft 1. 

Ausden Gründen: 
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Die von der Staatsanwaltschaft erhobene Rüge einer Verletzung 
des $ 271 St.G.B.'s erweist sich als begründet. 

Die Vorinstanz nimmt zwar an, dass die Angeklagte G., als sie 
das aussereheliche Kind der Johanna B. zur Taufe in die katholische 
Kirche zu H. brachte, behufs der Eintragung in das Taufregister die 
Einlieger S.schen Eheleute als die Eltern des Kindes angegeben und 
dabei das Bewusstsein gehabt hat, eine falsche Beurkundung in dem 
kirchlichen Taufregister herbeizuführen. Gleichwohl hat das Gericht 
aber die Angeklagte des in $ 271 St.G.B.'s vorgesehenen Vergehens 
deshalb nicht für schuldig befunden, weil das Kirchenbuch nach der 
Einführung der bürgerlichen Standesregister in Beziehung auf die seit- 
dem erfolgten Eintragungen als ein öffentliches Register nicht mehr 
angesehen werden könne. 

Diese Ansicht kann nicht für richtig erachtet werden. 

Unter öffentlichen Büchern und Registern im Sinne des $ 271 
St.G.B.'s sind solche Bücher und Register zu verstehen. welche öffent- 
lichen Glauben besitzen, die also authentisch für und gegen jedermann 
den Beweis der darin enthaltenen Beurkundungen liefern. Dass diese 
Voraussetzungen, so lange die SS 481 fig. II. 11 A.L.R.'s in uneinge- 
schränkter Gesetzeskraft bestanden, auf die daselbst erwähnten Kirchen- 
bücher, und also auch auf die Taufregister in vollem Masse zutrafen, 
kann keinem Zweifel unterliegen. Denn durch diese Vorschriften ist 
dem Pfarrer die richtige Führung der Kirchenbücher unter ausführ- 
licher Darstellung der ihm hierbei in betreff der Aufgebote, Trauungen, 
Geburten, Taufen und Begräbnisse sowie bei Ausstellung der Kirchen- 
zeugnisse zu beobachtenden Obliegenheiten zur Pflicht gemacht. Die 
Pfarrer waren hierdurch innerhalb des ihnen zugewiesenen Wirkungs- 
kreises kraft der staatlichen Gesetzgebung zu Öffent- 
lichen Urkundspersonen bestellt. 

Darin ist auch durch den Art. 15 der Verfassungsurkunde für den 
preussischen Staat vom 31. Januar 1850, wonach die evangelische und 
die römisch-katholische Kirche sowie jede andere Religionsgesellschaft 
ihre Angelegenheiten selbständig ordnet und verwaltet, eine Aenderung 
nicht eingetreten. Anderenfalls würde freilich eine solche Aenderung 
infolge der anderweiten Fassung des Art. 15 durch das Gesetz vom 
5. April 1873 und infolge der Aufhebung dieses Artikels durch das 
Gesetz vom 18. Juni 1875 nicht rückgängig geworden sein. Denn 
dieser Modifikation bezw. Aufhebung kann nicht die Bedeutung und 


810 Aktenstücke. 


: Kraft einer Wiederherstellung der durch jene Verfassungsbestimmung 
beseitigten Vorschriften beigemessen werden. Aber der fragliche Art. 15 
hatte überhaupt nur die kirchlichen Angelegenheiten zum Gegen- 
stande, während er die Kirchenbuchführung als staatliche Ein- 
richtung gar nicht berührte. | 

Einen durchgreifenden Einfluss auf die Bedeutung der Kirchen- 
buchführung äusserte aber allerdings demnächst die neuere Civilstands- 
gesetzgebung. Denn durch das preussische Gesetz vom 9. März 1874 
und durch das Reichsgesetz vom 6 Februar 1875 über die Beurkundung 
des Personenstandes etc. ist die Beurkundung der Geburten, Heiraten 
und Sterbefälle und die Eintragung in die dazu bestimmten Register 
ausschliesslich den vom Staate bestellten Standesbeamten übertragen 
worden, und damit ist, soweit es sich um diese Beurkundungen handelt, 
den Kirchenbüchern die Eigenschaft Öffentlicher Bücher oder Register 
entzogen worden. Nur bezüglich der bis zur Wirksamkeit dieser Ge- 
setze geschehenen fraglichen Eintragungen haben die Kirchenbücher 
nach $ 53 des preussischen und nach $ 73 des Reichspersonenstands- 
gesetzes noch die Eigenschaft öffentlicher Bücher behalten. 

Damit ist aber in Ansehung der seit der Wirksamkeit der Civil- 
standsgesetzgebung erfolgten und noch erfolgenden Eintragungen in die 
Kirchenbücher diesen die Eigenschaft der Oeffentlichkeit doch nur in 
dem Umfange entzogen worden, als die Beurkundungen jenen anderen 
staatlichen Organen übertragen sind, also nur hinsichtlich der Ein- 
tragungen von Geburten, Heiraten und Sterbefällen. Die übrigen in 
den 88 481 fig. angeordneten Eintragungen, wie namentlich die der 
Taufen, werden dagegen von der Civilstandsgesetzgebung überhaupt 
nicht berührt. Insoweit erweisen sich daher die Kirchenbücher 
nach wie vor als jedenfalls mi t auf Grund der staatlichen Gesetzgebung 
zu führende Öffentliche Bücher. 

Dem steht auch nicht etwa der Umstand entgegen, dass eine staat- 
liche Einwirkung auf die Vollziehung der Taufe nicht mehr stattfindet 
(8 56 des preuss. Personenstandsgesetzes), und dass insbesondere nach 
$ 82 des Reichspersonenstandgesetzes nur die kirchlichen Verpflich- 
tungen in Beziehung auf Taufe und Trauung durch dieses Gesetz nicht 
berührt werden. Denn dadurch ist das Gebot der Eintragung in die 
Kirchenbücher, soweit die betreffenden kirchlichen Hand- 
lungen stattfinden, nicht ausser Kraft gesetzt, und soweit diese 
Eintragungen hiernach zu erfolgen haben, muss ihnen auch die aus der 
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staatlichen Gesetzgebung hervorgeliende Bedeutung noch immer beige- 
messen werden. Hiergegen lässt sich namentlich auch nicht einwenden, 
dass etwa wegen des durclı den eben berührten Umstand bestätigten 
Mangels eines staatlichen Interesses an den betreffenden kirchlichen 
Handlungen die einschlagenden landrechtlichen Vorschriften gegenstands- 
los geworden sind. Soweit eine solche Erwägung an sich Berücksich- 
tigung finden könnte, würde sie für den gegenwärtigen Fall durch die 
unverkennbare Bedeutung widerlegt werden, welche speziell die Taufe 
und die damit zusammenhängende Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Kirchengesellschaft für die öffentlichen und insbesondere für die staat- 
lichen Einrichtungen jedenfalls dann bat, wenn die betreffende Kirchen- 
gesellschaft eine öffentlich-rechtliche Stellung einnimmt, und namentlich 
wenn sie, was vorliegend zutrifft, zu den im landrechtlichen Sinne aus- 
drücklich bezw. öffentlich aufgenommenen Kirchengesellschaften gehört. 

17. E. O.L.G. Oldenburg 10.7.89, Der elterliche Consens zur 
- Ehe kann nicht verweigert werden, um das Kind wegen ınangelnder 
Ehrerbietung zu bestrafen, sondern nur aus Gründen, die im Interesse 
des Kindes liegen. Seuffert 47, 5, 

18. Beschl. d. Dresdn. O.L.G. 3./9. 90: Grossjährige, die 
wegen Geistesschwäche bevormundet sind, können gleichwohl selbst- 
ständig eine Ehe eingehen. S$ 1599. 1921. 1928 des B.G.B.'s sind in- 
soweit durch das R.Ges. über den Personenstand (88 28 ff. 39) aufge- 
hoben. Annal. k. S.O.L.G. zu Dresden 13, 134. 

19. E. 0.L.G. Cassel 17.3. 91, Erzwingung des ehel. Lebens 
durclı Haftstrafe war nach dem gemeinen Recht in Kurliessen zulässig, 
demnach auch jetzt noch nach C.P.O. 8 774. Seufferts Arch. 47, 55. 

20. E. R.Ger. IJI. Civ.Sen. 13/1. 91. Als Ehenichtigkeitsgrund 
des Wahnsinns genügt nicht erbliche Belastung mit der Anlage zur 
Geisteskrankheit. Seuffert Arch. 47. No. 113. 

21. Erk.d. RGer. IV. Civ.Sen. 23.9. 91. Der Staatsanwalt- 
schaft steht die Klage auf Nichtigkeitserklärung der Ehe nach dem 
Tode eines der beiden Ehegatten nicht mehr zu. Entsch. 28, 290 No. 64. 

22. E. R.Ger. 11. Civ.Sen. 8./5. 91. Trennung von Tisch und Bett 
kann erkannt werden, ohne dass es des Nachweises bedürfte, dass sie 
voraussichtlich die Versöhnung der Ehegatten herbeiführen werde. 
Seuffert Arch. 47, 53. 

23. E. O.L.G. Cassel 9./12.20. Zeitweise Trennung von Tisch 
und Bett bewirkt nicht, dass nach Ablauf derselben auf Antrag jedes 
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Ehegatten die Scheidung auszusprechen ist. Namentlich nicht, wenn 
der die Scheidung Fordernde Anlass zur Trennung gegeben hat. Der 
entgegenstehende kurhess. Gerichtsgebrauch ist unrichtig und hat daher 
nicht die Bedeutung einer partikularrechtl. Norm. Seuffert Arch. 47, 53. 

24. E. R.Ger. Ill. Civ.Sen. 13./11. 91. Unzüchtige Handlungen 
kein Ehetrennungsgrund nach kath. Eherecht. Seuffert Arch. 47, 50. 

25. E. Oberst. L.Ger. f. Bayern 20.3. 91. Unüberwind- 
liche Abneigung Ehescheidungsgrund nach protest. K.R., wenn sie durch 
den Nachweis wichtiger, den Richter von der Unmöglichkeit des Fort- 
bestandes der Ehe überzeugender Gründe unterstützt wird. Ehebruch 
kann dagegen als Kompensationseinrede geltend gemacht werden, da 
es gar nicht auf die Gleichartigkeit der Scheidegründe ankommt , son- 
dern nur auf die Gleichartigkeit der Schwere, d. h. dass beide die 
Ehetrennung herbeizuführen geeignet sind. Seuffert Arch. 47, 51. 

26. E. 0.L.G. Nürnberg 16.4 91. Wenn beide Ehegatten 
Ehebruch begangen haben und denselben der Ehescheidungsklage und 
Widerklage zu Grunde legen, so kann der Richter nicht ex officio die 
Kompensationseinrede, die keine der Parteien geltend gemacht hat, 
suppliren. Seuffert Bl. f. R.Anwendung X. Ergz.Bd. S. 67. 

27. Erk. d. R.Ger. III. Civ.Sen. 24.,11.91. Die nit dem französ. 
Recht übereinstimmende Vorschrift des Bad. L.R. 273 gewährt dem auf 
Scheidung klagenden Ehegatten zwar das Recht, einen durch Wieder- 
aussöhnung verziehenen Ehebruch des Beklagten neben anderen der 
Aussöhnung nachgefolgten Scheidungsgründen zur Unterstützung der 
letzteren geltend zu machen, nicht aber auch als selbständigen Klage- 
grund. Entsch. 28, 384. No. 89. 

28.E.0.L.G.O1ldenb.8./1.90. Die Klage einer kathol. Frau gegen 
ihren protest. Ehemann wegen böslicher Verlassung wird für unzulässig 
erklärt, da der klagende Katholik sich den Grundsätzen des für seine 
Konfession massgebenden Rechtes unterwerfen muss. Zitschr. f. Ver- 
waltung u. Rechtspflege i. Grossh. Oldenb. 18, 129. 

29. Erk. d. R.Ger. Ill. Civ.Sen. 10./10. 91. Der Einwand der 
Krankheit der Ehefrau gegen die Klage auf eheliche Folge ist nicht 
bei der Entscheidung über ihre Rückkehrpflicht zu berücksichtigen, 
sondern gehört in die Vollstreckungsinstanz. Seuffert Arch. 47. No. 116. 

30. Erk. d. R.Ger. 1.,12. 90. IV. Civ.-Sen. Eherecht. Entsch. 
27, No. 96. | 
Kann im Ehescheidungsprozesse Ber ufung mit Erfolg 
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erhoben werden, wenn bei der Verhandlung vor dem 
Landgerichte die Vertreter der Streittheile sich zu 
dem Antrage vereinigt haben, die Ehe zu trennen, keinen 
Theil für den überwiegend schuldigen zu erklären und 
die Kosten jeder Partei zur Hälfte aunfzulegen, und das 

Landgericht diesem Antrage gemäss erkannt hat? 
Voraussetzungen der Ehescheidung auf Grund gegensei- 
tiger Einwilligung. Grenzen des Gebundenseins der 
Parteian die Erklärungen und Anträge ihres Vertreters 

im Ehescheidungsprozesse. 
Kann über die Schuldfrage im Ehescheidungsprozesse 
zwischenden Parteieneinbindendes Abkommen ge- 
schlossen werden? 

IV. Civilsenat. Urt. v. 1. Dezember 189) i. S.E. (Bekl. u. Widerkl.) 

w. E. (Kl. u. Widerbekl.) Rep. IV. 177 W. 

l. Landgericht Naumburg a. S. 

II. Oberlandesgericht daselbst. 

Aus den Gründen: 

„Die Parteien hatten in erster Instanz ursprünglich auf Grund 
verschiedener, mittels Klage und \Widerklage geltend gemachter Ehe- 
scheidungsgründe verlangt, die zwischen ihnen bestehende Ehe zu trenuen 
und den anderen Theil für den schuldigen Theil zu erklären. Nach- 
dem über die beiderseits vorgebrachten Ehescheidungsgründe Beweis 
erhoben worden war, änderten die Parteien in der Schlussverhandlung 
ihre Anträge. Im Protokolle wird in dieser Beziehung auf die Anlage 
zu demselben verwiesen, und es wird bemerkt, dass die Parteien ihre 
darin angekündigten Anträge verlesen haben. In der Anlage findet 
sich der Antrag des Klägers, welcher dahin ging: Die Ehe zu tren- 
nen, keinen Theil für den überwiegend schuldigen zu erklären und die 
Kosten jeder Partei zur Hälfte aufzuerlegen. Darunter befindet sich 
die Erklärung des Anwaltes der Beklagten: „Ich trete obigem Antrage 
bei“. In erster Instanz wurde darauf dem Antrage gemäss erkannt. 
Das Landgericht begründete diese Entscheidung damit, dass beide Par- 
teien die Trennung der Ehe wollten, die Ehe kinderlos und dafür zu 
erachten sei, dass auf keiner Seite Zwang, Leichtsinn oder Uebereilung 
vorliege. Die Beklagte legte dagegen die Berufung ein und beantragte, 
das erste Urtheil dahin abzuändern, dass die Klage abgewiesen und 
nach dem Antrage der Widerklage dıe Ehe getrennt, Kläger für den 
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allein schuldigen Theil erklärt und in die Kosten des Rechtsstreites 
verurtheilt, eventuell zwar die Ehe auf die Klage getrennt, Kläger aber 
für den allein schuldigen Theil erklärt und in die Kosten verurtheilt werde. 

Das Berufungsgericht beschränkte die Verhandlung darauf, „ob 
die Voraussetzungen der Berufung gegeben seien“, und wies sodann die 
Berufung zurück , nachdem die Beklagte geltend gemacht hatte, die 
Erklärung ihres Vertreters, dass er dem Antrage des Klägers beitrete, 
habe ihrer Willensmeinung und der dem Vertreter ertheilten Instruktion 
nicht entsprochen und werde von ihr widerrufen. Das Urtheil ist fol- 
gendermassen begründet: Aus den $$ 77. 81 C.P.O. wird zunächst ge- 
folgert, dass die vom Vertreter der Beklagten in erster Instanz abge- 
gebene Erklärung von der Beklagten in der Berufungsinstanz nicht 
widerrufen oder berichtigt werden könne. Es wird bemerkt, der An- 
trag vom 1. März 1890 müsse als der zum Ausdrucke gebrachte Wille 
der Beklagten erachtet werden. Unter Hinweis auf das Urtheil des 
Reichsgerichtes vom 30. April 1884, 

vgl. Entsch. des R.G.’s in Civils. Bd. 13 S. 390, 

wird sodann ausgeführt, dass die Berufung unstatthaft sei, da in erster 
Instanz lediglich nach jenem Antrage der Beklagten erkannt sei. 
„Hierin“, — heisst es weiter —, „kann auch der Umstand nichts än- 
dern, dass ein Ehescheidungsprozess vorliegt, da sich auch der Beru- 
fungsantrag der Beklagten nicht gegen die in erster Instanz ausge- 
sprochene Trennung der Ehe richtet, insoweit also Rechtskraft des 
Vorderurtheiles eingetreten ist, es sich mithin nicht mehr um Aufrecht- 
haltung der Ehe handelt. Ebensowenig kann ins Gewicht fallen, dass 
bezüglich der Schuldfrage ein auf Uebereinstimmung beruhender Partei- 
antrag vorliegt, da es sich hierbei lediglich um eine Vermögensfrage 
handelt, welche der Disposition der Parteien unterliegt und nach ihrem 
Willen zu entscheiden ist, wenn ein hierauf gerichteter übereinstim- 
mender Antrag vorliegt. Aus diesen Gründen war die Berufung, wenn 
sie auch formell für zulässig zu erachten war, doch als unbegründet 
zurückzuweisen.“ 

Die Revision gegen diese Entscheidung erscheint begründet. 

Der Ansicht des Berufungsgerichtes, dass die Voraussetzungen der 
Berufung nicht gegeben seien, lässt sich nicht beitreten. Die Berufung 
ist vielmehr für zulässig zu erachten. Die von dem Vertreter der Be- 
klagten bei der landgerichtlichen Verhandlung vom 1. Mürz 1890 ab- 
gegebene Erklärung, er trete dem von dem Anwalte des Klägers ge- 
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stellten Antrage bei, die Ehe der Parteien zu trennen, keinen Theil 
für überwiegend schuldig zu erklären und die Kosten jeder Partei zur 
Hälfte aufzulegen, hinderte die Beklagte bei der besonderen Natur des 
Ehescheidungsprozesses nicht, das jenem Antrage gemäss ergangene 
landgerichtliche Urtheil mit der Berufung anzufechten und den im That- 
bestande angegebenen Berufungsantrag zu stellen. Im Ehescheidungs- 
prozesse ist der Gegenstand des Prozesses der Verfügung der Parteien 
insoweit entzogen, dass die Scheidung nur beim Vorliegen eines gesetz- 
lichen Ehescheidungsgrundes, dessen Vorliandensein in einem besonders 
strengen, die im 8 577 C.P.O. erwälınten Hilfsmittel der Beweisführung 
ausschliessenden oder doch beschrüinkenden Beweisverfahren zur Ueber- 
zeugung des Ehegerichtes zu bringen ist, ausgesprochen werden kann. 
Im Streitfalle beruht das landgerichtliche Scheidungsurtheil auf der 
Annahme, dass die im $ 716 A.L.R. II. 1 angegebenen Voraussetzungen 
des Scheidungsgrundes der gegenseitigen Einwilligung gegeben seien. 
Wenn aber die vom Vertreter der Partei erklärte Einwilligung in die 
vom Gegner verlangte Trennung der Elıe dem wahren Willen der Partei 
nicht entspricht, so ist in Wirklichkeit die gegenseitige Einwilligung 
nicht vorhanden, und der Richter würde seiner Aufgabe im Eheschei- 
dungsprozesse nicht gerecht werden, wenn er trotzdem auf Grund ge- 
genseitiger Einwilligung die Ehe trennen wollte. Der 8 81 C.P.O. 
nöthigt ibn dazu nicht. Denn wenn danach auch die Partei die Pro- 
zesshandlungen ihres Vertreters in gleicher Art gegen sich gelten lassen 
muss, als wenn sie von ihr selbst vorgenommen wären, so wird doch 
dadurch die Handlung des Vertreters, soweit es sich dabei um die Fest- 
stellung eines Ehescheidungsgrnndes handelt, noch nicht zu einer ei- 
genen Handlung der Partei. Die Möglichkeit einer thatsächlichen Ab- 
weichung des Vertreters von der ihm ertheilten Anweisung und von 
dem Willen der Partei kann in einem solchen Falle nicht als ausge- 
schlossen angesehen werden. Und es liegt daher dem Ehegerichte ob, 
die Frage des Einverständnisses der Partei mit den Erklärungen des 
Vertreters selbst. von Amts wegen zur Erörterung zu ziehen, da das 
Ehegericht die materielle Wahrheit zu ermitteln hat und hierbei an die 
Zugeständnisse, Anerkenntnisse und Verzichtleistungen der Parteien 
nicht gebunden ist (S$ 577. 581 CP.O.). 

Es kommt weiter in Betracht, dass die Beklagte die Einwilligung 
in die Trennung der Ehe ausdrücklich widerrufen hat. Dieser Wider- 
ruf würde selbst in dem Falle von Bedeutung sein, wenn die Zustim- 
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mungserklärung des Vertreters der Beklagten zu dem in erster Instanz 
gestellten Antrage des Klägers im Einverständnisse mit der Beklagten 
abgegeben wäre. Denn von den Ehegatten kann über die Trennung 
der Ehe ein bindender Vertrag nicht geschlossen werden. Der gegen- 
seitigen Einwilligung in die Ehescheidung wohnt daher nicht der Cha- 
rakter eines Vertrages, sondern lediglich der einer Thatsache bei, auf 
Grund deren der Richter die kinderlose Ehe zu scheiden hat, wenn er 
sich davon überzeugt, dass weder Leichtsinn, noch Uebereilung, noch 
heimlicher Zwang von der einen oder der anderen Seite zu besorgen 
ist ($ 716 A.L.R. II. 1). Für die Frage aber, ob einer dieser Hinde- 
rungsgründe der Scheidung vorliegt, ist die Stellung, die von der Be- 
klagten gegenüber der von ihrem Vertreter in erster Instanz abgege- 
benen Erklärung vor dem Berufungsgerichte eingenommen ist, von der 
erheblichsten Bedeutung. 

Nun ist das Berufungsgericht freilich der Meinung, dass das erste 
Urtheil bezüglich der Scheidung in Rechtskraft übergegangen sei, weil 
die Beklagte mit ihrem Berufungsantrage selbst die Scheidung verlange, 
dieser also nicht widerspreche, und es sich nur noch um die Schuld- 
frage handle, bezüglich deren sodann ausgeführt wird, dass, da dieselbe 
wesentlich Vermögensfrage sei, in den übereinstimmenden Anträgen die 
Parteien in erster Instanz ein bindendes Abkommen gefunden werden 
müsse. Wäre diese Ausführung richtig, so würde allerdings der Be- 
klagten die Möglichkeit abgeschnitten sein, ihren Widerspruch gegen 
die auf Grund gegenseitiger Einwilligung erfolgte Scheidung in der 
Berufungsinstanz zur Geltung zu bringen. Die Sätze des Berufungs- 
urtheiles sind jedoch in mehrfacher Hinsicht rechtsirrthümlich. 

Zuvörderst wird die Rechtskraft des ersten Urtheiles durch die 
Einlegung der Berufung in ganzem Umfange gehemmt (8$ 472. 479. 
645 C.P.O.). Die an die Berufungsfrist nicht gebundenen und im Laufe 
der Instanz der Abänderung unterliegenden Berufungsanträge haben, 
wenngleich die Verhandlung sich innerhalb der durch die Anträge be- 
stimmten Grenzen zu halten hat ($ 487 C.P.O.), doch nicht die Be- 
deutung, dass das erste Urtheil, insoweit es mit den Anträgen nicht 
angefochten ist, sofort in Rechtskraft übergeht. 

Es beruht ferner auf thatsächlicher und rechtlicher Verkennung 
der Sachlage, wenn angenommen ist, dass die Beklagte laut ihres Be- 
rufungsantrages mit der im ersten Urtheile ausgesprochenen Scheidung 
einverstanden sei. Die Beklagte hat in der Berufungsinstanz beantragt, 
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dieklageabzuweisen und auf ihre Widerklage die FElıe 
zu trennen. Sie will also die Ehe fortsetzen, wenn diese nicht 
ihrem Antrage gemäss (unter Erklärung des Klägers für den schul- 
digen Theil) getrennt wird. Sonach handelt es sich immer noch um 
die Scheidung und nicht bloss um die Schuldfrage. Es ist also zu 
prüfen, ob die Scheidung auf Grund gegenseitiger Einwilligung, wie 
solche im ersten Urtheile ausgesprochen ist, des Widerspruches der Be- 
klagten ungeachtet aufrechterhalten werden muss. Und wenn dies nicht 
der Fall ist, so ist auf die ferneren, von der einen und der anderen 
Seite geltend gemachten Ehescheidungsgründe einzugehen, deren etwaiges 
Nichtvorhandensein nothwendig zu einer Abweisung der Klage und der 
Widerklage, also zur Aufrechthaltung der Ehe führen muss. 

Endlich ist auch nicht richtig, dass über die Schuldfrage ein bin- 
dendes Abkommen zwischen den Parteien vorliege. Die Schuldirage 
ist an und für sich nicht, wie das Berufungsgericht meint, eine Ver- 
mögensfrage. Es lässt sich nur zugeben, dass neben anderen Folgen 
($$ 739--742 A.L.R. II. 1, $8$ 92 fg. II. 2) auch gewisse vermügens- 
rechtliche Wirkungen von der Entscheidung über die Schuldfrage ab- 
hängen. Ueber die letzteren sind Verträge in gewissen Grenzen zu- 
lässig ($$ 824--826 A.L.R. II. 1). Dagegen ist die Regelung der 
Schuldfrage selbst, d. h. der Frage, wem die Schuld an dem ehelichen 
Zerwürfnisse zur Last falle, durch ein Abkommen der Parteien nicht 
statthaft. Die Entscheidung hierüber kann nur, wie die $S 745 fg. 
A.L.R. 11. 1 vorschreiben, naclı Massgabe der Ehevergeliungen, deren 
die Parteien sich schuldig gemacht haben, getroffen werden. Ueber die 
Wirkungen der Entscheidung in vermögensrechtlicher und anderer Hin- 
sicht sowie über den Einfluss eines etwaigen Abkommens darauf hat 
sich das Ehescheidungsurtheil nicht auszusprechen. 

Hiernach war das Berufungsurtheil aufzuheben und die Sache be- 
bufs anderweiter Verhandlung und Entscheidung nach Massgabe der 
vorstehend entwickelten Rechtssätze und unter Berücksichtigung der 
in der Berufungsinstanz neu aufgestellten Klagegründe sowie der Wi- 
derklage, | 

vgl. 8 574 C.P.O.; Entsch. des R.G.’s in Civils. Bd. 9 S. 393, 

Bd. 11 S. 354, Bd. 15 S. 289. 290, Bd. 25 S. 339, 
zurückzuverweisen.“ 
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Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die katho- 
lische Kirche sowie die katholischen und evangelischen 
Kirchen gemeinsam. 


3. Preussen. Zur Ausführung des Sperrgeld-Verwendungsgesetzes. 
Verf. d. Cult-Min. v. 27.12. 91. 30.112. 91. Arch. f. K.K.R. 67, 308. 

4. Badische V. v. 26.111. 91. Die Bestellung der Stiftungs- 
räthe u.d. Wahlderselbeninkath. Kirchengemeindenbetr. 

Mit höchster Ermächtigung Seiner Königlichen Hoheit des Gross- 
herzogs aus Grossherzoglichem Staatsministerium vom 21. November 
1890 und im Einverständniss mit dem Herrn Erzbischof zu Freiburg 
wird, unter theilweiser Abänderung der Bestimmungen in $ 4 der landes- 
herrlichen Verordnung vom 20. November 1861, die Verwaltung des 
katholischen Kirchenvermögens betreffend, verordnet: 

8 1. Der Vorsitz im Stiftungsrath kann mit Genehmigung des 
Erzbischöflichen Ordinariats durch den Katholischen Oberstiftungsrath 
auf bestimmte Zeit oder für eine bestimmte Gattung von Geschäften 
oder für einen einzelnen Fall einem besonderen Bevollmächtigten über- 
tragen werden, sofern eine solche Massregel im Interesse einer geord- 
neten Geschäftsführung nothwendig erscheint. 

8 2. Für die Wahlen zum Stiftungsrath gelten im Allgemeinen 
die Vorschriften der $$ 1, 2, 4 bis 24 und 26 bis 28 der Wahlordnung 
für die Wahlen zur Kirchengemeindevertretung in katholischen Kirchen- 
gemeinden mit den aus der Verschiedenheit der Benennung beider Or- 
gane sich von selbst ergebenden Aenderungen und den hier weiter fol- 
genden Bestimmungen. 

8 3. Von der Wahlberechtigung sind bei den Wahlen zum Stif- 
tungsrath ausser den in $ 2 der Wahlordnung für die Wahlen zur 
Kirchengemeindevertretung angeführten Personen noch weiter ausge- 
schlossen diejenigen 

1. welche in den letzten fünf Jahren im dienstpolizeilichen Verfahren 
als Mitglieder eines Stiftungsraths oder als Verrechner katholischer 
kirchlicher Stiftungen entlassen worden sind; 

2. welche in demselben Zeitraum sich dem Amte als Mitglied des 
Stiftungsraths oder der Vertretung der Kirchengemeinde, für 
welche die Wahl stattfindet, durch unbegründete Ablehnung der 
Wahl (8 23 der Wahlordnung für die Wahlen zur Kirchenge- 


3. 
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meindevertretung) oder durch Austritt vor Ablauf der Dienstzeit 
entzogen haben, wenn der Austritt nicht — bei den Mitgliedern 
des Stiftungsraths von Oberstiftungsratli, bei den Mitgliedern der 
Gemeindevertretung von letzterer selbst — genelimigt worden ist; 
welchen die Wählbarkeit zur Kirchengemeindevertretung wegen 
Verletzung ihrer Pflichten als Mitglieder dieser Vertretung ent- 
zogen ist (83. Absatz 2 Ziffer 2 der Wahlordnung für die Wahlen 
zur Kirchengemeindevertretung). 


8 4. Wählbar in den Stiftungsrath sind die nach $ 3 dieser Ver- 


ordnung wahlberechtigten Personen. 


1. 


9 


Doch können in den Stiftungsrath nicht eintreten: 


durch Verwandtschaft oder Schwägerschaft in gerader Linie oder 
in der Seitenlinie bis zum zweiten Grad (bürgerlicher Zählung) 
mit einander verbundene Personen, auch wenn die Ehe, durch 
welche diese Schwägerschaft begründet wurde, nicht mehr besteht. 

Bei gleichzeitiger Wahl wird, falls nicht einer der Gewällten 
auf die Wahl verzichtet, derjenige Mitglied, welcher die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt, bei gleicher Stimmenzall der an 


‚ Lebensjahren ältere. 


Entsteht die Schwägerschaft erst im Lauf der Wahlperiode, 
so scheidet dasjenige Mitglied aus, durch welches das Hinderniss 
herbeigeführt wurde. Auch das Bestellen eines verwandtschaft- 
lichen oder schwägerschattlichen Verhältnisses der hier bezeich- 
neten Art zu dem Stiftungsrechner (Ziffer 2) bildet ein Hinderniss 
für den Eintritt in den Stiftungsratlı ; 
als Rechner, Stiftungsactuar oder Messner dem Stiftungsrath 
unterstellte Personen; 
sonstige in der örtlichen kirchlichen Vermögensverwaltung ständig 
beschäftigte Bedienstete, sofern diese Dienste nicht als unerheb- 
liche Nebenbeschäftigungen erscheinen ; 
die Beamten der Erzbischöflichen Bauämter; 
die Mitglieder des Ministeriums der Justiz, des Cultus und Unter- 
richts, des Erzbischöflichen Ordinariats und des Oberstiftungsratlis 
sowie die Bezirksverwaltungsbeamten, zu deren Bezirk die Kirchen- 
gemeinde gehört ($ 4 der landesherrlichen Verordnung vom 12. Oc- 
tober 1888, Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr. XLII). 


8 5. Für die im Laufe einer Wahlperiode durch Tod, Amtsnieder- 


legung, Entlassung oder Verlust der Wählbarkeit ausscheidenden Mit- 
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glieder sowie für diejenigen, welche die Wahl ablehnen, wählt der 
Stiftungsrath Ersatzmänner, deren Amt bis zur nächsten regelmässigen 
Erneuerungswahl dauert. | 

Die Zahl der auf diese Weise in den Stiftungsrath berufenen Mit- 
glieder darf aber nie mehr als ein Drittel der Gesammtzahl der ge- 
wählten Mitglieder betragen; beim Abgang von mehr als einem Drittel 
der gewählten Mitglieder muss eine Ergänzungswahl stattfinden. 

S 6. Die nach den 88 4, 11, 24, 26 und 28 der Wahlordnung er- 
forderlichen Bekanntmachungen erfolgen bei den Wahlen zum Stiftungs- 
ratlı in der Regel nur durch Verkündung von der Kanzel und durch 
Anschlag an der Kirchenthüre. 

Von allen Veränderungen in der Besetzung des Stiftungsraths ist 
der Kirchengemeindevertretung in der nächsten darauf folgenden Ver- 
sammlung derselben Eröffnung zu machen. 

8 7. Die Beschwerden gegen die Aufstellung der Wählerlisten und 
die Einsprachen gegen die Wahl ($$ 6, 7 und 24 der Wahlordnung 
für die Wahlen zur Kirchengemeindevertretung) gehen bei den Wahlen 
zum Stiftungsrath an den Katholischen Oberstiftungsrath. Der Letztere 
wird, sofern die Beschwerde gegen die Giltigkeit einer Wahl gerichtet 
ist, vor der Entscheidung dem Erzbischöflichen Decan und dem Gross- 
herzoglichen Bezirksamt, in deren Dienstbezirk ‘der Wahlort liegt, Ge- 
legenheit zur Aeusserung geben. 

Wird die Beschwerde bei dem Oberstiftungsrath unmittelbar vor- 
gebracht (8$ 7 und 24 der Wahlordnung), ist dieselbe schriftlich ein- 
zureichen. 

Die in den 38 7 und 24 der Wahlordnung vorgeschriebenen Fristen 
gelten auch für Beschwerden an den Oberstiftungsrath. 

Die Entscheidungen des Oberstiftungsraths unterliegen einer wei- 
teren Anfechtung nicht. 

8 8. Gegen die Entscheidung des Stiftungsraths, durch welche die 
von Seiten eines Gewählten ausgesprochene Ablehnung der Wahl für 
unbegründet erklärt wird (S$ 22 und 23 der Wahlordnung), findet Be- 
schwerde an den Oberstiftungsrath statt. | 

Dieselbe ist binnen einer Nothfrist von acht Tagen von der Er- 
öffnung der Entscheidung des Stiftungsraths bei diesem oder bei dem 
Öberstiftungsrath einzureichen. 

S 9. Wenn die Stimmabgabe der Wahlberechtigten abtheilungs- 
weise stattfindet ($ 9 der Wahlordnung für die Wahlen zur Kirchen- 
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gemeindevertretung), hat dieselbe doch stets auf die Gresammtzahl der 
zu Wählenden sich zu beziehen. 

Das Endergebniss der Wahl, das von dem Stiftungsrath auf Grund 
der Protocolle der einzelnen Abtheilungen zu ermitteln ist, wird durclı 
Zusammenzählen der in den Abtheilungen für die einzelnen Personen 
abgegebenen Stimmen gewonnen. 

Die Eröffnungen über das Ergebniss der Wahl ($ 21 der Wahl- 
ordnung für die Wahlen zur Kirchengemeindevertretung) gehen in jedem 
Fall von dem Vorsitzenden des Stiftungsratlis aus. 

8 10. Beim Zusammentreffen von Erneuerungs- und Ergänzungs- 
wahlen ist auf dem Stimmzettel dem Namen des Vorgeschlagenen auch 
die Zeitdauer beizufügen, für welche ihm die Stimme gegeben wird. 
Geschieht dies nicht, wird angenommen, dass die zuletzt Genannten für 
die kürzere Zeitdauer gewählt sind. 

$ 11. Der Oberstiftungsrath bestimnt innerhalb der durch 8 2 
der Dienstinstruction für die katholischen Stiftungscommissionen vom 
29. Mai 1863 gezogenen Grenzen die Zahl der in den Stiftungsratli zu 
wählenden Mitglieder. 

Wenn für Kirchengemeinden, welche sich über mehrere Orte er- 
strecken ($ 12), oder für solche mit melr als 2000 Gemeindegenossen 
eine Kirchengemeindevertretung zu bestellen ist, kann der Öberstif- 
tungsrath je nach der Grösse der Gemeinde eine Erhöhung der Zahl 
der gewählten Mitglieder des Stiftungsraths bis auf höchstens sechs- 
zehn anordnen. 

Der Stiftungsrath der Kirchengemeinde ist beim Vorliegen der in 
Absatz 2 bezeichneten Voraussetzungen verpflichtet, eine Entscheidung 
des Oberstiftungsraths herbeizuführen. 

8 12. Erstreckt sich eine Kirchengemeinde über mehrere Orte, so 
hat der Oberstiftungsrath darüber zu entscheiden, ob die Mitglieder 
des Stiftungsraths durch gemeinsame Wahl der sämmtlichen Kirchen- 
gemeindegenossen oder nach Orten, bezw. Ortsgruppen getrennt, und 
wie viele Mitglieder letztern Falls von den in jedem einzelnen kirch- 
spielsangehörigen Orte, bezw. in jeder Ortsgruppe wohnenden Gemeinde- 
genossen zu wählen sind. 

Eine getrennte Wahl muss angeordnet werden, wenn die Filial- 
einwohner nur in beschränkten Masse zu den kirchlichen Steuern der 
Gesammtgemeinde beigezogen werden (Artikel 21 des (resetzes vom 
26. Juli 1888). 
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Wo für die kirchliche Vermögensverwaltung eines einzelnen Ortes 
ein besonderer Stiftungsrath besteht ($ 3 Absatz 2 der Dienstinstruction 
für die katholischen Stiftungscommissionen vom 29. Mai 1863), kann 
der Oberstiftungsrath bestimmen, dass die auf diesen Ort treffende An- 
zahl von Mitgliedern zum Stiftungsrath der Gemeinde nicht durch Wahl, 
sondern durch Abordnung aus der Mitte des Ortsstiftungsraths gestellt 
werde. 

Hinsichtlich der Vornahme der Wahlen finden die Bestimmungen 
der $$ 30, 31 und 32 der Wahlordnung für die Wahlen zur Kirchen- 
gemeindevertretung sinngemässe Anwendung. 

$ 13. Finden in einer Kirchengemeinde nach Orten getrennte 
Wahlen zum Stiftungsrath statt, so können in jedem Ort die nach der 
Wahlordnung wählbaren Angehörigen der ganzen Kirchengemeinde, 
ohne Rücksicht auf ihren Wohnsitz in den einzelnen zum Kirchspiel 
gehörigen Orten, gewählt werden. 

$ 14. In den Fällen des Art. 11 Abs. 2 des Gesetzes wird die Zu- 
sammensetzung des Stiftungsraths der Gesammtgemeinde, die Zahl der 
Mitglieder sowie die Art ihrer Ernennung (durch unmittelbare Wahl 
seitens der Gesammtgemeinde oder durch Abordnung aus den Stiftungs- 
räthen der einzelnen Kirchengemeinden) in dem Statut geordnet, welches 
gemäss 85 der Verordnung über die Bestellung der Kirchengemeinde- 
vertretung fär katholische Kirchengemeinden vom 12. Mai 1890 auf- 
zustellen ist. 

Für die Vornahme der Wahl gelten die Bestimmungen des $ 29 
der Wahlordnung für die Wahlen zur Kirchengemeindevertretung. 

& 15. Ist in einer Kirchengemeinde erstmals eine Behörde zur 
Verwaltung des katholischen örtlichen Kirchenvermögens (Stiftungs- 
rath) zu bestellen, so stehen bezüglich der Wahl der Mitglieder dieser 
Behörde sämmtliche Befugnisse, welche nach dieser Verordnung dein 
Stiftungsrath vorbehalten sind, dem Ortsgeistlichen, beziehungsweise 
dem besonderen Bevollmächtigten des Oberstiftungsraths ($ 1 dieser 
Verordnung) zu. 

Bei Vornahme der Wahl ınüssen aber zwei Urkundspersonen und 
ein Protocollführer mitwirken. 

8 16. Bei der erstmaligen Wahl eines Stiftungsraths oder im Fall 
eines Ablaufs der Dienstzeit sämmtlicher Mitglieder dieser Behörde ist 
die eine Hälfte der Mitglieder auf sechs, die andere auf drei Jahre zu 
wählen. 
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Die Mitglieder des Stiftungsratlis haben ihren Dienst, auch wenn 
die Zeit, für welche sie gewählt sind, früher abläuft, bis zur Veröffent- 
lichung des Ergebnisses einer giltigen Neuwahl fortzuversehen. 

Wäre eine Wahl von Mitgliedern des Stiftungsraths und eine 
solche zur Gemeindevertretung auf die gleiche Zeit vorzunehinen, so 
hätte zunächst die Wahl zum Stiftungsrath stattzufinden. 

Der Wahl zur Gemeindevertretung hätte sodann eine besondere 
Auflegung der Wüählerliste vorauszugehen. 

$ 17. Die Vorschriften dieser Verordnung gelten auch für die 
Wahlen der Mitglieder der (nach $ 3 Abs. 2 der Dienstinstruction für 
die katholischen Stiftungscommissionen vom 29. Mai 1863 zu bestellen- 
den) besonderen Stiftungräthe für diejenigen Orte, welche nach Ar- 
tikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 1888 die Rechte selbstständiger 
Kirchengemeinden nicht geniessen. 

Die Verkündigungen von der Kanzel ($$ 4, 11, 24, 26 und 27 der 
Wahlordnung vom 12. Mai 1890) haben in diesen Fällen immer in der- 
jenigen Pfarr- und Filialkirche zu geschehen, welche die Bewohner des 
Ortes regelmässig besuchen. 

$ 18. Der Oberstiftungsratli kann gestatten, dass bei der Wahl 
von Stiftungsräthen für Kirchengemeinden, in welchen keine Kirchen- 
steuer erhoben wird, und in den Fällen des $ 17 dieser Verordnung 
von der Fertigung und Auflegung einer Wählerliste Umgang genommen 
wird. 

Für diesen Fall erleiden die Vorschriften dieser Verordnung fol- 
gende Abänderungen: 

1. Die 88 1, 4—7 und 26 Absatz 3 der Wahlordnung für die Wahlen 
zur Kirchengemeindevertretung, die Fristbestimmung in $ 8 Ab- 
satz 1 sowie die auf die Listenauflegung bezüglichen Bestim- 
mungen der $$ 30, 31 und 32 derselben kommen in Wegfall. 

2. An Stelle des $ 16 Absatz 1 und 2 der Wahlordnung für die 
Wahlen zur Kirchengemeindevertretung treten folgende Bestim- 
mungen: 

Die Wahlcommission lässt durch den Protocollführer die 
Namen der Abstimmenden bei Uebergabe des Stimmzettels mit 
fortlaufenden Ordnungszahlen in das Protokoll eintragen. 

Wird eine Person als nicht wahlberechtiyt von der Wahl- 
commission zurückgewiesen, so kann erstere verlangen, dass hier- 
über eine Beurkundung in das Protocoll aufgenommen wird. 
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Dem auf diese Weise von der Ausübung des Wahlrechts Aus- 
geschlossenen steht binnen der in $ 24 der Wahlordnung für die 
Wahlen zur Kirchengemeindevertretung bestimmten Frist das Recht 
der Beschwerde an den ÖOberstiftungsrath zu. 

3. Findet der Stiftungsrath bei Prüfung des Wahlergebnisses, dass 
es einem der Gewählten an den Voraussetzungen der Wählbar- 
keit fehlt, hat er dem Betreffenden alsbald schriftliche Eröffnung 
hierüber zu machen mit dem Anfügen, dass seine Wahl als un- 
giltig betrachtet werde. 

Dem hievon Betroffenen steht binnen einer vom Tag der 
Zustellung der Entschliessung des Stiftungsraths laufenden un- 
erstrecklichen Frist von drei Tagen — worauf bei der Zustel- 
lung ausdrücklich aufmerksam zu machen wäre — die Beschwerde 
an den Katholischen Oberstiftungsrath zu. 

Mit Auflegung der Wahlakten ($ 24 der Wahlordnung für 
die Kirchengemeindevertretung) ist in diesem Fall bis zur end- 
giltigen Entscheidung der Sache zuzuwarten. 

8 19. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Zeitpunkt ihrer Ver- 
kündung in Wirksamkeit. 

Mit diesem Zeitpunkt treten die Vorschriften der unter dem 13. Mai 
1863 erlassenen „Wahlordnung für die Mitglieder der katholischen 
Stiftungscommissionen“ mit Ausnahme der Bestimmungen in den $$ 19 
und 20 derselben ausser Kraft. 

Die Vorschriften der Dienstinstruction für die vormaligen katho- 
lischen Stiftungscommissionen vom 29. Mai 1863 bleiben, soweit die- 
selben durch gegenwärtige Verordnung eine Abänderung nicht erfahren, 
auch weiterhin in Geltung. 

Diejenigen Mitglieder der katholischen Stiftungsräthe, welche nach 
den bisher bestandenen Vorschriften gewählt sind, bleiben in ihrem 
Amt bis zum Ablauf ihrer Dienstzeit bezw. bis zu dem in $ 16 Abs. 2 
dieser Verordnung bestimmten Zeitpunkt. 

Karlsruhe, den 26. November 1890. 

Grossherzogl. Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts. 

Nokk. Vdt. Böhm. 

5. Schwarzb.-Sondershausen. Min.-Verordn. 15.9. 91. Das un- 
befugte Reden an Grabesstätte betr. (Geldstrafe bis 150 Mk. oder Haft 
bis 6 Wochen.) Allg. K.Bl. 1892. S. 184. 

6. Erl. d. Oesterr. Finanzminist. v. 23.:6.91. Betr. d. Anwendung 
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d. gebührengesetzlichen Bestimmungen auf d. Verleihung geistl. Aemter 
u. Dienstesposten in d. verschied. Confessionen. (Auszug.) Arch. f. 
K.K.R. 67, 325. 
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2. Der am 10./11. 91 zusammengetretenen Preussischen Gen.-Syn. 
sind folgende Gesetzentwürfe unterbreitet worden. 1) K.G. betr. d. 
kirchl. Aufsicht üb. d. Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden: 
2) betr. das Pfarrwahlrecht d. K.Gemeinden; 3) betr. die Sterbe- u. 
Gnadenzeit bei Pfarrstellen; 4) betr. einige Abänderungen d. K.G. v. 
26./1. 81 über das Ruhegehalt d. Geistl. (abgedruckt mit Motiven: K.G. 
u. V.Bl. 1891, No. 4); 5) betr. Abänderung einiger Bestimmungen des 
K.G. betr. die Fürsorge f. d. Wittwen und \Waisen d. Geistl. v. 15.7. 
89; 6) betr. die Verlegung des Buss- und Bettages; 7) betr. die Auf- 
hebung v. Stolgebühren f. Taufen, Trauungen u. kirchl. Aufgebote 
(ebendas. No. 5). 

3. Fürstenth. Lippe. V. die theol. Prüfungen betr. v. 2.73. 91. 
Ges.-S. 1891, No. 9. 

4. Altenburg. Verfüg.d. Kult.-Min. die prakt. Ausbildung d. Kandi- 
daten f. d. Lehramt an höh. Schulen betr. v. 3./4 .91. Ges.-S. 1891, 8. 20. 

5. Fürstenth. Lippe. Ges. d. Diensteinkommen der mit Kirchen- 
dienst verbundenen Lehrerstellen betr. 18.!2. 91. Ges.-S. 1891, No. 7. 

6. V. 2.712. 189%. Die Gehaltsverbesserung der ev. Pastoren d. 
Landes betr. Ges.-S. 1890, S. 378. 

7. Weimar. II. Nachtr. z. d. Regulat. v. 12.4. 76 betr. die Auf- 
besserung d. Besoldungen d. ev. Geistl. u. die Errichtung eines Cen- 
tralfonds für dieselben v. 24./12. 9%. K.V.Bl. 1891, S. 233. 

8. Sachsen. K.G. 15./7. 91 die Pensionsberechtigung der Cantoren 
u. Organisten, sowie von Kirchnern u. anderen kirchl. Unterbeamten 
betr. V.Bl. 1891, S.69. 

Meiningen. K.G. betr. Gehaltsverhältnisse der Geistl. v. 23.6. 
1891. Sammilg. der Verordg. 1891, No. 4. 

10. Anhalt. K.G. v. 5.4. 1892 betr. eine Abänderung d. K.G. v. 
14.2. 83 (No. 632) wegen Feststellung des Diensteinkommens der Geist- 
lichen. Nach dem bisherigen Recht war das Diensteinkommen der 
Geistlichen dalıiu festgestellt gewesen, dass neben freier Wohnung das- 
selbe betragen sollte: 
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für Geistliche, die noch kein Pfarramt haben 1800 Mk. 


für Pfarrer bei der ersten Anstellung . . . 2100 „ 
nach Zurücklegung von 5 Dienstjahren . . 2700 „ 
a E „10 ; . .. 3300 „ 
a 2 „35 ” . . 4000 „ 
Bd , 4500 „ 
i . „ 30 i 5000 „ ; 


Nach dem nenen Gesetz erhalten Pfarrer nach Zurücklegung von 
20 Dienstjahren 4300 Mk. nebst freier Wohnung. (Ges.S. 1892. No. 870). 

11. Sachsen. Ges. d. Befreiung d. Geistl. u. Lehrer v. persön- 
lichen Anlagen zu Kirchenzwecken betr. v. 12.2. 92. Ges. u. V.Bl. 
S. 10. (bleibt nur noch bez. der bereits angestellten Geistlichen und 
Lehrer so. lange aufrecht erhalten, als dieselben nicht in andere Stellen 
übergehen, oder Gehaltszulagen erhalten und annehmen) nach V.v. 12.12. 
92 am 1. April in Kraft getreten. 

12. Fürstenth. Lippe. Ges. betr. d. Abänderung d. Gesetzes über 
die den Geistl. u. K.dienern aus Anlass der Einführung der bürgerl. 
Standesregister u. d. bürgerl. Form d. Eheschliessung zu gewährenden 
Entschädigung v. 12./9. 1877. — v. 20./2. 1891. Ges.S. 1891. No. 7. 

13. Hessen. K.G. 23.16. 91. betr. Aufhebung d. Accidenzien d. ev. 
Geistlichen. 

Ludwig IV. von Gottes Gnaden, Grossherzog von Hessen u. bei Rhein etc. 

Wir haben mit Zustimmung der evangelischen Landessynode und 
nach Anhörung Unseres Ministeriums des Innern und der Justiz ver- 
ordnet und verordnen wie folgt: 

81. Vom 1. April 1892 ab sind alle Gebühren der Geistlichen 
für von denselben zu verrichtende Amtshandlungen, wie sie ihnen seither 
in den meisten Gemeinden nach Herkommen oder ausdrücklicher Fest- 
setzung zustanden, aufgehoben. Es gehören darunter insbesondere die 
sogenannten Accidenzien für Taufen, Aussegnung der Wöchnerinnen, 
Trauungen und Beerdigungen, die Gebühren für Abhaltung der Vor- 
bereitung zum heiligen Abendmahl (Beichtpfennige etc.), die Ostern- 
oder Pfingst-Eier, die herkömmlichen Gaben der Confirmanden, die Ge- 
bühren für Eideserklärungen, für Haus-Communionen; dagegen gehören 
nicht darunter die aus Gemeinde- oder Kirchenkassen für besondere 
Gottesdienste (z. B. Kirchweihpredigten oder solche Gottesdienste, welche 
zur Erinnerung an Hagelschaden, Feuersbrunst etc. gehalten werden) 
gezalilten Vergütungen. 
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8 2. Die Geistlichen dürfen von dem genannten Tag ab für die 
erwähnten Amtshandlungen Gebühren oder Geschenke, welche ihnen 
an deren Stelle angeboten werden, nicht annehmen. 

8 3. In grösseren Gesammtgeimeinden, in welchen die Pfarrge- 
schäfte unter mehreren in denselben angestellten Geistlichen vertheilt 
sind oder eine Parochialeintheilung besteht, wird von sämmtlichen Geist- 
lichen erwartet, dass sie auch solche Amtshandlungen, bezüglich deren 
sie an sich nicht zuständig sind, auf besonderes Nachsuchen von Mit- 
gliedern der Gesamıntgemeinde vornelinen, wenn sie nach ihrem ge- 
wissenhaften Erınessen dadurch nicht in der Ausübung ihrer regelmäs- 
sigen Amtspflichten gehindert werden. Die geschäftliche Verbindung 
zwischen den mehreren Geistlichen wird für solche Fälle durch das 
Oberconsistorium geregelt. 

Die betreffenden Mitglieder der Gesammtengemeinde sind dagegen in 
solchen Fällen verpflichtet, wenn die nachgesuchte Aıntsllandlung von 
dem an sich nicht zuständigen Geistlichen vorgenommen wird, eine 
durch Beschluss des Kirchenvorstandes im Voraus festzusetzende Ge- 
bühr in den Kirchenfonds zu zalılen. Für etwaige, die festgesetzte 
Gebühr übersteigende besondere Gaben ist die Beifügung einer beson- 
deren kirchlichen Zweckbestimmung gestattet. Sind in der Gesamnt- 
gemeinde einzelne Parochialbezirke gebildet, dann ist die Gebühr zum 
Kirchenfonds des Geistlichen zu leisten, dem die Amtshandlung eigent- 
lich zusteht, die etwaige besondere Gabe zum Kirchenfonds des Geist- 
lichen, der die Amtshandlung vornimmt. Welche Gemeinden im Sinne 
dieses Paragraphen als grössere (desammtgemeinden zu betrachten sind, 
wird durch Beschluss des Oberconsistoriums festgesetzt. 

$ 4. Zu den nach $ 1 abgeschafften Gebühren gehört nicht die 
Vergütung für Kirchenbuchs-Auszüge und für Anfertigung von Stamm- 
bäumen, erstere insoweit nicht schon jetzt deren gebührenfreie Anfer- 
tigung vorgeschrieben ist; die erwähnten Gebülren sollen dem Geist- 
lichen in der Besoldungsnote nicht angeschlagen werden. 

Die Stellung eines Fuhrwerks, um den Geistlichen zu oder von der 
Vornahme einer Amtshandlung zu befördern, fällt nicht unter das Ver- 
bot des $ 2. An der in manchen Pfarreien bestehenden Verpflichtung 
der Filialisten, den Geistlichen behufs Vornahme von Amtshandlungen 
mit einem Fuhrwerk abzuliolen und zurückzubefördern, wird durch dieses 
Gesetz Nichts geändert. Wo für den Gang eines Geistlichen nach einem 
Filialort behufs Vornahme einer Amtshandlung die Bezahlung von Gang- 
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gebülhren herkömmlich ist, sind dieselben nach dem Durchschnitt der 
Kalenderjahre 1886—1890 in eine feste Vergütung zu verwandeln, welche 
von der betreffenden Filialgemeinde an den Geistlichen zu bezahlen ist. 

85. Für den Wegfall der in $ 1 erwähnten Gebühren, welche 
und insoweit sie in der Besoldungsnote angeschlagen sind, hat die Kir- 
chengemeinde vom 1. April 1892 ab den Anschlag in der Besoldungs- 
note auf ganze Mark nach Oben abgerundet, mit den sonstigen Er- 
trägen der Pfarrstelle an den Centralkirchenfonds (beziehungsweise hin- 
sichtlich derjenigen Geistlichen, auf welche das Gesetz vom 17. No- 
vember 1888 über den Gehaltsbezug der Geistlichen nach $ 7 und 10 
desselben keine Anwendung findet, an die Geistlichen direct) zu be- 
zahlen. Wenn die Erträgnisse des Kirchenfonds hierzu nicht hinrei- 
chen, ist der Betrag in derselben Weise wie die anderen kirchlichen 
Bedürfnisse aufzubringen. 

Wenn Zweifel darüber besteht, ob bestimmte herkömmliche Ge- 
bühren zu den nach $ 1 abgeschafften gehören und bei Festsetzung der 
Vergütung zu berücksichtigen sind, so entscheidet hierüber das Ober- 
consistorium endgiltig. 

8 6. In grösseren Gemeinden kann der Kirchenvorstand mit Ge- 
nehmigung des Oberconsistoriums beschliessen, für Haustaufen , soweit 
dieselben nicht durch Verordnung vorgeschrieben sind, eine Gebühr fest- 
zusetzen, welche jedoch nicht dem taufenden Geistlichen zu gut kommt, 
sondern in den Kirchenfonds zu entrichten ist. Der Kirchenvorstand 
ist befugt, unter Berücksichtigung der Verhältnisse im einzelnen Fall 
die Gebühr zu erlassen. 

8 7. In denjenigen Pfarreien, in welchen schon jetzt mit Geneh- 
migung der vorgesetzten Behörden eine feste Vergütung für die in $1 
erwähnten Amtshandlungen vereinbart ist, verbleibt es bei der Verein- 
barung; wenn dieselbe von dem dermaligen Geistlichen für seine Person 
ohne Verbindlichkeit für den Amtsnachfolger abgeschlossen sein sollte, so 
tritt an ihre Stelle die Bestimmung des $5. Gleiches findet statt wenn die 
Vereinbarung sich nur auf einzelne der in $ 1 erwähnten Gebühren be- 
zieht, für andere Amtshandlungen aber der Gebührenbezug noch besteht. 

Enthält die Vereinbarung Bestimmungen, welche mit den Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht im Einklang sind, so wird unser Oberconsistorium 
die nöthigen Verfügungen erlassen, um diesen Einklang herbeizuführen. 

$ 8. Unser Oberconsistorium ist mit der Ausführung dieses Ge- 
setzes beauftragt. 
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I. Abhandlungen. 


Der Mitgliedschaftserwerb in der evangelischen Landes- 
kirche und landeskirchlichen Ortsgemeinde Deutsch- 
lands. 


Historisch-dogmatisch dargestellt 
von 
Hermann Rehm, 
a. 0. Professor in Marburg. 


(Fortsetzung und Schluss.) 


3. Bekenntnissvoraussetzung. 


88. 

I. Wir gehen zu der zweiten Voraussetzung der Zugehörig- 
keit zu Landeskirche und Ortsgemeinde über, wie sie sich uns 
darstellte in dem Bekenntniss der lutherischen bezw. reformirten 
Glaubenslehre. Hat diese im Laufe des 19. Jahrhunderts eine 
Aenderung erfahren? In der That. 

Dass eine diesbezügliche Aenderung der Rechtsordnung nicht 
ausbleiben konnte, lässt sich unschwer erkennen, wenn wir die 
rechtliche Bedeutung, welche die Einführung des Prinzips der Be- 
kenntniss- oder Religionsfreiheit ') für das Domicilsrecht hatte, 
ins Auge fassen. 

Wir haben oben im Beginne des $6 gesehen, dass der Ueber- 
gang des Staates zu dem Grundsatz der Religionsfreiheit rechtlich 
N) Siehe hierüber Hinschius, Art. Gewissensfreiheit in v. Stengels W.B. 
des deutschen Verw.R., Bd. I S. 603. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. IT. 3. 22 
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gleichbedeutend ist mit landesrechtlich verordneter Beseitigung der 
Abhängigkeit des festen Wohnrechts des Staatsangehörigen im 
Staate von der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Bekenntniss, 
um es anders auszudrücken, mit der Verleihung eines festen reli- 
gionspolizeilichen Wohnrechtes an alle Staatsangehörigen ohne 
Unterschied des Glaubensbekenntnisses. 

Diese Freigabe der Religion musste, unterstützt von der durch 
Beseitigung der Nachsteuer und des gutsherrlichen Verbandes 
rechtlich, durch die Aufhebung kleinerer Territorien und Aus- 
bildung der Verkehrsmittel (Kunststrassen) thatsächlich erleich- 
terten Zugsfreiheit '), die Häufigkeit des Orts- und Staatenwechsels 
des Individuums ungemein fördern. Eine starke Mischung der 
Staats- und Ortsbevölkerung nicht bloss aus Angehörigen ver- 
schiedener Nationen und Stämme, sondern auch verschiedener Be- 
kenntnisse und zwar in verschiedenstem Stärkeverhältniss war die 
Folge. m: | 

Was nun die Beziehung der einzelnen evangelischen Bekennt- 
nisse zu einander anlangt, so war es bei der weitgehenden Ueber- 
einstimmung ihrer Grundgedanken naheliegend, dass dieselben bei 
starker Vermischung ihrer Angehörigen im Interesse der Ver- 
billigung der Kirchenverwaltung in rechtliche Verbindung traten. 

Es war unmöglich, zu verhindern, dass die Mitglieder der 
am Ort nur in grosser Minderheit befindlichen Bekenntnissgemein- 
schaft, wenn sie nicht im Stande waren, sich selbst die zur Ver- 
waltung der kirchlichen Gnadenmittel nöthigen Anstalten und Or- 
gane zu bestellen — selbst die Einführung von Simultaneen er- 
forderte noch immer die Aufstellung besonderer Kirchenbeamten 
für die einzelnen Religionen, da sich bei ihnen die Gemeinschaft 
nur auf die Kirchenanstalten bezog —, thatsächlich an den gottes- 
dienstlichen Einrichtungen und Versammlungen des anderen Be- 
kenntnisses theilnahmen. Die aequitas verlangte, dass diese Min- 
derheit sich auch an den Kosten der Kirchenverwaltung betheiligte. 


1) Vergl. Rehm, Art. Freizügigkeit im Handwörterbuch der Staats- 
wissenschaften (herausgeg. v. Conrad, Elster, Lexis, Löning) Bd. II 
1892 S. 673. 
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Der Uebergang von thatsächlicher zu rechtlicher Gottesdienstge- 
meinschaft, also eine rechtliche Verbindung der Angehörigen ver- 
schiedenen Bekenntnisses war demnach unabweisbar. 

War eine rechtliche Gottesdienst gemeinschaft erreicht, 
dann konnte um so weniger etwas gegen die Aufstellung gemein- 
samer Organe für die höhere Kirchenverwaltung, für die Hand- 
habung des Kirchenregiments, sprechen. | 

Einer solchen Gestaltung der höheren Kirchenverwaltung 
stand sogar da nichts im Wege, wo die verschiedenen Bekenntniss- 
genieinschaften, weil sich örtlich das Gleichgewicht haltend, von 
einer lokalen Verwaltungseinheit Abstand nahmen, denn in der 
höheren Gemeinschaft machen sich die konfessionellen Gegensätze 
weniger geltend, als beim örtlichen Zusammensein, indem der 
Natur der Umstände entsprechend nur die örtlich beisammenwoh- 
nenden Bekenner der nämlichen Religion, nicht die ganze Gesammt- 
heit derselben zu gottesdienstlicher Versammlung zusammentreten, 
mit anderen Worten, die Vereinigung der Bekenner eines Ortes 
eine Gottesdienstgemeinschaft, die Vereinigung der Bekenner 
des ganzen Landes nur eine Kirchenregimentsgemeinschaft ist. 

Bezüglich der uns interessirenden Fragen erforderte diese Ein- 
richtung von kirchenrechtlichen Verwaltungsgemeinschaften ver- 
schiedener Bekenntnisse eine Abänderung der Kirchenverfassung 
dahin, dass der Satz, dass die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde 
bezw. Landeskirche an die Voraussetzung eines bestimmten der 
beiden evangelischen Bekenntnisse gebunden sei, aufgehoben wurde. 

Unterziehen wir die neueren Kirchenordnungen in dieser Rich- 
tung einer Durchsicht, so zeigt sich sofort, dass jene Rechtsregel 
in Wirklichkeit Aenderungen unterworfen wurde. Wenn nicht 
überall und, wo es geschehen, nicht in gleichem Umfange, so er- 
klärt sich dies aus den Gradunterschieden der religiösen Mischung 
der Bevölkerung in Staat und Gemeinde. Am weitesten und voll- 
ständigsten konnte diese Verfassungs- und Verwaltungseinheit 
durchgeführt werden, wenn sich die einzelnen Bekenntnisskirchen 
unter Beiseitesetzen der Trennungspunkte zu einer konfessionellen 


Einheit, zu einer Bekenntnisseinheit, zu einer Bekenntniss- 
22% 
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union, einer einheitlichen Bekenntnisskirche zu vereinigen 
vermochten. Dann stand der kirchlichen Rech tsgemeinschaft 
gar nichts im Wege, denn dann gab es für die Gestaltung der 
Kirchenverfassung überhaupt nur eine evangelische Konfession !) 
zu berücksichtigen. 

Noch ist eines zu bemerken. Die Verschiedenheit des Wesens 
von örtlicher und Landeskirchengemeinschaft , die darin besteht, 
dass nur die erstere, nicht auch die letztere Gottesdienstgemein- 
schaft ist, letztere vielmehr sich nur als Regimentsgemeinschaft 
darstellt, macht es erklärlich, wenn die Rechtsordnungen in den 
uns angehenden Fragen der Verschiedenheit des religiösen Bekennt- 
nisses auf die Gestaltung der Ortskirchenverfassung einen grösseren 
Einfluss gewähren, als auf die Organisation der Landeskirche. Es 
lässt sich daher erwarten, dass die neuen Kirchengesetze hinsicht- 
lich der Frage des Einflusses des Bekenntnisses auf die Zugehörig- 
keit zur Kirchenrechtsgemeinschaft für die Mitgliedschaft in der 
Landeskirche und Kirchengemeinde verschiedene Voraussetzungen 
aufstellen und zwar für die Mitgliedschaft in der Landeskirche 
weniger strenge, als für diejenige in der Ortskirchengemeinde. 

II. Wenn wir nach diesen einleitenden Erörterungen den 
Inhalt der neuen Kirchenverfassungsgesetze in den berührten Punkten 
darlegen, so haben wir drei Gruppen derselben zu unterscheiden, 
zwei äussere und eine vermittelnde. Auf der einen Seite stehen 
die Kirchen, welche der Verschiedenheit des evangelischen Bekennt- 
nisses rechtlichen Einfluss auf die Frage der Zugehörigkeit zu den 
kirchlichen Gemeinwesen einräumen, ihnen entgegengesetzt die- 
jenigen, welche dies nicht thun, und im Mittel zwischen beiden 
befinden sich jene Kirchenordnungen, welche die Verschiedenheit 
theils berücksichtigen, theils unberücksichtigt lassen. Da die Landes- 
kirche sich immer aus Ortskirchengemeinden zusammensetzt, ist 
eine nur theilweise Rücksichtnahme auf die konfessionelle Ver- 
schiedenheit allein in der Weise denkbar, dass dieselbe bei der 
Bestimmung der Zugehörigkeit zur Ortsgemeinde, nicht dagegen 


'!) Vergl. hierüber auch Zorn, Art. evangelische Kirche in v. Stengels 
W.B. des deutschen Verw.R. Ed. IS. 268. 
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bei Bestimmung der Zugehörigkeit zur Landeskirche beachtet wird, 
nicht in der Weise, dass die Verschiedenheit hinsichtlich des landes- 
kirchlichen, nicht dagegen hinsichtlich des ortskirchlichen Mit- 
_ gliedschaftsverhältnisses Berücksichtigung erfährt. Die im Mittel 
stehenden Kirchengesetze bilden somit nur eine Gruppe Die 
Kirchenordnungen zerfallen demnach 1) in solche, welche die Ver- 
schiedenheit der evangelischen Bekenntnisse bei Orts- und Lan- 
deskirchenangehörigkeit, 2) in solche, welche sie nur bei der 
Ortskirchenangehörigkeit und 3) in solche, welche sie bei keinem 
der beiden Statusrechte berücksichtigen. 

Ill. Weitaus die grosse Mehrzahl der Staaten gehört der 
ersten Gruppe an. Orts- und Landeskirche umfassen von Rechts- 
wegen nur Anhänger einer bestimmten evangelischen Konfession, 
der lutherischen, reformirten oder unirten. 

Was zunächst die Mitgliedschaft in der Landeskirche an- 
geht, so haben eine nach Gesetz konfessionell ungemischte, nur 
aus Anhängern desselben Bekenntnisses sich zusammensetzende 
lutherischeLandeskirche Sachsen, Schleswig-Holstein, 
Braunschweig, Schaumburg, beide Mecklenburg, Al- 
tenburg, Koburg- Gotha, Schwarzburg-Sonders- 
hausen und Rudolstadt, Fürstenthum Lübeck, Reuss ältere 
und jüngere Linie, Lübeck und Hamburg; eine nur aus Unirten 
bestehende Landeskirche Baden, die Rheinpfalz, Anhalt, 
Waldeck, Fürstenthum Birkenfeld; eine rein reformirte 
Landeskirche Frankfurt a. M., eine rein reformirte und rein 
lutherische Hannover. 

Im Nachstehenden seien die Beweisstellen angeführt. Der 
Beweis gründet sich zum Theil nur auf den Namen „evangelisch- 
lutherische“ Kirche etc. Allein mangels besonderer gesetzlicher 
Ausnahmen ist anzunehmen, dass das früher geltende Recht, wo- 
nach die Landeskirche nur Angehörige desselben Sonderbekennt- 
nisses umfasst, forterhalten wurde. 

Sachsen: Kirchenvorstands- und Synodalordnung für die 
evangelisch-Jutherische Kirche des Königreichs Sachsen vom 
30. März 1868 mit Eingang: „Vertretung der gesammten evan- 
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gelisch-Jutherischen Landeskirche“ (Friedberg, Verf.Ges. 
S. 363). 

Schleswig-Holstein: Allerh. Erlass betr. die Ein- 
führung emer K.G. und Syn.O. für die evangelisch-lJutherische 
Kirche der Provinz Schleswig-Holstein mit Ausschluss des Kreises 
Lauenburg vom 4. Nov. 1876 (ebenda S. 196). 

Braunschweig: Ges. vom 31. Mai 1871, die Errichtung 
einer Landessynode und eines Synodalausschusses für die evan- 
gelisch-lJutherische Kirche des Landes betr. $ 7: „Für die 
evangelisch - lutherische Kirche Unseres Herzogthums soll eine 
Landessynode und ein Ausschuss derselben bestehen“ (S. 779); 
hiezu auch $ 1 des Ges. vom 27. März 1882 betr. den Erlass von 
Kirchengesetzen u. s. w. für die evang.-luth. Landeskirche (S. 795). 

Schaumburg: siehe Friedberg, evang. V.R. S. 33. 

Mecklenburg - Schwerin und Strelitz: Verordnungen vom 
2. Januar 1880 betr. das Verfahren in Konsistorialsachen und das 
Oberkirchengericht für evangelisch-lutherische Kirchendiener $ 4: 
»Evangelisch-lutherischeLandeskirche« (Friedberg, V.Ges.S.864). 

Altenburg: Patent, die Publikation einer K.G.O. für die 
evangelische Landeskirche des Herzogthums ‘Sachsen - Altenburg 
betr. vom 8. Febr. 1877: „Die im Nachstehenden publicirte Kirchen- 
gemeindeordnung mit der Massgabe, dass dadurch keineswegs an 
dem auf der lutherischen Reformation beruhenden Bekennt- 
nisstand der gesammten Landeskirche wie am Bekenntnisstand der 
einzelnen Gemeinde etwas geändert werden solls (S. 673); vergl. 
auch Grundges. vom 29. April 1861 $ 128 u 132. 

Koburg-Gotha: Friedberg, ev. Verf.R. 8. 33. 

Schwarzburg-Sondershausen: Ges. betr. die Neu- 
gestaltung der Kirchen- und Schulbehörden vom 9. Dez. 1865 $ 2: 
„Evangelisch-Iutherische Kirche“ (V.Ges. S. 708). 

Rudolstadt: Friedberg, evang. V.R. S. 33. 

Fürstenthum Lübeck: Friedberg, V.G. S. 559. 

Reussä. L.: Ges. vom 7. April 1880, die Vertretung der 
Kirchengemeinden betr., $ 2: »Bekenntniss der evangelisch -luthe- 
rischen Landeskirche« ($. 736). 
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Reussj. L.: Friedberg, evang. V.R. S. 33. 

Lübeck: Bestimmungen betr. das Seniorat der evangelisch- 
lutherischen Kirche des Lübeck’schen Freistaates vom 28. Okt. 
1871: „Evangelisch - lutherische Kirche des Lübeck’schen Frei- 
staates“ (V.Ges. S. 908). 

Hamburg: Verf. der evangelisch -lutherischen Kirche im 
hamburgischen Staate vom 14. Juli 1876 $ 2: „Die evangelisch- 
lutherische Kirche im hamburgischen Staate ist ein Glied 
in der gesammten evangelisch - lutherischen Kirche (S. 913 u. 1. 
Erg.Bd. S. 173). 

Baden: Verf. der vereinigten protestantischen Kirche des 
Grossherzogthums Baden vom 5. Sept. 1861 $ 1: „Die vereinigte 
evangelisch - protestantische Kirche des Grossherzogthums Baden, 
welche mit der evangelischen Gesammtkirche Christum als ihr all- 
einiges Haupt erkennt, bildet einen Theil der evangelischen Kirche 
Deutschlands. Ihr Bekenntniss findet sich in der Unionsurkunde 
und deren gesetzlichen Erläuterungen ausgesprochen“. 

Rheinpfalz: Friedberg, evang. V.R. und Lehrbuch 
des kath. und evang. Kirchenrechts 3. Aufl. 1889 S. 91 N. 8. 

Anhalt: Kirchenge. vom 29. Jan. 1880: „Einheitlich 
unirte Landeskirche* (Friedberg, V.R. 8. 28 N. 3) 

Waldeck: Friedberg $S. 832 und Syn.O. für die ver- 
einigte evangelische Kirche der Fürstenthümer Waldeck und Pyr- 
mont vom 18. Febr. 18738 1: „Die vereinigte evangelische Kirche 
der Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont bildet einen Theil der 
evangelischen Gesammtkirche Deutschlands, steht daher auf dem 
Grund der heiligen Schrift und bleibt in Uebereinstimmung mit 
den Grundsätzen der Reformation, wie dieselben ın deren Bekennt- 
nissen, namentlich der Augsburgischen Konfession, enthalten 
sind“ (V.Ges. S. 848). 

Birkenfeld: Friedberg 8. 559 und evang. VR. S. 28. 

Frankfurta. M.: Friedberg, V.R.S. 34. 

Hannover: K.Vorstands- und Syn.O. für die evangelisch- 
lutherische Kirche des Königreichs Hannover vom 9. Okt. 
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1864 (V.Ges. S. 129), für die „evangelisch-reformirte Kirche“ 
der Provinz Hannover vom 12, April 1882 (S. 167). 

Hinsichtlich der badischen Landeskirche könnte man 
zweifelhaft sein, ob nicht das allgemeine evangelische Glaubens- 
bekenntniss als Grundlage der Zugehörigkeit zu ihr genügen könnte, 
nachdem sie sich als einen Theil der evangelischen Kirche«s 
Deutschlands bekennt, allein, da die Verfassung andererseits in un- 
mittelbarem Anschluss an diesen Satz, wie oben ersichtlich, indirekt 
sagt, dass ihr Bekenntniss von dem allgemein christlich-evange- 
lischen sich unterscheide und nach dem unten mitzutheilenden $ 8 
der Verf. auch für die Mitgliedschaft in der Ortskirche das Bekennt- 
niss des Unionsglaubeus die Voraussetzung bildet, darf jenem ersten 
Satze der Verfassung hinsichtlich der Bedeutung des Bekenntnisses 
für die Frage der Mitgliedschaft in der Landeskirche kein Gewicht 
beigemessen werden. Wie wir später seben werden, ist der Hin- 
weis auf die Verbindung der Landeskirche mit der deutschen 
evangelischen Kirche in anderer Richtung von Erheblichkeit. 

IV. In den gleichen Territorien, in welchen nach dem Vor- 
stehenden von Rechtswegen ungemischte Landeskirchen bestehen, 
sind auch die evangelischen Kirchengemeinden nach Rechtssatz 
- konfessionell einheitlich zusammengesetzt. Hiezu kommen noch 
die lutherischen und reformirten Gemeinden in Württemberg 
und im Fürstenthum Oldenburg, die lutherischen Gemeinden 
in Sachsen-Meiningen und die unirten Gemeinden in der sog. 
Neustadt zu Hildburghausen, sowie die lutherische Stadtge- 
meinde von Frankfurta. M. 

Württemberg: Friedberg, V.R. Ss. 33. 

Oldenburg: V.G. derevangelisch-Jutherischen Kirche 
des Herzogthuns Oldenburg v. 11. Aprıl 1853 (V.Ges. S. 560) und Ges. 
v. 22. Febr. 1856 betr. die Regelung der kirchlichen Einrichtungen 
in den evangelischen Gemeinden des Amtes Kniphausen und deren 
Verhältnis zur evangelisch-Iutherischen Kirche des Herzogthums 
Oldenburg: „Die aus sämmtlichen Eingesessenen reformirter Kon- 
fession im Amte Kniphausen gebildete, zur Kirche zu Akkum sich 
haltende reformirte Kirchengemeinde“. 
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Meiningen: Friedberg S. 697 und V.R. S. 33. 

Frankfurt a. M.: Gemeindeordnung für die evang.-luth, 
Kirche in Frankfurt a. M.v.1872 (Friedberg V.Ges. 5. 266), Art. 1: 
„Die evangelisch-lutherische Gemeinde von Frankfurt a. M. und 
Sachsenhausen bilden ein Ganzes“; Art. 2: „Mitglieder der Ge- 
meinde sind diejenigen im hiesigen Stadtbezirk ihren gesetzlichen 
Wohnsitz habenden Personen, welche ihre Zugehörigkeit zur evan- 
gelischen Kirche durch die Taufe oder die Konfirmation oder durch 
das Zeugniss einer zuständigen evangelisch-Jutherischen Kirchen- 
behörde nachgewiesen haben“; Art. 6: „Durch Uebertritt zu 
eineranderen Konfession hört die Gemeindemit- 
gliedschaft auf“. 

Innerhalb des Rechtes dieser Landeskirchen besteht nur der 
eine Unterschied, dass nach den Kirchenordnungen des einen Theils 
und zwar des grösseren Voraussetzung der Zugehörigkeit zur 
Kirchengemeinde das lutherische etc. Glaubensbekenntniss ist, nach 
anderen dagegen die Mitgliedschaft in der betreffenden Landeskirche. 

So heisst es z. B. in der Verfassung der evang.-lutherischen 
Kirche von Hamburg vom 1. Januar 1883!) $ 3: „Mitglied 
einer Gemeinde ist, wer der evangelisch-lutherischen Kirche an- 
gehört und seinen rechtlichen Wohnsitz in der Gemeinde hat“, ?) 
oder ir derjenigen für die evangelisch-lutherische Kirche des Her- 
zogthums Oldenburg?) vom 11. April 1853 $ 7: „Der Wohn- 
sitz innerhalb des Pfarrsprengels begründet für jedes Mitglied der 
evangelisch-lutherischen Kirche die Einpfarrung und damit die 
Theilnahme an den Rechten und Pflichten des Gemeindegenossen * ; 
dagegen in der badischen Kirchenverfassung vom 5. Sept. 1861 
(S. 477) 88: „Der dauernde Aufenthalt innerhalb des Kirchspiels 
begründet für jedes Mitglied der vereinigten evangelisch-pro- 


ı, Friedberg S. 913. 

2) Vergl. auch Ordnung für die evang. luth. Gem. der Stadt Lübeck 
und zu Sankt Lorenz v. 8. Dec, 1860 Art. 1 (S. 894), für Travemünde 
v. 24. Mai 1862 (S. 900), K.G. und S.O. für Sachsen- Meiningen y. 4. Jan. 
1876 8 4 (S. 737). 

s) Friedberg S. 567. 
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testantischen Kirche die Einpfarrung etc.“ oder in dem württem- 
bergischen schon öfters eitirten Ges. v. 14. Juni 1887 Art. 5: 
„Kirchengemeindegenossen sind alle Mitglieder der evangelischen 
Landeskirche, welche in einem Kirchspiel Württembergs ihren 
Wohnsitz im rechtlichen Sinne des Wortes haben“'). 

Wir haben früher nachzuweisen versucht, dass diese Mitglied- 
schaft in der Landeskirche nicht als Zugehörigkeit zur Landeskirche 
im Rechtssinne, sondern zur Landes-Bekenntnisskirche aufzufassen 
ist. Nichtsdestoweniger entbehrt der genannte Unterschied im 
Wortlaut der Kirchenordnungen nicht jeder rechtlichen Bedeutung. 

Im ersten Fall, wenn Voraussetzung der Ortskirchenmitglied- . 
schaft nach Wortlaut des Gesetzes lediglich die Zugehörigkeit zur 
lutherischen etc. Kirche schlechthin ist, reicht für den Erwerb der 
Ortskirchenangehörigkeit die Taufe Seitens irgend eines lutherischen 
Geistlichen, die Erziebung des Getauften im allgemeinen lutherischen 
Glauben oder die Konfirmation nach demselben ?), die Entscheidung 
für das lutherische Bekenntniss nach Eintritt in das Diskretions- 
alter?) aus. Im anderen Fall muss neben der Thatsache des 


') Siehe auch K.G.O. für Altenburg v. 8. Febr. 1877 $ 1 Abs. 2 (S. 673) 
und Reuss ä. L., Ges. v. 7. April 1880 8 4 (Friedberg S. 737). 

2) Unrichtig ist es, wenn Köhler a. a. O. S. 97 und 98 die evange- 
lische Taufe deswegen nicht als ausreichend zur Begründung def Eigen- 
schaft des „evangelischen Glaubensgenossen* (im Sinne des $ 9 der Ver- 
fassung der grossherzogl. hessischen Kirche v. 6. Jan. 1874; s. u. S, 346) an- 
sieht, weil von der evangelischen Kirche auch die Taufe anderer christlicher 
Gemeinschaften anerkannt werde, und deshalb zur Begründung dieser Eigen- 
schaft die Konfirmation fordert. Allein die Taufe anderer christlicher Ge- 
meinschaften erkennt die evangelische Kirche, wenn nichts anderes hinzu- 
tritt, doch nur als hinreichend zur Aufnahme in das Christenthum über- 
haupt an und der Konfirmation bedarf es, wenn evangelische Taufe oder 
Erziehung vorausgeht, doch nur zum Erwerb des kirchlichen Bürgerrechts, 
nicht zu dem der einfachen Zugehörigkeit zur evangelischen Bekenntnisskirche. 

®) Wofür eine der Formen, aber nicht die einzige, die Theilnabme an den 
Sakramenten ist. Letzterer Ansicht scheinen dagegen die Motive zum grossh. 
hessischen Ges. über die bürgerlichen Wirkungen des Austrittes aus einer 
Kirchen- oder Religionsgesellschaft vom 10. Sept. 1878 zu sein: „Da im 
Verhältniss der bestehenden Kirchen unter einander seit Jahrhunderten eine 
feste gegenseitig anerkannte Form des Uebertritts, die Theilnahme an den 
Sakramenten, besteht“ ... (vergl. Köhler a. a. O. S. 62). 
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Erwerbs der Zugehörigkeit zur allgemeinen lutherischen Kirche 
in einer der vier angegebenen Weisen ein gerade auf das Bekenntniss 
der betreffenden Landeskirche gerichteter Bekenntnissakt vor- 
liegen, z. B. die Taufe durch einen Geistlichen dieser Landeskirche, 
dıe Konfirmation im Bereiche derselben, die Theilnahme an ihrem 
Gottesdienst, an ihren kirchlichen Wahlen, an ihren kirchlichen 
Umlagen oder irgend eine andere ausdrücklich oder stillschweigend 
auf die betreffende Landeskirche bezügliche Bekenntnisshandlung, 
eine Handlung, aus der sich ausdrücklich ergibt oder darauf 
schliessen lässt, dass das Individuum sich eben zunı Bekenntniss 
dieser Landeskirche hält!) ?). 

Was das württembergische Recht noch im Besonderen 
angeht, so scheinen die Ausdrücke „evangelische Kirchen- 
gemeinde“ ®) und „evangelische Landeskirche“ auf den ersten 
Blick für Nichtberücksichtigung des Unterschieds der evangelischen 
Konfessionen zu sprechen, allein ein näheres Zusehen ergibt, dass 
unter evangelischer Kirchengemeinde und Landeskirche im würt- 


ı) Auch Steinheil hebt a.a. O.S.8 an der Hand der diesbezüglichen 
Motive, Kammer- und Synodalverhandlungen bezüglich des württembergischen 
Rechtes hervor, der Betreffende müsse die Einrichtungen der württember- 
gischen Landeskirche benützen, sich faktisch, was Rechte bezw. Pflichten 
betreffe, als Mitglied derselben gerieren. Das geschehe nicht bloss durch 
Taufe, Konfirmation, Konfessionserziehung, sondern auch durch Theilnahme 
des Betreffenden bezw. seiner Familie am Gottesdienst, an den Sakramenten, 
dem Konfirmationsunterricht, Konfirmation, Religionsunterricht, an den 
kirchlichen Wahlen und kirchlichen Umlagen. 

2) Somit dürfte der Satz Friedberg’s, ev. VerfR. S.2: „Die einzelnen 
Landeskirchen haben die von den Dienern einer fremden vollzogenen kirch- 
lichen Akte der Taufe, Konfirmation (und Trauung) stets als einen auch für 
sie rechtswirksamen anerkannt“ für die Frage der Zugehörigkeit zur Kirchen- 
gemeinde teilweise Einschränkung erleiden (vergl. daselbst auch S. 271). 
S. 270 dagegen spricht Friedberg nur von der Aufnahme in die allge- 
meine christliche Kirche, wenn er dort sagt: „Dabei hat stets der Grund- 
satz geherrscht und gilt noch jetzt, dass, wer irgendwo evangelischer Christ 
... geworden ist, überall als ein solcher angenommen werden müsse, dass 
also die aufnehmende Kirche durch jeden im Amt befindlichen Pfarrer recht- 
lich wirksam vertreten werde“. 

8) Ges. v. 14. Juli 1887 betr. die Vertretung der evangelischen 
Kirchengemeinden und Art. 5 daselbst: „evangelische Landeskirche“. 
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tembergischen Rechte nur die entsprechenden lutherischen 
Religionsgemeinschaften zu verstehen sind. 

In der Verordnung vom 25. Januar 1851 betr. die Einführung 
von Pfarrgemeinderäthen in der evangelischen Landeskirche heisst 
es in Art. 1: „In jeder evangelischen Pfarrgemeinde wird ... ein 
Pfarrgemeinderath gebildet, welcher auf dem Grund der heiligen 
Schrift und im Einverständniss mit den ursprünglichen Bekennt- 
nissen der deutschen Reformation, vornehmlich der Augs- 
burger Konfession, die Leitung der kirchlichen Angelegenheiten 
der Pfarrgemeinden . . . besorgt“ und die Landessynodalordnung 
von 1883 sagt im Art. 22: „Das Bekenntniss der evangelisch- 
lutherischen Kirche bildet keinen Gegenstand der kirchlichen 
Gesetzgebung“ '). 

V. Den Uebergang zur zweiten Gruppe, welche nur die Zu- 
gehörigkeit zur Ortsgemeinde von einem bestimmten evangelischen 
Bekenntniss abbängig macht, dagegen hinsichtlich der Mitglied- 
schaft in der Landeskirche von einer Berücksichtigung der kon- 
fessionellen Unterschiede innerhalb des evangelischen Glaubens- 
bekenntnisses absieht, stellen diejenigen Landeskirchen dar, welche 
neben einer überwiegenden Mehrzahl konfessionell reiner Gemein- 
den des einen Bekenntnisses auch eine Minderzahl konfessionell 
reiner Gemeinden eines anderen evangelischen Bekenntnisses um- 
fassen. Hieher gehören die evangelische Kirche Württembergs, 
des Herzogthums Oldenburg und Sachsen-Meiningens. 

Diese Landeskirchen umfassen neben lutherischen Kirchen- 
gemeinden ausnahmsweise auch reformirte bezw. unirte. 

Die reformirten Gemeinden Württembergs mit Ausnahme 
derjenigen von Stuttgart und Cannstatt sind der evangelischen 
Landeskirche angeschlossen ?). Die aus sämmtlichen Eingesessenen 
reformirter Konfession im Amte Kniphausen zusammengesetzte, 
zur Kirche zu Akkum sich haltende reformirte Gemeinde bildet 


ı) Friedberg, 2. Erg.Bd. 1890 S. 10 und 22. 

®), Die von Kornthal und Wilhelmsdorf haben sich später 
wieder davon getrennt. Siehe das Nähere bei Friedberg, ev. V.R.S, 33 
und Lehrbuch des K.R. 3. Aufl. S. 91. N. 18. 
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nach Ges. vom 22. Febr. 1856 „einen Theil der evangelischen 
Kirche des Herzogthums Oldenburg“'). Die K.G. und Syn.O. 
für die evangelische Kirche Sachsen-Meiningens vom 4. Jan. 
1876 gilt nach ihrem $ 63 auch für die unirten Gemeinden in der 
Neustadt zu Hildburghausen’). 

Diese Landeskirchen sind als Bekenntnisskirchen lutherische 
Kirchen, obgleich sie sich als evangelische bezeichnen. Für die 
Kirche Württembergs ist dies oben nachgewiesen, für Ol- 
denburg ergibt es sich aus Art. 1 und 2 des Verfassungsgesetzes 
vom 11. April 1853°), für Meiningen aus der Einleitung zur 
K.G. u. S.O. vom 4. Jan. 1876, worin bestätigt wird, dass der 
Bekenntnissstand der evangelischen Kirche des Landes auf der 
lutherischen Reformation beruhe. Als Verfassungskirchen, 
als Kirchen im Rechtssinne, sind diese Kirchen konfessionell ge- 
mischte Religionsgemeinschaften. Dass bei dieser Mischung die 
reformirten bezw. unirten Gemeinden jedoch nur ausserordentliche 
Bestandteile der Landeskirche bilden, kommt rechtlich darin zum 
Ausdruck, dass, während die Angehörigen der lutherischen Kon- 
fession durch Niederlassung ini Gebiet der Landeskirche unmittel- 
bar Mitglieder derselben werden, die Bekenner der reformirten 
bezw. unirten Konfession nur dadurch in den landeskirchlichen 
Verband eintreten, dass sie mittelst Niederlassung die Angehörig- 
keit einer reformirten bezw. unirten Gemeinde im Gebiet der 
Landeskirche erwerben. Wir haben hier also eine Ausnahme von 
der Regel, dass der Erwerb der Mitgliedschaft in der Landeskirche 
von Zugehörigkeit zur Ortsgemeinde unabhängig sei. 

VI. Vollkomn:ien rein wird die zweite Gruppe durch die Kirche 


1 Friedberg V Ges. 8.581. Das Kirchspiel Fedderwarden ist 
gemischt. Tamit gehörtt Oldenburg zum Theil der dritten Gruppe an. 

2) Ebenda S. 686. 

8°) „Die evangelisch - lutherische Kirche des Herzogthums OldenLurg ist 
ein Theil der evangelischen Kirche Deutschlands und betrachtet sich mit 
dieser als ein Glied der evangelischen Gesammtkirche. Sie steht demnach 
auf dem Grund der heiligen Schrift und bleibt in Uebereinstimmung mit 
den Bekenntnissen der deutschen Reformation, vornehmlich mit der augs- 
burgischen Konfession“ (Friedberg S. 560). 
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Lippe-Detmolds und die Landeskirchen der Konsistorialbezirke 
Kassel und Wiesbaden, sowie durch die protestantische Kirche 
des diesrheinischen Bayerns repräsentirt. _ | 

In Lippe-Detmold bestehen rein reformirte und vier rein 
lutherische Ortskirchengemeinden !). 

Bis zur Verordnung vom 19. Oktober 1882 über den Beitritt 
der lutherischen Gemeinden zur Landessynode bestanden in Lippe 
zwei Landeskirchen, eine reformirte und eine lutherische. Nun 
sind sie zu einer einzigen vereinigt, in welcher die Mitgliedschaft 
durch Zugehörigkeit zum reformirten oder lutherischen Bekennt- 
niss erworben wird. Beweis hiefür ist die Aenderung des Wort- 
lautes des Gelöbnisses der Mitglieder des Landessynode in Folge 
der landeskirchlichen Vereinigung der lutherischen mit den refor- 
mirten Gemeinden des Landes. Bis dahin hatten die Mitglieder 
der Landessynode (nach der V. vom 12. Sept. 1878 die Einführung 
einer Landessynode betr. $ 6)?) zu geloben, dass sie ihre Obliegen- 
heiten als Mitglied der Synode dem Worte Gottes und den Ord- 
nungen der reformirten Landeskirche gemäss erfüllen wollen; 
nunmehr haben sie eidlich zu versichern (nach $ 6 der V. vom 
19. Okt. 1882), diese Obliegenheiten „dem Worte Gottes und den 
bestehenden kirchlichen Ordnungen gemäss“ erfüllen zu 
wollen. 

Die Presbyterial- und Synodalordnung für den Regierungs- 
bezirk Kassel vom 16. Dez. 1885?) kennt grundsätzlich nur 
konfessionell ungemischte Ortskirchen der verschiedenen evange- 
lischen Bekenntnisse, reformirte, lutherische und unirte*); doch 


1) Vergl. Friedberg S. 871 und 872; dann V. v. 18. Febr. 1876 die 
Kirchenvorstände u. s. w. der reformirten Kirchengemeinden des Landes 
betr. (S. 873) und V, v. 19. Okt. 1882 den Beitritt der lutherischen 

Gemeinden des Landes zur Landessynode betr. (S. 885). 
») Friedberg S. 880. 

*) Ebenda 1. Erg.Bd. S. 52. 

*)$ 1 Abs. 1 u. 2: „Die Kirchengemeinden der im Bezirk des Konsi- 
storiums zu Kassel bestehenden drei evangelischen Kirchengemeinschaften 
(der reformirten, der lutherischen und der unirten [Hanau und Fulda]) haben 
ihre Angelegenheiten innerhalb der gesetzlichen Grenzen selbst zu verwalten. 
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hält sie nach ausdrücklicher Bestimmung ‚von $ 1, Abs. 5) en 
weichende Ordnungen“ aufrecht. 

Die Gesammtheit dieser konfessionell getrennten ae 
sind zu einer ') Landeskirche vereinigt, hinsichtlich welcher die 
Kirchenordnung für die Frage des Erwerbs der Mitgliedschaft — 
wie aus dem zusammenfassenden Ausdruck: „Kirchengemeinden 
der ım Bezirk des Konsistoriums zu Kassel bestehenden drei evan- 
gelischen Kirchengemeinschaften* ($ 1, Abs. 1) erhellt — von der 
Voraussetzung eines bestimmten evangelischen Sonderbekenntnisses 
abgesehen haben will. 

Analog bestimmen sich die Rechtsverhältnisse im Amtsbezirk 
des Konsistoriums zu Wiesbaden. 

Welche Arten von .evangelischen Gemeinden in diesem Kon- 
sistorialbezirk vorhanden sind, lässt sich aus $ 1 Abs. 1 der 
Kirchen- und Synodalordnung vom 4. Juli 1877 ersehen, indem 
derselbe angibt, auf welche Kirchengemeinden diese Kirchenordnung 
Anwendung finden soll. Sie soll gelten für „die evangelisch-christ- 
lichen — d. h. gemäss $ 1 Abs. 3°) unirten — Kirchengemeinden 
des vormaligen Herzogthums Nassau, sowie für die evangelischen 
(die lutherische, die reforwirte und die durch gegenseitige Ueber- 
einkunft unirte Konfession in sich begreifenden) Kirchengemeinden 
der Dekanate Biedenkopf und Gladenbach (früher Rhein- 
hessen) und die reformirten und lutherischen Kirchengemeinden 
des Dekanats Homburg“. 

Dass diese Gemeinden konfessionell ungemischt sind, folgt aus 
& 2, der bestimmt: „Der Wohnsitz in dem Kirchspiel bildet für 
jeden G@laubensgenossen — also nicht für jeden evangeli- 


Mitglied der Kirchengemeinde ist derjenige, welcher 1) seinen Wohnsitz in 
der Gemeinde hat und 2) dem Bekenntniss derselben angehört“. 

!) Beweis hiefür ist die „Gesammtsynode“ 8& 55. 

?) „In Bezug auf Lehre und Bekenntnisstand der evangelisch-christlichen 
Kirchengemeinden Nassaus bestehen das nassauische Edikt v. 11. Aug. 1817 
betr. die Vereinigung der evangelisch-lutherischen und evangelisch-refor- 
mirten Kirchen, ferner das nassauische Edikt v. 8. April 1818 betr. die Fest- 
setzung der äusseren Verhältnisse der evangelisch-christlichen Kirche in dem 
Herzogthum Nassau vor wie nach zurecht.“ 
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schen , sondern für jeden speziellen Glaubensgenossen -— die Ge- 
meindeangehörigkeit mit allen Rechten und Pflichten nach Mass- 
gabe dieser Kirchenordnung“. 

Die evangelische Kirche des diesseitigen Bayern umfasst 
als Rechtskirche von Rechtswegen Bekenner des lutherischen wie 
des reformirten Glaubens. Obgleich die Behörden des Kirchen- 
regiments, die Konsistorien und das Oberkonsistorium, nach ihrer 
Zusammensetzung rein lutherischen Charakter tragen (Friedberg, 
V.R. S. 33), sind die Reformirten nicht blos dadurch, dass sie zu 
einer reformirten Gemeinde gehören, Mitglieder der evangelischen 
Landeskirche, sondern unmittelbar durch Wohnsitznahme im landes- 
kirchlichen Gebiete. Dies folgt daraus, dass auch nach Ausschei- 
dung der Pfälzer unirten Kirche aus der Rechtsgemeinschaft mit 
der diesseitigen evangelischen Kirche diese letztere den Nanıen 
„protestantische Kirche des Königreichs Bayern diesseits des 
Rheins“ fortbehalten hat und demgemäss innerhalb derselben dem 
lutherischen und reformirten Bekenntniss angehörige Kirchen- 
gemeinden unterschieden werden '). 

Der mit den Kirchengesetzen der zweiten Gruppe geschilderte 
Rechtszustand bringt — das mag noch besonders hervorgehoben 
werden — gar nicht selten die Rechtslage mit sich, dass Jemand 
durch Niederlassung an einem Ort wohl Mitglied der Landeskirche 
wird, ohne zugleich dadurch die Kirchengemeindeangehörigkeit 
daselbst zu erwerben, dies dann, wenn der spezielle Bekenntniss- 
stand der Gemeinde, in welcher die Person sich niederlässt, ein 
anderer, als ihr eigener, ist. 

VII. Die Verbindung zwischen der zweiten und dritten Gruppe, 
welch’ letztere auch bei Bestimmung der Ortsgemeindeangehörigkeit 
die konfessionellen Verschiedenheiten des evangelischen Bekennt- 
nisses nicht berticksichtigt, wird durch diejenigen Kirchensatzungen 


') Vergl. Eingang der Kirchenvorstand<ordnung für die lutherischen Ge- 
meinden in Bayern diesseits des Rheins vom 7. Okt. 1850, in welcher der 
König ausspricht, er genehmige „die Einführung von Kirchenvorständen in 
den dem lutherischen l'ekenntniss angebörigen Kirchengemeinden der 
protestantischen Kirche des Königreichs Bayern diesseits des Rheins“. 


,“" 
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hergestellt, welche dem Einzelnen ein Recht zu sprechen, durch 
einseitige Erklärung in eine Gemeinde des anderen evangelischen 
Bekenntnisses einzutreten '). 

Hieher gehören die Kirchengemeindeordnung für folgende 
sechs Gemeinden des Frankfurt a. M.-Landbezirkes, für die 
„evangelisch-lutherischen® Gemeinden Bornheim, Oberrad, 
Niederrad, Bonames, Niederursel und Hausen vom 
11. März 1889 ?), und die Verfassung der „evangelischen“ Kirche 
des Grossherzogtums Hessen vom 6. Januar 1874°). 

Die erstgenannte Kirchenordnung spricht in dem ersten Absatz 
des $ 1 die Regel aus: „Mitglied der Kirchengemeinde ist der- 
jenige, welcher 1) seinen Wohnsitz in der Kirchengemeinde hat 
und 2) der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinschaft an- 
gehört“; in Abs. 2 fügt sie dann die Ausnahme an: „Mitglieder 
der reformirten oder unirten Kirchengemeinschaft, welche in der 
Kirchengemeinde ihren Wohnsitz nehmen und der Gemeinde bei- 
treten zu wollen erklären, erhalten durch diese Erklärung die 
Rechte und Pflichten eines Gemeindegliedes“*). Hieraus folgt, dass 
das Recht der lutherischen Landeskirche von Frankfurt a. M. 
hinsichtlich der Bestimmung der Zugehörigkeit zur Ortskirche, was 
die Landgemeinden anlangt, von der reinen Konfessionalität absieht 
und somit auch die Mitgliedschaft in der Landeskirche nicht durch 
das lutherische Sonderbekenntniss bedingt ist. 

Einen Schritt näher der dritten Gruppe steht das Recht der 
grossherzoglich hessischen Landeskirche. Während die eben- 
genannte Kirchenordnung den Bekenner des anderen evangelischen 


) Braun.a. a. O. Bd. 21. S. 420. 

?) Friedberg, Verf.Ges., 2. Erg.Bd. 8. 101. 

*) Ebenda Hauptbd S. 512 und A. B. Schmidt, Kirchenrechtliche 
Quellen des Grossherzogthums Hessen 1891. 

*) Einen ähnlichen Gedanken hat Art. 12 der Verf, der evangelisch- 
lutherischen Kirche des Herzogthums Oldenburg vom 11. April 1853 
im Auge. wenn er bestimmt: „Für evangelische Christen nichtlutherischen 
Bekenntnisses, welche innerhalb des Herzogthums Oldenburg einen dau- 
ernden Aufenthalt haben und zu der Pfarrgemeinde, in deren Sprengel sie 
wohnen, in ein festgeregeltes Verhältniss zu treten wünschen, wird ein all- 
gemeines Gesetz das Nähere feststellen“. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 3. 23 
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Bekenntnisses der lutherischen Ortsgemeinde nur im Falle aus- 
drücklicher Beitrittserklärung angehören lässt, stellt das 
hessische Recht eine Vermutung dieses Beitritts anf. Auf 
den ersten Blick würde man sogar glauben, das hessische Kirchen- 
recht gehöre auch hinsichtlich der Frage der Gemeindemitglied- 
schaft vollständig der dritten Gruppe an, denn $ 5 derselben lautet: 
„Die Gesammtheit der evangelischen Einwohner eines Ortes 
oder eines bestimmten Bezirkes, welche zur Erreichung ihrer kirch- 
lichen Zwecke vereinigt sind und einen oder mehrere Geistliche 
und einen Kirchenvorstand besitzen, bilden eine Gemeinde“. 

Allein $ 9 zeigt, dass der Bekenner des einen evangelischen 
Bekenntnisses der Gemeinde eines anderen evangelischen Sonder- 
bekenntnisses nicht schlechthin durch Niederlassung in derselben, 
sondern nur durch Niederlassung mit Beitrittserklärung zugehört. 

$ 9 bestimmt: Der Wohnsitz im Kirchspiel begründet die 
Einpfarrung (Gemeindemitgliedschaft) und die daraus entstehenden 
Rechte und Pflichten für jeden evangelischen Glaubensgenossen, 
der nicht, weil der Gemeinde — deutlicher dem Bekenntniss der 
Gemeinde — als einer lutherischen, reformirten oder unirten nicht 
angehörig, seine Einpfarrung in eine andere Parochie selbst 
verlangt. „Wer dieses Verlangen nicht stellt, unterwirft sich 
stillschweigend allen kirchlichen Ordnungen der Pfarrei“ "). 

Stärker zur dritten Gruppe neigt die hessische Kirchen- 
verfassung mit dem Standpunkt, welchen sie hinsichtlich der Frage 
einnimmt, welcher Pfarrei der neuanziehende evangelische Ein- 
wohner für den Fall angehört, wenn an demselben Ort mehrere 
sich räumlich deckende Parochien verschiedenen evangelischen Be- 
kenntnisses vorhanden sind. 

Würde hier der Gesetzgeber von dem Prinzip der Berücksich- 
tigung des Religionsunterschiedes ausgehen, so würde er den Be- 
treffenden der Parochie seines Sonderbekenntnisses zuweisen. $ 9, 
Abs. 3 der Verfassung dagegen lautet: „Bestehen an demselben 


') Vergl. hiezu die von Köhler a. a. O. S. 102 mitgetheilten Erläu- 
terungen des Ausschussberichtes der zweiten Kammer der Landstände und 
unten S. 359 N. 1. 
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Ort mehrere Parochien verschiedenen Bekenntnisses, so hat jeder 
neu einziehende evangelische Einwohner die Wahl, in welcher 
derselben er eingepfarrt sein will*. 

Das Absehen von den konfessionellen Unterschieden innerhalb 
des evangelischen Bekenntnisses bei Bestimmung der Zugehörigkeit 
zur Landeskirche im Rechtssinne des Wortes ergibt sich im 
hessischen Kirchenrecht aus $ 1 im Zusammenhalt mit 53 der 
Verfassung vom 6. Januar 1874. Dort heisst es: „Die evange- 
lische Kirche des Grossherzogthums, welche sich als ein Glied der 
gesammten evangelischen Kirche erkennt, umfasst sämmtliche 
evangelische (lutherische, reformirte, unirte) Gemeinden des 
Landes“. „Die evangelischen Gemeinden und die einzelnen 
Glieder derselben sind der gegenwärtigen Verfassung und den 
auf verfassungsmässigem Wege erfolgenden kirchlichen Verfügungen 
unterworfen.“ 

Ehe wir zu den Kirchenordnungen der dritten Gruppe über- 
gehen, sei in konstruktiver Beziehung noch folgendes bemerkt. 

Wir haben schon früher — am Schluss des $ 6 — im Recht 
der Sachsen-Meiningen'schen und der bremischen Kirche 
einen Erwerb der Gemeindemitgliedschaft durch einseitige Beitritts- 
erklärung kennen gelernt. Von dem hier erörterten Erwerb durch 
Beitrittserklärung unterscheidet sich jener dadurch, dass er vom 
gleichzeitigen Wohnsitz in der Gemeinde unabhängig, ja nur bei 
Fehlen desselben möglich ist, während hier gleichzeitige Wohnsitz- 
nahme in der betreffenden Gemeinde vorliegen muss, soll die Bei- 
trittserklärung Rechtswirkung haben. 

Andererseits besteht in der Art des Erwerbs der Mitgliedschaft 
in der Landeskirche zwischen dem Recht der Frankfurter 
Landgemeinden und der grossherzoglich hessischen Kirche ein 
Unterschied. Während nach hessischem Kirchenrecht jeder 
evangelische Glaubensgenosse die Zugehörigkeit zur Landeskirche 
unmittelbar durch den Wohnsitz im Lande erwirbt, trifft dies hin- 
sichtlich der lutherischen Landeskirche von Frankfurta. M. 
nur für die Lutheraner zu, während die in den lutherischen Land- 


gemeinden des landeskirchlichen Gebietes wohnenden reformirten 
23 * 
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und unirten Christen nur durch Zugehörigkeit zu diesen Gemeinden 
Mitglieder der lutherischen Landeskirche werden. 

VII. Die volle Durchführung des Prinzips der dritten Gruppe 
findet ihren klarsten gesetzlichen Ausdruck in der rheinisch- 
westfälischen Kirchenordnung vom 5. März 1835 und ihren 
späteren Zusätzen. 

Die rheinisch-westfälische Provinzialkirche umfasst lutherische, 
reformirte und unirte Gemeinden'!). Lässt die gleiche Bezeichnung 
„evangelische Gemeinden“ für diese konfessionell verschiedenen 
kirchlichen Gemeinwesen schon daraufschliessen, dass das rheinisch- 
westfälische Kirchenrecht bei Bestimmung der Zugehörigkeit 
zur Ortsgemeinde von den konfessionellen Gegensätzen innerhalb 
des evangelischen Glaubens absieht, so wird dies in $ 2 der Kirchen- 
ordnung auch noch ausdrücklich gesagt: „Der Wohnsitz in der 
Parochie begründet die Einpfarrung und die daraus entstehenden 
Rechte und Verpflichtungen für jeden evangelischen 
Glaubensgenossen‘“ (8. 22). 

Was dieser Satz durch Stillschweigen verneint, die Möglich- 
keit, trotz Wohnsitz, wenn der Bekenntnissstand der Gemeinde ein 
anderer als der eigene, sich einer dritten Parochie anzuschliessen, 
hat dann ein späterer Zusatz ausdrücklich verboten?): „Keinem 
Eingepfarrten ist es gestattet, ohne dass er den Parochialbezirk 
verlässt, willkürlich eine andere Parochie zu wählen‘. 

Was die Wahl der Parochie in Orten mit Parochien verschie- 
denen Bekenntnisses angeht, so ist an gleicher Stelle bestimmt, 
dass jedes an einem solchen Ort zuziehende Gemeindeglied ver- 
pflichtet sei, innerhalb eines Vierteljahrs nach seinem Anzug zu 
erklären, welcher Parochie es angehören wolle, es müsste denn 
seine Angehörigkeit zu einer bestimmten Parochie schon vorher 
durch eine darin empfangene Handlung festgestellt sein. 

Ausser durch die rheinisch-westfälische Kirche wird die 


!) Vergl. Kabinettsordre v. 25. Nov. 1855 betr. den Bekenntnisstand der 
evangelischen Landeskirche in den Rheinlanden und Westfalen (Fried- 


berg, Verf.Ges. S. 21) 
*) Siehe Friedberg a. a. O.S. 22: Ministerialreskr. v. 25. Aug. 1853. 
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dritte Gruppe durch die LandeskircheSachsen-Weimars vertreten. 
Es folgt dies aus der Kirchengemeindeordnung vom 24. Juni 
1851. Dort wird einerseits die Landeskirche in der Einleitung, wie 
in$ 1 Abs.1?’) als eine evangelische schlechthin bezeichnet und 
andererseits von der Ortsgemeinde ausgesagt, sie bestehe aus den 
Christen „evangelischen Bekenntnisses*, wie dieselben nach 
Herkommen oder durch ausdrückliche Bestimmungen mit der Pfarr- 
kirche eines Ortes verbunden sind. In der That sind in Sachsen- 
Weimar auch lutherische und reformirte Gemeinden vorhanden. 
IX. Theils der zweiten theils der dritten Gruppe haben wir 
die Ortsgemeinden der altpreussischen Landeskirche mit A us- 
nahme der rheinisch-westfälischen und die Ortskirchen 
der Bremer evangelischen Kirche zuzurechnen, d. h. im Rechte dieser 
Kirchen wird bei Bestimmung der die Mitgliedschaft in der Kirchen- 
gemeinde begründenden Elemente bald die Verschiedenheit der 
evangelischen Bekenntnisse berücksichtigt, bald davon abgesehen. 
Die altpreussische Landeskirche als solche nimmt bei 
Bestimmung der Zugehörigkeit zur Landeskirche in Folge der 
Union vom 27. Sept. 1817 auf die Verschiedenheit des evangelischen 
Bekenntnisses keine Rücksicht; sie nennt sich demgeimäss evange- 
lische Landeskirche schlechthin ?). Andererseits umfasst sie aber 
rein lutherische, rein deutsch- oder französisch-reformirte?) und 


unirte Gemeinden ?). 


') „Um dem in der evangelischen Landeskirche hervorgetretenen 
Bedürfnisse der Aufstellung besonderer Organe für die Leitung des Kirchen- 
gemeindelebens Genüge zu leisten ...“ bezw. & 1: „Die Ortsgemeinde bildet 
die erste Stufe in der evangelischen Kirche des Landes“ (Friedberg 
a. a. 0. S. 623 und er. V.R. S. 30). 

?) Vergl. Generalsynodalordnung für die evangelische Landeskirche der 
8 (9) älteren Provinzen der Monarchie v. 20. Jan. 1876 (Friedberg, Verf.- 
Ges. 8. 89). 

3) Vergl. Brauna.a. O. Bd. 21. S. 419: „Wenn eine Parochie aus- 
drücklich nur für die französisch-reformirten Einwohner einer Stadt errichtet 
wird, was auch heute rechtlich noch immer zulässig sein würde, so sind 
selbstverständlich ‚bezüglich solcher evangelische Einwohner der Stadt von 
vorneherein ausgeschlossen, auf welche die Bezeichnung französisch-refor- 
mirt nicht zutrifft“ | 

* Vergl. K.G. und S.O. für die evang. Kirchengemeinden in den Pro- 
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Die sog. unirten Gemeinden haben zum Theil die Natur kon- 
fessionell ungemischter zum Theil konfessionell gemischter Gemein- 
den. Konfessionell ungemischte Gemeinden sind dieselben, soweit 
sie eine die dogmatischen Differenzen der beiden Bekenntnisse be- 
seitigende einheitliche Glaubensnorm aufgestellt haben '), wo also 
Konfessions- und, wie man gewöhnlich sagt, Konsensus-Union vor- 
‚liegt. Hier werden Lutherische und Reformirte durch Wohnsitz 
in der Gemeinde deren Mitglieder nur, wenn sie sich zu dieser 
Lehre bekennen, also einen Konfessionswechsel vornehmen. In 
ihrer grossen Mehrzahl sind diese unirten Gemeinden dagegen nicht 
reine Konfessionusgemeinden, sondern konfessionell gemischt. In 
diesen zeigt sich der Uebergang der altpreussichen Kirche 
zur dritten Gruppe. 

Der Beitritt zur Union vom 27. Sept. 1817 hat für die meisten 
evangelischen Gemeinden keine andere rechtliche Bedeutung als die: 
Unter Wahrung des geschichtlichen Bekenntnissstandes in Ver- 
fassung und Verwaltung im übrigen, lässt die Konfessionsgemeinde 
die Angehörigen der anderen evangelischen Bekenntnisse zum 
Gottesdienst, insbesondere zum Abendmahl, und zur Gemeindemit- 
gliedschaft zu. Hier haben wir also keine Vereinigung in der 
Lehre, sondern nur in Gottesdienst und Mitgliedschaft. 

Uns interessirt blos die letztere. In Bezug auf sie lautet der 
massgebende Rechtssatz: Für die Angehörigen des Bekenntniss- 
standes der Gemeinde wird die Mitgliedschaft lediglich durch Wohn- 
sitz erworben, die Angehörigen anderer evangelischer Konfessionen 
haben ein Recht (keine Pflicht), durch Wohnsitz mit Beitritts- 
erklärung in die Gemeinde als Mitglied einzutreten. Es bedarf 
bei ihnen keiner Zustimmung der Gemeinde, durch einseitige Er- 


vinzen Preussen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien und Sachsen v. 
10. Sept. 1873 8 48. Von den zwei besonderen Rechtserscheinungen, den 
Immediatgemeinden, welche eine vom König sanktionirte Verfassung und 
ein für die Interna und Externa der Gemeinde gebildetes Kirchenkollegium 
besitzen, und den Unitätsgemeinden in Posen sei abgesehen. 

') Vergl. hierüber Richter, Beiträge zum preussischen Kirchenrecht, 
herausgeg. von Hinschius 1865 S. 25 u. 35. 
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klärung des Betreffenden wird die Gemeindeangehörigkeit be- 
gründet '). 

An diesem Zustand hat die K.G. u. S.O. vom 10. Sept. 1873 
nichts geändert. Sie regelt zwar die Gemeindeverfassung und sieht 
bei dieser Regelung von der Verschiedenheit des Bekenntnisstandes 
der Gemeinden ab, man könnte also meinen, sie hätte, da das 
Recht der Gemeindeangehörigkeit auch einen Theil des Verfassungs- 
rechtes bildet, die Gemeindemitgliedschaft von der Zugehörigkeit 
zu einem bestimmten evangelischen Bekenntniss unabhängig ge- 
macht, allein sie hat nicht das ganze Verfassungsrecht geregelt, 
sondern nur die rechtliche und politische Selbstverwaltung der 
Gemeinden, nicht die Mitgliedschaftsordnung als solche. Es gilt 
also das bisherige Recht auch weiterhin. 

Kommen nun noch Parochien hinzu, hinsichtlich deren bei 
Bestimmung der Mitgliedschaft von der Berücksichtigung der 
evangelischen Bekenntnissunterschiede vollkommen abgesehen wird — 
und nach Braun?) ist in der preussischen Landeskirche bei Neu- 
errichtung von Parochien dies gegenwärtig die Regel —, so liegt 
die reine Rechtsform der dritten Gruppe vor Augen. 

“ Noch mannichfaltiger ist die Art der Mitgliedschaftsordnung 
in den Gemeinden der Bremer Landeskirche Hier sind die ein- 
zelnen Gemeinden theils rein konfessionelle, theils ist die Zuge- 
hörigkeit der einen Konfession eine rechtlich nothwendige, die- 
jenige der anderen eine rechtlich freiwillige, theils umfasst die 


1) Vergl. zum Vorstehenden Richter a.a. 0.8. 35, 28, 30 N. 30, dann 
Hinschius beiKoch, Allg. L.R. für die preuss. Staaten Bd. IV, 5. Ausg., 1876 
S. 154 N. 43: „In den unirten Gemeinden sind die Genossen der anderen 
Konfession berechtigt, die Zulassung zum Abendmahl und zur Mitgliedschaft 
in der Gemeinde zu verlangen“ und im Rechtslexikon von v. Holtzendorff, 
Art. Union Bd. III 3. Aufl. 1882. S. 927: „Während bei dieser Art der Ver- 
einigung (badische u. s. w.) auch von besonderen Vermögens- oder sonstigen 
Eigenthumsrechten der Anhänger der einen oder anderen Konfession nicht 
die Rede sein kann, kommt eine Union vor, welche zwar auf der Gemein- 
schaft des Regiments und der unterschiedslosen Bewilligung 
derKirchengemeinderechte beruht, aber doch in, Bezug auf den 
eben hervorgehobenen Punkt Verschiedenheiten repräsentirt“. 

®) a. a. O. Bd. 21. S. 419. 
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Gemeinde nach gesetzlicher Vorschrift mehrere Konfessionen und 
ausser diesen, welche ihr von Rechtswegen zugehören, noch Be- 
kenntnisse, deren Mitgliedschaft auf freiem Willen beruht. Noch 
mag daran erinnert werden, dass die Gemeindeangehörigkeit, wie 
früher ') angegeben, nach der V. v. 27. April 1860 entweder auf 
Wohnsitz oder bei Domicilsmangel auf Vertrag bezw. os 
Erklärung beruhen kann. 

Die Gemeinde der St. Petri Domkirche ist rein lutherisch, 
sie besteht aus denjenigen Einwohnern der Stadt Bremen und deren 
Familiengliedern evangelisch-lutherischer Konfession, welche den 
Bauherren mündlich oder schriftlich erklären, der Gemeinde ange- 
hören zu wollen?). Den gleichen Charakter hat die Gemeinde der 
Kreuzkirche in Bremerhaven?). 

Gemeinde U. L. Frauen‘), der Stephani-°) und 


86a. E 

2) Verf. v. 29. April 1879 8 1; Friedberg S. 976. 

®) K.O. v. 26. Mai 1865 $ 2: „Die Gemeinde besteht aus den lutherischen 
Bewohnern Bremerhavens, welche ihren Beitritt dem Vorstand derselben 
schriftlich erklärt haben“ (ebenda 1. Ergänzungsband S. 187". 

4) KO. für die U.L. Frauen-Gemeinde v. 26. April 1854 88 1 u. 2: „Die 
Gemeinde U.L. Frauen besteht aus allen Bewohnern des Kirchsprengels, 
welche sich zur reformirten Kirche bekennen. Ausserdem sind auch Mit- 
glieder dieser Gemeinde alle anderen im Umfang des Kirchspiels wohnenden 
Protestanten, welche keiner anderen Gemeinde angehören und die Absicht, 
sich der Gemeinde U.L. Frauen anzuschliessen, durch eine Krklärung beim 
rechnungsführenden Bauherrn zu erkennen gegeben haben, wenn und solange 
sie sich hinsichtlich der Sakramente an die Prediger der Gemeinde halten 
und durch 'Iheilnahme an den Beiträgen für die Kommunionskasse oder an- 
dere kirchliche Anstalten ihren Anschluss bethätigen*(ebenda Hauptbd. 8.931). 

°) K.O. v. 1. Febr. 1864 (ebenda S. 943) $ 1: „Die Gemeindeglieder be- 
stehen a) aus allen im Kirchsprengel wohnenden Protestanten, welche ent- 
weder reformirter Konfession sind oder doch dadurch, dass sie in der Ste- 
phanikirche das heilige Abendmahl geniessen und ihre Kinder von den Pa- 
storen derselben taufen lassen, sich zu derselben halten, mit Ausnahme der- 
jenigen, deren Aufnahme in einer anderen Pfarrgemeinde der Stadt den 
Bauherren der St. Stephanigemeinde in gesetzlicher Weise angezeigt ist; 
b) aus den in anderen städtischen Kirchspielen wohnenden Protestanten, 
welcher auf Grund der am 30. April 1860 publicirten obrigkeitlichen Ver- 
ordnung, den stadtbremischen Pfarrverband betreffend, als Mitglieder dieser 
Gemeinde aufgenoinmen worden sind“. 
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Martinigemeinde') gehören die Reformirten bei Wohnsitz 
ipso jure, andere Protestanten des Kirchspiels nur nach freiem 
Willen an. 

Die Michaelis-?) und die Ansgarii-Gemeinde?) umfassen 
von Rechtswegen alle Bewohner des betreffenden Kirchspiels „re- 
formirter“ Konfession und alle nicht der St. Petrigemeinde ange- 
hörigen „Lutheraner“, ausserdem kraft Aufnahme bezw. Beitritt 
in anderen städtischen Kirchspielen wohnende „Protestanten“. Die 
St. Pauligemeinde*) besteht für Angehörige der „evangelischen 
Schwesterkirchen reformirter und lutherischer Konfession*. 

Zur Jakobi-°) und Remberti-°)Gemeinde zählen nach 
Rechtspflicht „alle evangelischen“ Kirchspieleinwohner. Die 
Gemeinde von Bremerhaven’) unfasst, von der Kreuzkirche 
abgesehen, „alle Bewohner Bremerhavens, welche sich zu einer 
der protestantischen Konfessionen bekennen“. Dasselbe gilt 
für die Gemeinde zu Vegesack°) und ebenso bestimmt die K.G.O. 
für die Landgemeinden vom 7. Mai 1860 °), dass Mitglieder der 
kirchlichen Gemeinden, der reformirten und lutherischen wie der 
unirten, d. h. hier aus Lutheranern und Reformirten gemischten, 
alle Einwohner des Kirchspiels seien, welche „der christlichen Kirche 
mittels einer der beiden protestantischen Konfessionen angehören‘. 
Die Friedenskirche in Bremen hat keine kraft Rechtssatz ver- 
_pflichtete Mitglieder. Es können von ihr aufgenommen werden 
„in Bremen wohnende Angehörige einer der evangelischen Kon- 
fessionen * 1°), 


1) K.O. v. 23. April 1875 $ 1 (ebenda S. 970). 
"9K.O. v. 25. März 1872 $ 1 (S. 952). 
3). K.O. v. 30. Okt. 1861 $ 1 (8. 937). 
*, K.O. v. 28. März 1870 $ 1 (S. 957). 
6, K.O. ebenda 1. Erg.Bd. S. 175. 
6, K.O v. 7. Juli 1882, ebenda Hauptbd. S. 983, 
', KO. v 13. Sept. 1861, 1. Erg.Bd, S. 183. 
°, K.O. v. 7. Jan. 1875 8& 1, ebenda 1. Erg.Bd. S. 180. 
®) Hauptbd. S. 990. 
10) Ebenda S. 964. Abgesehen davon, dass der Rechtsgrund der Mit- 
gliedschaft ein Vertrag ist, haben wir hier somit dieselbe Rechtserscheinung, 
wie bei der Berliner Domgemeinde, deren Mitglieder — um diese Besonder- 
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X. Nachdem wir den auf die Bekenntnissvoraussetzung der 
Kirchenmitgliedschaft bezüglichen Inhalt der neuen Kirchenord- 
nungen kennen gelernt, haben wir noch zu untersuchen, ob und 
inwieweit die der evangelischen Lehre immanente Bekenntniss- 
freiheit der Gemeinde wie des Individuums durch diese Neuordnung 
‘der Bekenntnissvoraussetzung berührt wurde. 

Was in dieser Beziehung die Gemeinden als solche angeht, 
so scheint es der einseitigen Betrachtung, welcher wir hier das 
Recht der Kirchengemeinde unterwerfen, auf den ersten Blick auf- 
fallend, dass in den Kirchenverfassungen, welche bei Bestimmung 
der Voraussetzungen der Gemeindeangehörigkeit von einer Berück- 
sichtigung der Konfessionsgegensätze absehen, also einen konfessionell 
gemischten Mitgliederstand zulassen, doch noch die Gemeinden als 
lutherische und reformirte bezw. unirte unterschieden werden. 

So werden z. B. die früher erwähnten Kirchengemeinden des 
Frankfurter Landbezirks (Bornheim, Oberrad, Niederrad, Bo- 
names, Niederursel, Hausen) in der K.O. vom 11. März 1889 noch 
als „evangelisch-lutherische“ bezeichnet, obgleich in dieselben Re- 
formirte und unirte evangelische Christen einzutreten berechtigt 
sind !), und ebenso unterscheidet die auf den Bekennsnisstand der 
rheinisch-westfälischen Kirche bezügliche Kabinettsordre 
vom 25. Nov. 1855°) bezw. das auf deren Rechtsverhältnisse be- 
zügliche Ministerialreskript vom 25. Aug. 1853?) Gemeinden bezw. 
Parochien „verschiedenen Bekenntnisses“*, das hessische‘) 
Verfassungsedikt vom 6. Jan. 1874 ($ 1 und 6) lutherische, reformirte 
und unirte Gemeinden, obgleich nach dem Rechte dieser Kirchen 
kraft rechtlicher Notwendigkeit bezw. rechtlicher Vermutung nicht 
blos die Angehörigen eines einzigen, sondern eines jeden evange- 
lischen Bekenntnisses zur Ortskirchengemeinde vereinigt sind, der 


heit hier zu erwähnen — sich auch nur aus freiwillig, aber durch 
einseitige Willenserklärung, beigetretenen Bekenntnissverwandten des Ber- 
liner Stadtbezirkes zusammensetzen. 

1) S. 0. 8. 845. 

:) Vergl. o. 8. 348 N. 1. 

3) Ebenda N. 2.- 

*) Oben 8. 345 ff. 
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Unterschied der Bekenntnisse für diese Gemeinden also gleichgiltig 
zu sein scheint. 

Allein der Gegensatz der einzelnen Richtungen der evange- 
lischen Glaubenslehre ist doch bei solcher Rechtsordnung rechtlich 
bedeutungslos nur für die Frage der personellen Grundlage der 
Gemeinde, für die Art der Zusammensetzung des Mitgliederstandes 
der Gemeinde, nicht für die von der Art ihrer Zusammensetzung 
unabhängige Gemeindeverfassung und Gemeindeverwaltung. 

Dadurch, dass sich die Mitglieder der Gemeinde aus Angehö- 
rigen verschiedener Konfessionen zusammensetzen ist z. B. in keiner 
Weise gehindert, dass bei Bildung der Gemeindeorgane, also hin- 
sichtlich eines anderen Verfassungstheils, nur Bekenner eines be- 
stimmten evangelischen Glaubens berücksichtigt oder der Kultus, 
insbesondere die Gnadenmittel, und die Kirchenzucht nach den 
Glaubensregeln eines evangelischen Sonderbekenntnisses verwaltet 
werden. 

Thatsächlich nun haben die neueren Kirchengesetze allerdings 
auch hinsichtlich der Bildung und Zusamniensetzung der Gemeinde- 
organe von einer Berücksichtigung der Konfessionsunterschiede 
abgesehen und damit für die Schaffung der Gemeindeorgane, so- 
weit dieselben Selbstverwaltungsorgane sind, dem evangelischen 
Sonderbekenntniss grundsätzlich jede rechtliche Bedeutung genom- 
men. Hinsichtlich der Gemeindeverwaltung, des Gemeinde- 
lebens dagegen, also in Bezug auf Kultus und Kirchenzucht, ist 
dem Sonderbekenntniss der bisherige Einfluss gewahrt geblieben. 
Indem aber so verfahren wurde, ist auch die Bekenntnissfreiheit 
der Gemeinde gewahrt, denn diese bedeutet nach der historischen 
Entwicklung des evangelischen Rechtslebens nicht Freiheit in Be- 
stimmung des Einflusses der Religion auf Gestaltung der Gemeinde- 
verfassung, sondern der Gemeindeverwaltung, insbesondere 
der Verwaltung der Gnadenmittel'). 


, Diese Beschränkung kommt in unseren K.O. besonders darın zum 
Ausdruck, dass es nach ihnen zu Aenderungen des Bisherigen in den For- 
men des Gottesdienstes (den liturgischen Einrichtungen), in Reli- 
gionslehrbüchern,‚Gesangbüchern undAgenden, nicht aber 
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Dass die neueren Kirchengesetze diesen Einfluss des Sonder- 
bekenntnisses auf die Gemeindeverwaltung unberührt lassen wollen, 
drücken sie durch den theils in die Einleitung theils in den ver- 
fügenden Theil selbst gestellten Satz aus: „Die Aenderungen, 
welche durch die Neuordnung herbeigeführt werden, beziehen sich 
ausschliesslich auf die Verfassung; der Bekenntnissstand 
derKirchengemeinden wird durch diese Ordnung nicht berührt 
und eine Aenderung desselben dabei in keiner Weise bezweckt“ '). 


zu Aenderungen der bisherigen Verfassung der Zustimmung der Gemeinde 
bedarf. Vergl. z. B. KG. und Syn.O. für Sachsen-Meiningen v. 4. Jan. 1876 
$ 42, Syn.O. für Sachsen- Weimar v. 29. März 1873 Art. 19; Gen.Syn.O. 
für Altpreussen v. 20. Jan. 1876 $ 70; ferner die Kirchenordnungen für 
Kassel $ 63, Hannover (reformirte Kirche) 8 73, Schleswig - Holstein & 93; 
Wiesbaden $ 72; Anhalt, Syn.O. v. 14. Dec. 1878 8 14, Waldeck, Syn.O. v. 
18. Febr. 1873 $ 40; Lippe-Detmold, V. v. 19. Okt. 188282; Hessen $3. 
Dass das im Gemeindeleben herrschende Bekenntniss selbst, d.h. unmittelbar 
ohne Zustimmung der Gemeinde nicht geändert werde, dagegen schützt die 
in selır vielen Kirchenordnungen enthaltene Restimmung, dass die Lehre 
keinen Gegenstand der kirchlichen Gesetzgebung bilde, „unantastbar“ sei 
(siehe hierüber Friedberg, Verf.R. S. 129). 

1) Vergl. preuss. allerh. Erlass v. 10. Sept. 1873 über die Einführung 
_ einer K.G. und Syn.O.: „Die dadurch (durch diese Ordnung) herbeigeführten 
Aenderungen beschränken sich auf die kirchliche Verfassung; der Bekennt- 
nisstand und die Union in den genannten Provinzen und den dazu gehö- 
renden Gemeinden wird daher, wie ich ausdrücklich erkläre, durch die neue 
Ordnung in keiner Weise berührt“; ebenso die preuss. Gen.Syn.O. für die 
älteren Provinzen v. 20. Jan. 1876 $ 1 (Friedberg S. 89); ferner Syn.O. 
für Sachsen-Weimar v. 29. März 1873 8 1 Abs. 2 (Friedberg S. 638) 
und Lippe-Detmold, V.v.19. Okt. 1882 betr. den Beitritt der lutherischen 
Gemeinden etc. $ 2 (Friedberg S. 885). 

Das gleiche sprechen dann eine Reihe von K.O. aus, welche die Ge- 
meindeverfassung nach dem Princip der Selbstverwaltung neu geordnet 
haben, ohne zugleich für die Bestimmung der Gemeindemitgliedschaft von 
den; Confessionsunterschieden abzusehen. Vergl. K.G. und Syn.O. für die 
evang. Gemeinden im Amtsbezirke des Konsistoriums zu Wiesbaden v. 
4. Juli 1877 $ 1 Abs. 2: „Der Bekenntnisstand und die Union wird durch 
dieses Verfassungsgesetz nicht berührt“ (Friedberg S. 237), ferner Erlass 
betr. die Einführung einer K.G. und S.O. für die evangelisch - lutherische 
Kirche der Provinz Schleswig-Holstein v. 4. Nov. 1876 (ebenda S. 196); 
Erl. betr. die Presb.- und S.O. für die evang. Kirchengemeinschaften im 
Bezirke des Konsistoriums zu Kassel v. 16. Dec. 1885 (1. Erg.Bd. S. 57); 
Erl. betr. die K.G. und S.O. für die evangelisch-reformirte Kirche der Pro- 
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‘Der Bekenntnissstand äussert sich aber in der Verwaltung, insbe- 
sondere im Kultus, seinen Einrichtungen und Mitteln. 

So erklärt es sich, dass jene Kirchenordnungen, welche hin- 
sichtlich der Gestaltung der Gemeindeverfassung über die konfes- 
sioneller Unterschiede in der evangelischen Lehre hinwegsehen, 
gleichwohl noch Kirchengemeinden verschiedenen evangelischen 
Bekenntnisses auseinanderhalten. 

XI. Was die andere Frage anlangt, ob die evangelische Frei- 
beit des Individuums durch diese Nichtberücksichtigung der 
Konfessionsunterschiede bei Bestimmung der Kirchenangehörigkeit 
berührt wurde, so ist darüber folgendes zu bemerken. 

Die Kirchenangebörigkeit im theologischen, wie im Rechtssinne 
bedeutet immer die Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft, betrifft 
also immer eine Beziehung zu Anderen. Soll demnach der 
Bekenntnissstand des Einzelnen durch Abänderung der Vorschriften 
über die Voraussetzungen der Kirchenmitgliedschaft irgendwie be- 
rührt werden, so kann dies nur in Form einer Einwirkung auf 
die Beziehung zu Tage treten, in welche das Individuum durch 
sein Bekenntniss zu Anderen gesetzt wird, kann also nicht die 
Stellung des Individuums als solchen, den Einzelstand desselben, 
sondern nur seine Stellung in der Gemeinschaft, seinen Gemein- 
schaftsstand, betreffen. 

Der Gegensatz von Einzel- und Gemeinschaftsstand aber ruft 
Unterschiede nur in der Art der Ablegung, nicht in dem In- 
halt des Bekenntnisses hervor. Der Inhalt dessen, was einer be- 
kennt, bestimmt sich ausschliesslich nach inneren Vorgängen, denn 
das Bekenntniss ist Aeusserung des Glaubens und der Glaube ist 
etwas rein innerliches, von Beziehungen zu Anderen vollkommen 
unabhängiges. Dagegen lässt sich in der Art der Glaubens- 
bethätigung ein Einzel- und ein Gemeinschaftsstand unter- 
scheiden. Der Glaube kann vom Individuum entweder für sich 
oder in Gemeinschaft mit Anderen bethätigt werden. Der Glaube 
vinz Hannover v. 12. April 1882 (Hauptbd. S. 166); K.G. und 8.0. für 


Sachsen-M einingen v. 4. Jan. 1876 (S. 686); Altenburg. Patent betr. 
die Publikation einer K.G.O. v. 8. Febr. 1877 (8. 672). 
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strebt sogar ganz besonders nach Bethätigung in Gemeinschaft. 

Wenn somit der Bekenntnisstand des Individuums durch jene 
Aenderung der Regeln über die Voraussetzungen der Kirchenmit- 
gliedschaft betroffen sein soll, so kann dies nur insofern der Fall 
sein, als dadurch die Glaubensbethätigung in Gemeinschaft mit 
Anderen berührt wurde. 

Dieses religiöse Gemeinschaftsleben des Einzelnen ist 
nun aber jedenfalls durch die gedachte Nichtberücksichtigung der 
konfessionellen Unterschiede innerhalb des evangelischen Bekennt- 
nisses bei Bestimmung der Kirchenangehörigkeit berührt. Nicht 
blos mit Bekennern des gleichen Glaubens, sondern auch mit Be- 
kennern anderen Glaubens hat nun der Einzelne in gottesdienst- 
liche Gemeinschaft zu treten. Kirchliche Gnadenmittel, kirchliche 
Anstalten ‚und die Dienste kirchlicher Beamten hat er mit Beken- 
nern fremder Religion zu theilen. Es frägt sich: Widerspricht 
solche Einschränkung nicht dem evangelischen Grundsatz der Be- 
kenntnissfreiheit? Doch nicht. 

Dieser Grundsatz bezieht sich nur auf den Inhalt, nicht auf 
die Art der Ablegung des Bekenntnisses. Nur in Bezug auf das, 
was einer bekennen will, also in Bezug auf die Wahl des Glaubens- 
bekenntnisses soll das Individuum keinem direkten oder indirekten 
Zwang unterliegen, sondern frei sein, keineswegs aber hinsichtlich 
der Form und Art der Glaubensbekennung. Hinsichtlich dieser 
ist durch die Regel der Bekenntnissfreiheit Zwang, Beschränkung 
von Aussen, rechtliche Unterordnung unter eine bestimmende Ge- 
walt nicht ausgeschlossen. 

Jeder Glaube strebt nach gemeinsamer Bethätigung. Die ge- 
meinsanıe Bethätigung erfordert Ordnung, „Disciplin“, insbesod- 
dere eine Lehr- und Gottesdienstordnung. Diese ist aber nur zu 
erreichen, wenn der einzelne Bekenner einer Rechtsgewalt zu ge- 
horchen gebunden ist. 

Diese erste Voraussetzung zur Durchführung solcher Ordnung 
ist, dass diese Kirchengewalt alle Bekenner des Glaubens in ihrem 
Gebiete als ihr unterstehend erklärt. Ohne derartige Unterwerfung 
ist demnach ein Bekennen in Gemeinschaft, eine Bekenntnissgemein- 
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schaft nicht denkbar. Der Grundsatz der Bekenntnissfreiheit kann 
demnach eine Ungebundenheit in der Art der Ablegung des Be- 
kenntnisses nicht mit enthalten. Bekenntnissfreiheit bedeutet nicht 
Freiheit von der für die Bekenntnissgemeinschaft bestehenden 
Rechtsgewalt. Sonst würde ja z. B. schon der Satz, dass sich die 
Parochialität nach dem Wohnsitz bestimmt und hievon nicht will- 
kürlich abgewichen werden darf, dem Prinzip der Bekenntniss- 
freiheit widersprechen. 

Hieraus ergibt sich für unsere Frage, dass es der Bekenntniss- 
freiheit auch nicht im Wege steht, wenn die Kirchengewalten 
zweier verschiedener Kirchen sich zur erleichterten und besseren 
Durchführung ihrer Aufgaben zu einer einzigen Rechtskirche ver- 
einigen — eine Vereinigung, die besonders da, wo zwischen den 
Trägern des Kirchenregiments in beiden Gemeinschaften Personal- 
union besteht, nur geringen rechtlichen Schwierigkeiten unterliegt, 
— und zu diesem Zwecke entweder nur für die Landeskirchen- 
oder auch für die Kirchengemeinde-Verfassung bestimmen, die Zu- 
gehörigkeit zu dieser neuen Verfassungseinrichtung solle von der 
Verschiedenheit der evangelischen Bekenntnisse nicht beeinflusst 
sein. Zur Aufgabe seines evangelischen Sonderbekenntnisses ist 
der einzelne Kirchenangehörige dadurch nicht gezwungen; ge- 
zwungen ist er dadurch nur zu einer bestimmten Art der Bethäti- 
gung seines Bekenntnisses in Gemeinschaft mit Anderen ?). 

1) Sehr feinfühlig ist in dieser Beziehung der Ausdruck des Verf.G. 
der grossherzogl. hessischen Landeskirche v. 6. Jan. 1874, indem es 
den Gedanken, dass der Einzelne dadurch, dass er einer Kirchengemeinde, 
deren religiöse Gemeinschaftsverwaltung auf einem anderen Bekenntnissstande 
als dem seinigen beruht, als Angehöriger zutritt, nicht sein Sonderbekennt- 
niss. sondern nur eine besondere Art der Ablegung seines Bekenntnisses auf- 
zugeben gezwungen ist, in die Wendung kleidet ($ 9), derjenige Kirchspiels- 
einwohner, welcher einen anderen Bekenntnisstand habe, als die Kirchspiels- 
gemeinde, aber dennoch seine Einpfarrung in eine andere Pfarrei nicht 
verlange, unterwerfe sich stillschweigend allen kirchlichen Ordnungen 
der Pfarrei (vergl. oben S. 346 N. 1). Er unterwirft sich nicht dem Bekennt- 
niss, aber den Ordnungen, u. a. also auch den Ordnungen über gemeinsame 
Ablegung des Bekenntnisses, welche in dieser Gemeinde gelten. Köhler 


a. &. O. S. 102 theilt aus dem Bericht des Ausschusses der ausserordent- 
lichen Synode von 1873 über den Entwurf einer Kirchenverfassung zu 8 9 
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XII. Nicht anders verhält es sich mit der Beziehung dieser 
neuen Kirchensatzungen zu dem-staatsrechtlichen Grund- 
satz der Bekenntnissfreiheit des Individuums. Auch diese vom 
Staat gewährleistete Bekenntnissfreiheit ist keine weitere. Sie be- 
zieht sich nur auf den Inhalt, nicht die Art der Ablegung des 
Bekenntnisses. Somit steht es mit diesem Prinzip nicht in Wider- 
spruch, wenn der Staat zugleich die Herrschaft einer Kirchengewalt 
über die Bekenner desselben Glaubens anerkennt. 

Das allg. preuss. L.R. $2,1l, 11 gestattet jedem Einwohner 
im Staate eine vollkommene Glaubens- und Gewissens-, d. h. Be- 
kenntnissfreiheit und verbietet jeder Kirchengesellschaft ($ 45 
ebenda), ihren Mitgliedern Glaubensgesetze wider ihre Ueberzeugung 
aufzudrängen. Andererseits lässt es aber zu ($ 46), dass die 
Kirchengesellschaften wegen der äusseren Form und Feier des 
Gottesdienstes dienliche Ordnungen einführen, die nach erfolgter 
Genehmigung des Staates mit anderen Polizeigesetzen gleiche Kraft 
und Verbindlichkeit haben, und verpflichtet jedes Mitglied einer 
Kirchengemeinde ($ 50), sich der darin eingeführten Kirchenzucht 
zu unterwerfen. 

Ebenso überlässt das bayerische Religionsedikt (Beil. II 
zu Titel 1V $ 9 der Verf.Urk.) die Wahl des Glaubensbekennt- 
nisses jedem Staatseinwohner nach seiner eigenen freien Ueberzeu- 
gung und spricht doch jeder genehmigten Kirchengesellschaft die 
Befugniss zu, nach der Formel und der von der Staatsgewalt an- 
erkannten Verfassung ihrer Kirche ihre inneren Angelegenheiten 
anzuordnen und hebt unter diesen insbesondere auch die 
Kirchendiseciplin hervor (8 38), der sich zu unterwerfen, in Ueber- 
einstimmung mit dem Landrecht, ausdrücklich jedes Mitglied für 
schuldig erklärt wird ($ 41). 

XIII. Zum Abschluss dieser Erörterungen haben wir noch in 
Anwendung der bisher gewonnenen Ergebnisse die Bedeutung der 


folgendes mit: „Als Voraussetzung der Zugehörigkeit zur Gemeinde ist nur 
geltend gemacht, dass man sich den in ihr bestehenden Ordnungen unter- 
werfe, nicht aber, dass man ausdrücklich oder stillschweigend seine Zustim- 
mung zu deren Sonderbekenntniss nach der dogmatischen Seite hin erkläre®. 


N. 
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Bekenntnissverschiedenheit bei Erwerb neuer Kirchenmitglied- 
schaften durch Domicilswechsel zu besprechen. | 
Genau genommen, lässt sich in diesen Fällen von Ueber- 
tritt aus einer Kirchengemeinde zur anderen bezw. von einer Landes- 
kirche zur anderen nicht reden. Uebertritt setzt Eintritt in neue 
Rechtsverhältnisse kraft eigenen Willens, also kraft Willens- 
erklärung voraus, während sich doch — von den wenigen beson- 
deren Fällen abgesehen, wo es einer besonderen Willenserklärung 
des Individuums bedarf, — der Erwerb der Mitgliedschaft in Orts- 
und Landeskirche bei Vorhandensein der entsprechenden Bekenntniss- 
voraussetzung,, wie unsere bisherigen Ausführungen ergaben, un- 
mittelbar an die Begründung des neuen Domicils anknüpft. Von 
Uebertritt zu einer anderen Gemeinde bezw. Landeskirche lässt 
sich nur bei Aenderung der Bekenntnissangehörigkeit, der 
Mitgliedschaft in der Bekenntnisskirche sprechen, diese be- 
ruht beim erwachsenen Menschen auf freiem Willen, nicht aber 
der Wechsel der Rechtskirche. Sobald die Zugehörigkeit zur neuen 
Bekenntnisskirche gewonnen ist, entscheidet über die Mitgliedschaft 
in der Ortskirche bezw. rechtlichen Landeskirche nicht der Wille 
des Einzelnen, sondern allein die Rechtsordnung dieser Orts- und 
Landeskirche über Erwerb der Mitgliedschaft in ihnen'). 

Wie aus früheren Ausführungen hervorgeht, ist nun die Aen- 
derung der Orts- und Landeskirchenangehörigkeit im Rechtssinne 
in Folge Verzugs von einem Ort zum anderen, von einem Land 
zum anderen zum Theil durch Konfessionswechsel, also durch Ueber- 
tritt von einer Bekenntnisskirche zur anderen bedingt, zum Theil 
nicht. 

Betrachten wir zunächst den Uebergang von einer Kirchen- 
gemeinde zu einer anderen derselben Landeskirche. 

Verzieht Jemand aus einer hinsichtlich ihrer gesetzlichen Zu- 
sammensetzung rein konfessionellen Ortsgemeinde in eine ebenfalls 
ungemischte Gemeinde anderen evangelischen Bekenntnisses, aus 
einer lutherischen Gemeinde der Wiesbadener Landeskirche 


1) Vergl. die ähnlichen Aeusserungen beiBraun a. a. O. Bd. 21. 8.430. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 3. 24 
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in eine reformirte derselben, dann wird er Mitglied dieser Orts- 
kirche nicht schlechthin in Folge der Niederlassung daselbst, son- 
dern nur dann, wenn er zum Bekenntniss dieser Gemeinde in rechts- 
giltiger Weise übertritt, also nur unter der Voraussetzung des 
Konfessionswechsels. 

Verlegt Jemand seinen Wohnsitz aus einer evangelisch reinen 
Gemeinde in eine evangelisch gemischte, so bedarf es eines Be- 
kenntnisswechsels, d. h. einer besonderen (ausdrücklichen oder still- 
schweigenden) Bekenntnissänderung. Wer aus einer reformirten 
Kirche Ostpreussens in eine evangelische Gemeinde West- 
falens zieht, wird ohne weiteres Mitglied dieser letzteren. Wer 
dagegen aus einer gemischten evangelischen Gemeinde in eine kon- 
fessionell abgeschlossene übersiedelt, erwirbt die Angehörigkeit in 
dieser nur, wenn er dem Sonderbekenntniss derselben durch Taufe, 
Erziehung, Konfirmation oder Wahl nach Eintritt in das Unter- 
scheidungsalter angehört. 

Wer sein Domicil aus einem evangelisch gemischten Ort in 
einen Ort gleichen kirchlichen Charakters verlegt, wird ipso jure 
der letzteren Gemeinde Mitglied. 

Ganz dieselben vier Möglichkeiten ergeben sich bei Uebergang 
von einer rechtlichen Landeskirche zu einer anderen. Hiebei 
ist jedoch zu beachten, dass zwei Landeskirchen bezüglich unserer 
Fragen schon dann als Kirchengemeinschaften verschiedenen Be- 
kenntnisses anzusehen sind, wenn dieselben zwar auf dem gleichen 
evangelischen Sonderbekenntniss beruhen, die eine aber hinsichtlich 
des Erwerbes der Mitgliedschaft in derselben nicht blos die Zu- 
gehörigkeit zur allgemeinen Bekenntnisskirche dieses Sonderglaubens, 
“ sondern das Bekennen dieses Glaubens in spezieller Richtung auf 
seine Bethätigung in der betreffenden Landeskirche fordert. So 
ist der lutherische Christ, welcher aus einer Gemeinde der luthe- 
rischen Landeskirche Hannovers nach Württemberg ver- 
zieht, nicht unmittelbar in Folge der Domicilirung daselbst Mit- 
glied der württembergischen Landeskirche, sondern nur 
dann, wenn er in irgend einer Weise erklärt, dass er sich zur 
lutherischen Kirche Württembergs bekennen will. Es bedarf 
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also einer besonderen auf die lutherische Bekenntniskirche in 
Württemberg bezüglichen Erklärung. 

Besonders interessant gestaltet sich die Frage bei Domicils- 
wechsel zwischen einer Gemeinde der einen und einer Ge- 
meinde einer anderen Landeskirche Hier kann der Er- 
werb der neuen Gemeindeangehörigkeit vielleicht neue Bekenntniss- 
erklärung, also einen Bekenntnisswechsel nötig machen, während 
es für die Begründung der neuen Landeskirchenmitgliedschaft 
keines solchen bedarf. Wer z. B. aus einer unirten Gemeinde 
Nassaus in eine lutherische des Konsistorialbezirks Cassel 
übersiedelt, hat zum Erwerb der neuen Landeskirchenangehörigkeit 
keine besondere Bekenntnisserklärung abzulegen — die Wies- 
badenerundKasseler Landeskirche sind evangelische Landes- 
kirchen schlechthin, gemischt aus lutherischen, unirten und refor- 
mirten Gemeinden —, wohl aber bedarf es — besondere lokale 
Ordnungen vorbehalten — für den Erwerb der Genieindemitglied- 
schaft am neuen Wohnorte eines Bekenntnisswechsels. Anderer- 
seits ıst es vollkommen zutreffend, wenn Köhler bezüglich des 
Erwerbs der Gemeindemitgliedschaft in der hessischen Landes- 
kirche durch Zuzug bemerkt: „Es bedarf hier, abgesehen von den 
wenigen Orten, wo mehrere Parochien verschiedenen Bekenntnisses 
neben einander bestehen, keiner besonderen Erklärung“ und den 
weiteren Satz anfügt: „Dieser Grundsatz wird auf alle Angehörigen 
deutscher evangelischer Landeskirchen angewendet, welche sich 
innerhalb des Grossherzogthums niederlassen*, denn die hessische 
Kirche ist hinsichtlich Orts- und Landeskirchenangehörigkeit eine 
allgemein evangelische, eine evangelische schlechthin. 


4. Das Verhältniss zur Freikirche. 


8 9. 


Hat die Entwicklung des Staatsrechtes im 19. Jahrhundert 
durch Freigabe des religionspolizeilichen Wohnrechtes des Staats- 
angehörigen einerseits zur Folge gehabt, dass es nunmehr Landes- 


kirchen und Ortskirchen gibt, welche nach rechtlicher Norm Be- 
24 * 
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kenner verschiedener evangelischer Bekenntnisse umfassen, so hat 
dieselbe in Konsequenz dieser Freigabe zur Ergänzung der dadurch 
gewährten Bekenntnissfreiheit auch dahin geführt, dass der landes- 
kirchliche Satz nicht mehr uneingeschränkt gilt: Jeder Bekenner 
des evangelischen Glaubens, welcher sich im Gebiete der Landes- 
kirche bezw. in einer Gemeinde derselben niederlässt, gehört ohne 
weitere Bedingung der rechtlichen Landeskirche bezw. der landes- 
kirchlichen Gemeinde als Mitglied an). 

Während der Staat bisher nach Reichsrecht ?) nicht berechtigt 
war, neben der Landeskirche für das gleiche Bekenntniss auch 
andere Rechtskirchen zuzulassen, deren Angehörige das gleich feste 
religionspolizeiliche Wohnrecht gehabt hätten, wie die Mitglieder 
der Landeskirche, hat der deutsche Staat des 19. Jahrhunderts mit 
dem Uebergang zum Prinzip der Bekenntnissfreiheit, um seinen 
Unterthanen die Bethätigung dieses Freiheitsrechtes zu erleichtern?), 
denselben auch das Recht verliehen, theils mit theils ohne staat- 
liche Genehmigung rechtliche Bekenntnissgemeinschaften, Religions- 
'gesellschaften, zu gründen, insbesondere auch solche, welche das- 
selbe Bekenntniss wie die Landeskirche zur Grundlage haben, in 
welchen aber das Kirchenregiment nicht dem Landesherrn über- 
tragen ist, sog. Freikirchen, Kirchen, die frei sind vom landes- 
herrlichen Kirchenregimenrt. 

Dadurch erhält der bisher auch als Resultat des neueren 
evangelischen Kirchenrechtes gewonnene Satz, dass der Bekenner 
des evangelischen Glaubens der evangelischen Landeskirche bezw. 


1) Vergl. hiezuZorn, Art. Religionsgesellschaften in v. Stengels W.B. des 
deutschen Verw.R. Bd. II S. 376 ff.; ebenda Hinschius, Art. Gewissens- 
und Religionsfreiheit Bd. I S. 603 ff. und Fürstenaua. a. 0. 8. 7T A. 

3) Vergl. Fürstenau S. 54 und 82. 

®) Vergl. Hinschius.a.a.0.S. 604. „Verschieden von der Gewissens- 
freiheit ist die Religions- oder Kultusfreiheit, d. h. das Recht derjenigen, 
welche dieselben religiösen Anschauungen theilen, sich zu Vereinigungen 
zusammen zu thun, Immerhin bildet aber die Religionsfreiheit die noth- 
wendige Ergänzung der Gewissensfreiheit, da jedem religiösen Glauben der 
Trieb nach gemeinsamer Bethätigung innewohnt und derselbe vorkommen 
muss, wenn seine Bekenner lediglich auf sich selbst und auf die Andacht 
im Kreise ihrer Familien beschränkt bleiben‘. 
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landeskirchlichen Gemeinde durch Niederlassung in deren Gebiet 
von Rechtswegen angehört, die Einschränkung: sofern er 
nicht Mitglied einer rechtsgiltig gegründeten Freikirche ist. So 
gibt es z. B. in Altpreussen „von der Gemeinschaft der evange- 
lischen Landeskirche sich getrennt haltende Lutheraner« ') (sog. 
 separirte Altlutheraner), im Grossherzogthum Hessen die luthe- 
rischen Separationsgemeinden zu Rothenberg, Reichelshein i. O., 
Staden und Usenborn ?). 

Was die letzteren anlangt, so glaubt Köhler °), dieselben 
gehörten nicht zur hessischen Landeskirche bezw. landeskirch- 
lichen Parochie, weil sie nicht „evangelische Glaubensgenossen * 
im Sinne des $ 1 des Verf.Ges. v. 6. Jan. 1874 seien, welcher 
lautet: »Die evangelische Kirche des Grossherzogthums, welche 
sich als ein Glied der gesammten evangelischen Kirche erkennt, 
umfasst sämmtliche evangelische (lutherische, reformirte und unirte) 
Gemeinden des Landes«. Allein auch die Angehörigen dieser Se- 
parationsgemeinden sind evangelische Christen. Nicht, weil sie 
nicht evangelisch im Sinne des & 7, sondern weil sie einer Frei- 
kirche angehören, werden sie durch Niederlassung in einer landes- 
kirchlichen Gemeinde nicht deren Mitglieder. 


5. Der Eintritt durch Vertrag. 
S 10. 


Wir haben bisher die ausdrücklichen Vorschriften, welche das 
objektive Recht über die Bekenntnissvoraussetzung enthält, er- 
örtert. Wir sahen, wie noch nach dem Rechte sehr vieler Landes- 
kirchen die Mitgliedschaft in der Ortsgemeinde und auch, wenn 
auch nicht in gleichem Umfange, in der Landeskirche selbst von 
der Zugehörigkeit zu einem bestimmten evangelischen Sonderbe- 
kenntniss abhängt und dass, wenn dieses vorhanden und nicht 

') Vergl. Generalkonzession für dieselben vom 23. Juli 1845 (abgedruckt 
bei Fürstenau S. 313); siehe hierüber Hinschius, Allgemeine Dar- 
stellung der Verhältnisse von Staat und Kirche, Marquardsens Handbuch 
des Öffentlichen Rechts Bd. [ 1883 S 365 und Zorn a. a O. Bd. IIS. 380. 


%) Vergl. über diese Köhler a. a. O. S. 56 und 94. 
A. a.0.8. 97. 
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Mitgliedschaft in einer Freikirche vorliegt, das Individuum ohne 
Rücksicht auf seinen W illen der Landeskirche bezw. landeskirch- 
lichen Gemeinde seines Wohnsitzes angehört. Wir sahen, dass es 
dem also Eingepfarrten nicht möglich ist, sich im Vertragswege 
einer anderen Pfarrgemeinde anzuschliessen. Wir wiederholen in 
dieser Beziehung, den oben ') schon in anderem Zusammenhang mit- 
getheilten Satz der waldeck’schen Kirchenordnung vom 1. August 
1857 $4 Abs. 3: „Keinem Eingepfarrten ist es, ohne dass er zugleich 
seinen Wohnsitz verändert, gestattet, sich willkürlich einer anderen 
Pfarrei anzuschliessen«. Nur durch Aufgeben des betreffenden evange- 
lischen Bekenntnisses, also durch Austritt aus der Bekenntnisskirche 
wird das Individuum von dieser zwingenden Rechtsvorschrift befreit, 
denn mit ihr fällt auch die Zugehörigkeit zur Rechtskirche ?) weg. 

Es fragt sich nun, ob es nach denselben Kirchensatzungen 
der landes- bezw. ortskirchlichen Verwaltung verboten ist, Nicht- 
bekenntnissangehörige oder Bekenntnissangehörige, welche Mit- 
glieder einer Freikirche sind, in die Mitgliedschaft der betreffenden 
Rechtskirche aufzunehmen, ohne dass dieselben aus diesem Grunde 
das Bekenntniss wechseln , bezw. aus der Freikirche austreten. 
Ist es z. B. zulässig oder unzulässig, dass ein reformirter Christ, 
weil am Orte seiner Niederlassung keine reformirte Gemeinde vor- 
handen, oder ein Mitglied der Herrnhuter Brüdergemeinde der am 
Domicilsorte vorhandenen lutherischen Pfarrgemeinde inı Vertrags- 
wege nicht bloss als Gast, sondern als Mitglied beitritt? 

Es finden sich nun nirgends Verbote solch’ vertragsmässigen 
Anschlusses. Im Gegentheil, eine Kirchenordnung haben wir, aus 
welcher sich auf die rechtliche Zulässigkeit der Aufnahme von 
Nichtkonfessionsangehörigen bezw. Mitgliedern von Freikirchen 
durch Vertrag schliessen lässt. 

Die Kirchenvorstandsordnung für die lutherischen Ge- 


)s7 

?) Eine Ausnahme besteht zum Theil für die bürgerlichen Rechtswir- 
kungen dieser Zugehörigkeit (Preussen, Hessen, Hamburg, Baden). Vergl. 
Friedberg, Lehrbuch, 3. Aufl. S. 225 8 94, und die demnächst erscheinende 
Monographie von A.B. Schmidt, Der Austritt aus der Kirche, $ 6 (Rechts- 
folgen des Austritts). 


[2 
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meinden Bayerns diesseits des Rheins vom 7. Okt. 1850!) ent- 
hält in $ 5 hinsichtlich der Wahlberechtigung bei der Wahl zum 
Kirchenvorstand die Vorschrift, es seien stimmberechtigt »alle 
männlichen selbständigen Mitglieder der kirchlichen Gemeinde nach 
zurückgelegtem 21. Lebensjahre, sofern sie der protestantischen 
Kirche lutherischen Bekenntnisses angehören«. Der Gesetz- 
geber geht also von der Voraussetzung aus, dass der lutherischen 
Kirchengemeinde, obgleich dieselbe nach der Rechtsnorm in Bezug 
auf die Bekenntnissvoraussetzung des Mitgliedschaftsverhältnisses 
rein konfessionell ist, auch Mitglieder der protestantischen Kirche 
nichtlutherischen Bekenntnisses angehören, erklärt also mittelbar die 
Begründung der Gemeindeangehörigkeit durch Vertrag für statthaft. 

Aber auch für die anderen Kirchenrechte, wo überall eine 
derartige mittelbare Anerkennung der Statthaftigkeit dieses Be- 
gründungstitels fehlt, ist das Gleiche anzunehmen. Eine solche 
Annahme enthält einerseits keine Beeinträchtigung der evange- 
lischen Bekenntnissfreiheit von Gemeinde und Individuum, wie 
sich aus früher Ausgeführtem ergibt, während sie andererseits 
dem auch der evangelischen Lehre eigenen Dogma der Einen Ge- 
meinde aller Gläubigen desselben Bekenntnisses auf Erden ent- 
spricht. 

Zwei Schranken bestehen nur für diese vertragsmässige Auf- 
nahme. Das Bekenntniss, welchem der Aufzunehmende angehört, 
muss auf evangelischer Grundlage beruhen — der katholische 
Christ kann also nur durch Konfessionswechsel *) Mitglied der 
evangelischen Landeskirche bezw. Kirchengemeinde werden — und 
er muss dem Gebiete der betreffenden Gemeinde oder Landeskirche 
durch Wohnsitz verbunden sein; das Gegentheil würde dem Terri- 
torialprincip, welches sonst die deutsche evangelische Kirche bei 
Bestimmung der Kirchenmitgliedschaft verfolgt, zuwider sein. 


-—— 


') Friedberg, Verf.Ges. S. 323. 
2?) Zu diesem genügt mangels besonderer Bestimmung (allg. LR. 8 41 
u. 42 II 11) nicht einseitige Erklärung, sondern es bedarf einer Aufnahnıe 


(receptio in ecclesiam), also eines Vertrags. So auch Friedberg, er. 
Verf.R. S. 270. 
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Selbstverständlich können die beiderseitigen Vertragserklä- 
rungen in Form konkludenter Handlungen erfolgen. 

Seiner Rechtswirkung nach steht diese Art der Begründung 
der Kirchenangehörigkeit dem Erwerb derselben durch einseitige 
Beitrittserklärung unter gleichzeitiger Niederlassung Seitens Nicht- 
bekenntnissangehöriger im kirchlichen Gemeinderechte der Frank- 
furter lutherischen Landgemeinden und der grossherzoglich 
hessischen Kirche gleich '). Dabei ist die Beziehung zum 
Rechte der erstgenannten Gemeinden noch insofern eine nähere, 
als auch hier, wenn nicht Vertragsabschluss mit der Landes- 
kirchenverwaltung stattfindet, die Zugehörigkeit zur Landeskirche 
durch die Mitgliedschaft in der Ortsgemeinde begründet wird, 
während nach hessischem Recht der allgemein evangelischen 
Natur dieser Landeskirche entsprechend die Person, welche Mit- 
glied einer Gemeinde nur durch Beitrittserklärung wird , die Zu- 
gehörigkeit zur Landeskirche unmittelbar durch Wohnsitz- 
nahme im landeskirchlichen Gebiete erwirbt. 

Von der vertragsmässigen Begründung der Kirchenmitglied- 
schaft, welche uns im Rechte Sachsen-Meiningens und Bre- 
mens begegnet ist?), unterscheidet sich der vorliegende Erwerbs- 
grund durch die Nothwendigkeit gleichzeitigen Vorhandenseins 
von Wohnsitz im Kirchengebiete. 

Die Frage des freiwilligen Anschlusses von Nichtbekenntniss- 
angehörigen hat in neuerer Zeit auch Th. Braun in seinem später 
noch näher zu behandelnden vorzüglichen Aufsatz „über Gemeinde- 
mitgliedschaft in der Landeskirche“ (der preussischen) in Dove und 
und Friedbergs Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 21. S. 401 ff. er- 
örtert. Das Resultat, zu dem er gelangt, ist das gleiche, wie das 
unserige, aber seine Konstruktion ist eine erheblich andere. Wir haben 
daher auf seine Darlegungen näher einzugehen. Es macht dies er- 
forderlich, auch seine thatsächliche Schilderung vorauszuschicken °). 

Im Bezirk einer evangelischen Parochie kämen, führt Braun 
1) Siehe oben S. 345 ff. 


2) Siehe oben $ 6 a. E. 
®)A.a 0.8. 430 ff. 
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aus, hin und wieder Personen vor, welche, obwohl sie nicht Mit- 
glieder der Landeskirche seien, dennoch deren Bekenntniss völlig 
oder nahezu theilten, seien es Leute, die um irgendwelcher Ge- 
wissensbedenken willen, ohne ihren evangelischen Glauben anfzu- 
geben, die Landeskirche verlassen hätten, seien es Mitglieder solcher 
Religionsgesellschaften, welche in Hinsicht auf Lehre und Bekennt- 
niss mit dieser auf demselben Boden ständen. Diese Personen 
würden namentlich da, wo es ihnen an Gelegenheit zu gottes- 
dienstlicher Gemeinschaft fehle, leicht das Bedürfniss empfinden, 
sich der landeskirchlichen Ortsgemeinde anzuschliessen. 

Braun meint nun: Wollten sie dies, so müssten sie zur 
Landeskirche übertreten, denn niemand könne Mitglied einer 
landeskirchlichen Gemeinde sein, der nicht zur Landeskirche ge- 
höre. Der Uebertritt erfolge durch einseitige Erklärung. Jener 
sog. Anschluss an die Gemeinde sei eben nichts anderes, als die 
Erklärung des Uebertritts zur Landeskirche, welcher dann mit der 
Zugehörigkeit zur letzteren zugleich die Gemeindemitgliedschaft 
begründe. Sobald die Mitgliedschaft zur Landeskirche gegeben 
sei, entscheide über die Mitgliedschaft in der Gemeinde nicht mehr 
Wahl und Willkür des Einzelnen, sondern ausschliesslich die all- 
gemeinen Bestimmungen über Zugehörigkeit zur Parochie, also 
das Domicıil. 

Die Erklärung sei eine einseitige, nicht ein Vertrag zwischen 
dem Einzelnen und der Kirche oder Gemeinde, ihre Giltigkeit daher 
durch Annahme Seitens der letzteren auch nicht bedingt. 

Nach Braun hätten wir also im Falle des sog. Anschlusses 
an die landeskirchliche Parochie Eintritt in die Landeskirche durch 
einseitige Erklärung und dann Zugehörigkeit zur Pfarrgemeinde 
kraft Gesetzes durch Wohnsitz, also nicht Erwerb der. Gemeinde- 
angehörigkeit durch Vertrag unter der Voraussetzung der Wohn- 
sitznahme in der Gemeinde und ohne Uebertritt zur Bekenntniss- 
kirche und als Folge hievon Erwerb der Mitgliedschaft in der 
rechtlichen Landeskirche. 

Zwei Sätze der Deduktion von Braun und damit diese selbst 
sind unrichtig. Zunächst der Satz, dass niemand Mitglied einer 
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landeskirchlichen Gemeinde sein kann, der nicht zur Landeskirche 
gehört. Dieser Satz besteht nicht einmal dann zu recht, wenn 
man, was Braun ja wohl thut, unter Landeskirche nur die Landes- 
bekenntnisskirche versteht. 

Wenn das Gesetz vorschreibt, dass jeder lutherische Christ, 
welcher nicht einer lutherischen Freikirche angehört, durch Wohn- 
sitz Mitglied der lutherischen Landeskirche wird, so ist damit 
noch nicht verboten, dass ein Evangelischer, der sich nicht 
zum lutherischen Glauben bekennt, in diese rechtliche Landeskirche 
aufgenommen wird, ohne zu deren Bekenntniss überzutreten. Es 
kann Zugehörigkeit zur Rechtskirche geben ohne Zugehörigkeit 
zur Bekenntnisskirche. Die Kirchenordnungen sehen dies zum 
Theil hinsichtlich der Zugehörigkeit zur Ortsgemeinde vor, indem 
sie erklären, dass solche Personen durch einseitige Erklärung bei- 
treten können. 

Wo aber eine solche Bestimmung fehlt, besteht keine Ver- 
pflichtung der Kirchenverwaltung, einen solchen Beitritt zu dulden. 
Es bedarf also zur Aufnahme von Nichtbekenntnissangehörigen 
einer Aufnahme. 

Die andere nicht zutreffende Behauptung ist die, der Eintritt 
in die rechtliche Landeskirche erfolge — bei gleichzeitiger 
Wohnsitznahme — durch einseitige Erklärung. Der rechtliche 
Vorgang ist vielmehr der: Die Zugehörigkeit zu einer besonderen 
evangelischen Bekenntnisskirche wird vom evangelischen Chri- 
sten durch einseitige Erklärung erworben. Nachdem alle evan- 
gelischen Sonderbekenntnisskirchen Theile und Glieder der einen 
allgemeinen evangelischen Bekenntnisskirche sind, bedarf es keiner 
Annahmeerklärung Seitens der Kirche. Von dem also in die be- 
sondere Bekenntnisskirche Eingetretenen wird dann allein durch 
Wohnsitz im: Gebiet der rechtlichen Landeskirche die Mitglied- 
schaft in dieser begründet. 

Zu unserer Auffassung des Anschlusses zurückkehrend, sei 
noch folgendes bemerkt: Es wurde schon erwähnt, dass die Auf- 
nahme entweder ın der Weise erfolgen kann, dass Jemand erklärt, 
er wolle sich der Landeskirche als solcher anschliessen oder — 
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und dies wird die Regel sein — er wolle sich einer landeskirch- 
lichen Gemeinde anschliessen. Zwischen beiden Alternativen 
ist ein Unterschied. 

Im ersten Fall ist die betreffende Persönlichkeit für die ganze 
Zeit, während welcher sie im Gebiete der Landeskirche verweilt, 
Mitglied derselben, im letzteren Falle nur so lange, als sie in der 
betreffenden Parochie seinen Wohnsitz behält. Im ersteren Falle 
würde das Mitglied der Herrnhutergemeinde, welches von einer 
landeskirchlichen Parochie ın eine andere verzieht, von Rechts- 
wegen Angehöriger dieser letzteren werden, im letzteren Falle nur, 
wenn es sich dieser wieder besonders anschliesst. Nach der Theorie 
von Braun träte die erste Konsequenz auch dann ein, wenn sich 
die in Frage stehende Person nur der landeskirchlichen Gemeinde 
angeschlossen hätte. 


6. Die Staatsangehörigkeitsfrage. 


s 11. 


Endlich gelangen wir noch zu der Frage, ob etwa die Rechts- 
entwicklung des 19. Jahrhunderts den bisherigen Zustand in der 
Richtung geändert habe, dass die Mitgliedschaft in der Landes- 
und ÖOrtskirche nunmehr durch Staatsangehörigkeit bedingt sei. 

Es fragt sich, ob die an die Kirchenmitgliedschaft neu ge- 
knüpften Rechtswirkungen eine solche Aenderung verlangten. 

Es bedarf keines Beweises, dass es unerfindlich wäre, wie die 
Heranziehung der Kirchenangehörigen zu allgemeinen Steuern für 
Kirchenzwecke eine solche Wirkung haben sollte, sieht doch selbst 
der Staat bei Ausübung seiner Besteuerungsgewalt grundsätzlich 
von dem Vorhandensein der Staatsangehörigkeit ab und unterwirft 
das iın Staat vorhandene und erworbene Vermögen unangesehen, ob 
es Staatsunterthanen oder Staatsfremden gehört, der Abgabenpflicht. 

Anders liegt es hinsichtlich der Betheiligung der Kirchenmit- 
glieder an der Kirchenverwaltung nach Recht und Pflicht. 

Die enge Verbindung, in welcher die evangelische Landes- 
kirche in Folge des gänzlichen oder theilweisen Zusammenfallens 
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ihres Gebietes mit dem Staatsgebiete und in Folge der Identität 
des Trägers des Staats- und Kirchenregiments mit dem Staate 
steht, lässt es angemessen erscheinen '), diese Theilnahme nur 
solchen Mitgliedern zuzuerkennen bezw. aufzuerlegen, welche Staats- 
angehörigkeit besitzen. 

Allein hiewegen bedarf es noch nicht einer Abhängigmachung 
der einfachen Kirchenmitgliedschaft von dem Erfordernisse der 
Staatsangehörigkeit. Hiezu genügt es, wenn nur für diese Theil- 
nahmebefugniss bezw. Theilnahmeverpflichtung die Staatsange- 
hörigkeit als Voraussetzung statuirt wird. 

Selbst, wenn aber diese neuen Rechtswirkungen der Kirchen- 
angehörigkeit eine Umgestaltung der Bestimmungsgründe derselben 
in dieser Richtung angezeigt erscheinen liessen, müsste doch der 
Glaubenssatz von der Einen heiligen christlichen Kirche und die 
historische Thatsache, dass die evangelische Bekenntnisskirche als 
solche keine Staatsgrenzen kennt, von einer solch’ territorialen 
Abschliessung der einzelnen Landeskirchen abhalten, wie sie die 
Bindung der Kirchen- an die Staatsangehörigkeit mit sich brächte, 
nachdem die Rechtsordnung in Bestimmung dieser zu dem Auf- 
nahmeprincip übergegangen ist. 

Man wird daher an die neueren Kirchensatzungen mit der 
Vermuthung herantreten dürfen, dass dieselben davon absehen, 
die Kirchenmitgliedschaft an die Bedingung der Staatsangehörig- 
keit zu knüpfen. 

In der That dürfte sich aus dem Inhalt der weitaus meisten 
dieser Kirchenvorschriften alles andere eher entnehmen lassen, als 
eine Abhängigkeit der Kirchen- von der Staatsmitgliedschaft. 

Eine Reihe neuerer Kirchengesetze ?), wenn auch nur die 


1) Vergl. darüber Mejer, Zeitschr. für Kirchenrecht Bd. 22 S. 212, der 
ausführt, es sei insbesondere in Grenzbezirken, wo Ausländer in grösserer 
Zahl wohnten, von Gewicht, ob dieselben in social und politisch so ein- 
greifenden Beziehungen, wie es die kirchlichen seien, das Inland direkt 
oder indirekt mitregieren dürften, ohne Inländer zu werden. Hiezu auch 
Brauna.a. O. Bd. 22 S. 329. 

?) Vergl. zum Folgenden Braun a. a. O. Bd. 22 S. 331 ff. und nee 
ebenda S. 226. 
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Minderzahl, lässt das kirchliche Gemeindebürgerrecht '), Wahlbe- 
rechtigung und Wählbarkeit zu Gemeindestellen, im Gegensatz 
zur einfachen Kirchenangehörigkeit durch das Erforderniss der 
Eigenschaft des Staatsangehörigen bedingt sein, so z. B. die K.V.O. 
für die lutherischen Gemeinden im diesrheinischen Bayern 
vom 7. Okt. 1850 8 5 ?): Wahlstimmberechtigt bei der Wahl 
zum Kirchenvorstand sind alle männlichen selbständigen Mitglieder 
der Kirchengemeinde nach zurückgelegtem 21. Lebensjahr, sofern 
sie der protestantischen Kirche lutherischen Bekenntnisses ange- 
hören, im Sprengel der Kirchengemeinde ihren ständigen Wohnsitz 
haben und bayerische Staatsangehörige sind“, und $ 6: „Wählbar 
in den Kirchenvorstand sind alle wahlstimmberechtigten Mitglieder 
der Kirchengemeinde, welche ...*, ferner die revid. Wahlordnung 
für die Presbyterien, Diöcesan- und Generalsynoden in der pro- 
testantischen Kirche der Pfalz betr. v. 17. Juni 187684 u.7°) 
und die badische Kirchenverfassung vom 5. Sept. 1861 $ 10*). 

Ein Theil der Kirchenordnungen bringt das gleiche Erforder- 
niss indirekt zum Ausdruck, indem dieselben das staats bürgerliche 
Stimmrecht °) oder das Recht der Theilnahme an den bürgerlichen 
Gemeindewahlen ®) oder das Wohnrecht’), d.h. die einfache 


1) Vergl. Friedberg, ev. Verf.R. S. 280 N, 91 und Lehrbuch 8. 190 
N. 26. 

®) Friedberg, Verf.G. S. 323. 

2) Ebenda S. 334. . 

*) Friedberg S. 477. Brauna. a. O0. Bd. 22 S. 330. N. 12 zählt 
die preuss. K.O. auf, welche die Staatsangehörigkeit als Voraussetzung nicht 
fordern, ebenda N. 13 die Gesetzesstellen, welche die verschiedenen Voraus- 
setzungen für Einpfarrung einer- und Gemeindebürgerrecht andererseits er- 
sehen lassen. 

°) So Birkenfeld, Ges. vom 5. Sept. 1855 betr. die Organisation der 
evang. K.Gemeinden $ 14; K.O. für die L.Frauengemeinde in Bremen $ 4 
vom 20. April 1854, für die Michaelis K.G. vom 25. März 1872 (8 7) und 
Petrigemeinde ($ 4) daselbst (Friedberg S. 565, 931, 952, 977). 

6) So Sachsen -Weimar: K.G.O. vom 24. Juni 1851 $ 17 u. 9 (S. 624) 
und Schwarzburg-Rudolstadt: Ges. vom 17. März 1854 betr. die Errich- 
tung von Kirchen- und Schulvorständen $ 10 (S. 727). 

‘) K.Vorst. und Syn.O. für die evang.-luth, Kirche Hannovers vom 
9. Okt. 1864 (Friedberg, Verf.Ges. $. 130. Hiezu Braun, a.a.0. 
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Mitgliedschaft in der Gemeinde als Bedingung setzen. »Staats- 
bürgereid« und »Berechtigung zur Theilnahme an den Wahlen 
der städtischen Gemeindebehörden« heischt die K.O. für Vege- 
sack vom 7. Jan. 1875 $ 5 (Friedberg, Verf.Ges. 1. Erg.Bd. 
Ss. 180). 

Würden alle diese Kirchenordnungen von der Ansicht aus- 
gehen, dass auch die einfache Kirchenmitgliedschaft schon durch 
Staatsangehörigkeit oder die anderen politischen Statutsrechte be- 
dingt sei, so wäre nicht abzusehen, warum diese Eigenschaft bei 
Bestimmung des kirchlichen Bürgerrechts noch einmal erwähnt 
wird, nachdem die genannten Kirchenordnungen doch alle schon 
vor dem Erforderniss der Zugehörigkeit zum politischen Gemein- 
wesen unter den Voraussetzungen des kirchlichen Gemeindebürger- 
rechts die Kirchengemeindeangehörigkeit genannt haben '). Die 
Kirchenordnung für Vegesack vom 6. Januar 1875 nennt als 
Bedingungen des kirchlichen Gemeindebürgerrechts sogar Mitglied- 
schaft in der Kirchengemeinde, Berechtigung zur Theilnahme an 
den Wahlen der städtischen Gemeindebehörden und den Staats- 
bürgereid nebeneinander. 

Nicht minder spricht für eine Reihe von Landeskirchen gegen 
die Annahme der Abhängigkeit des Kirchenmitgliedschaftsverhält- 
nisses von Staatsunterthänigkeit der Umstand, dass in den betref- 
fenden Kirchenordnungen die Landeskirche als ein Glied oder Theil 
der evangelischen Gesammt kirche bezeichnet wird, so in der hes- 
sischen?) Kirchenverfassung vom 6. Jan. 18748 lundinderham- 
burgischen vom 1. Jan. 1883 $ 2°). Da die evangelische Ge- 
sammtkirche nur eine Bekenntniss- , keine Rechtskirche ist, so 
weist der Beisatz, mit dem die Landeskirche versehen, »Glied der 


Bd. 22. S. 334 und Rehm, Abh. in den Annalen des deutschen Reiches 
1892 8 12, 14, 16. 

') Vergl. z.B. oben S. 373 N.2und Birkenfeld: „alle evangelischen 
Gemeindeglieder“. 

?:) Die evangelische Kirche des Grossherzogthums, welche sich als ein 
Glied der gesammten evangelischen Kirche erkennt... 

?) „Die evangelisch-lutherische Kirche im hamburgischen Staate ist ein 
Glied der gesammten lutherischen Kirche.* 
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Gesammtkirche«, auf das die Staatsgrenzen nicht berücksichti- 
gende Band des Bekenntnisses hin, was der Gesetzgeber wohl 
unterlassen hätte, wäre eine scharfe politische Abgrenzung des 
Mitgliederkreises dieser Kirchen in seiner Absicht gelegen. 

Wenn eine andere Gruppe der Kirchenordnungen die Landes- 
kirche als einen Theil der evangelischen Kirche Deutschlands 
bezeichnet !), so kann auch hieraus nicht geschlossen werden, dass 
wenigstens Reichsangehörigkeit Voraussetzung der Kirchenmitglied- 
schaft sei, denn die bezüglichen Kirchenordnungen von Olden- 
burg und Baden stammen schon aus der Zeit vor Gründung 
des Reiches. Für Oldenburg steht dieser Annahme, wie wir nachher 
sehen werden, noch ein anderer Umstand entgegen. 

Besonders überzeugend spricht für die Annahme der Unab- 
hängigkeit, der kirchlichen Gemeindemitgliedschaft von politischen 
Statusrechten, wie in früherer ?) Zeit, so auch heute noch die in 
Folge der Gemengelage der Staaten besonders in Mitteldeutschland 
erhaltene und zum Theil neu erfolgende Zusammensetzung von 
Pfarrgemeinden aus Gebieten verschiedener Staaten, die sog. Ein- 
pfarrung fremder Staatstheile. 

Um ein Beispiel hiefür aus allerneuester Zeit zu geben, sei 
auf einen preussisch - altenburgischen Vertrag vom 31. Mai 1891 
über den Austritt des preussischen Gutsbezirkes Braunshain 
aus der preussischen Parochie Hohenkirchen- Wernsdorf 
und dessen Aufnahme in den altenburgischen Kirchenverband 
Lumpzig hingewiesen ?).. Der Vertrag hält den Fortbestand 


1) So Baden, Verf. vom 5. Sept. 1861 $ 1: „Die vereinigte evange- 
lisch - protestantische Kirche des Grossherzogtnums Baden, welche mit der 
evangelischen Gesammtkirche Christum als ihr alleiniges Haupt erkennt, 
bildet einen Theil der evangelischen Kirche Deutschlands“ (Friedberg, 
S. 470), Oldenburg (Herzogthum), Verf. vom 11. April 1853 (S 560); 
Waldeck, Syn.O. vom 18. Jan. 1873 (S. 848), 

?) Siehe hierüber oben S. 35 bei N. 1. 

3) Preuss. Gesetzessammlung Jahrg. 1892 8. 6 ff. Vergl. daselbst auch 
Jahrg. 1891 S. 377: Vertrag zwischen Preussen und dein Königreich Sachsen 
wegen Aufhebung der parochialen Verbindung der Evangelischen in der 
preussischen Ortschaft Kotzschka, Kreis Liebenwerda, mit der sächsischen 
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der preussischen Staatsherrschaft in diesem Gutsbezirke für so 
selbstverständlich, dass er desselben keine Erwähnung thut. $ 1 
lautet nur: „Der im Königreich Preussen belegene Gutsbezirk 
Braunshain scheidet vom 1. April 1891 an aus dem Kirchenver- 
band mit der königlich preussischen Parochie Hohenkirchen-Werns- 
dorf aus und tritt von demselben Zeitpunkte ab in den Kirchen- 
verband Lumpzig im Herzogthum Sachsen-Altenburg ein“. 

Nur einige wenige Kirchenrechte gehen von der Grundvor- 
stellung aus, dass die Zugehörigkeit zur Rechtskirche durch Staats- 
mitgliedschaft bedingt sei. 

Vor allem gehört hieher die oben erwähnte Kirchenverfassung 
für das Herzogthum Oldenburg vom 11. April 1853. Die- 
selbe sagt zwar in Art. 7 schlechthin: „Der Wohnsitz innerhalb 
des Pfarrsprengels begründet für jedes Mitglied der evangelisch- 
lutherischen Kirche die Einpfarrung“, so dass man meinen könnte, 
die Frage der Staatsangehörigkeit sei gar nicht berücksichtigt, 
allein $ 12 fügt hinzu: „Für Ausländer evangelisch - lutherischen 
Bekenntnisses, welche innerhalb des Herzogthums Oldenburg einen 
dauernden Aufenthalt haben und zu der Pfarrgemeinde, in deren 
Sprengel sie wohnen, in ein festgeregeltes Verhältniss zu treten 
wünschen, wird ein allgemeines Gesetz das Nähere feststellen“. 

Ebenso lassen die revidirte Kirchenordnung der vereinigten 
evangelischen Gemeinde zu Vegesack von 6. Jan. 187581) 
und die revidirte Kirchenordnung der vereinigten evangelischen 
Gemeinde zu Bremerhaven vom 13. Sept. 1861 $ 1°) dem 
Satze: „Die Gemeinde besteht aus allen Einwohnern von Vegesack 
bezw. Bremerhaven, welche sich zu einer der protestantischen 
Konfessionen bekennen“, die Bestimmung folgen: „Dazu werden 
auch diejenigen Fremden gerechnet, denen der Aufenthalt daselbst 
gestattet ıst, sofern bei ihnen dasselbe Erforderniss zutrifft‘. 

Für die eben erwähnten drei Kirchenordnungen bliebe noch 


Parochie Frauenhain, Ephorie und Amtshauptmannschaft Grossenhain, vom 
16.117. Febr. 1891. Die Beispiele liessen sich unschwer vermehren. 

') Friedberg, 1. Erg.Bd. S. 180. 

?) Ebenda S. 183. 
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die Frage, ob sich aus Art. 3 Abs. 1 der Reichsverfassuug, wo- 
nach der Angehörige eines jeden Bundesstaates in jedem anderen 
zum Genusse „des Staatsbürgerrechts und aller sonstigen bürger- 
lichen Rechte“ unter denselben Voraussetzungen, wie der Ein- 
heimische, zuzulassen ist, nicht eine Ausnahme für die Reichsan- 
gehörigen dahin ergebe, dass es bei ihnen zum Erwerb der Kirchen- 
mitgliedschaft keiner anderen Voraussetzungen bedürfe, als bei 
den Staatsangehörigen der betreffenden Staaten. Allein bürger- 
liche Rechte sind nur solche, welche sich aus der Stellung des 
Individuuns !) im Staate, in der civitas des Staatsrechts des 
vorigen Jahrhunderts, nicht solche, welche das Verhältniss des Ein- 
zelnen zur Kirche betreffen. 


7. Zusammenfassung. 


8 12. 


Ehe wir dazu übergehen, die hier gewonnenen Resultate an 
einer Vergleichung mit den Ergebnissen anderweitiger Unter- 
suchung zu festigen, seien dieselben, soweit sie das geltende Recht 
angehen, in einer Uebersicht zusammengefasst. 

Für beide Mitgliedschaftsverhältnisse, für die Orts- wie für 
die Landeskirchenangehörigkeit, sind ordentliche und ausserordent- 
liche Mitglieder und Erwerbsarten zu unterscheiden, wie folgendes 
Schema ergibt. | 

I. Die Zugehörigkeit zur landeskirchlichen Ortsgemeinde be- 
stimmt sich 

1. fir Bekenntnissangehörige, bald nur für Angehörige 

eines, bald für Bekenner verschiedener evangelischer Sonder- 
bekenntnisse, 
a. regelmässig durch Wohnsitz in der Gemeinde 
(oben S. 241 ff.). 
b. ausnahmsweise ohne Wohnsitz daselbst durch 
Vertrag (Meiningen, Bremen, S. 247 und 352), bezw. 
', Zu eng ist es, wenn Fürstenau S$. 112 meint, bürgerliche Rechte 


seien nur solche, welche einem Staatsangehörigen zustehen können. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 3. 25 
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einseitige Beitrittserklärung (Bremen, S. 247 

und 352); 
für nicht der besonderen Bekenntnisskirche der 
Ortsgemeinde angehörige Evangelische ausnahms- 
weise durch einseitigeBeitrittserklärung (Frank- 
furter Landgemeinden, Hessen, Altpreussen mit Ausnahme 
der Rheinlande und Westfalen, Bremen; S. 345, 346, 350, 
352) bezw. Vertrag (S. 365 ff.) bei BR 
Wohnsitz (S. 347, 350, 367); 


. für Mitglieder von evangelischen Freikirchen durch Ver- 


trag mit Wohnsitz (S. 365 ff.). 


II. Die Zugehörigkeit zur Landeskirche im Rechtssinne wird 
begründet 


1. 


2. 


für Bekenntnissangehörige durch Wohnsitz 
(S. 248 ff.); 

für Nichtangehörige der Landesbekenntnisskirche durch 
Erwerb der Ortsgemeindeangehörigkeit, die ihrerseits 
entweder durch einfache Niederlassung (Württemberg, 
Oldenburg, Meiningen, S. 341) oder durch Beitritt mit 
Wohnsitz (Frankfurter Landgemeinden, 8. 345) oder durch 
Vertrag mit gleichzeitigem Wohnsitz (3.368) begründet wird; 


. für Mitglieder von Freikirchen durch Vertrag mit Wohn- 


sitz bezw. durch Eintritt in die Ortsgemeinde, welcher seiner- 
seits durch mit Niederlassung verbundenen Vertragsab- 
schluss erfolgt (S. 365 ff.). 


III. Die Ortsgemeindeangehörigkeit ist nicht durch Zugehörig- 
keit zur Landeskirche im Rechtssinne und diese regelmässig nicht 
durch erstere bedingt, beide nicht durch das Vorhandensein von 
Staatsmitgliedschaft. 
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V. Die Ergebnisse der bisherigen Literatur. 


1. Die Domicilsfrage. 
8 13. 


I. Was zunächst die Domicilsvoraussetzung anlangt, so ist es 
vor allem Otto Mejer, welcher sowohl für das ältere wie für das 
neuere Recht eine vollkommen andere als die hier vertheidigte 
Anschauung vertritt. 

Zunı Verständniss seiner Theorie ist hervorzuheben, dass der- 
selbe nicht die ganze Frage des Erwerbs der Mitgliedschaft in der 
Landeskirche und landeskirchlichen Gemeinde in den Kreis seiner 
Erörterungen zieht, sondern seine Untersuchung auf einen Special- 
punkt, auf die Frage beschränkt, ob ein Staatsausländer als solcher 
die Zugehörigkeit zu einer landeskirchlichen Parochie zu erwerben 
vermöge '). 

Die auf das ältere Recht bezüglichen Sätze Mejers sind mit 
seinen eigenen Worten folgende: 

Es sei altlandeskirchliche Regel, dass der feste Wohnsitz 
innerhalb der Parochie die Mitgliedschaft in der Parochialgemeinde 
begründe (S. 218) ?). Einen solchen könne der Ausländer als 
solcher in der Parochie nach älterem Rechte nicht erwerben. Denn 
nach diesem höre der Ausländer durch Erwerb des festen Wohn- 
sitzes auf, dies zu sein und werde landesangehöriger Unterthan 
(3. 222). Wenn man auch im allgemeinen auf die Bestimmung des 
festen Wohnsitzes die römisch-rechtlichen Normen über das Do- 
micil angewendet habe, so sei derselbe doch nicht anders als in 
Gestalt des Wohnrechtes d.h. in unserem Sinne des unentzieh- 
baren Wohnrechtes zu erwerben gewesen (S. 225). Der Wohn- 
sitzerwerb war somit hier besonders gestaltet. »Ohne Aufnahme 


'!) „Die Nichtzugehörigkeit von Ausländern zu inländischen landeskirch- 
lichen Gemeinden“ in Dove und Friedbergs Zeitschrift für K.R. Bd. 22 
Ss. 2ll fe Mejer hat seine Ansicht wiederholt in dem „Rechtsleben der 
deutschen evangelischen Landeskirchen“ 1889 S. 77. 

”) Vergl auch S. 214 u. 215. 

25 * 
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durch eine lokale Obrigkeit war von einem Ausländer Wohnsitz 
und Landesangehörigkeit nicht zu erwerbene. „Entsprechend der 
Bedeutung des Wohnsitzes für die Staatsangehörigkeit wurde 
diese verliehen durch diejenige Ortsobrigkeit, die den Wohn- 
sitzerwerb genehmigte (S. 222)*. Municipiorum cives a magi- 
stratu, rustici a quolibet jurisdictione patrimoniali praedito 
modo haud neglecto homagio recte recipiuntur'), sage Pütter 
in seinen institutiones juris publici Germ. $ 353 (S. 222). 

Sucht man die in diesen Sätzen enthaltenen Schlussfolgerungen 
herauszustellen ?), so ergibt sich diese Gedankenreihe: 1) Staats- 
angehörigkeit wird durch ortspolizeilich genehmigten Wohnsitz 
begründet, 2) Staatsangehörigkeit hat als essentiale festes Wohn- 
recht, 3) sie wird desshalb domicilium genannt, 4) also wird do- 
micilium durch polizeilich genehmigten Wohnsitz, der festes Wohn- 
recht erzeugt, erworben. 5) Durch domicilium wird aber auch 
die Parochialität begründet. 6) Wenn nun domicilium bloss in 
Gestalt des Wohnrechts erworben werden kann, so wird auch Pa- 
rochialität nur mit Wohnrecht oder, wie man auch sagen kann, 
nicht durch einfache Wohnsitznahme, sondern allein durch obrig- 
keitlich genehmigten Wohnsitz begründet. 

Richtig ist, dass mit der Staatsangehörigkeit zur Zeit des 
älteren Territorialstaatsrechtes ein Wohnrecht verbunden war, 
aber, wie früher dargelegt, kein festes, sondern nur ein wenn auch 
nur nach Rechtsgründen entziehbares ?). Richtig ist ferner, dass 
die Staatsangehörigkeit in früheren Jahrhunderten auch als do- 
micilium bezeichnet wurde *), aber nicht immer, sondern nur ab 
und zu. Wie hätten sonst Lauterbach, dem wir eine umfang- 
reiche Dissertation de domicilio 5) verdanken, und Böhmer®) das- 


') Vergl. zu diesem Satze Rehm in der cit. Abh. in den Annalen 1892 
8 ı1l. 

?) Siehe auch Braun a. a. O.Bd. 22.8. 323 f. und Rehm a.a.0.8 18. 

?®) Vergl. oben S. 210. 

*, Rehm a, a. 0.8 8, 10 und 11. 

6) 1663 (resp. Hassenloff): auch in Lauterbachii Dissertationum aca- 
demicarum vol. II, 1728, Nr. 72. 

°) Die Ausführungen Böhmers oben S. 293. 
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selbe für einen Rechtsbegriff erklären können, dessen einzige Er- 
fordernisse actualis habitatio und animus perpetuo manendi seien ; 
wie hätten sie unterlassen können, in die Begriffsbestimmung auf- 
zunehmen, dass es „subditum facit“ ’)? 

Richtig ist weiter, dass im früheren Territorialstaatsrecht die 
Staatsangehörigkeit nicht durch Wohnsitz schlechthin, sondern 
durch polizeilich verstatteten Wohnsitz begründet wurde, aber nicht 
schon im Staatsrecht des 16. und 17. Jahrhunderts, sondern im 
allgemeinen erst seit der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts ?) und 
nicht ausschliesslich hiedurch, sondern daneben auch durch Er- 
sitzung °). 

Allein, wie das alles auch liegen mag, auf jeden Fall ist kein 
Grund ersichtlich, warum deswegen, weil die Staatsangehörigkeit 
auch als domicilium, als domicillum im staatsrechtlichen Sinne, 
bezeichnet wurde und der Wohnsitz, um die staatsrechtliche Wir- 
kung der Staatsmitgliedschaft hervorzubringen, des Hinzutritts 
polizeilicher Erlaubniss, des Wohnrechtes, bedurfte, das einfache 
domicilium solche Verstärkung auch hätte nöthig haben sollen, 
um kirchenrechtliche Wirkungen hervorzurufen, erkennt doch 
Mejer selbst an, dass »die Bestimmungen, mittelst deren über 
die Parochialangehörigkeit verfügt wird, ihrem Kerne nach nicht 


)Rehm a.2.0.8 11. 

2) Vergl. oben S. 233. — Ich kann nicht unterlassen, aus den gegen 
Mejer gerichteten Bemerkungen Brauns hier folgendes anzuführen. 
Mejer bemängelt, dass Grotius und Andere für den im Staat sich aufhal- 
tenden Fremden den Ausdruck subditus temporaneus gebrauchen (siehe hier- 
über auch Rehm a. a. O. $ 11). Hiegegen sagt Braun: „Jemand, dem 
das Recht, im Lande zu wohnen als das für die Unterthanenschaft we- 
sentliche erschienen wäre, hätte schwerlich darauf verfallen können, einen 
Fremden bloss wegen seines vorübergehenden Aufenthalts im Lande 
als zeitlichen Unterthanen zu bezeichnen‘. „Wenn die schärfsten Denker 
einer früheren Zeit kein Bedenken getragen haben, von einem subditus 
temporaneus zu sprechen, so dürfen wir annehmen, dass sie gerade das Mo- 
ment, welches nach ihrer Ansicht für den Begriff des Untertbanen entschied, 
auch schon in diesem Falle als vorhanden betrachteten, nur nicht dauernd, 
sondern nur vorübergehend, nämlich den Aufenthalt im Lande‘ (a. a. O. 
Bd. 22. 8. 347). 

®) Rehm a. a. O. 8 11; auch Braun a. a. O. Bd. 22 S. 343 N. 32. 
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kirchenhoheitlich sind, sondern auf der kirchenregimentlichen Stel- 
lung des Landesherrn beruhen« (8. 232 und 238). 

Derselbe Gedanke, den wir eben anwandten, um nachzuweisen, 
dass Mejer unzutreffenderweise die Pfarrangehörigkeit von einem 
qualificierten Wohnsitz bedingt sein lasse, dass man nämlich von 
staatsrechtlichen Verhältnissen nicht ohne weiters auf kirchliche 
schliessen dürfe, dient Mejer selbst neben anderen Beweismitteln 
dazu, um seine Behauptung zu erhärten, dass sich auch nach neuer 
landeskirchlicher Ordnung die Zugehörigkeit zur Ortsgemeinde nach 
Wohnrecht bestimme. 

Mejer führt in dieser Beziehung folgendes aus: Durch die 
neuere Rechtsentwicklung, in Preussen seit dem Gesetz vom 31. Dec. 
1842 über die Erwerbung und den Verlust der Eigenschaft eines 
preussischen Unterthanen gebe es staatsrechtlich Wohnsitz ohne 
Wohnrecht ım Lande (S. 237). Indem $ 13 des Gesetzes vom 
31. Dec. 1842 bestimme, der Wohnsitz, womit es den obrigkeit- 
lich bewilligten meine, für sich allein solle in Zukunft die Eigen- 
schaft eines preussischen Unterthanen nicht begründen, sei für 
den Ausländer die Möglichkeit gegeben, Wohnsitz in Preussen zu 
erwerben, auch ohne Preusse zu werden. Allein diese Neuord- 
nung der Wohnsitzverhältnisse sei nur staatlicher Natur (S. 238) 
und habe weder ihrem Wortlaut noch ihrer Intention nach die 
kirchlichen Gemeindeverhältnisse eingeschlossen, sie habe daher die 
überkommene landeskirchliche Ordnung der Parochialverhältnisse, 
also das Erforderniss des mit Wohnrecht verbundenen, auf Wohn- 
recht beruhenden Wohnsitzes nicht verändert. Sie würde es thun, 
wenn sie dem Wohnsitz im neueren Sinne die sämmtlichen Be- 
fugnisse des Wohnrechts beilegte, sonach die Begriffe wieder ver- 
schmölze. Das sei nicht der Fall. Ausländern sei mit dem Wohn- 
sitz so lange die Befugniss des Wohnrechts nicht eingeräumt, als 
sie Ausländer blieben. 

Was den direkten Beweis Mejers für die fortdauernde Ab- 
hängigkeit der Parochialmitgliedschaft vom festen d. h. unent- 
ziehbaren Wohnrecht anlangt, so behauptet derselbe zunächst eine 
Identität von Wohnsitz, ordentlichem Wohnsitz, beständigem Wohn- 
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sitz mit festem Wohnsitz und dieses Begriffes mit unentziehbarem, 
festem Wohnrecht '). 

In der That bestimmen die Kirchenordnungen die Gemeinde- 
angehörigkeit nicht bloss nach Wohnsitz im Rechtssinne, ordent- 
lichem oder beständigem Wohnsitz, wesentlichen Aufenthalt ?), 
sondern eine Kirchenordnung, die K.G.O. für die evangelische 
Kirche in Waldeck und Pyrmont vom 1. Aug. 1857 8 4,°) 
macht die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde von festem Wohn- 
sitz im Gemeindebezirk abhängig: „Die Gemeindeangehörigkeit 
wird durch den festen Wohnsitz in dem Bezirk der Ortskirchen- 
gemeinde bedingt“. Allein gerade aus der Gleichstellung dieser 
Wendung mit den oben angeführten Ausdrücken der anderen 
Kirchenordnungen hinsichtlich der Rechtswirkung ergibt sich, dass 
fester Wohnsitz nicht festes Wohnrecht, unentziehbaren Wohnsitz, 
sondern einen Wohnsitz ım thatsächlichen Sinne bedeutet, welcher 
in seinen Bestand von vorübergehenden Unterbrechungen des Auf- 
enthalts daselbst unabhängig, also rechtlicher Wohnsitz ist, ebenso 
wie festes Gehalt — ein Ausdruck, welcher ın unseren neuen Ver- 
sicherungsgesetzen häufige Verwendung findet — ein Gehalt, 
welches in seinem Bestand von vorübergehenden Unterbrechungen 
der Dienstleistung unberührt bleibt *). Der Beisatz „fest“ stellt 
ebenso, wie der Zusatz „ordentlich*, „beständig“, „wesentlich‘ 
nur das Moment heraus, was den Wohnsitz der Volkssprache, die 
habitatio, zum Wohnsitz in der Rechtssprache, zum domicilium, 
macht 5). Fester Wohnsitz ist fixa habitatio im Sinne Lauter- 


') A. a. O. S. 225 u. 227: „Da Ausländer jederzeit ausgewiesen werden 

können, so entbehren sie des festen Wohnsitzes“. 

®) Oben 8. 242 fi. und 254. 

°) Friedberg, Verf.Ges. S. 836. 

*) Vergl. Rosin, Das Recht der Arbeiterversicherung Bd. I 1890 S. 198. 

5) Siehe auch die vortrefflichen Bemerkungen Brauns gegen Mejer 
a. a. O. Bd. 22. S. 336: „Die Sprache liebt es, unter Umständen eine be- 
sonders charakteristische Eigenschaft der Sache in deren Begriff gleich auf- 
zunehmen. Wie in dem Wort „festes Land“ nicht zwischen Land und Land 
unterschieden wird, sondern das Land als solches in seiner charakteristischen 
Eigenschaft den tückischen Gewässern handgreiflich gegenübergestellt wird, 
so wollen die Quellen, wo sie vom „festen Wohnsitz“ reden, nicht eine be- 
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bachs'), domicilium. Der Jurist spricht von fixa habitatio, aber 
wohl selten von fixum domicilium. 

Zum anderen führt Mejer als Beweisgrund die in verschie- 
denen Kirchengesetzen verordnete Abhängigkeit des kirchlichen jus 
suffragii et honorum vom Staats- oder Gemeindebürgerrecht bezw. 
Wohnrecht in der Gemeinde an (S. 226 und 238). 

Nun sind allerdings — und wir selbst haben oben $ 11 da- 
von gesprochen — in der hannöverischen Kirchenvorstands- 
und Synodalordnung vom 9. Okt. 1864 $ 10 und, wie sich hin- 
zufügen lässt, auch schon im hannöverischen Kirchenvorstandsgesetz 
vom 14. Okt. 1848 $ 9 »das Wohnrecht« im Pfarrsprengel und 
in verschiedenen anderen Kirchensatzungen das Staats- oder poli- 
tische Gemeindebürgerrecht und damit auch das Wohnrecht in 
der Gemeinde als Bedingung aktiver Kirchengemeindemitgliedschaft 
gesetzt, allein Braun ?) und Friedberg °) haben in einem ähn- 
lichen Gedankengange, wie der, dessen wir uns oben $ 11 be- 
dienten, Mejer bereits vollkommen zutreffend erwidert, dass sich 
von den Voraussetzungen des kirchlichen Bürgerrechts nicht ohne 
weiters auf die Voraussetzungen der einfachen Kirchenangehörig- 
keit schliessen lasse, weil beide Begriffe nicht ein und dasselbe, 
sondern verschiedene Dinge bedeuteten. 

Es entsteht noch die Frage, ob Mejer trotz Einführung der 
Freizügigkeit des Staatsangehörigen dieses die Kirchengemeinde- 
angehörigkeit begründende Wohnrecht nur als durch obrigkeit- 
liche Bewilligung entstehend ansieht, was bei der von ihm theil- 
weise beachteten Unabhängigkeit kirchlicher von staatlichen Ver- 
hältnissen um so mehr angenommen werden könnte, als ja das in 
der Freizügigkeit liegende Wohnrecht nicht ein vollkommen festes, 
d. h. vollkommen unentziehbares ist. 


sondere Art des Wohnsitzes bezeichnen, sondern nur diejenige Eigenschaft 
desselben gleichzeitig mit zum Ausdruck bringen, durch welche er sich von 
bloss vorübergehendem Verweilen an einem Orte charakteristisch unter- 
scheidet“. 

1) A, a. O. Nr. 29. 

2) A. a. O. Bd. 22. S. 330—335. 

®) Friedberg, ev. Verf.R. S. 272 N. 20. 
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Direkt spricht sich Mejer zu der angeregten Frage nicht 
aus, allein seine Ausführungen über die Einwirkung des Art. 3. 
Abs. 1 der Reichsverfassung auf die Frage der Zugehörigkeit von 
Nichtstaatsangehörigen zur landeskirchlichen Parochie zeigen, dass 
er dieses nicht durch obrigkeitliche Bewilligung, sondern un- 
mittelbar durch Gesetz begründete, beschränkte Wohnrecht an die 
Stelle des früher verwendeten Wohnrechtsbegriffes setzt; denn 
dort !) findet sich die beiläufige Bemerkung: „Wie regelmässig - 
die lokale Gemeinde nicht nur keine Angehörige des eigenen 
Staates, sondern auch keine Angehörigen eines der übrigen Glied- 
staaten des Reiches von Wohnrecht ausschliessen kann, ....“ 
In der That würde das Festhalten Mejers an seinem älteren 
Wohnrechtsbegriffe zu dem Resultate geführt haben, dass nun- 
mehr in gar keinem deutschen Staate mehr Parochialangehörig- 
keit erworben werden könnte, denn selbst da, wo noch das Hei- 
matsystem ?) vollinhaltlich gilt, wiein Bayern, wo es also noch 
ein gegen jede reichs- wie landesgesetzliche Ortsverweisung ge- 
sichertes Gemeindewohnrecht gibt, wird dieses Wohnrecht nicht 
mehr durch obrigkeitlich bewilligten Wohnsitz, sondern durch von 
Wohnsitz unabhängige Verleihung erworben. 

Ehe wir zu den Erörterungen, die Friedberg zu unserem 
Thema macht, übergehen, sei noch kurz auf einen Irrtum auf- 
merksam gemacht, welchem Mejer bei der Begründung des Satzes 
begegnet, dass auch der nichtstaatsangehörige Deutsche durch 
Wohnrecht die Kirchengemeindeangehörigkeit erwerbe. 

Statt davon auszugehen, dass Art. 3 Abs. 1 der Reichsverf. 
vorschreibt, dass der Angehörige eines jeden deutschen Staates in 
jedem anderen zum „festen Wohnsitz“ etc. unter denselben 
Voraussetzungen wie der Einheimische zuzulassen sei, und darauf 
hinzuweisen, dass mangels besonderer Einschränkung angenommen 
werden müsse, dass diese Gleichstellung nur insofern statt habe, 
als sich an den festen Wohnsitz staatsrechtliche Wirkungen knüpften, 


1) A. a. O. Bd. 22. S. 228. 


?) Vergl. Rehm a.a. 0.8 14—17 und Art. Heimatrecht im Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften. ’ 


386 Abhandlungen. 


und dass sich gleicherweise aus $ 1 des Freizügigkeitsgesetzes 
nicht entnehmen lasse, dass das dem Reichsangehörigen hienach 
zukommende Wohnrecht nur staatsrechtliche Bedeutung habe, legt 
Mejer den Nachdruck auf den ersten Theil des Erläuterungs- 
satzes von Art. 3 Abs. 1, dass der Angehörige eines jeden deut- 
schen Staates in jedem anderen als Inländer zu behandeln sei, 
und führt aus, da in dem Artikel nicht gesagt sei, bloss in den 
daselbst ausdrücklich hervorgehobenen Beziehungen solle der als 
Nichtstaatsangehörige im Lande wohnende Deutsche als Inländer 
den übrigen Staatsangehörigen gleichbehandelt werden, da ferner 
diese Vorschrift einschliesse, dass auch er sich so behandeln lassen 
müsse, so müsse ein solcher Reichsangehöriger auch kirchlich, 
insbesondere landeskirchlich als Inländer behandelt werden, so dass 
auch für ihn der Satz gelte, dass jeder derjenigen Kirchengemeinde 
als Mitglied angehöre, in der er seinen Wohnsitz habe (S. 229). 

Diese Ausführungen Mejers wären richtig, wenn es zutref- 
fend wäre, dass sich die Gleichstellung des nichtstaatsangehörigen 
Deutschen nicht bloss auf die ausdrücklich in Art. 3 hervorge- 
hobenen Beziehungen beschränke. Allein das an das „und“ an- 
gefügte „demgemäss“ — „mit der Wirkung, dass der Angehörige 
eines jeden Bundesstaates in jedem anderen als Inländer zu be- 
handeln und demgemäss zum festen Wohnsitz ... zuzulassen 
ist“ — zeigt, dass der erste Theil dieses das gemeinsame Bundes- 
indigenat aller Deutschen erläuternden Satzes nur die Begründung 
für die Gleichstellung in den ausdrücklich angegebenen Bezie- 
hungen ist’). 

II. Näher unserer Auffassung steht Friedberg. Auch er 
vertritt den Satz, dass Gemeindemitgliedschaft durch einfache 
Niederlassung begründet werde?). In zwei anderen wichtigen 


') Darüber, dass Art. 3 Abs. 1 die Folgerungen der Gleichstellung er- 
schöpfend gezogen, Seydel, bayerisches Staatsrecht Bd. I S. 587. Anderer 
Ansicht freilich wieder Hänel, Deutsches Staatsrecht Bd. I 1892 S. 591 
und 892. 

’) Vergl. Friedberg, ev. Verf.R. S. 274: „Das frühere Kirchenrecht, 
wonach Wohnsitz des Konfessionsangehörigen die Einpfarrung bewirkt, be- 
steht an und für sich fort“, 
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Punkten ist er jedoch verschiedener Meinung. Ihm ist Domizil 
nicht der einzige ordentliche Erwerbsgrund der Parochialität für 
den Bekenntnissangehörigen, er lässt dieselbe gleicherweise durch 
Grundeigenthum im Pfarrsprengel zur Entstehung gelangen !) und 
andererseits wird nach seiner Ansicht die Zugehörigkeit zur Lan- 
deskirche — denn auch diese und sogar in erster Linie betrachtet 
Friedberg — nicht unmittelbar durch Domizil oder Grund- 
besitz ım landeskirchlichen Gebiete, sondern mittelbar durch Er- 
werb der Ortskirchenmitgliedschaft begründet ?.. 

Was die Behauptung Friedbergs angeht, die Einpfarrung 
könne auch durch dingliche Zugehörigkeit zur Gemeinde, durch 
Besitz von Grundeigen daselbst herbeigeführt werden, so dürfte 
dieselbe dadurch veranlasst sein, dass es vorkam und vorkommt, 
dass Forensen von ihren in der Parochie gelegenen Grundstücken 
zur Ortskirche abgabenpflichtig sind. Allein, so wenig die Ver- 
pflichtung zur Entrichtung von Staatssteuern jetzt wie früher das 
Vorhandensein der Eigenschaft des Staatsangehörigen beim Steuer- 
pflichtigen voraussetzt, ebenso wenig muss sich die Kirchenum- 
lagenpflicht nothwendigerweise auf Parochialität gründen. 

Dies ist für das moderne Recht unbestreitbar , geht dasselbe 
doch sogar soweit, dass es, wenn es auch unter den aus der 
Kirchengemeindeangehörigkeit fliessenden Verpflichtungen gegen- 
über der Gemeinde die Steuerpflicht nennt, bei Feststellung der 
subjektiven Steuerpflicht, trotzdem die Kirchenmitgliedschaft durch 
Wohnsitz begründet wird, als steuerpflichtig neben den bekennt- 
nissgleichen Forensen nicht die Gemeindeangehörigen bezeichnet, 
sondern „die dem Bekenntnisse der Kirchengemeinde angehörigen 
Kirchspielsein wohner“ im Gegensatz zu „den ausserhalb des Kirch- 
spiels wohnenden bekenntnissangehörigen Personen“. So das ba- 
dische Gesetz vom 26. Juli 1888, die Besteuerung für örtliche 
kirchliche Bedürfnisse betr. Art. 12 u. 13, dessen Art. 2 lautet: 
„Zur Bestreitung der für die öffentliche Religionsübung der Ge- 
meinde erforderlichen Ausgaben — der örtlichen kirchlichen Be- 


) Ebenda $. 270. 
2) A, 2. 0. 8. 271. 
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dürfnisse — können die Kirchengemeinden von ihren Angehö- 
rigen Steuern (Umlagen) fordern“). 

Nicht anders liegt die Sache im früheren Recht. Auch dort 
wurden die Forensen aus dem Grunde, weil sie zu gewissen Lei- 
stungen an die Ortskirche verpflichtet waren, noch nicht als Kirchen- 
mitglieder angesehen. 

Die Zugehörigkeit zur Gemeinde wurde, wie oben dargelegt, 
in den früheren Jahrhunderten vorwiegend als Parochialität auf- 
gefasst. Diese, die Pfarrkindschaft, ist aber ein seelsorgerisches 
Verhältniss. Der Forense jedoch trat in die Seelsorge, in den 
Pfarrzwang der Ortskirche wegen seiner Abgabenpflicht nicht und 
ebenso wenig hatte er als solcher Anspruch auf Dienste des Pfarrers 
am Orte der belegenen Sache. 

J. H. Böhmer erkennt an, dass nach örtlicher Gewohnheit 
(moribus locorum) unter Umständen onera parochialia auf Häusern 
ruhen könnten ?), und erklärt, dass für diesen Fall auch Nicht- 
Konfessionsverwandte die Lasten zu tragen hätten, ohne aber zu 
unterlassen, hervorzuheben, dass die onera parochialia der Regel 
nach nicht realia, sondern personalia seien. Insbesondere hinsicht- 
lich der Kirchenbaulast sagt er: non-parochianos, licet vel 
maxime praediainter parochiam habent, ad hanc 
contributionem adigi non posse“ ?). 

Die Behauptung, dass die Zugehörigkeit zur Landeskirche die 
Gemeindemitgliedschaft zur Voraussetzung habe, wird von Fried- 
berg für das ältere Recht in folgender Weise begründet. 

In Bezug auf den Erwerb der Landeskirchenangehörigkeit sei 


1) Vergl. auch Verwaltungsordnung für das kirchliche Vermögen in den 
östlichen Provinzen der preussischen Landeskirche v. 15. Dez. 1886 $ 56 
(evang. kirchliches Ges. u. Verordn.Bl. 1887 S. 1 ff.); ferner bayer. Land- 
tagsabschied v. 28. Mai 1892 $ 23 Art. 2 und bad. Ges. v. 18. Juni 1892, 
die Besteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfnisse betreffend, Art. 11. 

®) L. c. sect. III cap. 2 $ 15: „plurimis in locis receptum, ut jus paro- 
chialitatis quoad certa onera inhaereat aedibus ipsis ex destinatione vel 
divisione ad certam parochiam spectantibus“. 

®) Sect. VII cap. 3 89. Vergl. auch oben S. 229 N. 1 die Bemerkung 
Benedikt Carpzov's: forenses non parochiani ecclesiae haud obstricti. 
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in früherer Zeit das Staatsrecht, der Erwerb der Staatsangehörig- 
keit oder, wieFriedberg sagt, des Staatsbürgerrechts, vorbild- 
lich gewesen. Wie man nach älterem Territorialrecht — und 
hiefür beruft sich der Verfasser auf die gleiche Stelle der Insti- 
tutionen J. St. Pütter’s, deren sich Mejer zu seiner Beweis- 
führung bedient, — Staatsbürger geworden sei, inden: man die 
Mitgliedschaftsrechte einer Gemeinde erwarb, so sei auch die „Er- 
teilung“ der Mitgliedschaft an der Landeskirche durch „Ertei- 
lung* der kirchlichen Gemeindemitgliedschaft erfolgt; wie 
ferner das Staatsbürgerrecht als ein Anhängsel des Gemeindebürger- 
rechtes nicht von den Staats-, sondern von den Gemeindebehörden 
verliehen worden sei, so babe nicht die Landeskirche, sondern die 
kirchliche Gemeindebehörde durch Ertheilung des Gemeinderechts 
gleichzeitig auch die Gliedschaft der Landeskirche gewährt ; m. a. W. 
durch die Einpfarrung sei man Glied der Gemeinde und damit der 
Landeskirche geworden (S. 270) '). Diese Abhängigkeit des Lan- 


') Man könnte nach dem im Text Wiedergegebenen versucht sein, zu 
glauben, die Ansicht Friedbergs ginge dahin, die Mitgliedschaft in der 
Kirchengemeinde werde nicht unmittelbar durch Wohnsitz oder Grundeigen, 
sondern durch „Ertheilung“ Seitens der Gemeindebehörde, also nicht bei Vor- 
handensein gewisser Thatsachen von Rechtswegen, sondern durch zu diesen 
Thatsachen hinzutretende Verfügung einer kirchlichen Behörde erworben. 
Diese Verfügung hätte zur Voraussetzung den staatsrechtlich zugelassenen 
Wohnsitz bezw. Grundstückerwerb; m. a. W., man könnte meinen, die 
Einpfarrung im Sinne Fr.’s wäre eine die Parochialangehörigkeit verleihende 
behördliche Verfügung, nicht die objektive Begründung des Pfarrkindschafts- 
verhältnisses. Allein einige Seiten weiter (S. 274) findet sich bei Fried- 
berg der Satz, nach früherem Recht habe Wohnsitz des Konfessionsange- 
hörigen die kEinpfarrung bewirkt (S. 274) und Einpfarrung sei Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten Pfarrgemeinde (S. 274 N. 25). Es ist daher anzu- 
nehmen, dass Fr., wenn er von einer der Ertheilung des Gemeinde- und 
Staatsbürgerrechts durch die Gemeindebehörden analogen Ertheilung des 
kirchlichen Gemeinderechts und damit der Mitgliedschaft in der Landes- 
kirche durch die kirchliche Gemeindebehörde spricht, damit nur sagen wollte, 
dass, wie das Staatsbürgerrecht durch Gemeindeangehörigkeit, so die Glied- 
schaft der Landeskirche durch Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde begründet 
werde, keineswegs aber die Absicht hatte, damit zu behaupten, der Erwerb 
der Mitgliedschaft in der Parochie bedürfe eines besonderen Aufnahmeaktes 
der kirchlichen Gemeindebehörde ; denn, so sehr die Behauptung Friedbergs, 
die Staatsangehörigkeit sei nach älterem Staatsrecht ein Anhängsel des Ge- 
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des- vom Gemeindebürgerrecht bestehe im Kirchenrecht im Gegen- 
satz zum Staatsrecht heute noch fort '). 

Auch diese Meinung Friedberg’s dürfte nicht haltbar 
sein. Die Bestinnmung einer Reihe von neueren Kirchenordnungen, 
dass Kirchengemeindegenossen alle Mitglieder der evangelischen 
Landeskirche seien, welche ın einer Gemeinde des Landes ihren 
rechtlichen Wohnsitz haben, wie sie die Kirchensatzungen Würt- 
tembergs, Badens, Altenburgsund von Reussä.L.?) 
enthalten, lässt sich allerdings nicht hiegegen anführen, da in 
denselben, wie früher ($ 7 Nr. IV) nachgewiesen, unter Landes- 
kirche die Landesbekenntnisskirche zu verstehen ist, aber das in 
allen Jahrhunderten der Kirche nachweisbare Vorhandensein von 
kirchlichen Vaganten, wie es insbesondere auch durch das allg. 
preuss. L.R. $ 262 II 11 bestätigt wird, welcher lautet: „Wer 
den Wohnsitz seiner Eltern aufgegeben und keinen anderen er- 
wählt hat, ist nirgends eingepfarrt“, ist ein untrügliches Zeichen 
dafür, dass der Erwerb der Landeskirchenangehörigkeit auch auf 
andere Weise erfolgen kann, als durch Entstehung des gemeind- 
lichen Mitgliedschaftsrechtes?°). 


meindebürgerrechts gewesen, mit dem thatsächlich in Geltung gewesenen 
insoferne in Einklang steht, als es in der That nach dem seit Ende des 
17. Jahrhunderts in Kraft befindlichen Recht zwar nicht die einzige, aber 
die eine Art des Erwerbs der Staatsangehörigkeit war, dass dieselbe unter 
hinzukommender Niederlassung durch Aufnahme in das Ortsbürgerrecht im 
technischen Sinne begründet wurde (vergl. Rehm a. a. O. $ 11), so wenig 
wäre es möglich, für die Annahme, dass es zum Erwerb des kirchlichen 
Gemeinderechtes eines besonderen Verleihungsaktes Seitens der kirchlichen 
Gemeindebehörde bedurft hätte, in dem Kirchenrecht früherer Jahrhunderte 
eine Stütze zu finden. 

') Vergl. ev. Verf.R. S. 274 und Lehrbuch, 2. Aufl., 8 93 S. 223. 

:)S. oben $& 7 im Eingang; S. 248 N. 2—5. 

*) Der letztbekämpften Anschauung Friedbergs ist auch Köhler 
a. a. OÖ. S. 97, welcher gerade darin einen Unterschied zwischen dem Ver- 
hältniss von politischer Gemeinde und Staat und Pfarrgemeinde und Landes- 
kirche sieht. Er sagt: „Die Kirche gliedert sich in Gemeinden. Aufgabe 
und Funktion der Ortsgemeinde®'ist nicht verschieden von der des kirch- 
lichen Gesammtorganismus. Die Aufgabe des letzteren erfüllt sich in dem 
Leben der Einzelgemeinden, anders als im Staat, wo der Ortsgemeinde 
innerhalb der Staatsgrenzen gewisse besondere von den Funktionen des 
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2. Die Frage der Staatsangehörigkeit. 
S 14. 


I. Wir gehen zur Behandlung der beiden anderen Fragen, 
der Bekenntniss- und Staatsangehörigkeitsfrage, in der bisherigen 
Literatur über. Wenn wir dabei die hinsichtlich der letzteren 
Frage bestehenden abweichenden Meinungen vor den in Bezug auf 
die erstere geltend gemachten Anschauungen zur Erörterung 
bringen, so ist hiefür ein taktischer Grund, die dadurch gegebene 
Möglichkeit durchsichtigerer Darstellung massgebend. 

Sind Mejer und Friedberg, was die Domizilsvoraus- 
setzung angeht, verschiedener Ansicht, so gelangen dieselben rück- 
sichtlich der Staatsangehörigkeitsfrage wenigstens für die ältere 
Zeit zu gleichem Resultat, wenn auch in ganz verschiedener Be- 
gründung. 

In den Ausführungen Mejer’s über das Domizilerforderniss 
ist schon in nuce enthalten, dass derselbe in der Staatsangehörig- 
keit eine Bedingung der Mitgliedschaft in Orts- und Landes- 
kirche erblickt. | 

Nach Mejer wird Parochialität nur durch obrigkeitlich be- 
willigten Wohnsitz, der Wohnrecht erzeugt, begründet. Obrig- 
keitlich bewilligter Wohnsitz erzeugt aber Wohnrecht nur dann, 
wenn er Staatsangehörigkeit zur Folge hat, denn festes Wohnrecht 
yewährt nur die Staatsangehörigkeit. Also hat die Zugehörigkeit 
zur Kirchengemeinde und Landeskirche die Staatsangehörigkeit zur 


Staates unterschiedene (?) Funktionen, zukommen. Jede kirchliche Einzel- 
gemeinde ist im engeren Umkreis Kirche :rechtlich?. Man kann daher 
slied der Kirche nursein,indem man Gliedeinerkirch- 
lichenGemeindeist, was zweifellos in analoger Weise bei der bürger- 
lichen Gemeinde nicht zutrifft“. Auch bei Braun findet sich in seinen 
früher ($ 10) besprochenen Ausführungen über den sog. freiwilligen An- 
schluss an die Gemeinde der Satz: „Niemand kann Mitglied einer landes- 
kirchlichen Gemeinde sein, der nicht zur Landeskirche gehört“ (a. a. ©. 
Bd. 22 8. 431). Nach dem Zusammenhang, in dem die Stelle steht, dürfte 
aber anzunehmen sein, dass Braun hier nur die Landesbekenntnisskirche 
meint. 
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Voraussetzung. „Die geschichtliche Entwickelung, soweit sie bis 
jetzt überblickt worden ist, ergibt, dass Ausländer, solange sie 
dies bleiben, nicht fähig sind Mitglieder landeskirchlicher Ge- 
meinden zu sein* (S. 220). 

Ausser auf Schlussfolgerungen seiner oben als unzutreffend 
bekämpften Domizilstheorie begründet Mejer seine Behauptung 
auch auf eine angebliche Abhängigkeit der kirchenregimentlichen 
Stellung des Landesherrn von seiner „obrigkeitlichen“* d.h. staat- 
lichen Pflicht, für seine Unterthanen kirchlich zu sorgen, wie er 
sie nennt, von seiner Pflicht zur custodia prioris tabulae. 

In Bezug auf das religiöse Leben der Unterthanen sei es 
landesobrigkeitliche Pflicht — früher sei es sogar eine Rechts- 
pflicht ') gewesen —, die zehn Gebote als eine göttliche Rechts- 
ordnung im Lande aufrechtzuerhalten (custodia prioris tabulae). 
Diese custodia habe eine negative und eine positive Seite Aus 
beiden ergebe sich, dass nur Staatsangehörige der Landeskirche 
angehören könnten (3. 216, 217, 229). 

Nach der negativen Seite folge aus jener Pflicht, anderen als 
richtigen Gottesdienst im Lande nicht zu dulden, somit zu be- 
stimmen, dass alle Staatsangehörigen einer Religion anhiengen, 
woraus sich mit Nothwendigkeit die Ausschliesslichkeit einer Kirche 
im Lande, also die Unmöglichkeit mehr als einer Landeskirche 
ergebe. | 

Die positive Seite der custodia bestehe in der Sorge dafür, 
dass auch richtiger Gottesdienst im Lande zur Genüge vor- 
handen sei. Die Sorge beziehe sich somit nur auf Unterthanen. 
Nur seine Unterthanen habe der Landesherr in dem heilbringen- 
den Glauben hinein zu erziehen. Demnach treffe auch der landes- 
kirchliche Satz, dass Jeder der Gemeinde als Mitglied angehöre, 
in welcher er seinen Wohnsitz habe, nur auf Unterthanen zu 
(3. 229, 238). 


') Dass Mejer für die ältere Zeit eine Rechtspflicht annimmt, geht 
aus der Bemerkung auf S. 233 hervor: „Nach altem Custodiarechte hätte 
ausschliesslich eine Kirche aufrecht erhalten, die anderen aus dem Lande 
ausgeschlossen werden müssen“. 
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Beides ist nicht schlüssig. Gesetzt, es bestünde diese staat- 
liche Pflicht als eine Rechtpflicht wirklich, so folgt doch aus der 
Verpflichtung des Nichtduldens unrichtigen Gottesdienstes noch 
nicht die Verbindlichkeit zum Erlass des Rechtssatzes, die Staats- 
angehörigkeit sei von dem Bekennen eines bestimmten 
Glaubens abhängig, sondern nur die Verbindlichkeit, zu bestimmen, 
wer im Lande festes Wohnrecht haben wolle, müsse der rich- 
tigen Lehre anhängen. 

Die unrichtige Meinung, festes Wohnrecht sei eine wesent- 
liche Folge des Staatsangehörigkeitsverhältnisses gewesen, hat 
Mejer zu diesem falschen Schlusse verführt. Dass festes Wohn- 
recht im Staate in der Reformationszeit und in den folgenden 
Jahrhunderten kein wesentliches Merkmal der Staatsangehörigkeit 
war, das zeigt die Zulässigkeit der Ausweisung von Unterthanen 
wegen Delikts, d. h. im Sinne des heutigen Rechts wegen straf- 
barer Handlungen und aus polizeilichen Rechtsgründen ; dass festes 
religionspolizeiliches Wohnrecht nicht ausschliesslich von der Zu- 
gehörigkeit zur Landeskirche abhängig war, das zeigt die Staats- 
angehörigkeit der Juden; dass es Staatsangehörige auch ohne solch’ 
festes religionspolizeiliches Wohnrecht gab, das zeigt die Duldung 
andersgläubiger Christen. Die Verleihung des festen Wohnrechts 
an Andersgläubige, um mit Mejer (S. 232) zu sprechen, die 
Verleihung des „Rechts, auch unter grundsätzlichem Nichtanschluss 
an die Landeskirche im Lande zu wohnen,“ schafft nicht eine Aus- 
nahme von einem Satze, der lautet: „Nur Bekenner einer bestimmten 
Konfession können Staatsangehörige werden“, sondern von dem 
Satze: „Nur Bekenner einer bestimmten Konfession haben ein 
Wohnrecht im Lande“. 

Ebensowenig lässt sich absehen, wie dadurch, dass der Landes- 
herr eine Verpflichtung zur kirchlichen Fürsorge nur gegenüber 
seinen Unterthanen hat, ausgeschlossen sein soll, dass derselbe 
auch für Glaubensgenossen Sorge trägt, welche nicht seine Unter- 
thanen sind. Gibt doch Mejer selbst zu, dass sich jene Sorge 
auch auf Nichtstaatsangehörige beziehen könne, denn er dehnt die 
Verpflichtung, wie wir gleich sehen werden, auf alle aus, gegen 
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welche der Staat die Rechtspflicht hat, sie den Inländern gleich 
zu behandeln, 

Jedenfalls werden Mejer’s Aufstellungen alle dadurch hin- 
fällig, dass es überhaupt keine Rechtspflicht des Landesherrn war, 
wenn er für Aufrechthaltung der reinen Lehre Sorge trug. Wie 
liesse sich sonst vom Rechtsstandpunkt aus die Verleihung des Wohn- 
rechts an Andersgläubige rechtfertigen? Staatsrechtlich betrachtet, 
hatte der Landesherr wohl ein Recht, aber keine Pflicht, keine andere 
als die rechte Lehre zu dulden und die rechte Lehre zu schützen ?). 

Mejer behauptet, im Prinzipe gelte, was älteres Recht war, 
auch noch jetz. Nur zwei Aenderungen nimmt er an: Nicht 
mehr durch polizeilich genehmigten Wohnsitz, sondern durch Ver- 
leihung (Naturalisation) werde das Wohnrecht d. h. die Staats- 
angehörigkeit erworben ?*) und nichtstaatsangehörige Deutsche 
erwürben sogar ohne Staatsangehörigkeit Wohnrecht und zwar 
auch nicht mehr erst durch obrigkeitliche Verfügung, sondern 
unmittelbar kraft Gesetzes °). 

II. Wie erwähnt, nimmt Friedberg für die ältere Zeit an, 
dass die Zugehörigkeit zur Landeskirche durch Staatsangehörigkeit 
bedingt sei. 

Seine Begründung ist folgende‘): An sich werde wohl die 
Gemeindekirchenangehörigkeit durch Wohnsitz und Grundstück- 
erwerb gewonnen. Allein, nachdem der Erwerb der Kirchenan- 
gehörigkeit „in gleicher Weise“ erfolge, wie der Erwerb des Bürger- 
rechts in der politischen Gemeinde, hätten die staatsrecht- 
lichen Grundsätze über die Zulässigkeit der Wahl des 
Wohnorts und des Erwerbs von Grundeigenthum auch eine indi- 

1) Ich halte das auch gegenüber der neuen Darstellung von Sohm, 
Kirchenrecht, I. Bd., 1892, S. 542 ff. aufrecht. 

2) 8. 239: „Mitglied einer deutschen Landeskirche können Ausländer 
nur dann werden, wenn sie mittels des Erwerbs der Staatsangehörigkeit in 
einem Gliedstaat des Reiches aufhören, Ausländer zu sein. Naturalisation 
ist für sie die Voraussetzung der Einpfarrung‘“. 

®) Siehe oben S. 386 und Mejer.a. a. O. S. 228: „Jedem Reichsan- 
gehörigen wird das Wohnrecht in jedem zum Reich gehörigen Bundesstaat 
gewährleistet“. 

*) Ev. Verf.R. S. 270. 
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rekte Bedeutung für die Erwerbung des kirchlichen Gemeinde- 
rechts. Es könnten demnach Fremde — Deutsche und Ausländer 
— nur insoweit Mitglieder einer Kirchengemeinde und dement- 
sprechend der Landeskirche werden, wie sie jene staatsrechtlichen 
Akte vornehmen dürften. 

Grundsätzlich hätten nun Fremde Domicil nicht nehmen und 
Grundbesitz nicht erwerben dürfen, die Staatsangehörigkeit, ja mit 
Ausnahme bestimmter Personenkategorien sogar der Aufenthalt 
habe nach freiem Belieben selbst dem Bürger eines anderen deut- 
schen Staates verweigert werden können. Somit sei die Glied- 
schaft in der Landeskirche von der Zugehörigkeit zum Land, von 
Staatsangehörigkeit abhängig gewesen (S. 2 u. S. 270 ff.). 

Nunmehr lasse das Staatsrecht die Fremden als solche zum 
Wohnsitz im Lande zu, also sei kein Grund vorhanden, warum 
nunmehr die Parrochialität nicht durch Wohnsitz allein erworben 
werde: „Nicht das kirchliche Recht, welches den Wohnsitz für 
Pfarrzugehörigkeit verlangte, hat die Fremden von derselben aus- 
geschlossen, sondern allein das staatliche, welches die Fremden 
zum Wohnsitz zuliess® (S. 274). Ä 

Die von Friedberg nicht ausgesprochenen Grinchereieler 
dieses Gedankenganges sind: Die Staatsangehörigkeit sei früher 
durch polizeilich bewilligten Wohnsitz erworben worden. Indem 
nunmehr $ 12 des Ges. v. 1. Juni 1870 über die Erwerbung und 
den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit ausspreche, der 
Wohnsitz allein begründe nicht mehr die Staatsangehörigkeit, sage 
der Gesetzgeber, der Fremde als solcher dürfe Wohnsitz im Lande 
nehmen, aber erreiche selbst bei polizeilicher Zustimmung hiedurch 
nicht mehr die Staatsangehörigkeit. 

Der Fehler der Friedberg’schen Beweisführung liegt in der 
Behauptung, dem Fremden als solchem sei es früher verboten ge- 
wesen, sich im Lande niederzulassen. Von dem Moment an, wo 
der Erwerb der Staatsangehörigkeit von polizeilich bewilligtem 
Domicil abhängig gemacht wurde, war es Nichtstaatsangehörigen 
als solchen keineswegs verboten, sich im Lande niederzulassen. 


Nur Wohnrecht erwarben sie damit nicht mehr. Nicht das Wohnen 
26* 
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im Staat, sondern nur das Wohnrecht, die Staatsangehörigkeit 
daselbst wurde von Polizeierlaubniss abhängig. 

Hervorzuheben ist noch, dass Friedberg für seine Meinung, 
dass nach älterem Recht die Staatsmitgliedschaft Voraussetzung 
der Zugehörigkeit zur Landeskirche gewesen sei, auch anführt, 
es entspreche dies dem Begriff der Landeskirche (8. 271). 

Es kann bei dem Fehlen näheren Aufschlusses nicht ange- 
nommen werden, dass Friedberg. hiemit eine ähnliche Be- 
gründung gegeben haben will, wie Mejer mit der custodia prio- 
ris tabulae. Vielmehr dürfte Friedberg mit jener Bemerkung 
andeuten wollen, dass die Landeskirche als die Kirche des Landes 
nur Landeseinwohner und das heisse eben, weil Staatsangehörig- 
keit durch Wohnsitz begründet werde, nur Staatsangehörige zu 
Mitgliedern habe. Allein, wie oben nachgewiesen, beruht das 
Prinzip der Landeskirche früherer Zeit nicht darin, dass alle 
Staatsangehörige, sondern nur darin, dass — von den Juden ab- 
gesehen — alle, welche festes Wohnrecht im Staate haben wollen, 
ihr beitreten müssen. 

III. Wenn auch Mejer und Friedberg für das neueste 
Kirchenrecht Nichtstaatsangehörige, Mejer wenigstens nicht- 
staatsangehörige Reichsgenossen zur Mitgliedschaft in der Landes- 
kirche zulassen, so ist doch nach ihrer Ansıcht der Erwerb dieser 
Mitgliedschaft Seitens Nichtstaatsangehöriger in anderer Richtung 
von dem Erwerb derselben durch Staatsmitglieder verschieden. Sie 
sollen die Kirchenangehörigkeit nicht durch Wohnsitz schlechthin, 
sondern nur durch Wohnsitz mit Beitrittserklärung erwerben. Nach 
Mejer') soll der staatsfremde Deutsche, nach Friedberg’) 


ı) Für Reichsausländer gilt nach Mejer der Satz, welcher früher für 
jeden Ausländer galt, weiter: „So lange er Ausländer bleibt, steht ihm der 
Anschluss an die Landeskirche überhaupt nicht offen* (S. 273), 

”) Friedberg, Lehrbuch $ 94 S. 223: „Indessen haben diese (die 
neueren Kirchenordnungen) das ältere Recht .... abgeändert in der Be- 
ziehung, dass auch der innerhalb der Landeskirche wohnende Ausländer 
oder Angehörige eines anderen deutschen Staates kirchlicher Passivbürger 
werden kann, wenn er diesen Willen ausdrücklich oder stillschweigend kund- 
gibt, während er dagegen nicht gegen seinen Willen eingepfarrt und da- 
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jeder Staatsfremde, welcher sich im Kirchengebiete niederlässt, 
Kirchenmitglied nur werden, wenn er will. 

Hören wir zunächst Mejer. 

Er findet den Grund hiefür in der genossenschaftlichen Natur, 
welche die Kirche durch Zulassung einer Mehrzahl von Kirchen 
im Staatsgebiete angenommen haben soll. Solange der Grundsatz 
der Ausschliesslichkeit einer Kirche in Geltung gewesen sei, hätte 
das Kirchenregiment ein Stück des Staatsregiments ausgemacht. 
Wer der Staatsgewalt unterworfen gewesen sei, sei auch der 
Kirchengewalt unterthan gewesen. Seit Beseitigung jenes Grund- 
satzes sei das Kirchenregiment des Landesherrn nur mehr Vereins- 
leitung, die sich auf Nicht-Vereinsmitglieder nicht erstrecke. 

Nun sei es ein altlandkirchliches Verhältniss, dass sich die 
Parochialangehörigkeit nach Wohnsitz bestimme. Der Satz be- 
ruhe auf kirchenregimentlicher Anordnung. Deswegen sei er nun- 
mehr lediglich noch für Mitglieder der Korporation verbindlich 
und könne demnach auf die nicht angewendet werden, welche 
noch nicht Mitglieder derselben seien. „Hier ist das Territorial- 
prinzip der alten Landeskirche durch das genossenschaftliche der 
werdenden Vereinskirche zurückgedrängt worden.“ 

Doch stellt Mejer eine Vermuthung für die Beitrittserklärung 
auf. Der Ausländer könne sein Sonderrecht geltend machen. 
Thue er es nicht, so gehöre er durch Niederlassung der Landes- 
kirche an (S. 213 ff.). | 

Zunächst ist gegen den Satz Einwand zu erheben, als sei die 
Landeskirche erst seit Aufhebung ihrer ausschliesslichen Herr- 
schaft im Staate eine von diesem verschiedene Genossenschaft. 
Die evangelische Landeskirche war von ihrer Entstehung an, auch 
solange sie die einzige christliche Landeskirche, die christliche 
Kirche des Landes war, eine vom Staat verschiedene Rechtser- 
scheinung, eine dem Staat nur untergeordnete selbständige Heils- 
anstalt, in welcher der Landesherr das Kirchenregiment, das jus 
episcopale, übt. Dass sie die Natur eines vom Staat verschiedenen 


durch zum Mitglied der Landeskirche gemacht werden darf“. Ev. Verf£.R, 
S, 274. | 
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Gemeinwesens hatte, das erhellt aus dem Umstande, dass der 
evangelische Staat seit seiner Entstehung neben christlichen jü- 
 dische Staatseinwohner, i.e. Staatsangehörige hatte. Diese Natur 
erhielt die Kirche somit nicht erst in dem Moment, in welchem 
die Angehörigen auch anderer christlicher Kirchengemeinschaften 
mit festem religionspolizeilichem Wohnrecht im Lande ausgestattet 
wurden. Eine Vereinskirche im Sinne Mejer’s war die evan- 
gelische Landeskirche von ihrem Anbeginn, nur keine Freikirche. 

Zum Anderen widerspricht es dem Wesen der Kirche als 
einer vom Staat verschiedenen Rechtseinrichtung keineswegs, dass 
sich die Zugehörigkeit zu ihr allein durch Wohnen bestimmt. 
Auch die katholische Kirche ist eine vom Staat verschiedene Rechts- 
erscheinung und doch bestimmt sich die Zugehörigkeit zur Diöcese 
und Pfarrei lediglich nach Wohnsitz. Es kann dies eben bei jedem 
Gemeinwesen statthaben, für welches Gebietsgewalt besteht. 

Gebietsgewalt, nicht bloss Personalgewalt, ist in jedem Ge- 
meinwesen vorhanden, in welchem die Regiergewalt eine räum- 
liche Grundlage in dem Sinne hat, dass alles, was in gewisse ört- 
liche Grenzen eintritt, nicht bloss, was ihm dauernd zugehört, 
dieser Gewalt unterliegt. Gebietsgewalt hat ein Gemeinwesen, 
dessen Gewalt über den Kreis der ständig 5 der Mit- 
glieder, hinausgeht. 

Auch die Kirchengewalt der protestantischen Landeskirche ist 
von Anfang an eine Gebietsgewalt. Sie unterwirft Jeden, der in 
ihre räumliche Sphäre eintritt, ihrem Willen. Auch das prote- 
stantische Kirchenrecht kennt Quasi-Parochianen, Parochianen auf 
Zeit, ad interim !). 

Wer aber Gewalt hat über Alle, welche in einer gewissen 
räumlichen Sphäre sich aufhalten, kann den in dieselbe Eintreten- 
den vorschreiben, dass sie bei längerem Aufenthalt ihm dauernd 
unterworfen seien. Die Kirche bedarf also nicht der Hilfe des 
Staates, dass dieser vorschreiben müsste, dass jeder, welcher in 
seinem (Gebiet längeren Aufenthalt nehme, der Landeskirche an- 


!) Siehe oben S. 224 und noch Böhmer, jus paroch. sect. III cap. 2 
$S 24: de his, qui plane in civitati tali non constituere domicilium ete, 
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gehöre. Beweis dafür, dass die Bestimmungen über Mitgliedschaft 
in der Landeskirche regelmässig in eigentlichen Kirchengesetzen, 
d. h. von Organen der Landeskirche erlassenen Gesetzen enthalten 
sınd. Nimmt man an, die Kirche als solche könne nicht be- 
stimmen, dass, wer dauernd in ihrem Gebiet verweile, ihr ange- 
höre, so lässt sich auch nicht der Satz aufrecht erhalten, der 
Staat könne vorschreiben, dass, wer in seinem Gebiet ständigen 
Aufenthalt nehme, sein Unterthan sei, denn auch die Rechtsver- 
bindlichkeit dieser Anordnung beruht nur auf der Gebietsgewalt 
des Staates, kraft deren der Staat nicht bloss seinen Unterthanen, 
sondern auch Fremden, die in seine räumliche Sphäre gelangen, 
Vorschriften zu geben verniag, u. a. die Vorschrift, dass sie bei 
längerem Verweilen seine Unterthanen werden. 

Daran, dass sich die Zugehörigkeit zur Landeskirche dureh 
Wohnen bestimmt, hat auch der Umstand nichts geändert, dass 
diese Zugehörigkeit mit der gesetzlichen Anerkennung der Üol- 
legialtheorie aus einer blossen Unterthänigkeit zu einer Korpo- 
rationsmitgliedschaft wurde. Der korporative, genossenschaftliche 
Charakter eines Gemeinwesens schliesst nicht aus, dass die Zu- 
gehörigkeit zu ihm nicht auf freiem Willen beruht. Die Landes- 
kirche ist darum mit Erwerb korporativer Natur zu keiner Ver- 
tragskirche, zu keiner grossen Wahlgemeinde geworden. 

Im Uebrigen bedarf es keiner näheren Darlegung, dass die 
mit vorstehenden Ausführungen bekämpfte Theorie des Beitritts 
von Staatsfremden im letzten Grunde nur durch die Vorstellung 
veranlasst ist, als sei ursprünglich die Staatsangehörigkeit von 
der Mitgliedschaft zur Landeskirche abhängig gewesen, als seien 
anfänglich beide Statusrechte zusammengefallen. 

Dass diese Vorstellung der Ausgangspunkt jener Theorie, 
zeigen besonders deutlich die Sätze, womit Friedberg die gleiche 
Anschauung begründet. 

Friedberg!) sagt: Würde das Verhältniss von Staat und 
Kirche in den deutschen Territorien noch das alte sein, so wäre 


nn 


') Ev. Verf.R. S. 273. 
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die Frage, ob die konfessionsverwandten, staatsfremden Reichsan- 
gehörigen verpflichtet seien, Mitglieder der Landeskirche zu wer- 
den, unstreitig zu bejahen. Damals seien die Staaten eben kon- 
fessionelle Einheiten unter dem Kirchenregiment und der 
Kirchenhoheit des Landesherrn, die in einander flossen, gewesen. 
Kraft des ersteren habe der Landesherr die Einpfarrung vorge- 
nommen, jeden Landeseinwohner einer bestimmten Gemeinde zu- 
gewiesen und ihn damit zum Glied der Landeskirche gemacht. 

Auch heute noch habe der Landesherr das Kirchenregiment, 
aber es sei von der Landeshoheit grundsätzlich gesondert. Diese 
erstrecke sich auf den Staat und alle in demselben Wohnenden, 
jenes nur auf die Mitglieder der Landeskirche. Daher. könne der 
Landesherr auch den Zwang, sich einer Parochie eingliedern zu 
lassen, nicht gegenüber allen Personen ausüben, welche seiner 
Landeshoheit unterständen, sondern nur gegenüber denjenigen, 
welche seinem Kirchenregiment untergeben seien '). 

Mejer?) sucht die Abhängigkeit der Mitgliedschaft eines 
staatsfremden Deutschen von einer Anschlusserklärung noch auf 


1) Uebrigens gelangt Friedberg durch diese Beweisführung auch in 
Widerspruch mit seiner Behauptung, dass die Mitgliedschaft in der Landes- 
kirche durch Zugehörigkeit zur Parochie erworben werde. Denn nach seinen 
Erörterungen hat der Rechtssatz, dass der Wohnsitz in der Parochie die 
Zugehörigkeit zur ihr begründe, keinerlei Aenderung erfahren, etwa dahin, 
dass dies für Fremde nur der Fall sei, wenn sie sich zugleich der Parochie 
durch Erklärung anschliessen, sondern die Rechtslage ist nach seiner Kon- 
struktion .die: Durch die Anschlusserklärung wird der Staatsfremde Mitglied 
der Landeskirche, dem Kirchenregiment unterworfen und damit findet auf 
ihn der Satz Anwendung, dass durch Wohnsitz und zwar durch Wohnsitz 
allein die Zugehörigkeit zur Gemeinde begründet werde. „Das frühere 
Recht, sagt Friedberg, wonach Wohnsitz des Konfessionsangehörigen 
die Einpfarrung bewirkt, besteht an und für sich fort, wenn es auch gegen- 
über den nicht zur Landeskirche Gehörigen nicht mehr erzwingbar ist und 
diese also die Befugniss haben, der Landeskirche als Dissidenten gegen- 
überzutreten“ (S. 274). Nur bei dieser Konstruktion ist auch erklärlich, wie 
Friedberg ausdrücklich hervorheben kann (S. 273 N. 24), korrekt sei 
der Ausdruck der neueren Kirchengesetze, wenn sie sagen, dass Kirchen- 
gemeindegenossen alle Mitglieder der Landeskirche seien, welche in einem 
Kirchspiel des Landes wohnen. 

?) A. a O. Bd. 22 S. 237, 
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andere Art zu stützen. Wohl müsse sie der Staat, in dessen Ge- 
biet sie wohnen, alsInländer behandeln, zugleich müsse er sie 
aber auch als Angehörige ihres Heimatsstaates anerkennen. Als 
solche gehörten sie regelmässig auch zu der Genossenschaft der 
dortigen Landeskirche ihrer Konfession. Nach dem bis jetzt noch 
bestehenden Zusammenhang von Staatsangehörigkeit und Zuge- 
hörigkeit zur Landeskirche lasse sich die Anerkennung der einen 
Qualität von der anderen ohne besondere Ursachen nicht trennen 
und solche besondere Ursachen seien nicht vorhanden. Der Ein- 
zelne müsse daher als Mitglied, wie eines anerkannten Staates, so 
einer als Korporation anerkannten Kirchengenossenschaft behandelt 
werden. Andererseits sei er aber auch darin wie ein Inländer zu 
behandeln, dass ihm der Anschluss an die kirchliche Wohnsitz- 
gemeinde nicht schwerer gemacht werde, als einem anderen Inländer. 

Diese ganze Ausführung steht und fällt mit der Richtigkeit 
bezw. Unrichtigkeit der Ansicht, dass die Kirchenangehörigkeit 
die Eigenschaft des Staatsmitgliedes zur Bedingung habe. 

IV. Noch ist den Erörterungen eines anderen Schriftstellers 
nachzugehen, welcher ebenfalls für die Staatsangehörigkeitsvor- 
aussetzung eintritt. Derselbe unterscheidet sich von Mejer und 
Friedberg dadurch, dass er seinen Beweis lediglich aus dem 
Begriff der Landeskirche, nicht historisch führt und nicht einmal 
für die reichsangehörigen Staatsfrenıden eine Ausnahme zulässt. 

Es ist Rieker, der die zur Besprechung stehende Frage 
speziell und ausschliesslich für das württembergische Recht 
behandelt hat). 

Nachdem er festgestellt, dass n Württemberg, wie in 
den meisten anderen Staaten, ausdrückliche Bestimmungen über 
unsere Frage fehlen, sucht er dieselbe aus allgemeinen Erwägungen 
zu beantworten, wobei er, angeregt durch Mejer?), von einem 
Gegensatz zwischen Vereins- und Landeskirche ausgeht. 


') In der württ. Zeitschrift für die freiwillige Gerichtsbarkeit und die 
Gemeindeverwaltung, herausgeg. von Jetter und Fortenbach, 1888 
(XXX. Jahrgang), S. 147 ff. 

:) A. a. OÖ. Bd, 22 S. 213: „Wären unsere deutschen evangelischen 
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Während Vereinskirchen genossenschaftlich organisirte Kirchen 
seien, deren Gebiet von dem Herrschaftsgebiet des Staates unab- 
hängig sei und deren Kirchengewalt in ihnen selber ruhe, wobei 
es nichts ausmache, ob diese in der Hand eines Einzelnen oder 
in der einer Gesammtheit liege, bestehe das eigenthümliche Wesen 
der Landeskirche darin, dass ihr Gebiet mit dem Staats- 
gebiet zusammenfalle und ihre Kirchengewalt in den 
Händen des Staatsoberhauptes ruhe und zwar des Staats- 
oberhauptes. als solchen. 

Daraus aber ergebe sich, dass nur Staatsangehörige zu ihr 
gehören könnten. Wenn nämlich das Staatsoberhaupt das Kirchen- 
regiment besitze, weil es Inhaber der Staatsgewalt sei, dann er- 
strecke sich die Kirchengewalt desselben nur auf diejenigen, auf 
welche sich seine Staatsgewalt beziehe, nicht als ob sich die Kirchen- 
gewalt auf alle diese beziehen müsste, aber so, dass sie sich nicht 
auf andere ausdehnen könne. Somit erfasse die Kirchengewalt 
des Landesherrn nur seine Unterthanen, zu diesen zählten aber 
die im Lande wohnenden Ausländer nicht. Sie seien, wie dem 
Staat, so der Kirche gegenüber nur Gäste. Demgemäss sei im 
Gegensatz zu der katholischen Kirche Württembergs, die nur 
einen Sprengel der genossenschaftlich organisirten römischen Kirche 
darstelle, die Staatsangehörigkeit Bedingung der Mitgliedschaft in 
der württembergischen Landeskirche. 

Dadurch, dass Rieker die historische Entwicklung unberück- 
sichtigt lässt, wird er vor der naheliegenden Verwechslung be- 
wahrt, als Voraussetzung der Kirchenmitgliedschaft bald die Staats- 
angehörigkeit bald das Wohnrecht zu bezeichnen. Hiemit kommt 
für ihn die Frage des festen Wohnsitzes im Sinne Mejers und 


Landeskirchen vom Staat getrennte, sog. freikirchliche, vereinsartig gestal- 
tete Genossenschaften, wie die katholische Kirche das ist, so würden sie 
Ausländer ebensowohl aufnehmen können, wie Inländer, so lange kein 
Staatsgesetz es untersagt. Deutsch-evangelische Kirchen solcher Organisation 
sind die der preussischen Altlutheraner oder der Konföderation der refor- 
mirten Gemeinden zu Braunschweig, Celle, Hannover, Göttingen, Münden 
und Bückeburg... Allein eine freikirchliche VErDEBUDE haben unsere deutsch- 
evangelischen Landeskirchen nicht“, I 
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Friedbergs') und damit die Bestimmung von Art. 3 Abs. 1 
der Reichsverfassung, dass der Angehörige eines jeden Bundes- 
staates in jedem anderen zum festen Wohnsitz unter den gleichen 
Voraussetzungen wie der Einheimische zuzulassen sei, gar nicht 
in Betracht. 

Dass er andererseits an der vorausgehenden Bestimmung des 
Art. 3, dass der Unterthan eines jeden Bundesstaates in jedem 
anderen als Inländer zu behandeln sei, nicht strauchelt, davor be- 
hütet ihn, dass er mit uns die in Art. 3 Abs. 1 mit „und dem- 
gemäss“ eingeleitete Aufzählung als eine erschöpfende ansieht, 
wenn auch seiner näheren Begründung, es heisse in jenem Artikel 
nicht: jeder Angehörige eines anderen Bundesstaates sei als 
Staatsbürger zu behandeln, sondern nur: er sei zur Er- 
langung des Staatsbürgerrechts zuzulassen ?), nicht 
zugestimmt werden kann, da unter diesem Staatsbürgerrecht, wie 
neuerdings auch wieder Hänel?) überzeugend dargethan, nicht 
Staatsangehörigkeit, sondern die Eigenschaft des Staatsbürgers im 
engeren Sinne zu verstehen ist. | 

Was freilich die Grundlagen der Rieker’schen Beweisführung 
anlangt, so können dieselben nicht als zutreffend erachtet werden. 

Richtig ist, dass sich der Träger des Kirchenregiments in der 
Landeskirche nach dem Träger der Staatsgewalt bestimmt. Ebenso 
ist der Satz, dass das Kirchen- mit dem Staatsgebiet zusammen- 
falle, insofern zutreffend, als dıe Landeskirche eine Kirche ist, 
deren rechtliche Organisation sich an die politische Gliederung 
der Erde in Staaten und Staatentheile anlehnt‘). Aber aus 


ı) Vergl. Friedberg, ev. Verf.R. S. 274: „Einen festen Wohnsitz 
hat nur derjenige, welcher Wohnrecht hat“. 

2) A. a. 0. S. 155. 

s) A. a. O. S. 598. 

*) Das Vorkommen von der Landeskirche eines Staates angegliederten 
fremdländischen Gebieten, wie es uns schon seit frühester Zeit begegnet 
(s. 0. $. 228 u. 375), spricht laut gegen die Behauptung, das Gebiet der 
Landeskirche müsse mit dem Staatsgebiet oder einem Theile desselben sich 
decken. Braun ist der gleichen Ansicht, wie Rieker (vergl. Bd. 27 
S.420: „Die Landeskirche ist räumlich an die Grenzen des Staates gebunden‘). 
Er meint, bezüglich der „sich hin und wieder in das Ausland erstreckenden 
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dieser Abhängigkeit der Landeskirche vom Staate hinsichtlich der 
Inhaberschaft des Kirchenregiments und des Kirchengebiets folgt 
noch nicht mit zwingender Nothwendigkeit Abhängigkeit der 
Kirchen- von der Staatsmitgliedschaft. Der Umstand, dass das 
Gebiet, in welchem Staat und Kirche ihre Gewalt üben, fast immer 
das vollkommen gleiche ist, und der Umstand, dass das Subjekt, 
welches Staats- und Kirchengewalt übt, ein und dasselbe ist, 
nöthigt noch nicht anzunehmen, dass auch die persönlichen Ob- 
jekte beider Gewalten die nämlichen sind. Das liesse sich nur 
dann behaupten, wenn der Zweck von Staat und Kirche, wenn 
auch lediglich nach seiner personellen Richtung, der gleiche wäre. 
Aber der Staat will zunächst nur seine Angehörigen zur 
irdischen Wohlfahrt führen, die Kirche wıll alle Menschen, die 
sich ihr nähern, zum Heile ihrer Seelen geleiten. Der Staat ver- 
folgt nationale, die Kirche kosmopolitische Zwecke. 

Das ist es, was der Bericht *) der staatsrechtlichen Kommission 
der württembergischen Kammer der Abgeordneten zum Ent- 
wurf des schon öfter genannnten Ges. vom 14. Juni 1887 und 
der Berichterstatter der kirchenrechtlichen Kommission der zweiten 


Grenzparochien® handele es sich nicht um ein „Hinauswachsen der Landes- 
kirche über die Staatsgrenzen, sondern um unfertige territoriale Entwick- 
lung“. Es schwebt ihm also eine Art Verbindung zweier Landeskirchen 
unter einem Träger der verschiedenen Kirchengewalten vor, wobei die eine 
Landeskirche gleichsam nur einen Torso darstellen würde. Allein es fehlen alle 
Anzeichen dafür, dass das Kirchenregiment, welches in dem kleinen Ge- 
bietstheile ausgeübt wird, ein — von der Person seines Trägers abgesehen 
— selbständiges, getrenntes sei. Es wird von Einpfarrung fremder Ge- 
bietstheile, von Ein- und Austritt in den Kirchenverband (vergl. oben S. 375 
zu N. 3), von Kirchspielen, welche aus Ortschaften verschiedener Staaten 
zusammengesetzt sind (s. o. S. 228 N. 1), also von Herstellung und 
Vorhandensein einer Einheit gesprochen. Wie die Zollanschlüsse des deutschen 
Zollgebietes als Teile eines einheitlichen Zollgebietes, eines Gebietsganzen, 
erscheinen, nicht als selbständige Zollgebietsganze, welche als solche mit 
dem deutschen Zollgebiet in eine territoriale Zollverbindung traten, so bil- 
den auch jene landeskirchlichen Anschlüsse fremder Gebietsstücke nicht 
selbständige kleine Landeskirchen, welche mit einer anderen vollentwickelten 
in Verwaltungsverbindung stehen, sondern Theile einer einheitlichen Landes- 
kirche. 

-') Verh: der Kammer der Abgeordneten, I. Beilagenband, 1. Heft S. 10. 
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württembergischen Landessynode von 1878!) meinen, wenn sie 
sagen, mit Rücksicht auf die kirchliche Natur der Kirchenge- 
meindegenossenschaft sei von denı Erforderniss des Besitzes des 
württembergischen Staatsbürgerrechtes im Sinne von Staatsange- 
hörigkeit abgesehen worden, bezw. es liege im Wesen der 
Kirche, dass die Zugehörigkeit zur lokalen Kirchengemeinde 
nicht an die Beschränkung des Staatsbürgerrechts gebunden sei. 

Rieker?*) allerdings meint, diese Aeusserungen übersähen, 
dass man überhaupt von der Kirche im rechtlichen Sinne gar 
nicht reden könne, sondern nur von bestimmten Kirchen. Es 
gebe wohl Eine Kirche im theologischen Sinne, und wenn man 
diese meine, so könne man gar wohl von einem Wesen der 
Kirche reden. Aber die Kirche in diesem Sinne sei Sache des 
Glaubens und komme hier nicht in Betracht. Hier handle es sich 
vielmehr um Kirchen im rechtlichen Sinne, also um bestimmte, 
sichtbare Anstalten und Gemeinschaften. Wenn man also sage, 
aus dem Wesen der Kirche folge die Unabhängigkeit der Kirchen- 
genossenschaft von der Staatsangehörigkeit, so operire man mit 
einem Begriff der Kirche, der für die Entscheidung einer Rechts- 
frage nicht brauchbar sei. 

Mit nichten. Wenn jene Berichte von Eirshikeher Natur der 
Kirchengemeindegenossenschaft, von dem Wesen der Kirche sprechen, 
so meinen sie damit keineswegs die Bekenntniss-, sondern jede 
Rechtskirche. Jede Rechtskirche hat aber den gleichen Zweck, 
wie die Bekenntnisskirche: eine Heilsanstalt für die Bekenner des- 
selben Glaubens zu sein. Das geht schon daraus hervor, dass sich 
die einzelnen rechtlichen Landeskirchen als Theile und Glieder 
der allgemeinen evangelischen Kirche bezeichnen ?). Eine kos- 
mopolitische rechtliche Organisation der Bekenntnisskirche fehlt, 
aber das Bekenntniss als solches kennt keine Staatsgrenzen und 


') Verhandlungen der zweiten Landessynode, III. Prot.Band S. 847. 

») A. a. 0. S. 151. 

®) Vergl. Braun a. a.0. Bd. 218.420: „Die Landeskirche ist nur eine 
Form, in welcher sich das Leben der Bekenntnisskirche innerhalb der Grenzen 
eines bestimmten Staates vollzieht“. 
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dies kosmopolitische Bekenntniss bildet eben ein Element in der 
Begriffsbestimmung der Rechtskirche '). 

Mit Recht halten daher Göz?) und Steinheil®) an der 
Anschauung fest, dass die Zugehörigkeit zur landeskirchlichen 
Ortsgemeinde in Württemberg durch württembergische Staatsan- 
gehörigkeit nicht bedingt sei. 


3. Die Bekenntnissfrage. 


8 15. 

I. Wenn auch von den Verhältnissen der Landeskirche Alt- 
preussens ausgehend, sollen die Sätze, welche Zorn‘) für 
die Frage des Erwerbs der Mitgliedschaft in der Landeskirche 
aufstellt, nach der Intention des Verfassers doch für die deutsche 
evangelische Landeskirche im Allgemeinen Geltung haben. Das 
zeigen die in den Anmerkungen citirten ausserpreussischen Kirchen- 
ordnungen. 

Zorn fasst nun seine Meinung in folgende Sätze. 

Er sagt: „Die Zugehörigkeit zur evangelischen Landeskirche 
wird juristisch begründet durch die Taufe und Konfirmation Seitens 
eines der Landeskirche angehörigen Geistlichen und wird 
daraufhin präsumirt bis zu dem nach den gesetzlichen Bestim- 
mungen erfolgten Austritt. Der Taufe steht gleich der Eintritt 
anderswo evangelisch getaufter Personen, welcher präsumtiv schon 
in der Begründung eines Domizils im Gemeindebezirke liegt. Ein 
besonderes Bekenntniss formaler Art wird vom Erwachsenen nicht 
gefordert“. 

Zunächst wird man deswegen, weil Zorn nur Taufe und 
Konfirmation Seitens eines zur Landeskirche gehörigen Geistlichen 


') Vergl. z. B. preuss. Gen.Syn.O. v. 20. Jan. 1876 $ 5: „Die General- 
synode hat mit dem Kirchenregiment des Königs der Erhaltung und dem 
Wachsthum der Landeskirche auf dem Grund des evangelischen 
Bekenntnisses zu dienen“. | 

*:) Die württembergischen Gesetze über die Vertretung: der evangelischen 
Kirchengemeinden u. s. w. 1890 8. 38. 

®) A. a. 0. 1890 S. 9 u. 241 ff. 

*) Lehrbuch des Kirchenrechts $. 381. 
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allein als juristische Begründungsthatsachen der Kirchenmitglied- 
schaft benennt, nicht annehmen dürfen, dass er das Vorhandensein 
gleichzeitigen Domizils im landeskirchlichen Gebiete für unnötig 
hält; wäre doch die Folge dieser Meinung, dass auch ein Kind, 
dessen Eltern im Gebiete der Landeskirche nicht domizilirt wären, 
Mitglied der betreffenden rechtlichen Landeskirche würde und dass 
die auf jene zwei Arten begründete Mitgliedschaft auch bei Ver- 
legung des Wohnsitzes in das Gebiet einer anderen Landeskirche 
fortdauerte. Daraus, dass Zorn kurz vorher (S. 378) bemerkt, 
die Zugehörigkeit zur einzelnen Gemeinde bestimme sich nach dem 
Domizil innerhalb des Bezirks, und auch, wie angegeben, hinsicht- 
lich des anderswo getauften evangelischen Christen der Begründung 
des Domizils im Gemeindebezirk für die Entstehung der Landes- 
kirchenmitgliedschaft Bedeutung beimisst, ist zu entnehmen, dass 
der Verfasser neben Taufe und Konfirmation durch einen Geist- 
lichen der Landeskirche Domizil im landeskirchlichen Gebiete 
fordert. Auch er ist also der Ansicht, dass die Taufe bezw. Kon- 
firmation nur den Erwerb der Mitgliedschaft in der Bekenntniss- 
kirche zur Folge hat, dass, wer sich im Gebiet der Landeskirche 
taufen lässt, an sich nur Christ wird und Mitglied der Landes- 
kirche nur dann, wenn er in deren Gebiet domiziliert. 

Was nun aber die Behauptung angeht, die Taufe bezw. Kon- 
firmation müsse von einem der Landeskirche angehörigen 
Geistlichen vollzogen sein, so dürfte dieselbe nur hinsichtlich jener 
Landeskirchen zutreffen, welche für die Zugehörigkeit zur Rechts- 
kirche eine gerade auf diese Landeskirche bezügliche Bekenntniss- 
äusserung verlangen. Wir haben früher ') als solche die wtrt- 
tembergische und badische Kirche und die Landeskirchen 
von Altenburg und Reuss ä. L. kennen gelernt. Hier muss 
durch die Taufe oder Konfirmation nicht bloss die Zugehörigkeit 
zur allgenieinen evangelischen, sondern zu der speziellen Landes- 
bekenntnisskirche erworben werden und dies wird durch Voll- 
ziehung dieser Akte durch einen Diener dieser Kirchen dokumentirt. 


1) Siehe oben $. 248, 253, 338. 


408 Abhandlungen. 


Bei den übrigen Kirchen dagegen genügt der Eintritt in die evan- 
gelische Kirche schlechthin. Er wird durch Taufe oder Konfir- 
mation Seitens irgend eines evangelischen Geistlichen vollzogen. 
Insbesondere gilt dies auch mangels irgend einer gegentheiligen 
Bestimmung für die Landeskirche Altpreussens. 

Um dann von der zweiten Erwerbsart, die Zorn anführt, 
von dem Erwerb der Gliedschaft der Landeskirche durch erwach- 
sene, anderswo evangelisch getaufte Personen zu sprechen, so 
scheint Zorn bei diesen die Zugehörigkeit zur Landeskirche nicht 
ipso jure durch die Begründung des Domizils entstehen zu lassen, 
sondern eine besondere Beitrittserklärung zu fordern, welche aller- 
dings präsumtiv in der Niederlassung in einem Gemeindebezirk 
liegen soll. Zorn’s Ansicht wäre also die, dass der Erwerb der 
Mitgliedschaft in der Landeskirche für evangelische Christen, die 
von aussen zuziehen, von deren freiem Willen abhängig sei. 

Wie früher ausgeführt, geht unsere Meinung dahin, dass hin- 
sichtlich derjenigen Landeskirchen, welche für den Erwerb der 
Mitgliedschaft bloss die Zugehörigkeit zu einer Bekenntnisskirche 
schlechthin fordern, diese von aus anderen Gebieten Zuziehenden, 
die diesem Bekenntniss angehören, durch die Niederlassung ohne 
weiteres erworben werde, während es rücksichtlich solcher Landes- 
kirchen, welche eine speziell auf ihr Bekenntniss bezugnehmende 
Bekenntnisshandlung verlangen, zwar nicht unmittelbar zum Er- 
werb der Mitgliedschaft ın der Rechtskirche, wohl aber zur Be- 
gründung der eine Bedingung dieses Erwerbs bildenden Zugehörig- 
keit zur Landesbekenntnisskirche einer besonderen Beitrittserklärung 
bedürfe. | 

II. Auch Mejer') spricht sich zu unserer Frage aus. Er 
berücksichtigt jedoch lediglich die Mitgliedschaft ın der alt- 
preussischen Landeskirche und auch in diesem Rahmen nur 


den Erwerb durch Zuzug aus dem Gebiet anderer preussischer 
Landeskirchen ?). 


ı) Friedberg geht auf die Frage nicht näher ein. Er hebt nur 
hervor, dass Voraussetzung der aktiven. Mitgliedschaft in der Gemeinde 
„Konfessionszugehörigkeit“ sei (ev. Verf.R. S. 275). 

*) Siehe S. 235 fl. 
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Wie Zorn, lässt auch Mejer solche Zuziehende nicht ipso 
jure mit Wohnsitzerwerb, sondern nur durch gleichzeitige, ein- 
seitige Erklärung in den landeskirchlichen Verband eintreten. 
Seine Begründung ist diese. 

Preussen besitze eine Mehrzahl von Landeskirchen. Die 
Anerkennung dieser verschiedenen Religionsgemeinschaften als Kor- 
porationen sei ein kirchenhoheitlicher Akt, also ein Akt der Staats- 
gewalt. Diese Anerkennung gelte für ganz Preussen, insoferne 
sie nicht mit der Erklärung verbunden sei, der Angehörige einer 
jener kirchlichen Genossenschaften solle dies nur so lange sein, 
als er in der betreffenden Provinz wohne. Wenn demnach ein 
Mitglied einer solchen Kirche in das Provinzialgebiet einer der 
anderen preussischen Landeskirchen übersiedle, so gehöre er auch 
dort der Regel nach fortdauernd. zu der bisherigen Landeskirche, 
so lange er nicht sein Sonderrecht aufgebe. Der evangelische Alt- 
preusse, der in einer lutherischen Gemeinde z. B. der Provinz 
Hannover wohne, könne die Heranziehung zur Dotationskirchen- 
kasse mit der einfachen Erklärung zurückweisen, er sei unirt, 
wobei er sich nicht darüber zu erklären habe, ob er innerhalb der 
Union zum lutherischen, reformirten oder spezifisch unirten Be- 
kenntniss gehöre. Ebenso umgekehrt. 

Allein wie mag aus dem Satze, dass eine nur auf einen Theil 
des Staatsgebietes beschränkte Religionsgemeinschaft von allen 
der Staatsgewalt Unterworfenen, im ganzen Lande, als Korporation 
anzuerkennen sei, die Bestimmung herausgelesen werden, dass auch 
die Mitglieder derselben, selbst wenn sie sich nicht mehr in dem 
Gebiete aufhalten, Angehörige derselben bleiben? Ist denn in 
jenem Satze irgendwelche Vorschrift über die Frage der Mitglied- 
schaft in ihr enthalten? Nur die Rechtsstellung der Religions- 
gesellschaft als solcher, nicht die ihrer Mitglieder ist damit ge- 
ordnet. 

Allerdings nimmt Mejer seiner Ansicht die praktische Schärfe, 
indem er, wie Zorn, eine gesetzliche Vermuthung für die Zuge- 
hörigkeit aufstell. Er gründet seine diesbezügliche Ansicht auf 
die Behauptung, es stehe ein Sonderrecht in Frage. Ein solches 
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zu beachten, seien aber Pfarrer und Kirchenvorstände so lange 
nicht gehalten, als es nicht geltend gemacht werde (S. 236). 

‘Mejer verlangt also keine positive Erklärung, sondern nur 
das Unterbleiben eines Widerspruchs gegen die gesetzliche Ein- 
pfarrung ?). 

III. Noch haben wir der Ausführungen Brauns zu diesem 
Punkte zu gedenken. 

Während wir in der erfreulichen Lage sind, den Erörterungen 
Brauns über die Domizils- und Staatsangehörigkeits - Voraus- 
setzung im Grossen und Ganzen unseren Beifall zu zollen ?), ver- 
mögen wir seine auf die Bekenntnissbedingung bezüglichen An- 
schauungen nicht zu theilen. Wir wären es im Stande, ginge 
Braun nicht — allerdings mit der herrschenden, wie wir ge- 


1) Wir erinnern daran, dassMejer — undFriedberg — auch für 
den aus der Landeskirche eines anderen Staates Zuziehenden neben der 
Niederlassung eine Beitrittserklärung fordern. Allerdings aus verschiedenen 
Gründen. Friedberg verlangt die bis zum Beweise des Gegentheils zu 
vermuthende (S. 274) Erklärung nicht in Rücksicht auf die Verschiedenheit 
der Landeskirchen, sondern nur in Rücksicht auf die Verschiedenheit der 
Staaten, Mejer dagegen auch mit Rücksicht auf den Unterschied der mit 
der Verschiedenheit der Staaten verbundenen Verschiedenheit der Landes- 
kirchen, indem er davon ausgeht, dass der fremde Staatsangehörige regel- 
mässig auch in der Genossenschaft der dortigen Landeskirche seiner Kon- 
fession stehe (s. o. 8. 401). | 

*) Die weitgehende Uebereinstimmung unsere?” Ansichten erhellt aus 
folgenden zusammenfassenden Sätzen Brauns (Bd. 22 S. 323 mit Bd. 21 
S. 425 ff.): „Nach gemeinem Recht und Partikulargesetzen, insbesondere auch 
nach preussischem Landrecht, nicht minder nach übereinstimmender An- 
sicht älterer und neuerer Kirchenrechtslehrer wird die Zugehörigkeit zur 
landeskirchlichen Parochie durch den Wohnsitz in ihr begründet und dabei 
unter Wohnsitz das Domizil im Sinne des römischen Rechts verstanden. 
Der Wohnsitz im Lande ... machte den konfessionsverwandten Landesein- 
wohner zum Mitglied der Landeskirche. Dieses Verhältniss ist von den 
Aenderungen, welche .der ältere Begriff der Unterthanen für eine Anzahl 
wichtiger Beziehungen durch die neuere Rechtsentwicklung erfahren, bisher 
unberührt geblieben. Im Sinne des heutigen Staatsrechtes, welches den Be- 
griff des Inländers nicht mehr nach dem Wohnsitz, sondern nach der Staats- 
angehörigkeit bestimmt, kann jemand im Lande seinen Wohnsitz haben 
und dennoch Ausländer sein; gleichwohl gehört er in diesem Fall, Konfes- 
sionsverwandtschaft vorausgesetzt, auch heutigen Tages zur Landeskirche 
und damit zur landeskirchlichen Parochie seines Wohnortes®. 
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sehen, insbesondere auch von Friedberg und Mejer vertretenen 
Lehre — von der Anschauung aus, dass in dem altprote- 
stantischen Territorialstaat der Satz gegolten habe, die 
gesammte Bevölkerung des Landes, von den ungetauften Juden 
abgesehen '), gehöre zur Landeskirche; niemand habe ein 
Recht gehabt, ihr nicht anzugehören ?). „Innerhalb des Territo- 
riums, so schildert Braun, regiert der Landesherr als custos 
utriusque tabulae seine Unterthanen in geistlichen wie in welt- 
lichen Dingen. Die Kirche ist Landessache, die kirchliche Ordnung 
nur eine einzelne Seite der allgemeinen Landesverfassung. Land 
und Leute sind, wie für Rechtspflege und Polizei in Gerichts- 
sprengel und Aemter, so für kirchliche Angelegenheiten in Pa- 
rochien als Verwaltungsbezirke eingetheilt. Die Landeskirche 
ist die Volkskirche“ (S. 404). 

Von diesem von unserer Auffassung vollkommen abweichenden 
Gedanken sind die gesammten Ausführungen Brauns über die 
Bekenntnissvoraussetzung beherrscht, sowohl seine allgemeinen, 
wie seine speziell auf die preussische Kirche bezüglichen °). 

Deswegen, und weil seine Erörterungen über Gemeinde- und 
Landeskirchenwechsel eine Belebung auch der von uns in dieser 
Richtung vertretenen Ansichten durch Beispiele geben, die wir 
früher eben mit Rücksicht auf die erforderliche Wiedergabe der 
Braun’schen Anschauungen mehr zurückgehalten haben, sei den 
Darlegungen dieses Schriftstellers ins Einzelne nachgegangen. 

In allgemeiner Hinsicht bemerkt Braun folgendes. Das alt- 
landeskirchliche Prinzip als solches sei niemals, bis heute nicht 
aufgehoben. Die Zugehörigkeit zur Landeskirche bestimme sich 
also heute noch nach Staatsrecht. Doch gelte der Satz nicht 
mehr mit ausschliessender Kraft, sondern nur als Regel, die 
zahlreiche Ausnahmen durchbrechen. „Während das altlandes- 
kirchliche Prinzip als solches niemals aufgehoben ist, wurde das- 
selbe je länger je mehr von Ausnahmen durchbrochen, welche 


1) A. a. O. Bd. 21 S. 403 N. 1. 
2) Ebenda S. 409. 
3) Siehe insbesondere auch Bd. 22 S. 327. 
27 * 
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dasselbe einzelnen Theilen der Bevölkerung gegenüber ausser Wirk- 
samkeit setzten, denen dadurch eine exceptio gegen die an sich 
fortgeltende Rechtsregel gewährt ward. Anfangs handelte es sich 
dabei nur um die Angehörigen der römisch-katholischen Kirche* 
(S. 405). „Neben den Katholiken wurde dann später auch An- 
gehörigen anderer Religionsgesellschaften, welche der Staat neben 
den altprivilegirten Kirchen anerkannte, die Freiheit gewährt, der 
Landeskirche nicht anzugehören. Endlich — und das war der 
eigentlich entscheidende Schritt in der Entwicklung der Landes- 
kirche zur Bekenntnisskirche (will sagen: Vereinskirche) — stellte 
man es jedem frei, sich durch blosse Erklärung des Austritts- 
willens aus der Gemeinschaft der Kirche zu lösen“ (S. 408). 

„Weil hienach heute niemand mehr gezwungen wird, wider 
seinen Willen Mitglied der Landeskirche zu bleiben, es vielmehr jedem 
freisteht, sich durch Uebertritt zu einer anderen mit Korporations- 
rechten ausgestatteten Religionsgemeinschaft oder durch eine in 
Gemässheit des Gesetzes abgegebene Austrittserklärung den Wir- 
kungen der alten Rechtsregel zu entziehen, ist die Zahl der Aus- 
nahmen von der letzteren gegenwärtig nicht nur. der Möglichkeit 
nach ins Unendliche vermehrt, sondern in Wirklichkeit so gross 
geworden, dass die Landeskirche in ihrer äusseren Erscheinung 
von anderen Religionsparteien sich nicht wesentlich unterscheidet 
und erst eine nähere Betrachtung zeigt, dass der Zugehörigkeit 
zur Gemeinschaft in beiden Fällen nach wie vor formal ein ver- 
schiedenes Prinzip zu Grund liegt, dort das der Regel, hier das 
der Ausnahme“ (8. 409). 

Diese nähere Betrachtung führt Braun nun für die alt- 
preussische Landeskirche durch und zwar wendet er der Be- 
deutung des Bekenntnisses sowohl für die Zugehörigkeit zur Lan- 
deskirche wie auch für die Mitgliedschaft in der landeskirchlichen 
Parochie seine Aufmerksamkeit zu, wenn er auch in letzterer Be- 
ziehung nur den Normalfall, wie er ihn nennt, den Fall. einer für 
alle Mitglieder der Landeskirche ohne Unterschied des Bekennt- 
nisses errichteten Parochie berücksichtigt, somit den Einfluss der 
Verschiedenheit der evangelischen Bekenntnisse und die Bedeutung 
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der Union für die Parochialverhältnisse ausser Betracht lässt 
(Bd. 21 S. 419, 417, 444). 

Bezüglich der Zugehörigkeit zur Parochie stellt Braun 
folgenden für seinen Normalfall vollkommen ausreichenden Satz 
auf: „Wer bisher Mitglied einer landeskirchlichen Gemeinde der 
älteren preussischen Provinzen gewesen oder auch sonst, sei es 
vermittelst einer sog. Militär- oder Anstaltsgemeinde, sei es als 
Vagant (293 Il 11) oder als Wohnsitzloser der altpreussischen 
Landeskirche angehört hat, wird durch Begründung des Wohn- 
sitzes in der Parochie von Rechtswegen Gemeindemitglied“ (S. 422): 

Hinsichtlich der Mitgliedschaft in der Landeskirche lassen 
sich aus den Erörterungen Brauns folgende Sätze ziehen: 

1) „Jeder Landeseinwohner gehört zur evangelischen 
Landeskirche, bezüglich dessen nicht eine von Staatswegen zuge- 
lassene Ausnahme besteht“ (S. 421), d. h. jeder christliche Landes- 
einwohner, der nicht einem nichtevangelischen Bekenntniss ange- 
hört oder aus der Landeskirche schlechthin, d. h. ohne zu einer 
anderen Kirche überzugehen, ausgetreten ist oder Mitglied einer 
vom Staat neben der Landeskirche mit Korporationsrechten aus- 
gestatteten und anerkannten evangelischen „Kirche“ ist. Unter 
Kirchen versteht hier Braun „diejenigen Gemeinschaften, in denen 
sich im Unterschied von Sekten und Separatisten auf der gemein- 
samen Grundlage des evangelischen Bekenntnisses der grosse Strom 
evangelisch - kirchlichen Lebens seit den Tagen der Reformation 
innerhalb der einzelnen Länder fortbewegt hat“ ($. 422). 

Der Gedanke Brauns ist also der: Jeder evangelische Landes- 
einwohner gehört der Landeskirche an, er müsste denn aus der 
Landeskirche schlechthin rechtsgiltig ausgetreten sein oder einer 
anerkannten Freikirche angehören. „Die Herrnhuter, die Menno- 
niten, die separirten Lutheraner, auch wenn sich in ihrem jetzigen 
Wohnort keine Gemeinde ihrer Religionspartei befindet, gehören 
nicht zur landeskirchlichen Parochie, ebensowenig alle diejenigen, 
welche zu irgend einer Zeit rechtsgiltig aus der Kirche ausgetreten 
sind. Das Entscheidende in allen diesen Verhältnissen liegt nicht 
in der augenblicklichen Zugehörigkeit zu einer von der Landes- 
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kirche verschiedenen Religionsgemeinschaft, sondern in dem Um- 
stand, dass das Band mit der Landeskirche durch den erfolgten 
Uebertritt oder Austritt bleibend gelöst ist“ (S. 424). Freilich 
ist zweifelhaft, ob diese Herrnhuter u. s. w. „Kirchen“ ım Sinne 
Brauns darstellen, nennt er doch selbst die Altlutheraner an 
anderer Stelle Sekte. Hinschius!) behandelt wohl zutreffend 
die Brüdergemeinden und Altlutheraner auf einer Stufe. 

2) „Die aus fremden Staaten oder aus den neuen Provinzen 
in eine landeskirchliche Parochie zuziehenden (christlichen) 
Personen blieben nach älterem Rechte nur dann vom landeskirch- 
lichen Parochialverband frei, wenn sie ihrem Bekenntniss nach zu 
einer der im ‚Inland neben der Landeskirche anerkannten 
(nichtevangelischen) Religionsgemeinschaften gehörten. Diese Aus- 
nahme hat durch Vermehrung der Zahl der letzteren an prak- 
tischer Bedeutung gewonnen und ist auch nicht dadurch bedingt, 
dass der Zuziehende an seinem neuen Wohnort eine Gemeinde 
seines Bekenntnisses vorfindet, deren Mitglied er wird oder werden 
könnte* (8. 421). | 

3) In Folge der Religionsfreiheit gehören zur evangelischen 
Landeskirche auch nicht solche Personen, welche im Auslande 
einer in Preussen als (evangelische) Religionsgemeinschaft nicht 
anerkannten Sekte oder separatistischen Gemeinschaft oder auch 
gar keiner evangelischen „Kirche“ angehört haben, da der. im 
Ausland der evangelischen Kirche gegenüber bethätigte Sonder- 
stellungswille solcher Zuzügler auch im Inlande als fortwirkend 
angesehen werden muss und denselben auch nicht angesonnen wer- 
den kann, ihre Absicht, diese Sonderstellung im Inlande zu be- 
haupten, erst noch durch eine persönliche Erklärung vor Gericht 
ausdrücklich ausser Zweifel zu stellen. Auch entspreche es durch- 
aus dem eigenen Interesse der evangelischen Landeskirche, die in 
ihr obnehin genugsam vorhandenen fremdartigen und auflösenden 


Elemente nicht durch Zuströmen von Auswärts vermehrt zu sehen 
(S. 422). 


') Allgemeine Darstellung der Verhältnisse von Staat und Kirche a. a. 0. 
S. 365. 
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4) Hinsichtlich der Mitglieder evangelischer „Kirchen“ (im 
Gegensatz zu Sekten) des kirchlichen Auslandes bleibt es bei der 
älteren Regel. Sie werden mit ihrer Niederlassung innerhalb der 
landeskirchlichen Parochie nach wie vor von selbst Mitglieder der 
letzteren (S. 422). Eine Ausnahme besteht nur für den Fall, dass 
ein bestimmter ausländischer Zweig der evangelischen Kirche als 
solcher im Inlande durch Gewährung von Korporationsrechten als 
eine besondere Religionsgemeinschaft ausserhalb der Landeskirche 
ausdrücklich anerkannt ist (S. 422). Demgemäss werde,- wer 
früher zu einer Landeskirche der neuen preussischen Provinzen 
oder eines anderen deutschen Staates gehört habe, durch Begrün- 
dung des Wohnsitzes in der landeskirchlichen Parochie von Rechts- 
wegen Mitglied. Dasselbe sei bei den Mitgliedern der Gemeinden 
niedersächsischer Konföderation der Fall, da dieselben, obwohl sie 
nicht zur Landeskirche gehörten, zweifelsohne Kirche im vollen 
Sinne seien; denn der Mangel eines landesherrlichen Kirchenregi- 
ments beruhe bei ihnen nicht auf grundsätzlicher Ablehnung des 
gemeinen Rechtes, wie etwa bei den separirten Lutheranern, wo- 
durch diese zur Sekte wurden, sondern auf dem zufälligen ge- 
schichtlichen Umstande, dass zur Zeit ihrer Entstehung in Nieder- 
sachsen innerhalb der Landeskirche für reformirte Gemeinden kein 
Raum war (S. 423). Gleiches gelte von Angehörigen der ausser- 
deutschen evangelischen Kirchen, z. B. von einem dänischen oder 
livländischen Lutheraner, der nach Berlin ziehe, oder einer refor- 
mirten Schweizerin oder Anglikanerin, welche sich an ein Mitglied 
der Landeskirche verheirate „Gerade, weil die Anglikaner als 
solche in den altpreussischen Provinzen keine besondere mit Kor- 
porationsrechten ausgestattete Religionsgemeinschaft bilden, ge- 
hören sie als evangelische (reformirten Bekenntnisses) zur Landes- 
kirche* (S. 423). 

Man kann diesen Ausführungen bis auf einen erheblichen 
Punkt zustimmen. Braun erklärt nicht, wie sich seine Ansicht, 
dass nur die Zugehörigkeit zu einer vom Staat anerkannten, mit 
Korporationsrechten ausgestatteten Religionsgemeinschaft von der 
Zugehörigkeit zur Landeskirche befreie, mit der durch die preus- 
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sische Verfassungsurkunde vom 31. Jan. 1850 Art. 12 gewähr- 
leisteten „Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften * ver- 
trägt. In Folge dieser Verfassungsbestimmung ist jede Religions- 
gemeinschaft kraft Gesetzes anerkannt, es bedarf keiner An- 
erkennung durch besonderen Staatsakt. Nach unserer Ansicht ist 
auch derjenige, welcher einer in Altpreussen bestehenden Sekte 
angehört, von dem Eintritt in den landeskirchlichen Verband be- 
freit. Braun’s Meinung erklärt sich aus seiner Theorie der Fort- 
dauer des altlandeskirchlichen Prinzips. Dieses ist aber dem Grund- 
satz der Kultusfreiheit zum Opfer gefallen. Ursprünglich hiess es: 
wer nicht der Landeskirche angehört, hat kein festes Wohnrecht im 
Staate; dann: wer nicht der Landeskirche oder einer ihr gleichge- 
stellten Religionsgemeinschaft angehört, hat kein festes Wohnrecht 
im Staate; später ist das feste Wohnrecht von der Zugehörigkeit zu 
irgend einer Religionsgemeinschaft vollkommen unabhängig; der 
Staatsangehörige hat es, ob er einer der Landeskirche gleichge- 
stellten oder nicht gleichgestellten Religionsgemeinschaft oder gar 
keiner angehört. 

Warum soll ferner nur die Zugehörigkeit zu einer mit Kor- 
porationsrechten ausgestatteten Keligionsgesellschaft 
von der Zugehörigkeit zur Landeskirche frei machen? Waren 
denn die Katholiken etc. früher deswegen davon befreit, weil ihre 
Religionsgesellschaft als Korporation, nicht vielmehr deswegen, 
weil sie als Religionsgesellschaft anerkannt war’? 


VL Schlussbetrachtung. 


S 16. 

Wir nahmen unseren Ausgang von der Beobachtung, dass die 
in neuerer Zeit allentbalben ermöglichte Erhebung von allgemeinen 
Kirchensteuern die Veranlassung wurde, der Frage des Erwerbes 
der Mitgliedschaft in Landes- und Ortskirche näher zu treten, in- 
dem es die subjektive Steuerpflicht der Ausländer vor allem war, 
welche dabei in der Praxis zu Zweifeln führte. 

Während die Verwaltung in Preussen früher ohne Bedenken von 
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den in der Kirchengemeinde domizilirten konfessionsverwandten 
Nichtstaatsangehörigen Abgaben erhoben hatte, nahm dieselbe. 
gegen Ende der siebziger Jahre bei der Steigerung der Kirchen- 
steuern, wie Braun !) des näheren mittheilt, aus Gründen inter- 
nationaler Art Anstand, die zuziehenden Staatsfremden ohne 
weiters zur Entrichtung von Kirchensteuern heranzuziehen; nicht 
dass man der Meinung gewesen wäre, die Ausländer als solche 
könnten nicht: Mitglieder der Landeskirche sein, sondern man wollte 
nur dem sich im landeskirchlichen Gebiete niederlassenden Aus- 
länder die Freiheit gewähren, dass er nicht ohne seine Zustim- 
mung, also nicht durch Wohnsitz schlechthin, sondern lediglich 
durch damit verbundene Beitrittserklärung Mitglied der Landes- 
kirche werde. 

Dass eine solche Behandlung der Staatsfremden Seitens der 
Kirchenbehörden dem wirklich geltenden Rechte nicht entsprach, 
haben wir im vorstehenden Aufsatze nachzuweisen versucht. Es 
fragt sich, ob es zweckmässig wäre, das in Kraft stehende Recht 
in dieser Weise abzuändern. 

U. E. legt jene Anschauung dem Trrsieide, dass die evan- 
gelische Landeskirche mit dem Staat in rechtlicher Verbindung 
steht, zu weit gehende Bedeutung bei. Es ist ja nur die Frage 
nach dem Träger der Kirchengewalt und nach dem räumlichen 
Wirkungskreise des Kirchenregiments, welche eine Beachtung des 
Gegensatzes der Staaten nothwendig macht. In allem Anderen 
ist die Kirche dem Staat gegenüber frei. Sie kennt also in Bezug 
auf ihre Mitglieder grundsätzlich nur den Unterschied von Evan- 
gelischen und Nichtevangelischen, nicht aber den von Staatsange- 
hörigen und Staatsfremden. Es fehlt rücksichtlich der Mitglied- 
schaft an und für sich jeglicher Grund, internationale Momente, 
den Gegensatz der Staaten, in Bezug zu nehmen und somit auch, die 
comitas gentium walten zu lassen, d. h. die Evangelischen, welche 
nicht dem Staate angehören, dessen Mitglied der Träger des landes- 
kirchlichen Regimentes ist, gefälliger zu behandeln, als die übrigen. 


ı) A. a. O. Bd. 22 S. 327 u. 352, Bd. 21 S. 425. 
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Im Gegentheil, der Umstand, dass die fremden Konfessions- 
serwandten, welche sich im Gebiete der Landeskirche niederlassen, 
in gleicher Weise, wie ihre staatsangehörigen Glaubensbrüder die 
kirchlichen Anstalten der Landeskirche benützen können, lässt es 
billig erscheinen, dass sie für diese Vortheile ebenmässig auch. an 
den Lasten mittragen. Es werden in solchem Falle von der Kirche 
für ihre allgemeinen Leistungen nur Gegenwerthe eingetauscht. 
Die Möglichkeit derartigen Tausches von Werth und Gegenwerth 
rechtfertigt aber jede Steuer ’). 

Die vollkommene Gerechtigkeit forderte allerdings, unange- 
sehen, ob Staatsangehörige oder Staatsfremde in Betracht kommen, 
nur diejenigen Evangelischen für steuerpflichtig zu erklären, welche 
von den kirchlichen Einrichtungen wirklich Gebrauch machen. 
Allein es wäre bei der allgemeinen Zugänglichkeit der meisten 
kirchlichen Veranstaltungen praktisch unmöglich und, wenn nicht 
dies, wenigstens sehr belästigend, zeitraubend und kostspielig, diese 
Tbeilnahme bei jedem einzelnen im Gebiet der Kirche Wohnenden 
auch wirklich festzustellen. Darum wird die Steuerpflicht nach 
dem doch immerhin noch leichter feststellbaren Merkmal des Wohn- 
sitzes bestimmt. | | 

Macht der Einzelne von den kirchlichen Einrichtungen keinen 
Gebrauch und glaubt er sich daher durch die Steuerpflicht un- 
billig beschwert, so kann er ja jederzeit aus der Rechtskirche aus- 
treten. „Durch den Austritt aus der Kirche erlischt die Steuer- 
pflicht“ 2). Dass der Gesetzgeber die Steuer nur als wirthschaft- 
liches Aequivalent für die gebotenen finanziellen Aufwand erforder- 
lichen Vortheile erhoben wissen will, geht aus. dem. badischen 
Gesetz vom 26. Juli 1888 über die Besteuerung für örtliche kirch- 
liche Bedürfnisse hervor, wenn es dort in Anschluss an den eben 
mitgetheilten Satz in Art. 19 heisst: „Die Austrittserklärung ist 


') Vergl. Helferich, allgemeine Steuerlehre in Schönbergs Handbuch 
der politischen Oekonomie 3, Aufl. 1891, Bd. III S. 143 und: v. Mayr, Art. 
Abgaben in v. Stengels W.B. Bd. I. S. 456. 

?) Art. 18 des bad. Ges. v. 26. Juli 1888, die Besteuerung für örtliche 
kirchliche Bedürfnisse betr., und Art. 11 des bad. Ges. v. 18. Juni 1892, 
die Besteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfnisse betr. | 
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hinsichtlich der kirchlichen Steuerpflicht unwirksam, wenn nach 
Abgabe derselben die Einrichtungen der Kirche, welcher der Be- 
treffende bis dahin angehörte, durch diesen selbst oder durch Per- 
sonen, deren religiöse Erziehung derselbe zu ändern berechtigt ist, 
weiter benützt wird“. 

Selbst, wenn man aus anderen Gründen die Mitgliedschaft in 
der Landeskirche von der Zustimmung des Individuums abhängig 
machen und etwa zum Aufnahmeprinzip übergehen würde, hin- 
sichtlich der Pflicht zur Steuerleistung könnte die Kirche so wenig, 
wie es der Staat thun kann, will er nicht eine Masse von an seinen 
Vorteilen mitgeniessenden, an seinen Lasten nicht mittragenden 
Einwohnern haben, auf die Wohnsitzgrundlage verzichten, da die 
meisten kirchlichen Veranstaltungen ja zum mindesten thatsächlich 
Jedem zum Gebrauche offen stehen '). 

Eine andere Frage ist, ob es nicht der Zweckmässigkeit ent- 
spräche, die nichtstaatsangehörigen Kirchenmitglieder geringer zu 
besteuern, als die einheimischen, wie ja auch der Staat zum Theil 
die Ausländer weniger stark zur Besteuerung heranzieht, um das 
steuerkräftige Kapital nicht aus dem Lande zu treiben. Die Frage 
ist hier nicht des näheren zu behandeln. Nur soviel sei hervor- 
gehoben , dass sich diese Rücksicht wohl auch für das kirchliche 
Gebiet empfehlen kann und in der That auch da statt hat, wo die 
Kirchensteuer nach Massgabe der direkten Staats- oder politischen 
Gemeindesteuer zur Erhebung gelangt °). 

Es bedarf kaum einer längeren Ausführung, dass den Bedürf- 
nissen ausgleichender Gerechtigkeit am allerwenigsten Rechnung 


ı) Friedberg, ev. Verf.R. S. 274 N. 25, sucht einen anderen, den An- 
forderungen der Steuertechnik jedoch zuwiderlaufenden Ausweg. Er meint, 
es würde die rechtliche Norm zu schaffen sein, dass man auch nach Ver- 
legung des Wohnsitzes in das Ausland sein Pfarrgemeinderecht beibehalte, 
falls man kein neues erwerbe, und dass man demgemäss zur Tragung der 
kirchlichen Lasten in der ursprünglichen Parochie weiter angehalten werde 

?) Vergl. in dieser Beziehung bezüglich Berlins Hugo Weizsäcker, 
juristischer Wegweiser für Kirchenbau und Parochialeinteilung in den sieben 
östlichen Provinzen des Königreichs Preussen, S. 30, 23, 29; bezügl. Badens 
Ges. v. 26. Juli 1888 Art. 12, und Ges. v. 18. Juni 1892 Art. 12. 
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getragen sein würde, wenn Recht wäre oder würde, was Mejer 
behauptet, dass der Reichsausländer als solcher nicht Mitglied der 
Landeskirche und Kirchengemeinde zu werden vermöge. Der Aus- 
länder wäre in der Lage, an den öffentlichen gottesdienstlichen 
Veranstaltungen der Landeskirche ohne Gegenleistung theilzu- 
nehmen. Wollte er aber andererseits, um an seinem Theil mit- 
zutragen an den kirchlichen Lasten, Mitglied der Landeskirche 
werden, so müsste er, um dies zu erreichen, alle Lasten des Staats- 
angehörigen, also auch Wehr- und Gerichtspflicht, also Pflichten, 
welche mit der Zugehörigkeit zur Kirche auch nicht im entfern- 
testen Zusammenhang stehen, für sich und seine Angehörigen über- 
nehmen. Dass ausserdem diese Theorie einer Zersplitterung der 
evangelischen Kirche Vorschub leisten und kirchlich trennen würde, 
wo das Bekenntniss verbindet, hebt Braun) mit Recht hervor. 

') Bd. 22 S. 851. Er bemerkt noch dazu: „Eine Gefahr, die man nicht 
darum wird unterschätzen wollen, weil der Verlust an steuerzahlenden Mit- 


gliedern, welchen die einzelne Landeskirche dadurch erleiden würde, rein 
ziffermässig betrachtet, kein allzu grosser sein wird“. 
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unehel. Kindes nach gem. R.) 

49. Schmidt, Ein kurhess. Rechtsstreit üb. d. Confession eines 
Kindes aus einer gem. Ehe. Arch. f. k. K.R. 68, 218. 

50. Calamari, Della ricerca della paternitä, della condizione 
giuridica dei figli illegitimi e del divorzio (III congresso giuridico na- 
zionale). Firenze 92. 


XI. Schule. 


19. Clausnitzer, Gesch. d. preuss. Unterrichtsgesetzes. Mit bes. 
Berücksichtigung d. Volksschule. Berl. 92°, 

20. Rintelen, Der Volksschulgesetzentwurf des Ministers Dr. v. 
Gossler und die Verhandlungen d. Volksschulgesetzcommission d. Preuss. 
Abgeordnetenhauses. Arch. f. k. K.R. 67, 37. 

21. Beyschlag, Z. Streite üb. d. neue preuss. Volksschulgesetz, 
Deutsch ev. Blätter 17, 127. 

22. Beyschlag*, Gegen d. neue Volksschulgesetzvorlage (Aus: 
Deutsches Wochenblatt.) Berl. 92°. Walther u. Apolant. 

Die Schrift weist namentlich darauf hin, dass in dem Zedlitzschen 
Gesetzentwurf unleidlich sei: Die künftige Ausschliessung der Simultan- 
schule, die Unzulässigkeit, an der Konfessionsschule Lehrer anderer 
Konfession anzustellen, die eingeräumte Freiheit des Privatunterrichtes, 
die Konfessionalität der Seminare, die der Kirche betr. des Religions- 
unterrichtes eingeräumte Befugniss.. Der Verf. steht auf dem Boden 
der Konfessionsschule. Der von ihm bekämpfte Gesetzentwurf ist bekannt- 
lich gefallen. | E. Fr. 

23. Gneist, Die staatsrechtlchen Fragen des Preuss. Volksschul- 
gesetzes. Berl. 62. 

Die Schrift ist eigentlich post festum herausgekommen und doch 
eine erfreuliche und wichtige Erscheinung. Denn in klaren Zügen giebt 
sie die geschichtliche Entwickelung der Preussischen Kirchen- und Schul- 
politik, und nicht minder stellt sie das Programm für die Zukunft auf. 
Der Verf. will auf dem Gebiete der Kirchen- und Schulfragen nicht 
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(Gesetze, sondern biegsamne Verordnungen. Dies setze aber als Vorbe- 
dingung voraus, dass dem Staatsrath nicht nur eine begutachtende Stel- 
lung eingeräumt, sondern dass er auch zur Beschwerdeinstanz gemacht 
werde gegenüber dem Ministerium. Die Schrift ist mit jener Objekti- 
vität und Ruhe geschrieben, wie sie nur gereifte politische Erfahrung 
gewähren kann. Nur in der Beurtheilung der Bismarckischen Kirchen- 
politik scheint sie mir nicht durchaus das Richtige getroffen zu haben. 
E. Fr. 


431 


III. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


20. Congr. super statu regular. reser. 16/1 91: professi 
votor. simplicium können nicht gültig zu Prälaten oder Superiores ihres 
Ordens gewählt werden. Acta S. Sed. 24, 566. 

21. Congreg. Conc. 94 92. Der Bisch. v. Teneriffa hat an- 
gefragt, ob er den von der Regierung nominirten canonicis die Insti- 
tution ex inform. consc. verweigern dürfe (1), ob er ev. oeconomice 
verfahren könne (2) und von seiner Entscheidung Berufung an das 
Metropolitangericht eingelegt werden dürfe (3). Die congreg. entschied 
ad 1 negative, ad 2 et 3 affirmative ad formam Instructionis S. C. Epis- 
copor. et Regular. anni 1880., Le Can. contempor. 1892, 368. 

22. Verf. d. Erzb. General-Vicariates zu Köln v. 
14/11 91 betr. Kirchenrechnungswesen. Arch. f. k. K.R. 67, 3i3. 

23. Erl. d. F.B. v. Breslau v. 3/11 91 betr. stiftungsurkund- 
liche Ausschliessung des Patrons von der Aufsicht über kirchl. Ver- 
mögensverwaltung. Ebend. 315. 

24. Dienstordnung f. d. Küster d. Diöcese Breslau 
v. 28. April 1881. A. f. k. K.R. 66, 154. 

25. Expose& de la situation faiteäl’Eglise en France 
et declaration des EEmm. cardinaux: Desprez ae. de Toulouse, Lan- 
genieux ae. de Reims; Place, ae. de Rennes; Richard ae. de Paris; 
Foulon ae. de Lyon v. 16/1 92. Ebend. 67, 343. 


Gerichtssprüche. 


31. Nach der Altenb. E.O. ist gänzliche Verstandeszerrüttung 
ein Ehescheidungsgrund, wenn sie voraussichtlich unheilbar und der 
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Ehegatte die Versorgung zu bewirken im Stande ist. Dies ist dahin 
zu interpretiren, dass die Regelung der Alimentationspflicht in den 
Scheidungsprozess zu verlegen ist, nicht dass diese Regelung eine Ver- 
aussetzung des Ehescheidungsrechtes bilde. E.d. O.L.G. Jena 11/6 9%. 
Blätter f. Rechtspfl. in Thüringen 38, 164. 

32. Altenburg. Nach Eheo. $ 215 soll bei Klagen wegen bösl. 
Verlassung der Ediktalladung des Beklagten vorausgehen 1) ein mit 
der Klage zu übergebendes obrigkeitliches Zeugniss über die längere 
als einjährige Abwesenheit des Beklagten und über die gänzliche gleich- 
lange Ungewissheit seines Lebens und Aufenthaltes, 2) die Ableistung 
eines Eides des Klägers über eben diese Umstände, über seine Nicht- 
zustimmung zur fraglichen Abwesenheit und über die Fruchtlosigkeit 
der von ihm genügend eingezogenen Erkundigungen (Desertions- oder 
Diligenzeid). Das Altenb. L.G.R. erachtet in konstanter Praxis diese 
Normen durch die C.P.O. beseitigt. Bl. f. R.Pflege in Thür. 39, 57. 

33. Erk. d. O.L.G. Cassel 12/10 91: unheilbarer Wahnsinn 
kein Ehescheidungsgrund nach gemeinem prot. K.R. Seuffert Arch. 47, 
no. 115. 

34. Jüdisches Recht. Unüberwindliche Abneigung Eheschei- 
dungsgrund, wenn sie auf bestimmten nachweisbaren Thatsachen be- 
ruht. (E. d. Bayer. Oberst. L.Gr. 6/4 91. Ebend. 47, 201. 

35. Ausschweifender Lebenswandel Ehescheidungsgrund. (E. d. 
R.Ger. VI. Sen. 9/11 91.) Ebend. 293. 

36. Nach gemeinem Recht steht dem Ehemanne kein Recht zu, die 
Frau zu züchtigen. E. d. O.L.G. München 10/3 91. Seuffert Blätter 
f. R.Anwendung 56, 207, 

37. C.P.O. 818 ist dahin zu verstehen, dass es sich nicht um den 
letzten Wohnsitz des beklagten Ehemanns handle, sondern um den 
letzten bekannten Wohnsitz. E. R.Gr. VI. Sen. 1511 91. Entsch. d. 
R.G. 27, no. 104. S. 400. 

38. Erk. d. R.Ger. 2511 91: Wenn das Verhalten eines Ehe- 
gatten einen Ehescheidungsgrund ausmacht sowohl nach dem Rechte 
des Landes, wo dasselbe stattgefunden hat, wie nach Preuss. A.L.R., 
so kann dasselbe, obwohl es im Geltungsgebiete jenes Rechtes stattge- 
funden hat, doch bei dem Preuss. Gerichte geltend gemacht werden, 
Dabei ist es irrelevant, dass das Verhalten des betr. Ehegatten von 
den beiden Rechten als ein verschiedenartiger Ehescheidungsgrund an- 
gesehen werde. Sächs. Arch. 2, 97. 
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39. Eine einstweilige Verfügung auf Trennung der Ehegatten in 
Verbindung mit Zuweisung von Alimenten kann trotz $ 575 C.P.O. 
gemäss $ 584 erlassen werden. Die materiellen Voraussetzungen einer 
solchen Verfügung richten sich gemäss S 16 no. 4 d. Einf.G. z. C.P.O. 
nach dem bürgerlichen Recht, nicht nach $ 814—819 C.P.O., welche 
vielmehr nur für das Verfahren massgebend sind. E. O.L.G. Cassel 
9112 90. Seuffert Arch. 47, 54. 

40. Beschl. d. R.Ger. v. 10112 1890. Die Auseedre des Ver- 
fahrens zum Zwecke Güteversuches in Gemässheit von C.P.O. $& 580 
kann nur vom Gericht von Amtswegen angeordnet werden, während 
eine Partei kein Recht hat, auf Aussetzung der Verhandlung zu dringen. 
Arch. f. prakt. R.Wissensch. N. F. 16, 201. 

41. E. d. R.G. IV. Civ.Sen. 25/5 91. Thatsachen, auf welche 
eine frühere Ehescheidungsklage gestützt war, können noch zur Be- 
gründung einer späteren Klage mit verwendet werden. C.P.O. $ 576. 
(Kläger hatte vergeblich auf Ehescheidung geklagt wegen grober Ver- 
unglimpfung und Misshandlung durch Beklagte und hatte zur Unter- 
stützung frühere Hergänge herangezogen. Er klagt aufs Neue wegen 
unüberwindlicher Abneigung und motivirt dies durch diese früheren Her- 
gänge.) Rassow u. Küntzel 35, 1206. 

42. Erk. d. R. Ger. VI. Civ.Sen. 2411 91. Der Ehescheidungs- 
klage wegen Ehebruches kann Einrede der Compensation entgegenge- 
setzt werden. Nicht dagegen, wenn der compensationsweise geltend 
gemachte Einwand seine rechtliche Wirkung geübt hat in einem neuen 
Verfahren und gegenüber einer neuen Ehescheidungsklage. Innerhalb 
desselben Verfahrens ist dagegen die Zahl der geltend gemachten 
Ehebrüche rechtlich gleichgültig. Seuffert Arch. 47. no. 114. 

43. 0.L.G. Nürnberg 16/4 91. Die Frau klagt auf Scheidung 
wegen Ehebruch des Mannes, dieser in Widerklage wegen Ehebruch 
der Frau. Der Einwand der Kompensation ist nicht erhoben und darum 
auch nicht von Amtswegen zu berücksichtigen. Ebend. 47, no. 275. 
S. 423. 

44. R.Ger. IV. Sen. 3/7 90. Nach Preuss. A.L.R. steht dem in 
der Ehe geborenen Kinde die s. g. negative Filiationsklage nicht zu. 
Seuftert Bl. f. R.Anwendung X. Erg.Bd. 141; anders nach gemeinem 
Recht. Eintscheid. d. R.Ger. 18, S. 184. 

45. Bayern. Oberst. L.G.R. Entsch. v. 3/16 91. Bei ge- 
schiedener Ehe soll der Richter, wenn es sich um Erziehung eines Mäd- 
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chens nach vollendeten: vierten Lebensjahre handelt, die Umstände des 
einzelnen Falles erwägen, ob es nicht für das Kind besser sei, bei der 
Mutter zu bleiben. (Preuss,. A.LR. II, 2, 96.) Seuffert Bl. f. R.An- 
wendung 57, 28. 

46. Bayer. Oberst. L.G. Entsch. 62 9. Zuweisung der 
Kinder bei Ehescheidung (Regel: dem unschuldigen Ehegatten). Seuffert 
Blätter 1892 S. 271. 

47. Bayer. Verwaltungsgerichtshof (I. Sen.) Entsch. 
281 91. Vereinbarungen über relig. Kindererziehung können im Ge- 
biete des Bayer. L.R. durch pfarramtliche Beurkundung nicht wirksam 
abgeschlossen werden. Sammlung 12, 453. 

48. Entsch. d.Oesterr. Verwaltungsbehörden über d. Religion d. 
Kinder. A. f. k. K.R. 68, 253. 

49. Schweiz. B.Ger. 15/2 91. Beruht die kantonale Ent- 
scheidung betr. Kindererziebung nicht auf Würdigung der bundesrechtl. 
Frage des Verschuldens, sondern gemäss kantonalem Recht auf der 
Rücksicht auf das Wohl des Kindes, so entzieht sich — im Falle Be- 
stätigung des Scheidungsurtheiles — die Ueberprüfung ihrer Richtig- 
keit der Kognition des Bundesgerichtes. Ztschr. f. Schw. Recht. Revue 
d. Ger. Praxis 9, 115. 

50. Entsch. d. R.Ger.LStrafsen. v. 10112 91. Ueberschrei- 
tung des Züchtigungsrechtes durch Volksschullehrer in Württemberg. 
St.G.B. $ 340. Württemb. Kultusminister.-Verf. v. 22:5 1880. (Entsch. 
in Strafsachen Bd. 22. S. 264 no. 85.) 

51. Schles. Elementar-Schulrecht. Umfang der Schul- 
baulast der Gutsherren in kathol. Schulverbänden. Erk. des 0.V.G.R. 
2111. 91. I. Sen. Entsch. 20. S. 189. 

52. Bildung kath. Schulverbände aus räumlichen Theilen mehrerer 
Guts- u. Gemeindebezirke. Erk. d. 0.V.G.R. 10'9 90. I. Sen. Ebd. 199. 

53. SchlesischesSchulrecht. Die Verpflichtung der Guts- 
herren in kath. Schulverbänden zu den Ausgaben für das Miethen der 
Schulhäuser und für die Heizung der Schulklassen beizutragen. Erk. 
d. O0.V.Ger. 711 91. I. Sen. Entsch. 20. S. 175. 

54. Preuss. Kammerger. 6/2 90: Strafbare Schulversäumniss 
liegt nicht vor, wenn ein aus der Landeskirche ausgetretener Vater 
seine Kinder von dem Religionsunterricht der Volksschule fern hält. 
Jahrb. d. Entsch. 10, 256. 
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Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die kath. und evangelische Kirche gemeinsam. 


1. Baden. G. 135 92 üb. d. Elementarunterricht. G. u. V.Bl. 
1892, S. 99. 

8. Gr. Hessen. Reser. v. 82 1892. Verbot an Schüler höherer 
Lehranstalten, an Vereinen, auch religiösen und den Marianischen Kon- 
gregationen theilzunehmen. Dagegen protestirte der Bisch. v. Mainz 
172 1892 und erfolgte eine Zurückweisung des Protestes unter d. 22i2. 
Arch. f. k. K.R. 67, 478. 

9. Braunschweig. G. 64 92 betr. d. Aenderung d. Ges. üb. 
d. Gemeindeschulen v. 812 1851. Amtsbl. S. 32. 

Einziger Paragraph. Der $ 9 des Gesetzes über die Gemeinde- 
schulen vom 8. December 1851 No. 53 wird aufgehoben und durch nach- 
folgende Bestimmungen ersetzt: 

($ 9.) In den Landgemeinden besteht der Schulvorstand, wenn 
mehr als zwei Gemeinden eine gemeinschaftliche Schule haben, aus 
dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes der eigentlichen Schulortsge- 
meinde, den Gemeindevorstehern des Schulverbandes und dem Schul- 
lehrer. Wenn zwei Gemeinden eine gemeinschaftliche Schule haben, so 
wird der Schulvorstand durch den Vorsitzenden des Kirchenvorstandes 
der Schulortsgemeinde , die beiden Gemeindevorsteher, den Schullehrer 
und ein in gemeinschaftlicher Sitzung beider Gemeinderäthe auf drei 
Jahre zu wählendes Gemeinderatlsmitglied gebildet. Wenn die Schule 
nur für Eine Gemeinde besteht, ist der Schulvorstand zusammengesetzt 
aus dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes und des Gemeinderaths 
nach deren Wahl und dem Schullehrer. Wird die Schulstelle von einem 
Privatpatrone besetzt, so ist auch dieser Mitglied des Schulvorstandes, 
kann jedoch für sich einen geeigneten Stellvertreter bestellen. 

Sind an einer Schule mehrere Lehrer angestellt, so ist der den 
Dienstjahren nach älteste Mitglied des Schulvorstandes. 

Bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres nimmt der Lehrer an den 
Sitzungen des Schulvorstandes nur mit berathender Stimme Theil. Ist 
der älteste von mehreren an derselben Schule angestellten Lehrern an 
einer Angelegenheit persönlich betheiligt ($ 15 Absatz 4 des Gesetzes 
über die Gemeindeschulen von 1851) oder sonst verhindert, so tritt für 
ihn ein anderer nicht persönlich betheiligter Lehrer ein und zwar in 
der Regel der nächstälteste nach Anordnung des Vorsitzenden. 
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Ist der Gemeindevorsteher nicht evangelisch-lutherischen Bekennt- 
nisses, so tritt für ihn der Gemeindevorstehergehülfe, und falls auch 
dieser dem erwähnten Bekenntnisse nicht angehört, ein anderes dem- 
selben angehöriges Mitglied des Gemeinderatlies ein, welches vom Ge- 
meinderatlie zu wählen ist. 

10. Tiroler Landesges. v. 30/4 92 betr. d. Schulaufsicht. (G. 
u. V.Bl. 1892 no. 7). Auch Arch. f. k. K.R. 68, 125. 

11. Das Ital. Ges. über die öffentl. Wohlthätigkeitsanstalten vom 
17. Juli 1890 (sulle istituzioni di publica beneficenza) im Auszuge mit 
deutscher Uebersetzung und Erläuterung von Geigel. Arch. f. kathol. 
K.R. 64, 377. 

12. Preussen. G. 95 92 betr. die äussere Heilighaltung der 
Sonn- u. Festtage in d. Prov. Schleswig-Holstein, Hannover u. Hessen- 
Nassau, sowie in d. Hohenzollernschen Landen. Ges.S. 1892. S. 107. 


Gesetze für die evangelische Kirche. 


14. Preussen. Das K.G. v. 26./1. 1880 betr. das Ruhegehalt 
der emeritirten Geistlichen (K.G. u. V.Bl. 'S. 37) hat durch das 
K.G. v. 16./3. 1892 Art. I eine wesentliche Veränderung erfahren. 

Danach lautet es jetzt '): 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen unter Zustimmung der Generalsynode und nachdem durch 
die Erklärung Unseres Staatsministeriums festgestellt worden, dass 
gegen dieses Gesetz von Staatswegen nichts zu erinnern ist, sowie nach 
erfolgter Zustimmung Unseres Staatsministeriums zur Erhebung der in 
den $$ 12 bis 14 dieses Gesetzes festgesetzten Beiträge und zu der in 
$ 16 Absatz 1 desselben beschlossenen Umlage, für die evangelische 
Landeskirche der älteren Provinzen, was folgt: 

$ 1. Jeder in dem Pfarramt. einer Kirchengemeinde oder als Lehrer 
einer theologischen Lehranstalt der Landeskirche unter Bestätigung des 
Kirchenregiments auf Lebenszeit angestellte Geistliche erhält, wenn er 
in Folge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte zu der Erfüllung seiner Amtspflichten 
dauernd unfähig und deshalb von der zuständigen Kirchenbehörde in 
den Ruhestand versetzt ist, ein lebenslängliches Ruhegehalt (Pension) 
aus dem Pensionsfonds der evangelischen Landeskirche ($$ 10 ff., 18). 


‘) Die Abänderungen des K.G. v. 10./3. 92 sind durch gesperrten Satz 
ausgezeichnet, 
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8 2. Durch Beschluss des evangelischen Ober- 
kirchenraths kann auch ausser dem Falle desS 11 
Absatz2 des Kirchengestzes, betreffend die Dienst- 
vergehen derKirchenbeamten, vom16. Juli 1886 (Kirch- 
liches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 8l) solchen 
Geistlichen derim$ 1 des gegenwärtigen Gesetzes 
bezeichneten Art, welchesichihrer aus disziplina- 
rischenGründen erforderlichenAmtsenthebung zur 
Vermeidung eines förmlichenDisziplinarverfahrens 
freiwillig unterwerfen, auch wenn sienoch dienst- 
fähig sind, ein mässiges Ruhegehalt auf Zeit oder 
Lebensdauer bewilligt werden, falls Umstände vor- 
liegen, welche die Abstandnahme von einem förm- 
lichen Disziplinarverfahren im kirchlichen Inte- 
resseangezeigterscheinen lassen. 

$ 3. Die Bestimmungen der $$ 1 und 2 finden auf Militärpfarrer, 
so wie auf Geistliche bei Straf-, Kranken- und sonstigen Öffentlichen 
Anstalten keine Anwendung. 

In Fällen, wo das kirchliche Interesse es wünschenswerth erscheinen 
lässt, ist jedoch der Evangelische Ober-Kirchenrath ermächtigt, in Folge 
besonderen Antrages der Betheiligten die Bestimmungen des $ 1 auch 
zur Anwendung zu bringen auf ordinirte Geistliche der innerhalb der 
evangelischen Landeskirche im Dienste der inneren oder äusseren Mis- 
sion stehenden und mit Korporationsrechten versehenen Anstalten und 
Vereine. Die betreffenden Geistlichen, Anstalten und Vereine haben 
bei Eingehung des Verhältnisses die aus den $S 12 ff. dieses Gesetzes 
sich ergebenden Verpflichtungen gegen den Pensionsfonds zu übernehmen, 
auch die Emeritirung von der Zustimmung der Kirchenbehörde abhängig 
zu machen. Die Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen bildet 
die rechtliche Voraussetzung der Gewährung des Ruhegehalts. 

84. Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Versetzung 
in den Ruhestand vor vollendetem sechszehnten 
Dienstjahre eintritt, dreissig Achzigstel und steigt von 
da ab mit jedem weiter zurückgelegten Dienstjahre um 
ein Achtzigstel bis zum Höchstbetrage von $& desnach 
$ 15 anrechnungsfähigen Diensteinkommens. 

Das Ruhegehalt soll in diesen Fällen nicht unter 1800 
und nicht über 5000 Mark betragen. 
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In den Fällen des $ 2 und des daselbst angezogenen 
& 11 Absatz 2 des Kirchengesetzes vom 16. Juli 1886, be- 
treffend die Dienstvergehen der Kirchenbeamten (Kirch- 
liches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 81), darf die Be- 
willigung die Hälfte der Theilsätze des Absatzes 1 und 
den Betrag von 2000 Mark nicht übersteigen. 

Ueberschiessende Theile einer Mark werden zu einer 
vollen Mark abgerundet. 

S 5. Die Berechnung der Dienstzeit eines Geistlichen 
erfolgt nach den Bestimmungen des Kirchengesetzes, be- 
treffend das Dienstalterder Geistlichen vom 17. April 1886. 

86. Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes 
Vierteljahr am Beginne dieses Zeitraumes bei der Kasse 
des Provinzialkonsistoriums, oder auf Verlangen des 
Berechtigten auf dessen Gefahr und Kosten durch die 
Post, gegen Vorlegung gehörig bescheinigter Quittung. 

S 7. Die Beschränkung der Befugniss zur Abtretung und Ver- 
pfändung des Rechtes auf den Bezug des Ruhegehaltes bleibt staats- 
gesetzlicher Regelung vorbehalten. 

88. Hinterlässt ein Geistlicher, welcher Ruhegehalt 
bezieht, eine Wittwe oder eheliche Nachkommen, so wird 
dasselbe, falls der Geistliche im zweiten Monat des Ka- 
lendervierteljahres verstorben ist, noch für einen auf das 
Vierteljahr folgenden Kalendermonat, falls der 
Geistliche im dritten Monat des Kalenderviertel- 
Jahrs verstorben ist, noch fürzweiaufdas Viertel- 
jahr folgende Monate gezahlt. 

An welchen der Betheiligten die vor dem Tode des berechtigten 
Geistlichen nicht erhobenen und die nach Absatz 1 noch zu leistenden 
Beträge zu zahlen sind, bestimmt das Provinzial-Konsistorium. 

8 9. Bezieht ein Emeritus in Folge anderweiter Anstellung in 
einem Öffentlichen Amte ein Diensteinkommen, so rulıt das Recht auf 
Ruhegehalt, soweit der Betrag des neuen Einkommens mit dem Ruhe- 
gehalt zusammen das zuletzt bezogene Pfarreinkommen ($ 15) übersteigt. 

Der Anspruch auf Ruhegehalt hört auf, wenn dem Emeritus straf- 
rechtlich die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden, oder wenn 
derselbe durch eine im Disziplinarverfahren ergangene rechtskräftige 
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Entscheidung der Kirchenbehörde oder durch Entsagung die Rechte des 
geistlichen Standes in der evangelischen Kirche verliert. 

S 10. Die Einnahmen des Pensionsfonds der evangelischen Landes- 
kirche bestehen, abgesehen von den ihm etwa zufliessenden Geschenken 
und Vermächtnissen, aus: 

1. den Zuschüssen, welche ihm aus Staatsfonds gewährt werden, 

2. den Zinsen und sonstigen Einkünften der bisherigen Provinzial- 
Emeriten-Zuschussfonds ($ Il) und den Zinsen der sonst bei ihm 
anzusammelnden Kapitalien, 

. den dauernden Pfarrbeiträgen ($s 12, 13), 
4. den zeitweiligen Pfründenabgaben ($ 14), 
5. den durch Umlage aufzubringenden Leistungen der Kirchenge- 
meinden (S$ 16). 

8 11. Die für die einzelnen Provinzen bestehenden Emeritenzu- 
schussfonds (Emeritenunterstützungs-, Emeriten-, Pensionshülfs-Pensions- 
fonds, einschliesslich derjenigen für die preussische Oberlausitz in der 
Provinz Schlesien, und für einen Theil der Grafschaften Stolberg in 
der Provinz Sachsen) werden mit dem Tage der Ausführung dieses 
Gesetzes aufgelöst. 

lhr gesammtes Vermögen geht mit allen bereits entstandenen Rechten 
und Verbindlichkeiten in diesem Zeitpunkt auf den Pensionsfonds der 
Landeskirche über. 

Das Kapitalvermögen der Provinzial-Ewmeritenfonds bildet den Re- 
servefonds des allgemeinen Pensionsfonds. 

8 12. Von jedem gemäss $ 1 Rechte auf Ruhegehalt gewährenden 
geistlichen Amte ist nachı Höhe des Diensteinkommens ($ 15) ein jähr- 
licher Beitrag zu dem Peusionsfonds zu leisten. Derselbe wird, wenn 
das Einkommen unter 4000 M. beträgt, auf 19, wenn es höher ist, aber 
unter 6000 M. bleibt, auf 14%, und bei noch höherem Einkommen auf 
2% des durch 100 M. theilbaren Gesammtbetrages berechnet. 

Dieser für jedes Kalendervierteljahr am ersten Tage desselben fällige 
Pfarrbeitrag ist, vorbehaltlich der Auseinandersetzung mit anderen Be- 
theiligten, jedesmal von Demjenigen, welcher in jenem Zeitpunkte das 
Diensteinkommen bezieht, portofrei einzuzahlen. Inwieweit die Einziehung 
der Pfarrbeiträge nöthigenfalls im Verwaltungs-Vollstreckungsverfahren 
erfolgen kann, bleibt staatsgesetzlicher Regelung vorbehalten. 

In Vakanzfällen hat der Gemeindekirchenrath für die Zahlung Sorge 


x 


zu tragen. 


440 Aktenstücke. 


$ 13. Tritt ein Geistlicher in ein nach $1 Rechte auf Ruhegehalt 
gewährendes Amt, nachdem er vorher in einem anderen gemäss $ 5 
auf das Dienstalter mit in Anrechnung kommenden Dienstverhältnisse 
gestanden, so hat er von diesem Zeitpunkte ab, soweit er nicht aus- 
drücklich auf diese Anrechnung verzichtet, den Pfarrbeitrag ($ 12) für 
einen der Dauer dieses früheren Verhältnisses entsprechendeu Zeitraum 
nachzuzahlen. Bei der Berechnung des nachzuzahlenden Betrages ist 
das in dem früheren Verhältnisse ($5) zuletzt bezogene Diensteinkom- 
men, sofern dasselbe durch den Etat des Staates oder einer inländischen 
Korporation bestimmt ist, andernfalls das Diensteinkommen des neu an- 
getretenen kirchlichen Amtes ($ 1) zu Grunde zu legen. 

Die Nachzahlung geschieht, wenn nicht die Kirchenbehörde aus- 
nahmsweise weiteren Ausstand gewährt, in der Art, dass neben dem 
laufenden Beitrage und in gleicher Weise wie dieser mindestens der 
doppelte Betrag desselben entrichtet wird. Die zur Zeit der Emeri- 
tirung etwa noch nicht gezahlten Beträge werden nach Ermessen der 
Kirchenbehörde ($ 18) baar oder durch Verrechnung eingezogen. Im 
Falle des Todes erstreckt sich der Anspruch des Pensionsfonds nur auf 
die bis dahin fällig gewordenen Beträge. 

S 14. Vom Tage der Emeritirung eines Geistlichen ab hat dessen 
letzte Stelle acht Jahre lang ein Viertel ihres gesammten Pfründen- 
oder etatsmässigen Einkommens in einem nach Mark abgerundeten Be- 
trage an den Pensionsfonds abzugeben. Die Kirchenbehörde ($ 18) be- 
stimmt Zeit und Art der jährlichen Erfüllung dieser Verpflichtung. 

Muss während der Dauer dieser Verpflichtung auf derselben Stelle 
eine weitere Emeritirung erfolgen, so tritt weder eine Erhöhung noclı 
eine Verlängerung der ersten Pfründenabgabe ein. 

In den Fällen der 8$ 2 und 9 kann die Höhe oder die Dauer der 
Pfründenabgabe von dem Evangelischen Ober-Kirchenrath angemessen 
verringert werden. 

815. Der Betrag des Diensteinkommens wird von 
der Kirchenbehörde unter Beachtung folgender Grund- 
sätze festgesetzt ($ 18): 

1. Für die Zwecke der 834, 12 und 13 treten dem Pfrün- 
deneinkommen hinzu die staatlichen Dienstalters- 
zulagen, sowie die sonstigen auf Amtsdauer bewil- 
ligten persönlichen Zulagen, welche von der kirch- 
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lichen Behörde nach den Bedürfnissen der Stelle als 
Diensteinkünfte anerkannt worden sind. 

2. Der Berechnung des Ruhegehalts ist das Dienstein- 
kommen zu Grunde zu legen, welches der Geistliche 
ein volles Jahr vor der Emeritirung bezogen 
und durch Pfarrbeiträge versteuerthat. Tritt 
der Geistliche in den Ruhestand, bevor er ein 
Jahr lang auf der Stelle gestanden oder der 
neuen Ruhegehaltsordnung angehört hat, soist 
das Diensteinkommen nach den sonstigen Grund- 
sätzen dieses Paragraphen besonders festzu- 
setzen. 

3. Inländische kirchliche Aemter, welche mit einem inländischen 
geistlichen Hauptamte dauernd vereinigt sind, werden als zu letz- 
terem gehörig behandelt, wenn sie keinen besonderen Pensions- 
anspruch gewähren; ausländische nur, wenn die Leistung der 
Pfründenabgabe ($ 14) sichergestellt ist. 

4. Mit einer geistlichen Stelle verbundene Schulämter sind dieser 
nicht zuzurechnen. 

5. Die Naturaldienstwohnung wird mit 10 Prozent des sonstigen 
Diensteinkommens berechnet. 

8 16. Die aus anderen Quellen nicht zu deckenden Beträge sind 
durch Umlage von den Kirchengemeinden der Landeskirche aufzubringen. 
Dieselbe wird zunächst auf ein und ein halbes Prozent der von den 
Mitgliedern der evangelischen Landeskirche aufzubringenden Staats- 
Klassen- und Einkommensteuer festgesetzt. Abänderungen dieses Satzes 
können nur durch ein Kirchengesetz erfolgen. 

Der Evangelische Ober - Kirchenrath fasst unter Mitwirkung des 
Generalsynodalvorstandes ($ 18) darüber Beschluss, ob der Stand des 
Pensionsfonds für die einzelnen Jahre gestattet, einen geringeren als 
den durch das Gesetz bewilligten Betrag der Umlage auszuschreiben. 

8 17. Rechtliche Ansprüche von Geistlichen auf Gewährung eines 
Ruhegehalts oder sonstiger Benefizien für den Emeritenstand aus be- 
sonderen Einrichtungen, welche nicht unter den $ 11 fallen, bleiben 
unverändert. 

8 18. Der Pensionsfonds der evangelischen Landeskirche wird von 
dem Evangelischen Ober-Kirchenrathe verwaltet. Die Mitwirkung des 
Generalsynodalvorstandes ist erforderlich bei Aufstellung des Etats und 
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wird im Uebrigen durch die zur Ausführung dieses Gesetzes zu erlas- 

sende Instruktion ($ 21) geregelt. 

Die Provinzial - Konsistorien führen nach näherer Anweisung des 
Evangelischen Ober - Kirchenraths ($ 21) die Geschäfte des Pensions- 

fonds für ihren Amtsbereich unter geordneter Beihülfe der sonstigen 

kirchlichen Organe. 

Gegen die Verfügungen der Konsistorien steht den Betheiligten die 
Berufung an den Evangelischen Ober-Kirchenrath offen. Inwieweit der 
Rechtsweg gegen Entscheidungen der obersten Kirchenbehörde über 
Leistungen der Geistlichen und der kirchlichen Stellen an den Fonds 
(88 12 bis 15) auszuschliessen und bezüglich der Ansprüche auf Ruhe- 
gehalte nach Anleitung der betreffenden Bestimmungen des Staatsdiener- 
Pensionsgesetzes zu beschränken ist, bleibt staatsgesetzlicher Regelung 
vorbehalten. 

8 19. Den gegenwärtig vorhandenen emeritirten Geistlichen ver- 
bleiben ihre bisherigen Bezüge und Verpflichtungen. 

Auch die Rechte und Pflichten der bei Verkündung dieses Gesetzes 
im Amte stehenden Geistlichen bleiben unverändert für den Fall, dass 
ihre Emeritirung in der gegenwärtigen Stelle erfolgt. Die Bestim- 
mungen dieses Gesetzes kommen jedoch zur Anwendung, soweit die 
betreffenden Geistlichen innerhalb Jahresfrist nach dessen Verkündung 
einen hierauf gerichteten Antrag bei dem Provinzial-Konsistorium stellen 
und sich dabei verpflichten, den Pfarrbeitrag ($ 12) nach Massgabe 
der früher von ihnen bezogenen Einkünfte vom vollendeten zehnten 
Dienstjahre ab unter Abzug der seitdem zum provinziellen Emeriten- 
zuschussfonds geleisteten Beiträge ohne Zinsen nachzuzahlen. Von 
dem Zeitpunkt der Versetzung eines bereits im Amte stehenden Geist- 
lichen in ein anderes geistliches Amt liegt demselben die letztgedachte 
Verpflichtung gesetzlich ob. 

Die Nachzahlungen regeln sich nach den Bestimmungen des $ 13 
Absatz 2. Jedoch soll in diesem Falle neben dem laufenden Beitrage 
nur noch ein gleich hoher Betrag jährlich entrichtet werden. 

HateinGeistlicher, welcher für seinePerson der 
neuen Pensionsordnung angehört, die Verbindlich- 
keit, einen Theil des Pfarreinkommens an einen 
Emeritus abzugeben, so kann die Kirchenbehörde 
aufseinenAntrag diese Leistung bis zum Ableben 
des Emeritus auf den Pensionsfonds übernehmen, 
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wenn der Geistliche und die Vertreter der Stelle 
Namens der letzteren sich verpflichten, den vollen Be- 
trag jenes Emeritenantheils acht Jahre lang vom Zeit- 
punkt jener Uebernahme ab zum Pensionsfonds abzu- 
führen. 

Im Uebrigen bewendet es bei den Bestimmungen des 
8 2 des Kirchengesetzes vom 3. März 1886, betreffend den 
nachträglichen Anschluss an die Pensionsordnung des 
Kirchengesetzes vom 26. Januar 1880 (Kirchliches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 23). 

$ 20. Die Provinzen Westfalen und Rheinprovinz bleiben von den 
Vorschriften dieses Gesetzes zunächst ausgenommen. Die Einführung 
des Gesetzes erfolgt in diesen Provinzen, sobald dessen Annahme von 
beiden Provinzialsynoden oder von einer derselben beschlossen wird, 
durch kirchliche, vom Landesherrn zu erlassende Verordnung, welche 
in der dem $ 6 der Generalsynodalordnung entsprechenden Form zu 
verkünden ist. 

$ 21. Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderliche Instruktion 
wird vom Evangelischen Ober - Kirchenrath unter Mitwirkung ges Ge- 
neralsynodalvorstandes erlassen. 

$ 22. Alle den Vorschriften dieses Gesetzes entgegenstehenden Be- 
stimmungen, insbesondere diejenigen, welche Ansprüche auf einen Eme- 
ritenantheil aus dem Pfarreinkommen gewähren, werden aufgehoben. 

Soweit es zur Durchführung vorstehender Anordnungen einer Mit- 
wirkung der Landesgesetzgebung bedarf, wird dieselbe vorbehalten. 

Dazu war ergangen: | 

Staatsgesetz, betreffend dasRuhegehaltder eme- 
ritirten Geistlichen vom 15. März 1880. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtages der Mo- 
narchie, für den Geltungsbereich des Kirchenverfassungsgesetzes vom 
3. Juni 1876 (Gesetz-Samml. S. 125), was folgt: 

Art. 1. Der in dem anliegenden Kirchengesetze vom 26. Januar 
1880 gewährte Anspruch auf ein Ruhegehalt kann mit rechtlicher Wir- 
kung nur insoweit abgetreten, verpfändet oder sonst übertragen werden, 
als derselbe der Pfändung unterliegt. 

Art. 2. Eine nach $ 8 Absatz 2 des Kirchengesetzes von dem 


Provinzial-Konsistorium getroffene Bestimmung an wen die vor dem 
29 * 
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Tode des Geistlichen nicht erhobenen Ruhegehaltsbeträge zu zahlen 
sind, steht dem Anspruche des nach dem bürgerlichen Rechte zur He- 
bung dieser Beträge Berechtigten nicht entgegen. 

Art. 3. Die Auflösung der im $ 11 des Kirchengesetzes bezeich- 
neten Emeriten-Zuschussfonds erfolgt durch Königliche Verordnung. Sie 
gehen von dem Zeitpunkte der Auflösung ab mit allen Rechten und 
Verbindlichkeiten auf den zu bildenden Pensionsfonds der evangelischen 
Landeskirche über. 

Die Auflösung und der Uebergang erfolgen unbeschadet der Rechte 
Dritter. 

Die Verwaltung und Vertretung des Pensionsfonds der evangeli- 
schen Landeskirche regelt sich nach Artikel 19 des Gesetzes vom 3. 
Juni 1876 (Gesetz-Samnl. S. 125). 

Art. 4 Gegen die Entscheidung des Evangelischen Ober-Kirchen- 
 raths über die Höhe der nach den $$ 12 bis 15 des Kirchengesetzes 
an den Pensionsfonds der evangelischen Landeskirche zu leistenden Bei- 
träge findet der Rechtsweg nicht statt. 

Wegen der Ansprüche auf Ruhegehalt findet der Rechtsweg gegen 
die Entscheidung des Evangelischen Ober-Kirchenraths nur nach Mass- 
gabe des Gesetzes vom 24. Mai 1861 (Gesetz-Samml. S. 241) statt. 

Art. 5. Die Beiträge der Geistlichen und der kirchlichen Stellen 
an den Pensionsfonds der evangelischen Landeskirche können im Wege 
der administrativen Zwangsvollstreckung beigetrieben werden. 

Art. 6. Alle diesem Gesetze und den Vorschriften des Kirchen- 
gesetzes über die Gewährung von Ruhegehalt entgegenstehenden Be- 
stimmungen, mögen dieselben in den allgemeinen Landesgesetzen, in 
Provinzial- oder Lokalgesetzen oder Lokalordnungen enthalten, oder 
durch Observanz oder Gewohnheit begründet sein, treten ausser Kraft. 

Insbesondere treten die Bestimmungen ausser Kraft, nach welchen 
Geistlichen der Anspruch auf einen Emeritenantheil aus dem Pfarrein- 
kommen zusteht, vorbehaltlich jedoch der Rechte der bereits emeri- 
tirten Geistlichen, sowie der im Amte stehenden Geistlichen, soweit der 
Anspruch der letzteren auf der Anstellung in ihrem gegenwärtigen 
Amte beruht. 

Der nach Massgabe des $ 19 Absatz 2 des Kirchengesetzes ge- 
stellte Antrag gilt als Verzicht auf diese Rechte, sowie auf den et- 
waigen Anspruch an einen der im $ 11 des Kirchengesetzes bezeich- 
neten Zuschussfonds. 
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Art. 7. Die Geltung dieses Gesetzes für die Provinz Westfalen 
und die Rheinprovinz hat die Verkündung der im $ 20 des Kirchen- 
gesetzes vorbehaltenen kirchlichen Verordnung zur Voraussetzung. 

Für diese Provinzen wird der Tag, an welchem dieses Gesetz in 
Kraft tritt, durch Königliche Verordnung bestimmt. 

Für die übrigen Provinzen tritt dieses Gesetz am 1. April 1881 in Kraft. 

Die weiteren Artikel des Kg. v. 16.3. 92. lauten: 

Art. II. Für den Fall der Einführung des Kirchengesetzes vom 
26. Januar 1880 in den Provinzen Westfalen und Rheinprovinz !) treten 
folgende Uebergangsbestimmungen in Kraft: 

Den zur Zeit dieser Einführung vorhandenen emeritirten Geistlichen 
verbleiben ihre bisherigen Bezüge und Verpflichtungen. 

Auch die Rechte und Pflichten der zur Zeit der Einführung im 
Amte stehenden Geistlichen bleiben unverändert für den Fall, dass ihre 
Emeritirung in der gegenwärtigen Stelle erfolgt. Die Bestimmungen 
des Kirchengesetzes vom 26. Januar 1880 kommen jedoch zur Anwen- 
dung, wenn die betreffenden Geistlichen innerhalb einer Frist von zwei 
Jahren nach Einführung dieses Gesetzes einen hierauf gerichteten An- 
trag stellen und sich dabei verpflichten, den Pfarrbeitrag nach Mass- 
gabe der früher von ihnen bezogenen Einkünfte vom vollendeten zehnten 
Dienstjahre ab unter Abzug der seitdem zum provinziellen Emeriten- 
fonds geleisteten Beiträge ohne Zinsen nachzuzahlen. 

Die Nachzahlungen regeln sich nach den Bestimmungen des $ 13 
Absatz 2. Jedoch soll in diesem Falle neben dem laufenden Beitrage 
nur noch ein gleich hoher Betrag jährlich entrichtet werden. 

Die Geistlichen, welche einen solchen Antrag stellen, haben dabei 
zugleich zu erklären , dass sie auf die aus dem älteren Recht hervor- 
gehenden Ansprüche hinsichtlich eines Ruhegehalts aus dem Stellen- 
einkommen und eines Emeritenzuschusses Verzicht leisten. 

Art. III. Falls die Lage des Pensionsfonds es gestattet, wird 
durch kirchliche, vom Landesherrn zu erlassende Verordnung, welche 
in der dem 8 6 der Generalsynodalordnung entsprechenden Form zu 


1) Durch V. v. 30./3. 92 ist das Ges. v. 15./3. 1880 in Westfalen und 
der Rheinprovinz am 1. April 1892 in Kraft getreten und ist der auf Grund 
des Reglements v. 5./8. Juli 1865 zur Unterstützung der emeritirten ev. Geist- 
lichen der Prov. Westfalen und der auf Grund des Reglements v. 1.16. März 
1865 zu dem gleichen Zwecke für die Rheinprovinz gebildete Fonds mit 
dem 1. April 1892 aufgelöst worden. 
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verkünden ist, den der neuen Pensionsordnung nicht beigetretenen Geist- 
lichen der sieben östlichen Provinzen eine neue Anschlussfrist von einem 
Jahre gewährt. | 

Art. IV. Die vorstehenden Bestimmungen finden, mit Ausnahme 
des 84 Absatz 3, Anwendung auf alle zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes vorhandenen Emeriten, deren Ruhegehalt nach der neuen Pen- 
sionsordnung festgesetzt ist. 

15. In derselben Weise ist das K.G. v.15.7.1889 betr. die Für- 
sorge für die Wittwen und Waisen der Geistlichen (K.G. 
u. V.Bl.S. 37) abgeändert worden durch das Kirchengesetz v. 30.3. 
1892!) und lautet jetzt so: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen u. s. w., 
verordnen unter Zustimmung der Generalsynode und nachdem durch 
die Erklärung Unseres Staatsministeriums festgestellt worden, dass 
gegen dieses Gesetz von Staatswegen nichts zu erinnern ist, sowie 
nach erfolgter Zustimmung Unseres Staatsministeriums zur Erhebung 
der in den 8814 bis 18 bezw. 20 dieses Gesetzes festgesetzten Angaben 
und Beiträge und zu der in $ 19 daselbst beschlossenen Umlage, für 
die evangelische Landeskirche der älteren Provinzen, was folgt: 

$ 1. Die Wittwen und die hinterbliebenen, noch nicht 18 Jahre 
alten ehelichen Kinder derjenigen Geistlichen der evangelischen Lan- 
deskirche, welchen zur Zeit ihres Ablebens gemäss den $$ 1 und 19 
Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 26. Januar 1880 der Anspruch zusteht, 
bei Versetzung in den Ruhestand ein lebenslängliches Ruhegehalt aus 
dem Pensionsfonds der evangelischen Landeskirche zu empfangen oder 
im Falle ihrer Versetzung auf eine andere Stelle nach der neuen Pen- 
sionsordnung behandelt zu werden, sowie derjenigen , welche nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes in den Ruhestand versetzt werden und zur 
Zeit ihres Ablebens das gesetzliche Ruhegehalt beziehen, erhalten Witt- 
wen- und Waisengeld nach Massgabe der in $$ 3 ff. nachstehenden 
Bestimmungen. 

$ 2. In Fällen, wo das kirchliche Interesse es 
wünschenswertherscheinen lässt, ist der Evange- 
lische Oberkirchenrath ermächtigt, auf Grund be- 
sonderer Vereinbarungen die Gewährung eines sol- 


') Art. I hebt 6 $8$ auf, Art. II ändert 11 88 ab. Durch V. v. 30.8. 
1892 ist das Ges, v. 15.7. 1889 für die Rheinprovinz und Westfalen mit 
dem 1. April 1892 in Kraft getreten. 
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chen Wittwen- und Waisengeldes auch für die Hin- 
terbliebenen derjenigen Geistlichen zuzusichern, 
welche entweder aus Anlass ihres Dienstes in der 
innerenoderäusseren Mission nach $ 3 Absatz 2 des 
Kirchengesetzes vom 26. Januar 1880 in die neue Pen- 
sionsordnung eingetreten, oder unter Bestätigung 
Seitens des Evangelischen Oberkirchenraths bei 
einer der evangelischen Landeskirche angeschlos- 
senen deutschen evangelischen Gemeinde ausserhalb 
Deutschlands angestelltsind. Die Erfüllung der von 
den Betheiligten übernommenen Verpflichtungen 
bis zum Ableben des betreffenden Geistlichen bildet 
die rechtliche Voraussetzung für die Gewährung 
des Wittwen- und Waisengeldes. 

Die Bestimmung findet ebenfalls Anwendung auf die 
nach $1 des Kirchengesetzes vom 26. Januar 1880 ruhe- 
gehaltsberechtigten Lehrer der theologischen Lehran- 
stalten der Landeskirche. 

8 3. Das Wittwengeld beträgt bei einem Dienstalter 
des verstorbenen Geistlichen oder Emeriten 


bis zum vollendeten . . . 10. Dienstjahre 600 M. 
vom 10. bis zum vollendeten 20. 2 700 „ 
2 u = 30. Ä 800 „ 
n 30. n n 2) 35. n 900 n 
n 35. n n n 40. n 1.000 n 
n„ %. „ n n 45. n 1100 „ 
von mehr als 45 Dienstjahren 2... 1200 „ 


84. Das Waisengeld beirsgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit 
des Todes des Geistlichen zum Bezuge des 
Wittwengeldes berechtigt war, 200 Mark für 
jedes Kind, 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder 
zur Zeit des Todes des Geistlichen zum Bezuge 
von Wittwengeld nicht berechtigt war, 300 
Mark für jedes Kind. 

Waisen, deren Mutter zum Bezuge des Witt. 
wengeldes nur deshalb nicht berechtigtist, 
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weilder Geistliche auf dasselbe verzichtet 
hatte, erhalten das Waisengeld Zifferi. 
8$5. Der Gesammtbetrag des den Waisen eines 
Geistlichen oder Emeriten zu zahlenden Waisengel- 
des darfim Falle des 8 4 Ziffer 1 1000 Mark, im Falle 
des $ 4 Ziffer 2, und wenn beide Fälle zusammentreffen, 
1500 Mark nicht übersteigen. 

Bei Anwendung dieser Beschränkung wird das 
Waisengeld verhältnissmässig gekürzt. 

86. Bei dem Ausscheiden eines Waisengeldbe- 
rechtigten erhöht sich das Waisengeld der verblei- 
benden Berechtigten von dem nächstfolgenden Ka- 
lendervierteljahr an insoweit, als sie sich noch nicht 
im vollen Genuss der ihnen nach $ 4 gebührenden Be- 
träge befinden. 

87. War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als 
der Verstorbene, so wird dasnach Massgabe des 83 
berechnete Wittwengeld für jedes angefangene Jahr 
des Altersunterschiedes über 15 bis einschliesslich 
25 Jahreum % gekürzt. 

$8 Keinen Anspruch auf Wis hat die 
Wittwe, wenn die Ehe mit dem verstorbenen Geist- 
lichen innerhalb dreier Monate vor seinem Ableben 
geschlossen war und die kirchliche Aufsichtsbehörde 
durcheinen nach Anhörung des Vorstandes der Kreis- 
synode zu fassenden Beschluss die Veberzeugung 
ausspricht, dass die Eheschliessung zudem Zwecke 
erfolgt sei, um der Wittwe den Bezug des Wittwen- 
geldes zu verschaffen. 

Keinen Anspruch auf Wittwen- und Waisengeld 
haben die Wittwen und die hinterbliebenen Kinder 
eines Geistlichen aus einer Ehe, welche erst nach 
dessen Versetzung in den Ruhestand geschlossen ist. 

8 9. (aufgehoben). 

$ 10. Das Wittwen- und Waisengeld wird von dem 
Pfarr- Wittwen- und Waisenfonds der evangelischen 
Landeskirche gezahlt. 

Die Zahlung beginnt mit dem Ablauf der den Hin- 
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terbliebenen von Pfarrern und Emeriten zustehenden 
Gnadenzeit und erfolgt für jedes Kalendervierteljahr 
bei Beginn desselben bei der Kasse des Provinzial- 
konsistoriums oder nach Verlangen der Berechtigten 
aufderen Gefahr und Kosten durch die Post gegen 
Vorlegung gehörig bescheinigter Quittungen An 
wendie Zahlung gültig zu leisten ist, bestimmt der 
Evangelische Oberkirchenrath (vergl. $ 25 Absatz 3). 

Der Anspruch auf die Leistung des einzelnen Theil- 
betrages von Wittwen- und Waisengeld erlischt, 
wenn derselbe während vier Jahren von Ablaufdes 
Kalenderjahres, in welchem der Theilbetrag fällig ge- 
worden ist, nicht abgehoben ist, zu Gunsten des 
Pfarr-Wittwen- und Waisenfonds. 

8 11. Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und 
Waisengeldes erlischt 

I. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalender- 

vierteljahres, 

1. in welchem er sich verheirathet oder stirbt, 

2. in welchem ihm der Anspruch wegen unwürdigen 
Wandels nach Anhörung des durch das letzte Amt 
des verstorbenen Geistlichen bezeichneten 
Kreissynodalvorstandes und Konsistoriums 
durch Beschluss des Evangelischen Oberkir- 
chenrathsentzogen wird; bei nachhaltiger 
Besserung darf derentzogene Anspruch auf 
Antrag des Kreissynodalvorstandes nach An- 
hörung des Konsistoriums durch den Evangeli- 
schen Oberkirchenrath wieder gewährt werden, 

Il. für jede Waise ausserdem mit Ablauf des Monats, 
in welchem sie das 18. Lebensjahr vollendet. 
$ 12. Dem Pfarr-Wittwen- und Waisenfonds der evangelischen 
Landeskirche stehen zur Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen, 
abgesehen von den der evangelischen Landeskirche für ihn etwa zu- 
fliessenden Geschenken und Vermächtnissen, sowie von den nach $ 22 
ihm zu überweisenden Wittwenkassenbeiträgen aus den bei der Allge- 
meinen Wittwen-Verpflegungsanstalt schwebenden Versicherungen , fol- 
gende Einnahmen zu Gebote: 
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1) die Zuschüsse, welche ihm aus Staatsfonds gewährt werden ($ 13), 
2) die Zinsen der ihm zuzuweisenden und weiter bei ihm anzusam- 
melnden Kapitalien, 
3) Ueberschussabgaben aus den Kirchenkassen ($ 14), 
4) dauernde Pfarrbeiträge (8 15 ff. u. 20), 
5) die durch Umlage aufzubringenden Leistungen der Kirchenge- 
meinden (8 19). 
8 13. Die im: $ 22 bezeichnete Abfindung aus Staatsfonds tritt, 
sobald sie bewilligt ist, den sonstigen Einnahmen hinzu. 
$ 14. Kirchenkassen, deren etatsmässige Solleinnahme die etats- 
mässige Sollausgabe um mehr als ein Drittel der letzteren und wenig- 
stens um 300 M. jährlich übersteigt, haben sechs Monate nach dem 
Schlusse jedes Rechnungsjahres 10 Prozent der Ueberschüsse des letz- 
teren an den Pfarr-Wittwen- und Waisenfonds der evangelischen Lan- 
deskirche zur Bildung eines Betriebsfonds abzugeben ($ 15 der General- 
synodal-Ordnung;; Art. 14 Nr.3 und Art. 17 des Gesetzes vom 3. Juni 1876). 
Diese Bestimmung gilt nur für sechs auf einander folgende Jahre. 
Die kirchliche Aufsichtsbehörde erlässt die zur Sicherung. regel- 
mässiger Leistung dieser Abgabe geeigneten Anweisungen und trifft 
thunlichst auf die jedesmalige Voranschlagszeit der Kirchenkasse die 
erforderliche Festsetzung der im einzelnen Falle abzugebenden Beträge. 
$ 15. Die in $ 1 bezeichneten Geistlichen ‚und Emeriten, sowie die 
Hinterbliebenen derselben, so lange sie die Gnadenzeit geniessen, und 
die erledigten Pfarrstellen sind verpflichtet, einen jährlichen Beitrag 
von 3 Prozent des Diensteinkommens bezw. des Ruhegehalts, welches 
sie beziehen, an den Pfarr-Wittwen- und Waisenfonds zu leisten. Der- 
selbe ist von dem durch 100 M. theilbaren Gesammtbetrage jenes Ein- 
kommens zu berechnen und zu je einem Viertel in den ersten Tagen 
jedes Kalendervierteljahres portofrei einzuzahlen. | 
In den Ruhestand versetzte Geistliche, welche weder verleirathet 
sind, noch eheliche Kinder unter 18 Jahren besitzen, sind von vorste- 
hender Verpflichtung von dem Zeitpunkte ab entbunden, wo die vor- 
gedachten Voraussetzungen zusammentreffen. 
816 (aufgehoben). 
$ 17. Geistliche, welche bei Inkrafttreten dieses Gesetzes oder bei 
künftigem Eintritt in ein nach $ 1 Rechte auf Wittwen- und Waisen- 
geld gewährendes Amt bereits ein für Berechnung ihres künftigen Ruhe- 
gehaltes in Betracht kommendes Dienstalter haben, können, um die 
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Anrechnung der früheren Dienstzeit auch zu Gunsten ihrer künftigen 
Wittwen und Waisen zu erlangen, den Pfarrbeitrag des $ 15 für die 
betreffenden Dienstjahre nach Massgabe ihres gegenwärtigen Dienst- 
einkommens in Jahresbeträgen, welche mindestens ihrem laufenden Bei- 
trage gleichkommen, nachzahlen. Die Anrechnung der früheren Dienst- 
zeit findet statt, soweit beim Ableben des Geistlichen diese Nachzah- 
lung für volle Dienstjahre erfolgt ist. 

8 18. (aufgehoben). 

$ 19. Die anderweit nicht zu deckenden Beträge sind durch Um- 
lage von den Kirchengemeinden der Landeskirche aufzubringen. 

Dieselbe wird zunächst auf einen dauernd zu erhebenden Jahres- 
betrag von 1 Prozent der von den Mitgliedern der evangelischen Landes- 
kirche aufzubringenden Staats-Klassen- und Einkommensteuer festgesetzt. 

Die Umlage wird im Uebrigen nach den für die Umlage zum Pen- 
sionsfonds der Landeskirche geltenden Bestimmungen behandelt. 

8 20. Reicht auch die nach $ 19 erhobene Umlage zur 
Erfüllung aller Verpflichtungen des Pfarr-Wittwen- 
und Waisenfonds nicht aus, so ist der Evangelische 
OÖberkirchenrath unter Mitwirkung des Generalsy- 
nodalvorstandes ermächtigt, eine zeitweilige Er- 
höhung der Pfarrbeiträge des $ 15 bis zu einem weiteren 
Prozent des Einkommens und des Ruhegehalts ein- 
treten zu lassen. 

Unter derselben Voraussetzung ist der Evangelische 
Oberkirchenrath unter Mitwirkung des Generalsynodal- 
Vorstandes ermächtigt, für einen Zeitraum von höch- 
stens 6 Jahren das Wittwengeld derjenigen Wittwen 
bis zur Hälfte zu ermässigen, welchen mit Rücksicht auf 
das geistliche Amt des verstorbenen Geistlichen oder 
Emeriten dauernde Bezüge aus anderen als privatrecht- 
lichen Titeln zustehen. Als solche kommen namentlich 
in Betracht örtliche Pfarrwitthümer, Diözesan- und an- 
dere Verbandspfarrwittwenkassen, sowie provinzial- 
rechtliche Einrichtungen, nach welchen den Hinterblie- 
benen von Geistlichen nach Ablauf der Gnadenzeit 
dauernde Bezüge von der Kirchengemeinde oder aus son- 
stigen kirchlichen Mitteln, z.B. der Pfarrpfründe, 
zustehen. 
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Die Ermässigung erfolgt durch Anrechnung dera us 
den örtlichen Fonds fliessenden Bezüge auf das Witt- 
wengeld. Die Anrechnung ist ausgeschlossen, soweit die 
Bezüge einer Wittwe aus örtlichen Fonds 200 Mark oder 
weniger betragen. Im Uebrigen ist die Anrechnung nur 
bis zur Hälfte der örtlichen Bezüge — unter Freilassung 
des Mindestbetrages von 200 Mark zulässig. Auch hat 
die Anrechnung bei sämmtlichen Fonds stets zu dem- 
selben Prozentsatz zu erfolgen. 

8 21. (aufgehoben). 

8 22. Der Pfarr- Wittwen- und \Vaisenfonds der evangelischen 
Landeskirche übernimmt von dem Zeitpunkt ab, in welchem ihm eine 
dem Mass der staatlichen Verpflichtungen entsprechende Abfindung aus 
der Staatskasse und zugleich die Wittwenkassenbeiträge der bei der 
Allgemeinen Wittwen-Verpflegungsanstalt bisher versicherten Geistlichen 
von Seiten des Staats überwiesen sein werden, alle Verpflichtungen 
gegen die gegenwärtig lebenden und die künftigen Wittwen von Geist- 
lichen der evangelischen Landeskirche, welche der Allgemeinen Wittwen- 
Verpflegungsanstalt bis dahin obgelegen haben. 

Der Evangelische Ober-Kirchenrath wird ermächtigt, unter Mit- 
wirkung des Generalsynodal-Vorstandes nach Massgabe des Artikels 19 
des Gesetzes vom 3. Juni 1876 wegen Uebernahme der der Allgemeinen 
Wittwen-Verpflegungsanstalt obliegenden Verpflichtungen gegen Geist- 
liche und deren Wittwen und über die Festsetzung der dafür aus der 
Staatskasse zu gewährenden ausreichenden Abfindung mit der Staats- 
regierung eine für die Landeskirche verbindliche Vereinbarung abzu- 
schliessen. 

823. (aufgehoben). 

$ 24. (aufgehoben). 

$ 25. Hinsichtlich der Verwaltung und Vertretung 
des Pfarr-Wittwen- und Waisenfonds der evangelischen 
Landeskirche, sowie hinsichtlich der Grundsätze, nach 
welchen das Diensteinkommen und das Dienstalter der 
Geistlichen berechnet, oder sonst die Verpflichtungen 
des Pfarr-Wittwen- und Waisenfonds gegenüber den 
Wittwen und Waisen bemessen, und die Verbindlich- 
keiten der Geistlichen, kirchlichen Kassen und Kir- 
chengemeinden gegenüber dem Pfarr- Wittwen- und Wai- 
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senfonds festgestellt oder zur Erfüllung gebracht wer- 
den, sind, soweit nicht dieses Gesetz ein Anderes be- 
stimmt, im Allgemeinen die Bestimmungen massgebend, 
welche in den entsprechenden Beziehungen für den Pen- 
sionsfonds der Landeskirche gelten. ’ 

Der Evangelische Oberkirchenrath kann einzelne 
ihm nach diesem Gesetz zustehende Befugnisse, unter 
Vorbehalt der Entscheidung über vorkommende Beschwer- 
den, auf die Provinzialkonsistorien übertragen. 

In Betreffder Einziehung der bisher der Allge- 
meinen Wittwenverpflegungsanstalt zustehenden 
Wittwenkassenbeiträge zum Pfarr-Wittwen- und 
Waisenfonds finden dieBestimmungen Anwendung, 
welche für die Einziehung der Pfarrbeiträge ($ 15) 
massgebend sind. 

$ 26. Die Provinzen Westfalen und Rheinprovinz bleiben von den 
Vorschriften dieses Gesetzes zunächst ausgenommen. Die Einführung 
des Gesetzes erfolgt in diesen Provinzen, sobald in denselben das Kir- 
chengesetz vom 26. Januar 1880 gemäss $ 20 daselbst zur Geltung 
gelangt sein wird, in den dort vorgeschriebenen Formen. 

$ 27. Soweit es zur Durchführung vorstehender Anordnungen einer 
Mitwirkung der Landesgesetzgebung bedarf, wird dieselbe vorbehalten. 

Der Zeitpunkt, in welchem dieses Kirchengesetz in Kraft tritt, 
wird, nachdem durch Staatsgesetz die in $$ 13 und 22 erwähnten Mittel 
und Rechte überwiesen sein werden, durch landesherrliche Verordnung 
bestimmt, welche im Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblatt zu ver- 
kündigen ist. | 

8 28. Der Evangelische ÖOber-Kirchenrath wird mit Ausführung 
dieses Kirchengesetzes beauftragt. 

Dazu ergieng 
Staatsgesetz vom 15. Juli 1889, betreffend die Fürsorge 
für die Wittwen und Waisen der Geistlichen der evan- 
gelischen Landeskirche in den älteren Provinzen 

der Monarchie. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen 
ete. verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtages der 
Monarchie, für den Geltungsbereich des Gesetzes, betreffend die evan- 
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gelische Kirchenverfassung in den acht älteren Provinzen der Monar- 
chie, vom 3. Juni 1876, was folgt: 

Art. 1. Die Vertretung und Verwaltung des nach dem Kirchen- 
gesetz begründeten Pfarrwittwen- und Waisenfonds (s. Beil.) regelt 
sich nach Art. 19 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 beziehungsweise $ 25 
des Kirchengesetzes. 

Art. 2, Dem Pfarrwittwen- und Waisenfonds der evangelischen 
Landeskirche wird vom 1. Oktober 1889 ab Seitens des Staats eine 
dauernde, halbjährlich im Voraus zahlbare Rente im Betrage von jähr- 
lich 800000 M. überwiesen. 

Der Fonds übernimmt dagegen alle Verpflichtungen, welche der 
Allgemeinen Wittwen-Verpflegungsanstalt gegenüber den gegenwärtigen 
und den künftigen Wittwen der im Dienst der Landeskirche verstor- 
benen Geistlichen einschliesslich der Emeriten bis dahin obgelegen haben. 

Demselben werden von diesem Zeitpunkt ab die Wittwenkassen- 
beiträge der bis dahin versicherten Geistlichen überwiesen, auch gehen 
auf ihn die sonstigen hiermit in Zusammenhang stehenden Rechte der 
Allgemeinen Wittwen-Verpflegungsanstalt über. 

Die Einziehung der Beiträge kann fortan in denselben Formen 
stattfinden, wie die der Pfarrbeiträge (88 23 beziehungsweise 15 des 
Kirchengesetzes). 

Diejenigen Geistlichen, welche den im $ 23 Abs. 1 daselbst ge- 
dachten Verzicht nicht aussprechen, sind berechtigt, aus dem Versiche- 
rungsverhältniss, in welchem sie bisher zur Allgemeinen Wittwen-Ver- 
pflegungsanstalt gestanden haben, auszuscheiden. | 

Art. 3. Den Geistlichen der evangelischen Landeskirche ist vom 
1. Oktober 1889 ab der Beitritt zur Allgemeinen Bun 
anstalt nicht mehr gestattet. 

Der Pfarrwittwen- und Waisenfonds der evangelischen Landes- 
kirche ist verpflichtet, die von diesem Zeitpunkt ab bis zum 1. April 
1891 in der Provinz Westfalen und in der Rheinprovinz angestellten 
Geistlichen nach denselben Bestimmungen in Bezug auf ihre Wittwen 
zu versichern, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes für 
die Aufnahme in die Allgemeine Wittwen-Verpflegungsanstalt gelten. 
Diese Verpflichtung kann durch den Evangelischen Ober-Kirchenrath 
unter Mitwirkung des Generalsynodal-Vorstandes nach Massgabe des 
Artikels 19 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 auf die bis zum 1. April 
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1892 angestellten Geistlichen erstreckt werden. Die Vorschrift des 
Artikels 2 Absatz 4 findet auch in diesen Fällen Anwendung. 

Mit derselben Massgabe bleibt die Verpflichtung dieser Geistlichen 
zur Versicherung ihrer Frauen bei dem Pfarrwittwen- und Waisenfonds 
der evangelischen Landeskirche bestehen. 

Art. 4 Gegen die Entscheidung des Evangelischen Ober-Kirchen- 
raths über die Höhe der nach 8$ 15, 16, 17, 20, 23, 24 des Kirchen- 
gesetzes an den Pfarrwittwen- und Waisenfonds der evangelischen Lan- 
deskirche zu leistenden Beiträge findet der Rechtsweg nicht statt. 

Art. 5. Die Beiträge der Geistlichen beziehungsweise ihrer Hin- 
terbliebenen und der kirchlichen Stellen an den Pfarrwittwen- und Wai- 
senfonds der evangelischen Landeskirche, sowie die an denselben nach 
Artikel 2 und 3 zu entrichtenden Wittwenkassenbeiträge können im 
Wege des Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben werden. 

Art. 6. Der nach dem anliegenden Kirchengesetz gewährte An- 
spruch auf Wittwen- und Waisengeld kann mit rechtlicher Wirkung 
weder abgetreten, noch verpfändet, noch sonst übertragen werden. 

Art. 7. Der Evangelische Ober-Kirchenrath bestimmt unter Aus- 
schluss des Rechtsweges, an wen die Zahlung des Wittwen- und Wai- 
sengeldes nach dem anliegenden Kirchengesetz gültig zu leisten ist. 

Im Uebrigen findet wegen der Ansprüche auf Wittwen- und Wai- 
sengeld gegen die Entscheidung des Evangelischen Ober-Kirchenraths 
der Rechtsweg nur nach Massgabe des Gesetzes vom 24. Mai 1861 
(Gesetzsamml. 8. 241) statt. 

Art. 8. Dieses Gesetz tritt für den TEN der Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 am 1. Oktober 
1889 in Kraft. ! 

Für die Provinz Westfalen und die Rheinprovinz kommen die Be- 
stimmungen des Artikels 2 Absatz 2 bis 4 und Artikel 3 von dem- 
selben Tage an in Anwendung. 

Der Zeitpunkt, zu welchem in diesen Provinzen das Gesetz in vol- 
lem Umfange in Kraft tritt, wird durch Königliche Verordnung bestimmt. 

Art. 9. Mit der Ausführung des Artikels 2 Absatz 1 bis 3 dieses 
Gesetzes werden der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten und 
der Finanzminister beauftragt. 

Die weiteren Bestimmungen desK.G. z. 30.3. 92. lauten: 

Art.Ill. A.1. Die Berechnung der nach 8 17 stattfindenden Dach: 
zahlungen erfolgt nach folgenden Grundsätzen: 
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a) für die Dauer des gegenwärtig bezogenen Diensteinkommens ist 
ein Pfarrbeitrag von 3 Prozent desselben nachzuzahlen ; 
für die Zeit bis zum vollendeten 15. Dienstjahre der Jahres- 


betrag vn .. ; 20.202.076 M. 
für die Zeit vom 15. bie zum vollendeten 30. Dienst- 

jahre der Jahresbetrag von . . . 110 „ 
für die Zeit vom 30. bis zum volländeian. 40. Dienst- 

jahre der Jahresbetrag von . .. . 125 „ 
für die Zeit von über 40 Dienstjahren a Tahreehe- 

trag von . . . . 140 „ 


Wenn ein Geistlicher vier Emeritus für die Dienstzeit nach voll- 
endetem 30. Dienstjahre den Nachweis führt, dass er von seinem frü- 
heren Diensteinkommen bei der Berechnung eines Pfarrbeitrages von 
3 Prozent einen nach dem Ermessen der Kirchenbehörde erheblich ge- 
ringeren Jahresbeitrag nachzuzahlen haben würde, so ist die Kirchen- 
behörde ermächtigt, die Nachzahlung dieses geringeren Beitrages zu- 
zulassen. | 

2. Soweit die Nachzahlung beim Ableben des Geistlichen oder Eme- 
riten für die gesammte Dienstzeit noch nicht erfolgt ist und von der 
Wittwe bezw. den Waisen nicht binnen sechs Monaten nach dem Ab- 
leben bewirkt wird, hat die Deckung des Fehlbetrages durch Kürzung 
des Wittwengeldes und, wenn eine Wittwe nicht vorhanden ist, durch 
Kürzung des Waisengeldes zu erfolgen. Diese Kürzung darf bei einem 
Wittwengelde bis zu 700 Mark einschliesslich den Betrag von 100 Mark 
jährlich, bei einem höheren Wittwengelde den Betrag von 200 Mark 
jährlich — bei dem Waisengeld den Betrag von 50 Mark jährlich, für 
jedes Kind berechnet, im Falle des $ö den Betrag von 250 Mark jähr- 
lich nicht übersteigen. 

3. Im Uebrigen entscheidet über die Art der Berechnung der Nach- 
zahlung und der Anrechnung der Wittwenkassenbeiträge die Seitens 
des Evangelischen ÖOberkirchenraths unter Mitwirkung des General- 
synodalvorstandes zur Ausführung dieses Gesetzes zu erlassende In- 
struktion. | 

B. 1. Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche Mitglieder der 
Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt sind und die in 8 23 vorge- 
sehene Verzichtserklärung abgegeben haben, sind berechtigt, binnen 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Verzichtserklärung 
zurückzunehmen. Die Zurücknahme des Verzichts hat das Ausscheiden 
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aus der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt von Rechtswegen zur 
Folge. | 

Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche Mitglieder der All- 
gemeinen Wittwenverpflegungsanstalt sind und die in $ 23 vorgesehene 
Verzichtserklärung nicht abgegeben haben, sind berechtigt, binnen sechs 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ihren Austritt aus der 
Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt zu erklären. 

Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche die in $ 23 vorge- 
selıene Verzichtserklärung nicht abgegeben haben, aber aus der frü- 
heren Zugehörigkeit zur Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt aus- 
geschieden sind und die in $ 17 vorgesehene Verpflichtung zur Nach- 
zahlung übernommen haben, sind berechtigt, die anderweite Berechnung 
ihrer Nachzahlungen und die Anrechnung ihrer an die Allgemeine 
Wittwenverpflegungsanstalt gezahlten Beiträge nach Massgabe der in 
diesem Artikel aufgestellten Grundsätze binnen sechs Monaten zu be- 
antragen. 

Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche die in $ 23 vorge- 
sehene Verzichtserklärung nicht abgegeben, auch die in $ 17 vorge- 
sehene Nachzahlungspflicht nicht übernommen haben, sind berechtigt, 
binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gegen Ueber- 
nahme der Verpflichtung zur Nachzahlung ihrer Beiträge die Anrech- 
nung der an die Allgemeine Wittwenverpflegungsanstalt gezahlten Bei- 
träge gemäss diesem Artikel zu beantragen. 

2. Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche bei dem Ausscheiden 
aus der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt (B1, Absatz 1 und 2) 
bereits ein für die Berechnung des Wittwengeldes anrechnungsfähiges 
Dienstalter haben, sind verpflichtet, den Pfarrbeitrag des $ 15 für die 
betreffenden Dienstjahre gemäss den Bestimmungen des Abschnitts A 
nachzuzahlen. 

3. In den Fällen der Ziffer 1 werden auf die nachzuzahlenden Be- 
träge zu Gunsten der aus dem Versicherungsverhältniss zur Allgemeinen 
Wittwenverpflegungsanstalt ausgeschiedenen Geistlichen diejenigen Bei- 
träge nach dem Nennwerthe angerechnet, welche sie an diese Anstalt 
zur Versicherung einer am 1. Oktober 1889 lebenden Ehegattin ge- 
zahlt haben. 

4. Wenn diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche 

a) Mitglieder der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt sind 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 3. 30 


458 Aktenstücke. 


und die in $ 23 vorgesehene Verzichtserklärung nicht abge- 
geben haben (Ziffer 1 Absatz 2), | 
b) beim Ausscheiden aus der Allgemeinen Wittwenverpflegungs- 
anstalt die in $ 17 vorgesehene Nachzahlungspflicht nicht über- 
nommen haben (Ziffer 1 Absatz 4), 
innerhalb der Frist von sechs Monaten von dem ihnen an den ange- 
zogenen Stellen gewährten Rechte nicht Gebrauch machen, so wird das 
für die Berechnung des Wittwengeldes massgebende Dienstalter nur 
nach den von ihnen geleisteten Jahresbeiträgen berechnet. 

Art. IV. Im Falle der Einführung des Kirchengesetzes vom 
15. Juli 1889 und dieses Gesetzes in den Provinzen Westfalen und 
Rheinprovinz treten folgende Bestimmungen in Kraft: 

Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche Mitglieder der All- 
gemeinen Wittwenverpflegungsanstalt sind oder bis zum 1. April 1892 
in dieselbe eingetreten sind, werden, wenn sie binnen sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes für ihre künftigen Wittwen auf das 
in Artikel II 8 3 festgesetzte Wittwengeld verzichten, von Entrichtung 
des Pfarrbeitrages ($ 15) auf Höhe von 23 Prozent des Einkommens 
oder Ruhegehalts befreit. Die Verpflichtung zur Leistung des weiteren 
halben Prozents bleibt auch für sie bestehen, wie auch anderseits der 
Anspruch ihrer etwaigen Hinterbliebenen auf Waisengeld durch jenen 
Verzicht nicht berührt wird. 

Die Nichterklärung des Verzichts hat das Ausscheiden aus der All- 
gemeinen ‚Wittwenverpflegungsanstalt von Rechtswegen zur Folge. 

Im übrigen finden die Bestimmungen des Artikels III Anwendung. 

Art. V. Sämmtliche nach Massgabe dieses Gesetzes binnen sechs 
Monaten abzugebenden Erklärungen müssen spätestens am letzten Tage 
des sechsten Monats bei dem zuständigen Konsistorium eingegangen sein. 

Die Zurücknahme des Verzichts und die Erklärung des Austritts 
aus der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt, sowie das Ausscheiden 
aus der letztgenannten Anstalt im Falle des Artikels IV werden wirk- 
sam mit dem auf die Abgabe der Erklärung, im Falle des Artikels IV 
mit dem nach Ablauf der sechsmonatlichen Erklärungsfrist folgenden 
Rezeptionstermine der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt. 

Art.VI. Die Vorschrift des Artikels II 83 findet Anwendung auf 
alle Wittwen der seit dem 1. Oktober 1889 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes verstorbenen Geistlichen und Emeriten, welche ihre Versorgung 
nach dem Kirchengesetz vom 15. Juli 1889 erhalten, sofern sie nach 
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gegenwärtigem Gesetze ein höheres Wittwengeld erhalten würden. 

Sind bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes die in Artikel III A 
vorgesehenen Nachzahlungen nicht erfolgt, so finden Artikel III A und B 
mit der Massgabe Anwendung, dass ein Wittwengeld von mindestens 
600 Mark zu gewähren ist. 

Die Vorschrift des Artikels II 88 4 bis 6 findet Anwendäg auf 
alle Waisen von Geistlichen und Emeriten der östlichen Provinzen, 
welche seit dem 1. Oktober 1889 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
verstorben sind, sofern die Waisen nach gegenwärtigem Gesetze ein 
höheres Waisengeld erhalten würden. | 

Art. VII. Der Zeitpunkt, in welchem dieses Kirchengesetz in 
Kraft tritt, wird durch landesherrliche Verordnung bestimmt, welche im 
Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblatt zu verkünden ist. 

Zu beiden Kirchengesetzen ist ergangen: 

16. Gesetz zurErgänzung der Gesetze, betreffend dasRuhe- 
gehalt der emeritirten Geistlichen, vom 15. März 1880 
(Gesetz-Samml. S. 216) und, betreffend die Fürsorge für 
die Wittwen und Waisen der Geistlichen derevangelischen 
Landeskirche in den neun älteren Provinzen der Monar- 
chie, vom 15. Juli 1889 (Gesetz-Samml. S. 139). Vom 30. 
März 1892'). 
») Nach G. v. 30.8. 92 mit dem 1. April 1892 in Kraft getreten. 

Die Begründung des Gesetzes lautet: 

In weiteren Kreisen der evangelischen Landeskirche der älteren Pro- 
vinzen sind Wünsche nach Abänderung der beiden Kirchengesetze über das 
Ruhegehalt und die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der Geistlichen 
vom 26. Januar 1880 und 15. Juli 1889 laut geworden. 

Insbesondere haben die Provinzialsynoden der beiden westlichen Pro- 
vinzen ihre Zustimmung zu der in Aussicht genommenen Ausdehnung dieser 
Gesetze von wesentlichen Abänderungen derselben abhängig gemacht. 

Aus diesem Anlass hat der Evangelische Oberkirchenrath der dritten 
ordentlichen Generalsynode der älteren Provinzen Abänderungsvorschläge 
gemacht, welche die Zustimmung der Generalsynode in der Gestalt erlangt 
haben, wie aus den vorliegenden beiden Kirchengesetzentwürfen hervorgeht. 

Auch die inzwischen zur ausserordentlichen Tagung einberufenen Pro- 
vinzialsynoden der westlichen Provinzen haben ihre verfassungsmässig noth- 
wendige Zustimmung zur Ausdehnung der sonach veränderten landeskirch- 
lichen Pensions- und Reliktengesetze auf die dortigen Provinzialkirchen 


erklärt. 
Die Abänderungen bestehen hauptsächlich in Folgendem: 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen 
etc. verordnen mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtages der 


A. Während bisher das Ruhegehalt bei jeder vor vollendetem elften 
Dienstjahre eintretenden Emeritirung 2% des Diensteinkommens betrug und 
alsdann mit jedem vollendetem weiteren Dienstjahre um „'; bis zum Höchst- 
betrage von $% stieg, soll dasselbe jetzt für jede vor vollendetem sechs- 
zehnten Dienstjahre erfolgende Emeritirung auf 3% erhöht werden und von 
da ab mit jedem weiter zurückgelegten Dienstjahre um „; bis zum Höchst- 
betrage von $2 des Diensteinkommens steigen. In Folge dessen wird auch 
der Höchstbetrag von $2 schon mit dem 45. statt wie bisher erst mit dem 
50. Dienstjahre erreicht werden. 

Zugleich ist der Minimalbetrag des Ruhegehalts von 900 auf 1800 Mark 
erhöht. 

Diese Skala gewährt gegenüber dem bestehenden Rechte wesentliche 
Vortheile. 

Für die ersten zehn Dienstjahre wird eine Erhöhung des Ruhegehalts 
um % des Diensteinkommens gewährt. Die Erhöhung beträgt ferner für die 
Zeit vom vollendeten 10. bis zum vollendeten 14. Dienstjahre 2, bezw. #,, 
35 55 des Diensteinkommens, für die Zeit vom vollendeten 15. Dienstjahre 
bis zum vollendeten 45. Dienstjahre je #,, für die Zeit vom vollendeten 46. 
bis zum vollendeten 50. Dienstjahre je #,, bezw. &, #4 #5, »5 des Dienst- 
einkommens. 

Die Aufbesserung kommt vor allem denjenigen Geistlichen zu Gute, 
welche in jüngeren Dienstjahren in den Ruhestand zu treten genöthigt sind. 
Die Zahl derselben ist nicht, eben gross, die Einzelfälle verdienen aber be- 
sondere Berücksichtigung. In den meisten Fällen werden diese Geistlichen 
ein geringes Diensteinkommen beziehen, während sie andererseits regel- 
mässig die bedeutenden Ausgaben zu tragen haben, welche ein Haushalt 
mit jüngeren, heranwachsenden Kindern mit sich zu bringen pflegt. Die 
körperliche und geistige Dienstunfähigkeit, welche die Voraussetzung ihrer 
Pensionirung bildet, wird ibnen meist die Ergreifung eines anderen Erwerbs 
unmöglich machen. Ihre Verhältnisse gestalten sich um so drückender, je 
länger die Dauer des Siechthums ist, welchem sie verfallen. Von dieser 
Kategorie abgesehen, wird die weitaus grösste Mehrzahl der Geistlichen, 
welche in der Zeit vom vollendeten 15. Dienstjahre bis zum vollendeten 
45. Dienstjahre in den Ruhestand tritt, eine Erhöhung des Ruhegehalts um 
75 ihres Diensteinkommens erhalten. Dass diejenigen Geistlichen, welche 
schon nach gegenwärtigem Recht der Erreichung des Maximalbetrages von 
2 nach vollendetem 45. Dienstjahre sich nähern, in minderem Masse eine 
. Steigerung zu erwarten haben, liegt in der Natur der Sache. 

B. Das Kirchengesetz, betreffend die Fürsorge für die Wittwen und 
Waisen der Geistlichen, vom 15. Juli 1889 hat sich möglichst an die Re- 
liktenversorgung der Staatsbeamten angelehnt. Dasselbe bemisst daher das 
Wittwen- und Waisengeld nach der Höhe des erworbenen Pensionsanspruchs; 
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Monarchie für den Geltungsbereich des Kirchenverfassungsgesetzes vom 
3. Juni 1876 (Gesetz-Samml. S. 125), was folgt: . 


dieser aber richtet sich nach dem Dienstalter und dem letzten Dienstein- 
kommen des Geistlichen. 

Hierbei ist indessen die grundsätzliche Verschiedenheit der Einkommens- 
verhältnisse der Geistlichen und Staatsbeamten ausser Acht gelassen; erstere 
beruhen auf dem Pfründensystem, letztere auf Rang- und Altersstufenfolge. 
Es ist nicht billig, einen Geistlichen, weil er bis zu seinem Ableben auf 
einer mässig oder schlecht dotirten Stelle treulich ausgehalten hat, noch 
dadurch zu benachtheiligen, dass seine Hinterbliebenen schlechter gestellt 
werden, wie diejenigen eines Geistlichen, welchem vielleicht schon in jugend- 
lichen Jahren zufällig ein reiches Diensteinkommen zu Theil geworden und 
dadurch die Gelegenheit zur Zurücklegung eines Sparpfennigs gegeben war. 
Die Unbilligkeit wird da besonders hart empfunden, wo gut und schlecht 
dotirte Pfarrstellen im Gemenge liegen. Ä 

Allerdings wird von dem grösseren Diensteinkommen ein höherer Pfarr- 
beitrag an den Reliktenfonds entrichtet; aber der Inhaber einer geringeren 
Pfründe wird durch die prozentual gleiche Belastung doch in höherem Masse 
beschwert. 

Ausserdem wird die Versorgung der Wittwen und Waisen nicht aus 
den Pfarrbeiträgen allein, sondern daneben noch durch die landeskirchliche 
Umlage und die Staatsrente bestritten. 

Nur soweit die höheren Bezüge in grösseren Verdiensten des Verstor- 
benen ihren Grund haben, erscheinen dieselben gerechtfertigt, und dies trifft 
bei der Berücksichtigung der Länge der Beitragszahlung oder des Dienst- 
alters zu. i 

Demgemäss ist in dem Entwurfe eine Abstufung des Wittwengeldes 
nur nach dem Dienstalter der Geistlichen innerhalb der Grenzen des Mindest- 
und Höchstbetrages von 600 und 1200 Mark derart vorgenommen, dass das- 
selbe vom 10. bis 30. Dienstjahre alle zehn Jahre, vom 30. bis 45. alle fünf 
Jahre um 100 Mark wächst. 

Dabei sind die Sätze des Mindest- und Höchstbetrages nach dem alten 
Gesetze unverändert beibehalten; nur ist der Mindestbetrag von 600 Mark 
verallgemeinert, so dass derselbe auch bei den Wittwen der vor Vollendung 
des 10. Dienstjahres verstorbenen Geistlichen Anwendung findet, für welche 
das alte Gesetz den Mindestbetrag auf 300 Mark herabsetzte. (Art. [18 3.) 
Auf die einzelne Wittwe wird hiernach ein durchschnittliches Wittwengeld 
von 954 Mark entfallen. Nach dem alten Gesetze betrug es 860 Mark. Die 
durchschnittliche Versicherung in der Allgemeinen Wittwenverpflegungs- 
anstalt betrug etwa 421 Mark. Es ist bekannt, dass bei der letzteren die 
Ehefrauen der Geistlichen nur in ganz seltenen Ausnahmefällen zu einem 
Betrage von mehr als 600 Mark versichert worden sind. 

Entspricht es ferner der Billigkeit, dass dem älteren Geistlichen die 
Aussicht auf eine bessere Versorgung seiner Wittwe gewährt ist, als dem 
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$ 1. Artikel 1 und 4 des Gesetzes, betreffend das Ruhegehalt der 
eweritirten Geistlichen, vom 15. März 1880 (Gesetz-Samml. S. 216) 


jüngeren, und die älteren Wittwen besser gestellt werden, als die jüngeren, 
so ist andererseits dem Umstande, dass jüngere Wittwen regelmässig für 
jüngere Kinder zu sorgen haben, durch eine Verbesserung des Waisengeldes 
Rechnung getragen. Das Waisengeld erscheint nach gegenwärtigem Recht 
als ein Bruchtheil des Wittwengeldes. 

Das neue Gesetz bemisst das Waisengeld einheitlich für Halbwaisen auf 
200 Mark und für Ganzwaisen auf 300 Mark (Art. II$4). Erst wenn mehr 
als fünf Waisen vorhanden sind, soll in der Regel eine Einschränkung ihrer 
Bezüge eintreten (Art. II $ 5). 

Der Durchschnittsbetrag des Waisengeldes nach dem alten Gesetz da- 
gegen belief sich für Halbwaisen auf nur 167, für Ganzwaisen auf nur 
266 Mark. | 

Besonders lebhafter Widerspruch ist erhoben gegen die Anrechnung 
örtlicher Bezüge aus Pfarrwitthümern, Diözesan- und anderen Verbands- 
kassen etc. auf das Wittwen- und Waisengeld (88 9 und 16 des alten Ge- 
setzes). 

Nachdem durch sachverständige Ermittelung festgestellt ist, dass der 
Reliktenfonds selbst für die ihm nach der Novelle auferlegten höheren Lei- 
stungen zulangen wird, ohne dass jene Anrechnung stattfindet, konnte hier- 
auf verzichtet werden. 

Nur als Nothbehelf für den nicht zu erwartenden Fall der Insufficienz 
des Fonds ist dem Kirchenregiment die Möglichkeit belassen worden, für 
einen Zeitraum von höchstens sechs Jahren auf jene örtlichen Bezüge zurück- 
zugreifen, so weit sie mehr als jährlich 200 Mark betragen (Art. Il $ 20). 

Ferner ist dem durchaus berechtigten Verlangen nachgegeben, dass bei 
dem Beitritt zum Reliktenfonds auf die zur Sicherung der Anrechnung des 
Dienstalters erforderlichen Nachzahlungen die an die Allgemeine Wittwen- 
verpflegungsanstalt gezahlten Beiträge angerechnet werden. 

Bisher war dies nicht zulässig; vielmehr waren die Geistlichen, welche 
ihrer Beitragszahlungen an die Allgemeine Wittwenverpflegungsanstalt nicht 
verlustig gehen wollten, genöthigt, entweder eine Doppelversicherung zu 
übernehmen, oder auf den Beitritt zu der neuen Ordnung zu verzichten. 
Bei dieser mussten sie, falls ihr Dienstalter berücksichtigt werden sollte, 
volle Nachzahlung leisten. 

Die Novelle schliesst fortan Doppelversicherung aus, gestattet aber die 
Anrechnung der zur Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt gezahlten Bei- 
träge auf die Nachzahlungen zum Reliktenfonds (Artikel III B 1 und 3) 
und macht diese zugleich obligatorisch. 

Die Nachzahlungen selbst sollen dem alten Gesetze zufolge nach dem 
Diensteinkommen zur Zeit des Eintritts in die Reliktenversorgung erfolgen. 
Um auch hierin Wandel zu schaffen und gleichzeitig die Schwierigkeiten 
zu umgehen, welche die Berechnung der Nachzahlungen nach dem früheren 
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finden auch auf die durch das anliegende Kirchengesetz vom 16. März 
1892, betreffend einige Abänderungen des Kirchengesetzes vom 26. Ja- 
nuar 1880 über das Ruhegehalt der Geistlichen, abgeänderten Bestim- 
mungen und darin enthaltenen Ergänzungen des Kirchengesetzes vom 
26. Januar 1880 Anwendung. 


Diensteinkommen bietet, sind die Nachzahlungen für dieses ein für alle 
Mal durch bestimmte, nach dem Dienstalter abgestufte Beträge festgesetzt 
(Artikel II A. 1). 

Es ist bereits erwähnt, dass die Zulänglichkeit des Reliktenfonds für 
diese höheren Leistungen von sachverständiger Seite geprüft und für unbe- 
denklich erklärt worden ist. Dasselbe gilt von dem Pensionsfonds. Dem- 
nach könnte es scheinen, als ob die Leistungsfähigkeit, namentlich des er- 
steren, früher erbeblich unterschätzt sei. Der Widerspruch erklärt sich 
jedoch vielmehr dadurch, dass einmal nach dem ursprünglichen Entwurf 
des Reliktengesetzes das Wittwengeld bis 1600 Mark steigen sollte, welchen 
Betrag die Generalsynode auf 1200 Mark ermässigte, dass ferner die Ab- 
findung des Staats damals auf 450 000 Mark jährlich angenommen wurde, 
während sie später im Betrage von 800000 Mark gewährt worden ist, und 
dass endlich die Einnahmen beider Fonds eine Vermehrung erfahren haben 
durch die steigenden Beträge, welche die landeskirchliche Umlage von zu- 
sammen 2} Prozent der Staatsklassen- und Einkommensteuer abgeworfen hat. 

Die vorstehend besprochenen abändernden und ergänzenden Kirchenge- 
setze bedürfen des Hinzutritts eines Staatsgesetzes. 

Denn einmal müssen die Bestimmungen über die Beschränkung des 
Rechtsweges, sowie über das Verbot der Abtretung, Verpfändung oder son- 
stigen Uebertragung der Ansprüche auf Ruhegehalt und auf Wittwen- oder 
Waisengeld an Dritte, wie sie in den die Kirchengesetze vom 26. Januar 
1880 und 15. Juli 1889 ergänzenden Staatsgesetzen vom 15. März 1880 (Ge- 
setzsamml. S. 216) und 15. Juli 1889 (Gesetzsamml. S. 139) enthalten sind, 
auf die abänderndern und ergänzenden Bestimmungen der neuen Kircheu- 
gesetze ausgedehnt werden. Ausserdem bedürfen staatsgesetzlicher Bestä- 
tigung Jdie Bestimmungen der Novelle zum kirchlichen Reliktengesetze, wo- 
durch dessen Vorschrift über das Ausscheiden aus dem Versicherungsver- 
hältniss bei der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt geändert, insbe- 
sondere der Verlust der Rechte aus dieser Versicherung für die der Anstalt 
noch angehörenden Geistlichen als Rechtsfolge an den Widerruf ihres frü- 
heren Verzichts auf die Zugehörigkeit zu der neuen Reliktenversorgung 
(Artikel III B. 1 Absatz 2) bezw. an die Nichterklärung dieses Verzichts 
(Artikel: IV Absatz 3) geknüpft ist. Hierdurch ist ein neuer Ausscheidungs- 
grund aus dem Versicherungsverhältniss bei der Allgemeinen Wittwenver- 
pflegungsanstalt geschaffen, und eine übrigens materiell nicht zu beanstan- 
dende Abänderung des Artikel 2 des Staatsgesetzes vom 15. Juli 1889 be- 
dingt. 
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$ 2. Artikel 4, 5, 6 und 7 des Gesetzes, betreffend die Fürsorge 
für die Wittwen und Waisen der Geistlichen der evangelischen Lan- 
deskirche in den neun älteren Provinzen der Monarchie, vom 15. Juli 
1889 (Gesetz-Samnil. S. 139) finden auch auf die durch das anliegende 
Kirchengesetz vom 30. März 1892 wegen Abänderung einiger Bestim- 
mungen des Kirchengesetzes, betreffend die Fürsorge für die Wittwen 
und Waisen der Geistlichen, vom 15. Juli 1889 getroffenen Abände- 
rungen und darin enthaltenen Ergänzungen des BEEaNEe> vom 
15. Juli 1889 sinngemässe Anwendung. 

$ 3. Für das Ausscheiden aus dem Versicherungsverhältniss, in 
welchem die Geistlichen zur Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt 
gestanden haben, oder in welches sie auf Grund des Artikels 3 Absatz 2 
des Gesetzes vom 15. Juli 1889 zum Pfarrwittwen- und Woaisenfonds 
der evangelischen Landeskirche getreten, sind fortan die Bestimmungen 
der Artikel III, IV und V des Kirchengesetzes vom 30. März 1892 
(Anlage 2) massgebend. 

$ 4. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes wird durch 
Königliche Verordnung bestimmt. 

17. Braunschweig. Durch das K.G. v. 1/12 18% ist das K.G. 
v. 1/12 1882 ') dahin abgeändert worden, dass der erste Absatz des 
8 4 des letzteren aufgehoben und statt dessen bestimmt ist: 

(Art. I. $ 4.) Das Ruheeinkommen beträgt, wenn die Versetzung 
in den Ruhestand während des ersten Dienstjahres eintritt, 40°/ des 
Diensteinkommens ($ 6) und steigt mit jedem begonnenen folgenden 
Dienstjahre um 1° bis zu höchstens 80° des Diensteinkommens; dieser 
Höchstbetrag wird jedoch schon mit dem Ende des 40. Dienstjahres. 
erreicht. 

(Art. II.) Das Ruheeinkommen sämmtlicher seit dem 1/1 83 eme- 
ritirten Geistlichen wird, wenn es auf Grund der im Art. I aufgeho- 
benen Bestimmung den Betrag nicht erreicht, welchen es unter An- 
wendung der im Art. I gegebenen Fassung des ersten Absatzes des 
8 4 des angeführten K.Gesetzes erreicht haben würde, vom Beginn des 
auf den Erlass des gegenwärtigen K.Gesetzes folgenden Monats an auf 
diesen Betrag erhöht. 

18. K.G. betr. d.Gnadenzeitind. ev.-lAuth.K.d.Prov. 
Schleswig-Holstein v. 21/3 1891 (K.G. u. V.Bl. 1892 no. 5). 


un un O2. 


1) Allg. K.Bl. 1883. S. 534. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen mit Zustimmung der Gesammtsynode der evangelisch - luthe- 
rischen Kirche der Provinz-Schleswig-Holstein, mit Zustimmung Unseres 
Staatsministeriums, und nachdem durch die Erklärung desselben fest- 
gestellt ist, dass gegen dieses Gesetz von Staatswegen nichts zu er- 
innern ist, für die genannte Kirche, was folgt: 

$ 1. Berechtigt zum Genuss der Gnadenzeit sind nur die Wittwen 
derjenigen Geistlichen, welche als Inhaber einer Pfarrstelle verstorben sind. 

$ 2. Die Gnadenzeit hat die Dauer eines halben Jahres, vom 
Sterbetage des Geistlichen an gerechnet. 

Wenn die Wittwe die Kosten für die Unterhaltung eines dem ver- 
storbenen Geistlichen beigeordnet gewesenen Adjunkten während der 
Gnadenzeit oder eines Theils derselben ganz oder theilweise übernimmt, 
kann eine verhältnissmässige Verlängerung der Gnadenzeit eintreten. 
Die Dauer derselben wird im einzelnen Falle von dem Konsistorium 
nach Anhörung des betreffenden Kirchenvorstandes bestimmt; doch darf 
die Gnadenzeit im Ganzen nie über die Dauer eines Jahres ausgedehnt 
werden. 

8 3. Der Genuss der Gnadenzeit umfasst alle auf dieselbe fallenden 
Einkünfte der Pfarrstelle und die persönlichen Zulagen, soweit sie aus 
Mitteln der Gemeinde oder aus anderen örtlichen kirchlichen Fonds 
bewilligt sind, wogegen die Wittwe auch alle auf der Pfarrstelle ru- 
henden, sonst von dem Inhaber derselben abzuhaltenden Lasten, soweit 
sie auf die Gnadenzeit fallen, zu tragen hat, so dass die Auseinander- 
setzung mit dem Nachfolger im Pfarramt in der Weise erfolgt, als 
wenn der Ehemann der gnadenzeitberechtigten Wittwe am Schluss der 
Gnadenzeit aus dem Amte ausgeschieden wäre. 

Der Genuss der Gnadenzeit erstreckt sich nicht auf die Einkünfte 
des von dem Verstorbenen etwa bekleideten kirchenregimentlichen Amtes, 
So lange jedoch die Superintendentur des Kreises Herzogthum Lauen- 
burg mit dem Hauptpastorat in Ratzeburg verbunden bleibt, behält 
die Wittwe des Superintendenten für die Dauer der Gnadenzeit auch 
die Einkünfte der Superintendentur. 

$ 4. In allen Fällen, in welchen der Eintritt von Rechten und 
Verpflichtungen nach den bisher geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
von dem Ablauf des Gnadenjähres abhängig ist, erfolgt er in Zukunft 
mit dem Ablauf der im $ 2 festgesetzten Gnadenzeit. 

$ 5. Die Wittwen erhalten ausser der in $ 1 gedachten Grnaden- 

30 * 
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zeit ein Drittel der mit der letzten Stelle des verstorbenen Ehemannes 
dauernd verbundenen, nach einem Durchschnitt von fünf Jahren zu be- 
rechnenden jährlichen Diensteinnahme, jedoch mindestens einen Betrag 
von 1000 M. aus der Gesammtsynodalkasse und zwar aus einem zu 
bildenden Spezialfonds (vgl. $ 8) in vierteljährlichen im Voraus zu 
bezahlenden Raten. 

Der Werth der Dienstwohnung wird bei der Berechnung der Dienst- 
einnahme mit 10° der sonstigen Einnahmen in Anschlag gebracht. 

Ob und inwieweit in den Fällen des $ 2 Absatz 2 eine Kürzung 
der Entschädigung einzutreten hat, wird im einzelnen Falle von dem 
Konsistorium unter beschliessender Mitwirkung der Mitglieder des Ge- 
sammtsynodalausschusses entschieden. 

86. Unversorgten, eheleiblichen, Stief- und Adoptiv-Kindern eines 
im Amte verstorbenen Geistlichen kann, falls die Mutter vor dem Geist- 
lichen mit Tode abgegangen ist, oder während des auf den Tod des 
Geistlichen folgenden Jahres stirbt, vom Konsistorium unter beschlies- 
sender Mitwirkung der Mitglieder des Gesammtsynodalausschusses aus 
dem Spezialfonds (vgl. $8) eine Unterstützung gewährt werden. Diese 
Unterstützung darf den Betrag nicht überschreiten, welchen die Wittwe 
gegebenen Falls aus dem Spezialfonds erhalten hätte. 

& 7. Die vorstehenden Bestimmungen finden auf die Hinterbliebenen | 
der vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits im Bereich der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche der Provinz angestellten Geistlichen nur 
dann Anwendung, wenn diese Geistlichen sich binnen Jahresfrist nach 
dem Erlass dieses Kirchengesetzes dem Gesetze freiwillig unterwerfen, 
oder wenn sie nach dem Inkrafttreten des Gesetzes auf eine andere 
Stelle versetzt sind. 

88. Für die Distrikte, in welchen noch dänisches Kirchenrecht 
gilt, behält es bei den Vorschriften des Kirchengesetzes vom 3. Mai 
1890, betreffend die Verhältnisse der Geistlichen in denjenigen schles- 
wigschen Gemeinden, in welchen dänisches Kirchenrecht gilt (Kirch- 
liches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 49) sein Bewenden. Die 
Gemeinden in diesen Distrikten haben für die in den $$ 5 und 6 fest- 
gesetzten Ausgaben keine Beiträge zu leisten. Durch eine besondere 
Bestimmung wird unter Berücksichtigung der vorstehenden Bestimmung 
festgesetzt, in welchem Verhältniss die einzelnen Propsteien bezw. Ge- 
meinden zu der Aufbringung der fraglichen Entschädigungssumme bei- 
zutragen haben. Die Aufstellung der Matrikel erfolgt vorläufig durch 
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das Konsistorium, definitiv durch die Gesammtsynode unter Zustimmung 
des Konsistoriums. 

8 9. Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Vorschriften, nament- 
lich die der Lauenburgischen Verordnung vom 13. September 1751, be- 
treffend das Gnadenjahr (Lauenburgische Verordnungen -Sammlung 
Band 3 Seite 340/41) werden aufgehoben. 

19. Sachsen. Ges. 3/55 92 Abänderungen der gesetzl. 
Bestimmungen üb. d. Pensionsverhältnisse der ev.- 
luth. Geistl. und der Hinterlassenen dieser u. d. ev. 
reform. Geistl. betr. Ges. u. V.Bl 1892 S. 132. 
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